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VORWORT 
Ziel der (staatl ichen) Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik in den neuen 
Bundesländern ist es, durch f inanziel le Unterstützung und durch Beratung 
Unternehmen, die in große f inanziel le Schwier igkei ten geraten s ind, zu 
helfen, damit Unternehmenszusammenbrüche und Betr iebsschl ießungen 
vermieden werden können. Dadurch soll die in der zwei ten Hälfte der 90er 
Jahre zunehmende Zahl von Zusammenbrüchen und Sch l ießungen redu­
ziert werden. Das dafür eingesetzte Geld s tammt aus e inem Konsol id ie­
rungsfonds des Bundes für die neuen Bundesländer. Dieser Fonds wird 
aus Bundesgeldern gespeist. Die dem einzelnen Bundes land gewähr ten 
Gelder müssen in der Regel für jedes Vorhaben durch Finanzmit tel des 
Landes ergänzt werden (in der Regel mit mindestens 5 0 % der v o m Bund 
gewährten Summe) . 

Die Dissertation befasst sich mit einer best immten Phase d ieser Sanie­
rungs- und Konsolidierungspoli t ik, nämlich mit ihrer Implementat ion auf 
Landesebene. Unter Implementat ion wird die Durchführung und Umset ­
zung von Maßnahmen, die aus dem o. g . Fonds f inanziert werden , ver­
standen. Diese Maßnahmen werden gelenkt und gestal tet durch be­
st immte Regeln, die an die Nutzung des Fonds gebunden s ind. Es gibt 
dabei jedoch einen Spiel raum, der von den einzelnen Bundes ländern indi­
viduell und eigenständig ausgestal tet werden kann. Die Bundesländer 
können für diese Sanierungs- und Konsol idierungspol i tk auch nicht-
staatl iche Akteure betei l igen. Durch die Zusammenarbe i t von staat l ichen 
und nicht-staatl ichen Akteuren können mögl icherweise die Er fo lgschancen 
verbessert werden. Die dieser Zusammenarbe i t zugrunde l iegende Idee ist 
die Annahme, dass Netzwerke zwischen staatl ichen und nicht-staat l ichen 
Akteuren die traditionelle hierarchische Steuerung der Politik, die durch die 
staatl iche Verwal tung erfolgt, ergänzen sol len. 

Es ist nun das Ziel der Dissertat ion, die Akteure darzuste l len, d ie an dieser 
Implementat ion der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik beteil igt s ind, 
und dann den folgenden Fragen nachzugehen: W ie arbei ten die Akteure 
zusammen? Welche Instrumente haben sie und welche setzen sie ein? 
Wie erfolgreich ist die Zusammenarbe i t? Kann man davon sprechen, dass 
die Steuerung der staatl ichen Verwal tung durch Netzwerke oder netzwer­
kartige Strukturen in wi rksamer We ise ergänzt werden? 

Diese Fragen, die bisher in der Forschungsl i teratur kaum beachtet wur­
den, verfolgt die Verf. anhand der Beispiele Sachsen-Anhal t und Bran­
denburg. Damit leistet die Dissertat ion e inen wicht igen Beitrag zur Verk le i ­
nerung einer Forschungslücke. Die durch die Dissertat ion gewonnenen 
Erkenntnisse können auch für die zukünft ige Sanierungs- und Konsol id ie­
rungspolit ik verwendet werden , so dass sie letztl ich auch für der Regio­
nentwicklung dienen können. 

Potsdam, im März 2002 Wil f r ied Heller 
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1 EINLEITUNG 
1.1 Untersuchungsgegenstand, Problemstellung und For­

schungsstand 
Die vorl iegende Arbeit beschäft igt sich mit dem Pol i t ik fe ld 1 "Sanierungs- und 

Konsoi idierungspol i t ik" 2 , d ie darauf abzielt, die immer wei ter anste igende Zahl 

von Betr iebsschl ießungen e inzudämmen. Dabei stellt der Staat den in wirt­

schaftl iche Bedrängnis geratenen Unternehmen überwiegend f inanziel le 

Unterstützungen bereit. 

Besonderes Augenmerk legt die Untersuchung auf die seit 1995 laufende 

Phase der Durchführung und Umsetzung der programmgele i te ten Hi l festel lun­

gen für Kr isenunternehmen in Ostdeutschland: der Implementation* auf 
Landesebene. Dieser Schwerpunkt ist insbesondere deswegen gewähl t 

worden, weil einerseits der Staat in Ostdeutschland eine spezi f ische - von der 

westdeutschen differente - Politik verfolgt, und er gleichzeit ig dami t e ine 

besondere Art und We ise der Durchführung festgelegt hat. Andererse i ts 

bef inden sich vor al lem auf der Landesebene die wicht igsten Akteure , die d iese 

polit ischen Maßnahmen in einer speziel len Form umsetzen. 

Das Politikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik ist in Ostdeutsch land 

nicht aus reinem Selbstzweck entwickelt worden . Die von der Treuhandansta l t 

bis Ende 1994 zu bewäl t igende Aufgabe, eine wet tbewerbsfähige Wir tschaf t in 

den neuen Bundesländern aufzubauen, ist nicht befr iedigend gelöst wo rden . Bis 

Der Begriff des Politikfeldes bezeichnet eine sachliche Zusammengehörigkeit von 
politischen Maßnahmen. Die Grenzen dieses Feldes werden durch institutionelle Zustän­
digkeiten bestimmt. Das Politikfeld umreißt mehr oder weniger genau den Gegenstandsbe­
reich von einem Politikinhalt (bzw. von policies, vgl. Ausführungen in Kapitel 2.2). Manche 
Politikfelder erhalten ihren Namen von der Zielgruppe ihrer Politik, wie z.B. Ausländerpoli­
tik, andere Politikfelder, wie z.B. die Agrarpolitik, sind nach ihrem Gegenstandsbereich 
benannt. "Für die politik- und verwaltungswissenschaftliche Analyse sind sie wichtig, weil 
sie häufig auf die institutionellen Grenzen der Bearbeitung hinweisen, also beispielsweise 
Ministerien, Dezernate und Ämter identifizierbar machen, die für die Policy zuständig sind." 
(WINDHOFF-HÉRITIER 1987: 22). 

Vgl. zur genauen Definition von "Konsolidierung" und "Sanierung" bzw. "Sanierungs- und 
Konsolidierungspolitik" die Ausführungen in Kapitel 2 . 1 . 

Der Begriff der Implementation bzw. Implementierung kommt aus dem angelsächsischen 
Sprachgebrauch und kann mit Durchführung, Ausführung, Umsetzung, Einführung oder 
Vollzug übersetzt werden (vgl. BOHNE/HUCKE 1978). "Die der Implementationsforschung 
eigentümliche Fragestellung kann darin gesehen werden, dass sie sich gegenständlich auf 
bestimmte Politikvorhaben (insbesondere Programme im Sinne bestimmter politischer 
Handlungs- und Gestaltungsabsichten und ihrer finanziellen, institutionellen usw. Instru­
mentierung) bezieht und deren "langen Marsch durch die Institutionen" zum Gegenstand 
hat Konzeptionell geht es dabei vor allem darum, Flegelhaftigkeiten im Zusammenspiel 
und im Zusammenhang zwischen bestimmten Merkmalen des Programms (etwa typisiert 
nach vorrangig verwandten Instrumenten, z.B. regulative Politik, finanzielle Anreize usw.; 
...), der Implementationsstruktur (etwa der Konstellation, der an der Implementation betei­
ligten öffentlichen, aber auch gesellschaftlichen Akteure) und dem Adressatenfeld zu 
erkennen." (NOHLEN/SCHULTZE 1987: 355) Die Phase der Implementation umfasst also 
Momente der Durchführung, Umsetzung bzw. des Vollzugs sowie der Gestaltung des 
Vollzugs. Eine Weiterentwicklung der politischen Maßnahmen, die sich aus den Erfahrun­
gen des Vollzugs ergibt, gehört ebenfalls zur Phase der Implementation. 
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1994/95 konnte die ostdeutsche Wirtschaftsstruktur nicht an den westdeut­
schen, geschweige denn an den Standard der west l ichen Industriestaaten 
angegl ichen werden . Daher erachtete der Staat es für notwendig, auch über die 
Existenz der Treuhandanstal t hinaus, diverse Unterstützungsleistungen für die 
durch den Transformat ionsprozess betroffenen ostdeutschen Unternehmen 
anzubieten, um der Deindustrial isierung gegenzusteuern und ein selbsttragen­
des Wir tschaf tswachstum in Ostdeutschland zu ermögl ichen. 

Sowohl der Bund als auch die ostdeutschen Bundesländer bieten daher seit 
mehreren Jahren diverse Unterstützungsmögl ichkeiten zur betrieblichen 
Sanierung und Konsol idierung von ostdeutschen kleinen und mitt leren Unter­
n e h m e n 4 an . Herzstück dieser Politik ist der Konsol idierungsfonds, den der 
Bund Ende 1994 im Zuge des Übergangs der Treuhandanstal t in die Bundes­
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben auflegte. Damit wurde das 
Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik in Ostdeutschland von 
Seiten des Bundes begründet und auf eine einheitl iche konzeptionel le Basis 
gestellt. Der Konsol id ierungsfonds eröffnete den ostdeutschen Bundesländern 
einen f inanziel len Spie l raum, durch den sie eigenständige Sanierungs- und 
Konsol idierungspol i t iken entwickeln konnten. Auf Bundesebene sind zeitgleich 
noch einige andere Programme für Ostdeutschland aufgelegt worden - wie z.B. 
der Betei l igungsfonds Ost -, so dass seit Ende 1994 Kr isenunternehmen von 
staatl icher Seite in vielfält iger Weise programmgelei tete Unterstützung erhalten 
und sich das Polit ikfeld sei tdem weiter konstituieren und etablieren konnte. 

Ein wicht iges Merkmal von Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik ist, dass die 
Regul ierungs- bzw. Steuerungsbemühungen überwiegend von staatl icher Seite 
ausgehen. Mitt lerweile wird aber zunehmend in Frage gestellt, ob staatliche 
Interventionen allein noch hinreichend s ind: In der Wissenschaf t werden 
Eingriffe in das Wir tschaf tsgeschehen äußerst kontrovers und vor al lem unter 
s teuerungstheore t ischen 5 Gesichtspunkten diskutiert. In der jüngeren wissen­
schaft l ichen Debatte werden die beiden klassischen Steuerungs formen 6 "Staat 
bzw. Hierarchie" und "Markt" aber generel l als unvollständige Alternativen 
verstanden (vgl. z .B. HILD 1997), die beide die bestehenden Koordinationspro­
b leme einer modernen Gesellschaft nicht befr iedigend lösen können. Immer 
häufiger wird in der Debatte die Ansicht vertreten, dass durch die Anwendung 

4 Vgl. zur genauen Definition von kleinen und mittleren Unternehmen Kapitel 2 .1 . 
5 Die Steuerungstheorie widmet sich - stark verkürzt - im wesentlichen den Fragen nach 

den Einflussmöglichkeiten auf das politische Steuerungssystem. Jedes Steuerungssystem 
umfasst eine steuernde Größe, eine Steuerkette, eine Steuereinrichtung und die gesteu­
erte Größe. Sowohl die Zustände dieser Elemente als auch deren Störungsfaktoren versu­
chen die Steuerungstheoretiker zu verstehen (vgl. NOHLEN/SCHULTZE 1987: 993). 

6 Der Begriff der Steuerungsform wird synonym mit den Termini Steuerungstyp oder 
Steuerungsprinzip verwendet (vgl. nähere Ausführungen in Kapitel 2.2 und 2.3). In Anleh­
nung an WINDHOFF-HÉRITIER (1987) gibt die Beschreibung des Steuerungsprinzips 
Aufschluss darüber, wie und mit welcher Hilfe von Instrumenten eine politische Wirkung 
erzielt werden soll (vgl. zum Unterschied zwischen Instrument und Steuerungsinstrument 
Ausführungen in Fußnote 8). "Hierarchie" oder "Markt" gelten in der wissenschaftlichen 
Literatur als eine gängige Steuerungsform (vgl. z.B. VON PRITTWITZ 1994: 70ff). 
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der Steuerungsformen Markt und/oder Hierarchie ein systemat isches Steue­
rungsdefizit entstünde, das ohne Alternative nur sehr e ingeschränkt behoben 
werden könne. Die gesuchte Ergänzung zu d iesen unvol ls tändigen Steue­
rungsmögl ichkeiten seien "Netzwerke" (vgl. grundlegend zur Diskussion über 
Netzwerke, MESSNER 1995). Zwar wird in den wissenschaf t l ichen Ause inan­
dersetzungen generel l e ingeräumt, dass Netzwerke die k lassischen Formen 
bisher noch nicht vol lständig ersetzt haben. Al lerdings verdränge zunehmend 
der moderne Steuerungstyp "Netzwerk" mit seinen wesent l ichen Instrumenten 
"Kooperat ion" und "Konsens" die klassischen Formen wie "Markt" und "Hierar­
chie". Es wird argumentiert , dass durch die Hinzuziehung von versch iedenen 
Akteuren in den polit ischen Prozess - also von der Phase der Ents tehung eines 
Politikfeldes bis hin zu dessen Umsetzung, Durchführung bzw. se ines Vol lzugs 
(Implementat ion) -, die ergri f fenen polit ischen M a ß n a h m e n und auch die 
Wirkungen erhebl ich verbessert werden könnten (vgl. z .B. HILD 1997). 

Wie weit aber solche - durchaus nicht unumstr i t tenen - Erkenntnisse bereits in 
die Felder polit ischer Praxis vorgedrungen s ind, ist bisher nur sehr vereinzelt 
untersucht worden (vgl. z .B. für das Politikfeld Umweltpol i t ik J Ä N I C K E 1999). 
Die vorl iegende Arbeit will den Versuch unternehmen, e ine erste Antwor t darauf 
zu geben, ob der Staat in e inem erst jüngst konsti tuierten Polit ikfeld mehr und 
mehr dazu übergegangen ist, nicht nur klassisch-hierarchische Strukturen für 
den Vol lzug der Politik zu schaf fen, sondern ob er auch andere Strukturen 
aufgebaut hat, die über administrat ive Akteure hinaus andere Personen und 
Institutionen - wie z .B. die Adressaten der Politik - mit in die Implementat ion 
des Polit ikfeldes einbeziehen. 

Die dieser Arbeit übergeordnete These lautet folgl ich: Im Polit ikfeld Sanierungs­
und Konsolidierungspoli t ik sind im Implementat ionsprozess nicht mehr al lein die 
klassischen Steuerungsformen Hierarchie und Markt sowie deren typischen 
Strukturen zu erkennen, sondern d iese tradit ionellen Steuerungsformen werden 
durch netzwerkart ige Strukturen ergänzt. Diese Vermutung drängt s ich aus 
mehreren Gründen auf: Es ist vorstel lbar, dass die Durchführungsinstanzen 
(wie z.B. die Landeswirtschaftsminister ien) in e inem erst jüngst einger ichteten 
Politikfeld nur sehr eingeschränkt auf bewährte Implementat ionsmethoden 
zurückgreifen können. Auch die nach wie vor bestehende Umbruchsi tuat ion in 
Ostdeutschland spricht eher für f lexible denn für e ingefahrene Ver fahrensrout i ­
nen. Zur Opt imierung der Politik könnten daher auch andere Pol i t ikformen 
jenseits von Hierarchie und Markt ausprobiert werden . Z u d e m bitten Kr isenun­
ternehmen er fahrungsgemäß erst relativ spät um externe Hilfe. Der daraus 
result ierenden Dringlichkeit und dem hohen Problemdruck können nicht 
unbedingt allein mit k lassischen Steuerungsformen und den dazugehörenden 
Steuerungsinstrumenten wie Geld und Macht adäquat begegnet werden . 
Schnel le, mehr oder weniger unbürokrat ische Lösungswege müssen e inge­
schlagen werden. Darüber hinaus sind die vol lz iehenden Akteure (wie z .B. die 
jeweil igen Vertreter der Abte i lungen in den Wir tschaftsminister ien oder die 
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Vertreter der Bürgschaf tsbanken 7 ) auf zusätzl iche Informationen von Externen 
(wie z.B. Hausbanken, Gläubiger, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des 
Kr isenunternehmens, Betr iebsrat des gefährdeten Unternehmens, etc.) 
angewiesen, um das komplexe Problem der betriebswirtschaft l ichen Krise 
richtig e inschätzen und aus dem vorhandenen Unterstützungsset die geeignete 
Maßnahme aussuchen und einleiten zu können. Daher liegt es nahe, andere 
Akteure mit t iefgrei fenden Kenntn issen über das Kr isenunternehmen mit in die 
Implementat ion e inzubeziehen. Diese Gründe sprechen dafür, dass neben 
tradit ionellen auch moderne, wie z .B. netzwerkart ige Steuerungsformen in das 
Ver fahren integriert werden . 

Ziel dieser Arbei t ist es , die Art und Weise des Zusammenspie ls der an der 
Implementat ion betei l igten und zuständigen Akteure sowie deren Instrumentari­
u m zu charakter is ieren, um so Erkenntnisse über die gewählte Steuerungsform 
des Polit ikfeldes der Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik sowie ihre 
Wirksamkei t zu gewinnen. A u s dieser Zielsetzung result ieren folgende 
übergeordnete und forschungsle i tende Fragenkomplexe: 

• We lche Hilfen werden für die Kr isenunternehmen bereitgestellt? Wie sind 
sie zu charakter is ieren? 

• Welche Akteure wi rken und wie setzen sie die gewählten polit ischen 
Maßnahmen um? We isen die durchführenden Akteure bzw. die Durchfüh-
rungsinstanz(en) spezif ische Kennzeichen auf? Wie sind die anderen betei­
l igten Akteure zu charakter is ieren? 

• W ie ist das Zusammensp ie l der am Implementat ionsprozess beteil igten 
Akteure auf Landesebene zu charakter is ieren? In welcher Beziehung stehen 
die Akteure zueinander? We lche Akteure wenden welche Instrumente bzw. 
pol i t ische Maßnahmen an? 

• Domin ieren eher harte Steuerungs ins t rumente 8 wie Geld und Macht? 
Inwiefern spielen die Steuerungsinstrumente "Kooperat ion" und "Konsens" 
eine Rol le? Wi rd die klassische Steuerungsform "Hierarchie" erkennbar 
durch moderne Steuerungsformen wie Netzwerke abgelöst? 

Die vor l iegende Studie will somit einen Beitrag zur Polit ikfeldforschung unter 
s teuerungstheoret ischen Gesichtspunkten leisten, indem übergreifende 
Fragestel lungen (z.B. Steuerungsform der Sanierungs- und Konsol idierungspo­
litik) mit empir ischer Forschung auf Landesebene verbunden werden. Die oben 

7 Vgl. hierzu insbesondere die Ausführungen in Kapitel 2.1 zur Liquiditätskrise. 
8 Ich unterscheide zwischen den Begriffen "Instrument" und "Steuerungsinstrument" 

folgendermaßen: Als Instrument wird in der vorliegenden Arbeit in Anlehnung an 
SCHUBERT (1991) - ganz allgemein - das konkrete, zur Zielerreichung gewählte operative 
Mittel bezeichnet (vgl. ebd. 1991: 172). Der Begriff des Steuerungsinstruments umfasst im 
Sinne von JANN (1981) dagegen alle Möglichkeiten, das Verhalten der beteiligten Akteure 
so zu beeinflussen, dass die gewünschten politischen Ziele erreicht werden können (vgl. 
ebd.: 60 und die näheren Ausführungen zum Begriff "Steuerungsinstrument" in Kapitel 
2.3.1). 

16 



dargelegten übergeordneten Fragestel lungen werden für die beiden ostdeut­
schen Bundesländer - Sachsen-Anhal t und Brandenburg - beantwortet . 

Mit der ganz bewussten Konzentrat ion auf zwei "räumliche Einhei ten" hat die 
Arbeit eine insgesamt regionalwissenschaft l iche Perspekt ive gewähl t . Dabei 
nimmt sie aber nicht die tradit ionelle, noch sehr verbreitete reg ionalwissen­
schaftl iche Sicht e in , die Regionen insbesondere als stat ische Räume und 
neutrale Standorte definiert (vgl. z.B. BOUSTEDT 1975). V ie lmehr sucht d iese 
Arbeit ihren Zugang zur Regionalwissenschaft über einen sehr wei tgefassten 
Begriff der Region. "Region" wird hier in An lehnung an neuere reg ionalwissen­
schaftl iche Ansätze (vgl. z.B. LÄPPLE 1994) als ein sozialer Interakt ionszu­
sammenhang interpretiert, den die unterschiedl ichen vorhandenen ökonomi ­
schen, sozialen und poli t ischen Akteure und Organisat ionen innerhalb eines 
"physischen" geographischen Raumes prägen und entwickeln. Regionen 
werden somit von den wirtschaft l ichen, sozialen und pol i t ischen Akteuren als 
selbst organisierte Systeme von Beziehungen mit ganz besonderen Charakter­
eigenschaften, w ie z.B. intraregionalen Kooperat ionsformen, gebi ldet (vgl. 
KUJATH 1998: 14). Die vor l iegende Arbeit greift d iese regionalwissenschaft l i ­
che Sichtweise insofern auf, als sie neben dem Instrumentar ium auch die für 
das Politikfeld wicht igen Akteurs- und Organisat ionsstrukturen untersucht. 
Dabei stehen insbesondere die vorhandenen Strukturen und Instrumentar ien 
der Landesebene im Mittelpunkt des Interesses. 

Landespolit ik wird jedoch wesent l ich durch die auf Bundes- und EU-Ebene 
vorgegebenen Bedingungen beeinf lusst bzw. geprägt. Daher behandel t d iese 
Dissertation zunächst die bestehenden Rahmenbed ingungen, die auf den der 
Landesebene übergeordneten pol i t isch-administrat iven Ebenen bestehen. Hier 
werden neben rechtl ichen Reglement ierungen auch die für die Implementat i ­
onsphase relevanten Instrumente und Akteure dargelegt. 

Die Arbeit konzentriert sich in erster Linie auf alle von den Landesreg ierungen 
Sachsen-Anhal ts und Brandenburgs aufgelegten Programme, die ein Kr isen­
unternehmen unterstützen können. Im Fokus der Arbei t s tehen die Unterneh­
men bzw. deren Geschäftsführungen und nicht die Arbei tnehmer, die ebenfal ls 
durch eine Unternehmenskr ise betroffen s ind. Mir ist bewusst , dass das 
umfangreiche, in Deutschland zur Ver fügung s tehende arbei tsmarktpol i t ische 
Instrumentarium wesent l ich zur Sanierung bzw. zur Konsol id ierung eines 
Kr isenunternehmens beitragen kann, insbesondere bei der Instal l ierung einer 
Auffanggesel lschaft (vgl. z .B. Kapitel 4.2.1.3). Diese arbei tsmarktpol i t ischen 
Instrumente greifen aber meist erst, wenn der Betr ieb insolvent ist. Daher 
werden diese vielfält igen und mindestens genauso wicht igen Instrumente der 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolit ik (wie z.B. Kurzarbeit, Ausg le ichszahlungen im 
Rahmen eines Sozialplans, Insolvenzgeld etc.) trotz der notwendigen und 
oftmals geforderten Verzahnung der verschiedenen Polit ikfelder sowie der 
Abst immung aller beteil igten Akteure und Instrumente hier nicht berücks icht ig t . 9 

9 Ebenso werden die Maßnahmen der "Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktuf nicht in die vorliegende Studie miteinbezogen. In erster 
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Das Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik ist von wissenschaft­
l icher Seite bisher wenig beachtet worden. Die Arbeit greift daher im wesent l i ­
chen auf Studien und dessen Material ien zurück, die ich gemeinsam mit meinen 
beiden Kol leginnen Wal t raud Bruch-Krumbein und Astrid Ziegler in den Jahren 
1996 bis 1999 erstellt h a b e . 1 0 Diese Arbei ten geben bisher den umfangreich­
sten und vol lständigsten Überblick über die praktizierten Konsol idierungspol i t i ­
ken und deren Maßnahmen bzw. die angewandten Instrumente in den 
Bundesländern. Sie beschränken sich im wesent l ichen darauf, die unterschied­
l ichen angebotenen Programme in den neuen Bundesländern in einem 
einheit l ichen Raster mit verschiedenen Rubriken (wie z.B. Förderzweck, -art, 
-höhe, -Voraussetzungen etc.) darzustel len, um sie besser vergleichen zu 
können. Diese Programmzusammenste l lungen richten sich an die Krisenunter­
nehmen selbst und an die Gewerkschaf ten. Eine theoretische Einordnung fand 
in d iesen Studien - wenn überhaupt - nur ansatzweise statt (vgl. z .B. BRUCH-
KRUMBEIN/HOCHMUTH/Z IEGLER 1996a). 

Daneben ist noch auf die Studie von ENGBERDING (1997) h inzuweisen. Er 
befasst sich insbesondere mit den bestehenden Handlungsspiel räumen der 
Kr isenunternehmen und fragt dabei , ob diese Unternehmen durch die Industrie­
politik des Bundes und des jewei l igen Landes unterstützt werden. Er entwickelt 
in seiner Arbeit ein Model l der Sanierungsbetei l igungsgesel lschaften. Mit Hilfe 
dieser Finanzierungseinr ichtungen soll einerseits Unternehmen in Schwier ig­
keiten f inanziel l gehol fen werden. Anderersei ts soll damit ein effizienter 
Kontro l lmechanismus für den Sanierungsprozess installiert werden, der 
sicherstellt, dass die betriebliche Krise so optimal wie mögl ich bewält igt wird. 
Als Init iatoren und Geldgeber derartiger Betei l igungsgesel lschaften kommen für 
ENGBER-DING sowohl private als auch Landes- bzw. landesnahe Institutionen 
in Frage (vgl. ebd . 259). Die Einrichtung von Sanierungsbetei l igungsgesel l -
schaften betrachtet er als eine Weiterentwicklung der Industriepolitik, die 
bislang im Bereich der Unternehmenskr isen und deren Bewält igung wenig Hilfe 
biete. 

Andere Studien, die das Politikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik 
z.B. mit steuerungstheoret ischen Gesichtspunkten verb inden, sind nach 

Linie dienen diese Maßnahmen nicht der Unterstützung von Unternehmen in Schwierig­
keiten, sondern der Förderung von Investitionsvorhaben einschließlich des Fremdenver­
kehrs. Gefördert werden die Einrichtung, Erweiterung, Verlagerung, Umstellung oder 
grundlegende Rationalisierung/Modernisierung einer Betriebsstätte sowie der Erwerb einer 
stillgelegten oder von Stillegung bedrohten Betriebsstätte. In diesem Rahmen werden 
Zuschüsse in den unterschiedlichen Fördergebieten gewährt (vgl. 28. Rahmenplan 1999). 

1 0 Vgl. z.B.: BRUCH-KRUMBEIN/HOCHMUTH/ZIEGLER (1996a): Sanierungsbeihilfen für 
Betriebe in den ostdeutschen Bundesländern. Eine Handreichung für die Praxis, Göttingen 
und Düsseldorf; BRUCH-KRUMBEIN/HOCHMUTH/ZIEGLER (1999a;: Wege aus der 
Unternehmenskrise - Konsolidierungsbeihilfen in den westdeutschen Bundesländern. 
Marburg; HOCHMUTH/ZIEGLER (1999a): Unternehmenskrisen und Sanierung - Eine 
Dokumentation von betrieblichen und akteursbezogenen Informations- und Kommunika­
tions-systemen. Göttingen und Düsseldorf; HOCHMUTH/ZIEGLER (1999c;: Sanierungs­
beihilfen der ostdeutschen Bundesländer - Überblick und Weiterentwicklung seit 1996. 
Göttingen und Düsseldorf 1999. 
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meinem Wissen nicht vorhanden. Aus d e m daraus resul t ierenden Forschungs­
defizit folgt, dass das Politikfeld hier grundlegend dargestel l t werden muss. 

1.2 Methodik und Aufbau 
Die vorl iegende Untersuchung ist im Rahmen der qual i tat iven Sozia l forschung 
zu verorten. Im Mittelpunkt des Interesses steht die Pol i t ik- Implementat ion, wei l 
für diese Phase des Pol i t ikprozesses ausre ichendes Datenmater ia l vo r l i eg t . 1 1 

Da sich die Implementat ionsforschung detail l iert mit der Implementat ion bereits 
bestehender Poli t ikkonzepte auseinandersetzt , bietet sie sich als speziel ler 
theoretischer Bezugsrahmen an. Die Implementat ionsforschung liefert Erkennt­
nisse über die Merkmale der unterschiedl ichen Programmtypen und der 
angewendeten Instrumentarien sowie über die Kennzeichen der betei l igten 
Akteure und legt Erkenntnisse über ihr Verhal ten dar. 

Die Phase der Pol i t ik-Implementat ion wird in zwei Schri t ten analysiert: Zunächst 
sollen die für die auf Landesebene statt f indende Implementat ion bedeutenden 
Rahmenbedingungen auf der nat ionalen und supranat ionalen Ebene aufgezeigt 
werden. Hauptaugenmerk ist in d iesem ersten Schritt auf die recht l ichen 
Voraussetzungen und die spezi f ischen Instrumente und Akteure der San ie-
rungs- und Konsolidierungspoli t ik gelegt worden . Darauf au fbauend soll dann in 
e inem zweiten Schritt das Zusammensp ie l der Akteure und Instrumente auf 
Landesebene näher beleuchtet werden . Anschl ießend wird der gesamte 
Verfahrensablauf der Entscheidungsf indung - v o m Erstkontakt des Kr isenun­
ternehmens mit der Durchführungsinstanz bis hin zur e igent l ichen Ant ragsbe­
wil l igung bzw. -ablehnung - genauer untersucht. Z u m einen wird dar in deut l ich, 
welche Rolle die einzelnen Akteure spielen und wie sie die zur Ver fügung 
stehenden Instrumente e insetzen. Z u m anderen wird erkennbar, ob sich 
prozedurale Innovat ionen in d iesem Polit ikfeld identif izieren lassen. So können 
Aussagen über die hier gestel l ten steuerungstheoret ischen Fragestel lungen 
getroffen werden. 

In der vorl iegenden Studie wird das Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol id ie­
rungspolit ik exemplar isch für die ostdeutschen Bundesländer Sachsen-Anhal t 
und Brandenburg untersucht. Die Auswah l der Bundes länder erfolgte im 
wesent l ichen nach zwei Kri ter ien: 1. Die zu untersuchenden Bundes länder 
sollten über unterschiedl iche wirtschaftsstrukturel le Ausgangsbed ingungen vor 
der Wiedervereinigung ver fügen. Brandenburg war und ist hauptsächl ich 
agrarisch geprägt. Im Gegensatz dazu war Sachsen-Anhal t vor der Wiederver-

Eine vollständige Policy-Analyse in Anlehnung an HERITIER (1993) kann nicht angewen­
det werden, weil aufgrund des bereits aufgezeigten Forschungsdefizits kein ausreichendes 
Material - wie z.B. Primär- und Sekundärliteratur - über das Politikfeld der Sanierungs- und 
Konsolidierungspolitik existiert. Eine vollständige Policy-Analyse beschreibt den gesamten 
Policy-Zyklus eines Politikfeldes (vgl. Ausführungen in Kapitel 2.2). Es werden also bspw. 
Aussagen darüber getroffen, welche Akteure das Problem wahrgenommen haben, welche 
Ursachen es dafür gab und welche Problemlösungsstrategien zur Debatte stehen. 
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einigung durch tradit ionelle Industr iebranchen gekennzeichnet. Der überwie­
gende Tei l der sachsen-anhal t in ischen Erwerbsbevölkerung war in den 
tradit ionellen Wir tschaf tszweigen Chemie und Maschinenbau beschäftigt. Der 
Grund für die Auswah l d ieses Kriteriums lag in der Vermutung, dass sich aus 
d iesen unterschiedl ichen wirtschaftsstrukturel len Gegebenhei ten differente 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t iken ergeben könnten. 2. Das zweite 
Kri terium war die im Vergle ich zu Sachsen und Thür ingen äußerst schlechte 
wirtschaft l iche Lage der beiden Bundesländer. Es ist denkbar, dass vor dem 
Hintergrund einer schlechten Wirtschafts lage die Landesregierung eine 
gegensteuernde und f lexibel zu handhabende Sanierungs- u n d Konsolidie­
rungspoli t ik entwickelt und umsetzt . 

Neben der Verarbei tung von grundlegender wissenschaft l icher Literatur zu 
steuerungstheoret ischen Gesichtspunkten wird außerdem auf Sekundärl i teratur 
zu betr iebswirtschaft l ichen und rechtl ichen Problemen zurückgegri f fen, die sich 
im wesent l ichen auf Richt l inien, Programmen und Broschüren der ausgewähl­
ten Länder sowie Gesetzestexten auf Bundes- und EU-Ebene beziehen. 
Quant i tat ives, stat ist isches Zahlenmater ia l ist insbesondere für die Darlegung 
der wirtschaftsstrukturel len Entwicklung der Untersuchungsländer verwendet 
worden . Außerdem habe ich Daten über die Förderergebnisse der Sanierungs­
und Konsol id ierungsprogramme auf Landesebene aus den jewei l igen Wirt­
schaftsber ichten und Datenbanken der Landesminister ien und den jewei ls für 
die Sanierungs- und Konsol id ierungsinstrumente zuständigen Institutionen (wie 
z.B. die Landesförder instute) zusammengestel l t , um eine Einschätzung über 
das Fördervolumen und die Wi rkungen des Polit ikfeldes zu geben. 
Wei l s ich Erkenntnisse über vorhandene Akteursstrukturen nur mittels offener 
leit fadenorientierter Expertengespräche gewinnen lassen, sind sie hier als 
Haupterhebungsinst rument gewähl t worden. Derart ige Interviews gelten als ein 
bewährtes Instrument der quali tat iven Sozial forschung. Maßgebl iche Aussagen 
über offene leit fadenorientierte Expertengespräche haben MEUSER/NAGEL 
(1991) getroffen, auf die ich mich im wei teren Verlauf dieser Ausführungen 
beziehe: So wird bspw. von ihnen als Experte derjenige bezeichnet, der "in 
irgendeiner Weise Verantwortung trägt für den Entwurf, die Implementierung 
oder die Kontrolle einer Problemlösung (in d iesem Falle das Politikfeld der 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik, E.H.) oder wer über einen privilegierten 
Zugang zu Informationen über Personengruppen oder EntScheidungsprozesse 
verfügt" (ebd. : 443) Das leitfadenorientierte Experteninterview zeichnet sich 
darin aus, dass es sowohl dem themat isch-begrenzten Interesse des Forschers 
oder der Forscher in als auch dem Expertenstatus des Befragten gerecht wird. 
"Die in die Entwicklung eines Leitfadens eingehende Arbeit schließt aus, dass 
sich der Forscher als inkompetenter Gesprächspartner darstellt. So wird 
verhindert, dass der Experte es früher oder später bereut, in das Gespräch 
eingewilligt zu haben. Die Orientierung an einem Leitfaden schließt auch aus, 
dass das Gespräch sich in Themen verliert, die nichts zur Sache tun, und 
erlaubt zugleich dem Experten, seine Sache und Sicht der Dinge zu extempo­
rieren." (ebd. : 448) Das leitfadenorientierte Expertengespräch gilt als das 
Erhebungsinst rument der quali tat iven Sozial forschung, "wenn es (...) um 
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handlungsleitende Regeln jenseits von Verordnungen, um ungeschriebene 
Gesetze des Expertinnenhandelns, um tacit knowing und Relevanzaspekte 
geht" (ebd.: 449) . 

Alle im Rahmen dieser Arbei t befragten Experten sind Funkt ionsträger 
innerhalb eines organisator ischen oder institutionellen Kontextes. Gegenstand 
des Interviews ist die Informat ionssammlung über Zuständigkei ten, Rahmenbe­
dingungen, Aufgaben, Tät igkeiten und die daraus ents tandenen Erfahrungen 
und Wissensbestände des Experten über den Problembereich der Sanierungs­
und Konsolidierungspoli t ik. Die Experten geben also für die vor l iegende Studie 
Auskunft über ihr e igenes Hand lungs fe l d . 1 2 

Die Auswahl der Experten für die vor l iegende Arbeit erfolgte fo lgendermaßen: 
Zunächst wurden die Wirtschaftsminister ien der Bundesländer angeschr ieben, 
um so einen Ansprechpartner in den zuständigen Abtei lungen bzw. Referaten 
für das Polit ikfeld vermittelt zu bekommen. Außerdem wurde gleichzeit ig nach 
den potentiel len Programmen und Richtl inien gefragt. Mit den v o m Wir tschaf ts­
ministerium genannten Personen wurde ein leit fadenorientiertes Interview 
geführt. Al le wei teren Gesprächspartner sind im Schneebal l -Pr inzip ausgewähl t 
worden. D.h. bei den geführten Gesprächen in den Wir tschaf tsminister ien 
wurde z u m Abschluss des Interviews nach wei teren für die Fragestel lung 
relevanten Gesprächspartnern und -Par tner innen gefragt usw. (vgl. auch 
Gesprächslei t fäden im Anhang) . Darüber hinaus verfüge ich mitt lerweile 
aufgrund meiner längeren Forschungstät igkeit in d iesem Bereich über ein 
umfangreiches Personennetzwerk, das sich u.a. aus versch iedenen Unterneh­
mensberatern, Banken- und Kammervertreter zusammensetz t . So entstand ein 
Sample von Akteuren, die in das Politikfeld involviert s i n d . 1 3 Al le Gespräche 
dauerten mindestens zwei S tunden. Sie wurden auf Tonband au fgenommen 
und anschl ießend transkribiert. 

1 2 Alle Experteninterviews sind auf die Generierung bereichsspezifischer Aussagen angelegt. 
"Ihr Gegenstand sind Wissensbestände im Sinne von Erfahrungsregeln, die das Funktio­
nieren von sozialen Systemen bestimmen. Adäquat sind Expertinneninterviews für die 
Analyse dieser Ebene der Realität, andere Erkenntnisziele erfordern andere methodische 
Mittel. Insofern, als das mit Expertinneninterviews erhobene Wissen explizit an sozial­
strukturell bestimmte Handlungssysteme gebunden ist, Insider-Erfahrungen spezifischer 
Statusgruppen, stellt sich die Frage, wie wir kontrollieren können, ob die Expertinnen die 
"Wahrheit'' sagen, besonders hartnäckig (...) Wir müssen damit rechnen, dass sie uns nicht 
die "ganze Wahrheit" mitteilen, dass sie z.B. "beschönigende" Versionen" (MEUSER/ 
NAGEL 1991: 466) darlegen. Aber bei einem Interview von einer Dauer von mehr als einer 
Stunde - so führen die Autoren weiter aus - sei es relativ unwahrscheinlich, dass eine 
gezielte und perfekte Täuschung vom Experten über die gesamte Interviewdauer durchge­
halten werden könne. Unstimmigkeiten, die von dem Interviewer meist sofort bemerkt 
werden, seien gar nicht zu vermeiden. Grundsätzlich wird über ein "Cross Checking" die 
innere Logik der Informationen geprüft. Hierzu werden meist mehrere Personen aus einer 
Institution oder aus einem Themengebiet befragt, und die so gewonnen Informationen 
miteinander ver- und abgeglichen (vgl. MEUSER/NAGEL 1991: 467). 

1 3 Es zeigte sich, dass die Anzahl der relevanten Akteure für die vorliegende Arbeit recht 
überschaubar ist Zusätzlich war von Vorteil, dass sich die maßgeblichen Akteure alle 
untereinander kennen und mir so Kontakte zu den weiteren Gesprächspartnern vermitteln 
konnten. 

21 



Die Interviews wurden als Quel len benutzt. Die Ergebnisse der Interviews 
wurden anschl ießend mit den Richtl inien der Programme vergl ichen. Dies 
fungierte in erster Linie als eine Art Gegenkontrol le, um herauszuf inden, ob 
eventuel l der prakt ische Umgang mit den Richtl inien ganz anders als festge­
schr ieben ist. Hierzu sei zusätzl ich erwähnt, dass die Richtl inien der angeführ­
ten Konsol id ierungs- und Sanierungsprogramme sehr detail l iert aufschlüsseln, 
welche Voraussetzungen das Unternehmen zu leisten hat, welche Aufgaben 
von den Kr isenunternehmen bewält igt werden sollten und welche weiteren 
Akteure in den Verfahrensablauf mi te inbezogen w e r d e n . 1 4 

Für die vor l iegende Arbeit wurde zum Teil auf Gesprächsprotokol le von 
mehreren wissenschaft l ichen Projekten des Institutes für Regionalforschung 
e.V. an der Universität Gött ingen und des Wirtschafts- und Sozialwissenschaft­
l ichen Instituts in der Hans-Böckler-St i f tung zurückgegri f fen, die ich gemeinsam 
mit zwei Kol leginnen, Wal t raud Bruch-Krumbein und Astr id Ziegler, zwischen 
den Jahren 1996 und 1999 durchgeführt habe. Einen Teil der Informationen aus 
d iesen Gesprächen haben wir in den bereits veröffentl ichten Studien noch nicht 
verwendet ; d iese wurden für die vor l iegende Arbeit zusätzl ich ausgewertet. Es 
erfolgte somit eine Zwei tverwertung der im Rahmen von Forschungsprojekten 
geführ ten G e s p r ä c h e 1 5 . Darüber hinaus habe ich, um den spezif ischen Fragen 
dieser Dissertat ion Rechnung zu t ragen, die für den Vol lzug und die Imple­
mentat ion verantwort l ichen Experten (wie z .B. die Vertreter der Wirtschaftsmini­
sterien) nochmals im Jahr 2000 au fgesuch t . 1 6 In d iesen Gesprächen stand 
neben den programmat ischen Veränderungen insbesondere der Verfahrens­
ablauf sowie dessen Modif iz ierungen in den letzten Jahren im Mittelpunkt des 
Interesses. Um die Informationen abzurunden, habe ich des wei teren Vertreter 
von Inst i tut ionen befragt, die in den bisherigen Projekten nicht berücksichtigt 
wurden - w ie z .B. Vertreter von Kammern . 

Im Einzelnen sind in meine Dissertat ion die Informationen von In te rv i ews 1 7 mit 
Vertretern fo lgender Institutionen e i nge f l ossen : 1 8 

Die in Fußnote 12 angesprochenen Täuschungen, die während eines Expertengesprächs 
vorkommen könnten, sind für die vorliegende Arbeit auszuschließen, weil die Experten 
mehrmals zwischen den Jahren 1996 und 2000 aufgesucht wurden. 

Soweit ich in dieser Arbeit Informationen verwende, die aus den bereits veröffentlichten 
Studien stammen, sind diese als Zitat gekennzeichnet. 

Die Auswertungen der Gespräche der Jahre 1996, 1999 und 2000 offenbarten nicht nur 
Modifizierungen in der Programmlandschaft, sondern u.a. auch Veränderungen beim 
Klientel der Sanierungs- und Konsolidierungspolitik (vgl. die Ausführungen in Kapitel 4.2.1. 
und 4.2.2 sowie 5.2.1 und 5.2.2). Darüber hinaus hat 1999 die Neuauflage der Leitlinien für 
Unternehmen in Schwierigkeiten seitens der EU einige gravierende Veränderungen mit 
sich gebracht (vgl. hierzu die Ausführungen in Kapitel 3 .1 , 4.2 und 5.2). 

Da ich meinen Gesprächspartnern und -Partnerinnen in den Interviews zugesichert habe, 
ihre Namen nicht zu veröffentlichen und ihre Informationen zu anonymisieren, ist in dieser 
Arbeit keine Probandenliste zusammengestellt worden. 

Darüber hinaus haben meine beiden o.g. Kolleginnen und ich noch zahlreiche andere 
Gespräche mit verschiedenen Institutionen im Rahmen der angegebenen Projekte geführt, 
wie z.B. mit Vertretern der Wirtschaftsministerien der restlichen Bundesländer. Diese 
Ergebnisse sind zwar nicht explizit - allerdings sicherlich unterschwellig - in die vorliegen-
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• Bundeswirtschaftminister ium, 

• Bundesf inanzminister ium, 

• Landeswirtschaftsministerien von Sachsen-Anhal t und Brandenburg , 

• Bürgschaftsbanken, 

• Deutsche Ausgle ichsbank, 

• Kreditanstalt für Wiederaufbau, 

• Handwerkskammern in Potsdam und Magdeburg , 

• Industrie- und Hande lskammern in Potsdam und Magdeburg , 

• Service- und Beratungszentrum Potsdam, 

• Unternehmensberater, 

• Gewerkscha f ten . 1 9 

Alles in allem entstand so ein Sample von 32 Gesprächen innerhalb von fünf 
Jahren (1996 bis 2 0 0 0 ) . 2 0 Die Experten werden nicht wört l ich zitiert. Die 
Aussagen aus den Interviews sind fo lgendermaßen gekennzeichnet : 1 . 
Institution des Experten, 2. die pol i t isch-administrat iven Ebenen (und auf der 
Landesebene das jewei l ige Land) , 3. die Jahreszahl , in d e m das Gespräch 
geführt worden ist (Bsp.: Interview Task Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 
1 9 9 9 ) . 2 1 

Der Aufbau der vor l iegenden Arbei t gestaltet sich fo lgendermaßen: 
Zunächst erfolgt in Kapitel 2 die Dar legung der Begri f fe, die e ine nähere 
Kennzeichnung des Polit ikfeldes der Sanierungs- und Konsol id ierungspol i t ik mit 
einschließen (Kapitel 2.1). In Kapitel 2.2 wird ein Überbl ick über den überge­
ordneten Bezugsrahmen - und zwar den der Pol icy-Forschung - gegeben . Die 

de Arbeit mit eingeflossen. Seit 1997 bin ich in verschiedene Diskussionszusammenhänge 
des hier interessierenden Politikfeldes eingebunden. Gemeinsam mit der IG Metall und 
meinen beiden o.g. Kolleginnen organisiere ich z.Zt. das Sanierungs- und Konsolidie­
rungsnetzwerk in Ostdeutschland. Im Rahmen dieses Netzwerkes werden jährlich zwei 
Workshops veranstaltet, die sich aktuellen Problemen und Neuentwicklungen des Politik­
feldes widmen. Der Teilnehmerkreis setzt sich aus Personen aus der Wissenschaft und der 
Praxis - sprich z.B. den Wirtschaftsministerien der ostdeutschen Bundesländer und Ge­
werkschaften - zusammen. Aus diesen Diskussionszusammenhängen habe ich als teil­
nehmende Beobachterin vielfältige Hintergrundinformationen erhalten, die zur besseren 
Einordnung und Einschätzung des Politikfeldes beigetragen haben. 
Des weiteren gab es zahlreiche Diskussionen und Auseinandersetzungen im Rahmen 
eines Projektes zum Thema "Clusterpolitik in Ostdeutschland" (vgl. BRUCH-
KRUMBEIN/HOCHMUTH 2000), deren Ergebnisse ebenfalls mit in diese Arbeit einbezo­
gen werden konnten. 

1 9 Traten Unklarheiten oder Unstimmigkeiten bei der Transkription der Gespräche auf, so 
habe ich die befragten Experten und Expertinnen diverse Male nochmals telefonisch 
kontaktiert. 

2 0 Spätere Entwicklungen, die sich in den beiden Untersuchungsländern zeigten - wie bspw. 
die Umorganisation der Task Force in Sachsen-Anhalt -, konnten nicht mehr in diese Arbeit 
aufgenommen werden. 

2 1 Einzige Ausnahmen bei der Kennzeichnung bilden zwei Interviews in Kapitel 3 .1 , die ich im 
Rahmen eines Workshops geführt habe (vgl. Fußnote 18). 
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Erkenntnisse der Implementat ionsforschung bilden für diese Arbeit den 
spezi f ischen theoret ischen Bezugsrahmen (Kapitel 2.3). 
Kapitel 3, 4 und 5 bi lden den empir ischen Kern der Dissertation. Sie ähneln sich 
im Aufbau . Zunächst werden in al len drei Kapiteln die Instrumente und die 
Akteure der unterschiedl ichen polit isch-administrativen Ebenen näher beschrie­
ben. Die Identif izierung sowohl des Instrumentariums als auch der beteil igten 
Akteure bi lden die Basis für die Analyse des Politikfeldes unter steuerungstheo­
ret ischen Gesichtspunkten. 

In Kapitel 3 zeigt s ich, dass die Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik 
erhebl ichen recht l ichen Restr ikt ionen durch EU-Vorgaben ausgesetzt ist. Im 
Mittelpunkt steht dabei die Beihilfenpolit ik. Mit der Neuauflage der "Leitl inien für 
Unternehmen in Schwier igkei ten" gab es auch Einschnitte in die Sanierungs­
und Konsol idierungspol i t ik der ostdeutschen Länder. Diese werden zunächst 
dargestel l t , um so die Spie l räume bzw. Restrikt ionen der Sanierungs- und 
Konsol idierungspol i t ik auf Bundesebene - und in den späteren Kapiteln auf 
Landesebene - besser e inordnen zu können. Aber auch auf Bundesebene 
werden wesent l iche Instrumente für die Konsol idierung und Sanierung von 
Unternehmen angeboten. So gab z.B. der Konsol idierungsfonds den "Start­
schuss" für eine programmgelei tete Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik auf 
ostdeutscher Landesebene. Erste Befunde schl ießen das Kapitel ab. 
Kapitel 4 und 5 behandeln die programmgelei teten Sanierungs- und Konsol idie­
rungspol i t iken der beiden ausgewähl ten Länder. Um einen Eindruck über die 
wirtschaft l iche Entwicklung der Untersuchungsländer seit der Wiedervereini­
gung zu vermit te ln, werden zunächst ausgewählte statistische Daten über die 
jewei l igen Bundesländer zusammengestel l t ( 4 .1 . und 5.1). Anschl ießend 
werden im jewei l igen zwei ten Teilkapitel (4.2 bzw. 5.2) die angewendeten 
Instrumente und die Akteure der Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik 
identifiziert und beschr ieben. Informationen über die Entwicklung des Förder­
vo lumens und der Wi rkungen der Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik sowie 
eine Erfolgsanalyse unter Raumaspekten schl ießen diese Gl iederungspunkte 
ab. Der Verfahrensablauf der praktizierten Sanierungs- und Konsol idierungspo­
litik und das Zusammensp ie l der beteil igten Akteure wird in 4.3 bzw. 5.3 
erfo lgen. Anhand dieser Dar legung können darauf aufbauend Aussagen über 
die angewendeten Steuerungsformen und - instrumente auf Landesebene 
getroffen werden . 

Abschl ießend erfolgt vor dem Hintergrund der empir ischen Ergebnisse in 
Kapitel 6 eine Schlussbetrachtung des Polit ikfeldes der Sanierungs- und 
Konsol idierungspol i t ik in Ostdeutschland. Darin werden die wesent l ichen 
Merkmale, die das hier interessierende Politikfeld kennzeichnen, resümierend 
dargelegt. 
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2 THEORETISCHE GRUNDLEGUNG 
2.1 Begriffliche Präzisierungen 
2.1.1 Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik 

Das Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspoli t ik hat das Ziel , den 
Bestand an U n t e r n e h m e n 2 2 durch Vermeidung unnöt iger Insolvenzen zu 
sichern und zu fest igen. Um dies zu erreichen, wird existenzbedrohten 
Unternehmen ein Set von Unterstützungsleistungen bzw. Förderleistungen zur 
Ver fügung gestell t , mit dem sie mittel- bis langfristig ihre betr iebl iche Leistungs­
und Wettbewerbsfähigkei t wieder herstel len können. Unterstützt werden 
insbesondere wirtschaft l ich ernsthaft, aber nicht hoffnungslos gefährdete kleine 
und mitt lere U n t e r n e h m e n 2 3 der gewerbl ichen Wirtschaft. Mit den bereitge­
stel l ten Förderungen wird insbesondere dem Eigenkapi ta lmangel Rechnung 
get ragen, der als eine zentrale Ursache für betriebliche Schwier igkeiten gilt. 

Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik wird von einer Vielzahl von Akteuren 
und Institut ionen auf unterschiedl ichen poli t isch-administrativen Ebenen 
konzeptioniert , betr ieben und reglementiert. Die Europäische Union setzt mit 
ihrer Beihi l fenpolit ik den gesetzl ichen Rahmen. Sowohl der Bund als auch die 
e inzelnen Bundesländer müssen diese für ganz Europa gel tenden Rahmenge­
setzgebungen bei der Ausgesta l tung der Sanierungs- und Konsol idierungspol i­
tik berücksicht igen. Auf der Bundesebene sind die wesent l ichen Akteure das 
Bundesmin is ter ium für Wirtschaft und Technologie (BMWT) und das Bundesfi­
nanzminis ter ium. Insbesondere das B M W T ist verantwort l ich für die Gestaltung 
der B u n d e s p r o g r a m m e 2 4 . Für die Konzept ionierung auf Landesebene sowie für 
die Implementat ion der Politik s ind in erster Linie die jewei l igen Wirtschaftsmini­
ster ien zuständig. Darüber hinaus sind auf Landesebene außerdem das 
Finanzminister ium und das jewei l ige Landesförderinst i tut als Akteure zu 
nennen. 

2 2 In dieser Arbeit werden die Begriffe Betrieb und Unternehmen synonym verwendet. 
Prinzipiell gibt es aber einen Unterschied zwischen diesen Begriffen, der insbesondere für 
amtliche Statistiken und im Bereich der Betriebswirtschaftslehre von Bedeutung ist: Als 
"Unternehmen" wird in der Regel die kleinste bilanzierende Einheit bezeichnet. "Betriebe" 
sind dagegen die örtlichen Einheiten eines Unternehmens, also Filialen, Niederlassungen, 
Zweigstellen u.a. Falls ein Unternehmen aus nur einer einzigen örtlichen Einheit besteht, 
stimmen Betrieb und Unternehmen überein (vgl. z.B. BUTH/HERRMANNS 1998: 12f). 

2 3 Kleine und mittlere Unternehmen sind nach Definition der Europäischen Union Betriebe mit 
bis zu 250 Beschäftigten, die einen Umsatz bis zu 40 Mio. EURO oder einer Bilanzsumme 
von nicht mehr als 27 Mio. EURO erreichen und sich zu höchstens 25% im Besitz eines 
oder mehrerer größerer Unternehmen befinden. 
Großbetriebe haben zwar auch die Möglichkeiten, bei einer wirtschaftlichen Krise von 
staatlicher Seite gefördert zu werden. Dies wird allerdings eher auf der politischen Ebene 
und auf überwiegend informellem Wege unter Einschaltung hochrangiger politischer Akteu­
re austariert. Informationen über derartige Fälle sind aufgrund der hohen politischen Bri­
sanz schwer zu bekommen, so dass Maßnahmen für Großbetriebe in diese Studie nicht 
mit einbezogen werden. 

2 4 Für Ostdeutschland sind hier insbesondere der Konsolidierungsfonds (I und II), der 
Konsolidierungs- und Wachstumsfonds Ost (Konsolidierungsfonds III) und ferner der 
Beteiligungsfonds Ost zu nennen (vgl. Ausführungen in Kapitel 3.2). 
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Maßnahmen zur Rettung bedrohter Unternehmen gibt es In Deutschland schon 
seit längerer Zeit. Es handelte sich dabei aber stets um eine einzel fa l lbezogene 
Politik, die nicht programmgestützt war. Das änderte sich erst im Zuge der 
komplexen ökonomischen Transformat ionsprozesse nach dem Ende der DDR. 
Die durch die Treuhandanstal t privatisierten Betr iebe konnten den marktwirt­
schaft l ichen Bedingungen nicht Stand halten und gerieten immer häufiger in 
wirtschaftl iche Bedrängnis. U m die schwier igen Star tbedingungen der ostdeut­
schen Wirtschaft nach der Wiedervere in igung abzumi ldern, legte die Bundesre­
gierung mit Auf lösung der Treuhandansta l t z u m Ende des Jahres 1994 den 
Konsol idierungsfonds a u f . 2 5 Damit wurde das Polit ikfeld in Ostdeutschland 
offiziell konstituiert und auf eine neue Stufe gestellt. Über die Bereitstel lung von 
500 Mio. DM hinaus, überl ieß der Bund die konkrete Ausgesta l tung der 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t iken den einzelnen ostdeutschen 
Bundesländern. Sie legten Programme auf, die die Unterstützung von Unter­
nehmen in wirtschaftl icher Not auf breiter Basis r e g e l n . 2 6 Sowohl der konkrete 
Adressatenkreis, die Höhe und Art der Förderung, die Voraussetzungen für die 
Gewährung der Hilfe sowie die RückZahlungsmodi wurden darin festgeschr ie­
ben. Diese erstmals programmgelei teten Polit iken der neuen Bundesländer 
zeichneten sich darüber hinaus durch eine konzeptionel le Neuausr ichtung aus: 
Während bisher Finanzmittel von Landessei te nur dann an Unternehmen oder 
Personen genehmigt und vergeben werden konnten, w e n n eine private Bank 
die Haftung für die F inanzsumme übernahm, sind dagegen die Mittel aus dem 
Konsol idierungsfonds nicht zwingend an die Mithaftung einer pr ivaten Bank 
gebunden. Es können also auch Unternehmen gestützt we rden , die sich in 
Schwierigkeiten bef inden und deren Hausbank das Risiko eines Kredites nicht 
(mehr) t ragen will (vgl. detail l ierte Beschre ibung des Konsol id ierungsfonds 
Kapitel 3.2). 

Die Programme der neuen Bundesländer haben einige wenige grundlegende 
Gemeinsamkei ten: So werden alle Konsol id ierungs- und Sanierungsmit te l erst 
dann ausgezahlt, wenn das Unternehmen ein Unternehmenskonzept vorlegt, 
das schlüssig nachweist, wie die Probleme, die zur wir tschaft l ichen Schief lage 

2 5 Staatliche Interventionen waren in Ostdeutschland aufgrund des katastrophalen 
Zusammenbruches der ostdeutschen Wirtschaft notwendig und wurden auch von Anhän­
gern der reinen Marktsteuerung nicht in Frage gestellt. Auch sie sahen die ostdeutschen 
Probleme, die auf die frühe Durchsetzung einer Wirtschafts- und Währungsunion zurück­
zuführen waren. Die ostdeutsche Wirtschaft war so einer plötzlichen und immensen Kon­
kurrenz ausgesetzt, der sie von vornherein nicht gewachsen sein konnte. Die katastrophale 
Entwicklung in Ostdeutschland - die sich u.a. schnell in einem äußerst niedrigen Niveau 
der Industrieproduktion und in einem im Vergleich zu Westdeutschland geringen Industrie­
besatz widerspiegelte - rief zwangsläufig Unterstützungsmaßnahmen zunächst seitens des 
Bundes und der Europäischen Union hervor. Die durchgeführten einzelfallbezogenen 
Maßnahmen wurden aber meist nicht unter dem Begriff der Sanierungs- und Konsolidie­
rungspolitik gehandelt, sondern mit Wörtern wie Privatisierungspolitik, Restrukturierung der 
ostdeutschen Wirtschaft oder Transformation tituliert. Allenfalls wurden derartige Unterstüt­
zungsmaßnahmen unter dem Namen der "Industriepolitik" subsummiert (vgl. BRUCH-
KRUMBEIN/HOCHMUTH 2000: 95f). 

2 6 Ein vergleichbarer Fonds für Westdeutschland ist von Bundesseite nicht eingerichtet 
worden (vgl. BRUCH-KRUMBEIN/HOCHMUTH/ZIEGLER 1999a). 
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geführt haben, beseit igt werden können. Andere Gemeinsamkei ten, wie z.B. 
der Adressatenkreis, result ieren aus den rechtl ichen Reglement ierungen auf 
der Ebene der EU und des Bundes. Insgesamt haben die Ost länder aber sehr 
unterschiedl iche Polit iken gewählt . Sie unterscheiden sich in den Förderarten 
und - h ö h e n , aber auch hinsichtl ich ihrer Fördervoraussetzungen. Einige 
Bundesländer beschränkten sich auf die Auf lage von nur e inem Programm, 
andere Länder legten dagegen mehrere Programme auf. Die Unterschiedl ich­
keit der Politik begründet auch , dass die Ostländer verschiedene Wege für die 
Implementat ion der Programme eingeschlagen haben. Je nach spezifischer 
Ausgesta l tung werden in den Vol lzug des Politikfeldes unterschiedl iche Akteure 
mite inbezogen und differente Strategien gewählt, um die Politik so optimal wie 
mögl ich umzusetzen. 

Bei al len noch darzustel lenden Unterschieden der Ausgestal tung der Förderpo­
litik sehen sich die pol i t ischen Akteure in allen Bundesländern mit zwei 
grundsätzl ichen Prob lemen konfrontiert: Das erste Problem betrifft die Dring­
lichkeit der einzulei tenden Maßnahmen. Ursachen und Schwier igkeiten, die zu 
einer betr iebl ichen Krise geführt haben, werden von dem Unternehmen bzw. 
von der Geschäftsführung oft erst erkannt (oder benannt), wenn es fast zu spät 
und die Liquidität des Unternehmens bereits erschöpft ist. Ein zweitens Problem 
stellt die komplexe Akteursstruktur dar. Von einer Unternehmenskr ise sind eine 
Vielzahl von Akteuren betroffen. Neben den betr iebsinternen Beteil igten, wie 
Belegschaft , Geschäf ts führung, eventuel l Betriebsrat etc. werden auch eine 
ganze Reihe von betr iebsexternen Akteuren in die Krise des Unternehmens mit 
hinein gezogen. Hierzu gehören u.a. Hausbanken, Krankenkassen, Zulieferer 
und Abnehmer . Sind sich alle Beteil igten noch über das Ziel der Fortführung 
des Unternehmens einig, so exist ieren häufig sehr differente Vorstel lungen und 
Interessen darüber, wie d ieses Ziel zu erreichen sei. 

2.1.2 Sanierung versus Konsolidierung 

Die Grenzen zwischen "Sanierung eines Betr iebes" und "Konsol idierung eines 
Betr iebes" sind f l ießend. Eine einheit l iche und genaue Definition bzw. Abgren­
zung zwischen diesen beiden Begriffen gibt es sowohl auf der wissenschaft l i ­
chen, als auch auf der prakt ischen Seite - also von denjenigen Akteuren, die 
betr iebl iche Sanierung und Konsol idierung betreiben - n i c h t . 2 7 

Für die vor l iegende Arbei t wird für Sanierung fo lgende Definition nach 
B ICHLMEIER/ENGBERDING/OBERHOFER (1998) zugrunde gelegt: "Sanie­
rung umfaßt alle Maßnahmen, die geeignet sind, das Unternehmen aus der 
Krise zu führen. Dazu ist ein interner Wandlungsprozeß nötig, der alle Bereiche 
betrifft, wie die Kosten-, Finanz-, Organisations-, Vertriebs-, Personal- und 
Investitionsstruktur." (ebd.: 66) Unter Konsol idierung wird dagegen im Al lgemei­
nen die Fest igung eines nur vorübergehend in wirtschaft l iche Schwierigkeiten 

2 7 In den geführten Gesprächen wurden die Begriffe Sanierung und Konsolidierung von den 
Experten ebenfalls nicht trennscharf verwendet. 
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geratenen Unternehmens verstanden (ebd.). Eine Unternehmenskonso l id ierung 
ist nicht so umfassend wie eine Sanierung. Bei e iner Unternehmenskonso l id ie­
rung ist lediglich ein interner Wandlungsprozess notwendig, der s ich auf e inen 
oder einzelne Unternehmensbereiche bezieht. Der Terminus Konsol id ierung 
wird in der betr iebswirtschaft l ichen Literatur nur dann verwendet , w e n n in e inem 
Unternehmen keine t iefgreifenden Probleme vorhanden sind und nur kurzfr ist ig 
ein Liquiditätsengpass besteht (vgl. Ausführungen zu den versch iedenen 
unterscheidbaren Krisenstadien und speziel l zur Liquiditätskrise wei ter unten) . 

Prinzipiell kann davon ausgegangen werden , dass die Sanierung eine Betr iebes 
t iefergehender ausfal len muss als eine Konsol id ierung. Bei e inem zu san ieren­
den Unternehmen bestehen schon längerfristig L iquidi tätsschwier igkei ten, und 
entweder droht die Zahlungsunfähigkei t oder es sind bereits keine ausre ichen­
den Mittel mehr vorhanden, um das laufende betr iebswirtschaft l iche Geschäf t 
durchzuführen (vgl. z.B. BRUCH-KRUMBEIN /HOCHMUTH/Z IEGLER 1996a). 

Da die Begriffe äußerst unscharf zu definieren sind und auch äußers t unter­
schiedlich verwendet werden, wird im Folgenden immer von San ierung und 
Konsolidierung bzw. von Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik gesprochen . 

2.1.3 Krise 

Sanierungs- und Konsol idierungspoli t ik ist auf Unternehmen zugeschn i t ten, die 
sich in einer Krise bef inden. Die Krise eines Unternehmens wird in der Be­
triebswirtschaftslehre nach Strategiekrise, Erfolgskrise, Liquidi tätskr ise und 
schließlich nach der Phase der Insolvenz ausdifferenziert (vgl . E N G B E R D I N G 
1997 in Anlehnung an MÜLLER 1 9 8 9 ) . 2 8 Die Strategiekr ise ist dadurch 
gekennzeichnet, dass Erfolgspotentiale eines Unternehmens ernsthaft 
gefährdet s ind. In dieser Phase hat das Unternehmen noch verhäl tn ismäßig 
vielfältige Mögl ichkeiten, den T u r n a r o u n d 2 9 zu schaf fen. Der Betr ieb kann z.B. 
mit Hilfe eigener Ressourcen eine neue Marktstrategie ver fo lgen. In der 
Erfolgskrise wird der f inanzielle Spiel raum des Unternehmens sehr eng und die 
Geschäftsführung muss die Ver lustquel len mögl ichst schnel l identi f izieren und 
beseit igen. Das Unternehmen kann nach wie vor den Turnaround bewerkste l l i ­
gen, hat al lerdings dazu begrenztere (finanzielle) Mögl ichkei ten zur Ver fügung . 
In der nachfolgenden Liquiditätskrise ist der f inanziel le Spie l raum berei ts sowei t 
eingeengt, dass der Betrieb ohne externe f inanziel le Beiträge nicht mehr wei ter 

2 8 In der betriebswirtschaftlichen Literatur werden eine Vielzahl von Krisenklassifizierungen 
verwendet. So unterscheidet BUTH/HERRMANNS (1998) z.B. nur drei Krisen: Und zwar 
die strategische Krise, die Ergebniskrise und die Liquiditätskrise (ebd: 99). Die Insolvenz 
wird von diesen Autoren nicht als Krisenstadium betrachtet. KRYSTEK (1989) legt eine 
andere Klassifizierung zugrunde: Er differenziert nach potentieller, latenter, akut be­
herrschbarer und akut nicht beherrschbarer Krise (ebd.: 2). In dieser Arbeit wurde die 
Klassifizierung von MÜLLER (1986) zugrundegelegt, weil im Untersuchungsland Sachsen-
Anhalt Krisenunternehmen auch für die Phase der Insolvenz Unterstützungen angeboten 
werden (vgl. Ausführungen in Kapitel 4). 

2 9 "Als Turnaround wird im anglo-amerikanischen Sprachgebrauch die Wende zum besseren 
bezeichnet" (ENGBERDING 1997: 36; 
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exist ieren kann (vgl. ENGBERDING 1997: 37). Die Insolvenz bildet die letzte 
Phase einer betr iebswirtschaft l ichen Krise. "In der Insolvenz hat sich schließlich 
der Spielraum erschöpft und die Handlungen gehen vom Konkursverwalter 
aus." (ebd.) Die Insolvenz bedeutet aber nicht zwangsläuf ig die völlige 
Liquidat ion bzw. Auf lösung des Betr iebes. Mitunter kann ein Neustart für ein 
Unternehmen nur über den W e g der Insolvenz gel ingen. Bspw. kann ein Teil 
des Unternehmens über die Veräußerung des Restunternehmens an ausrei­
chend Kapital ge langen, um einen Neuanfang f inanzieren zu können. Mit 
Einr ichtung der Insolvenzordnung zum 1.1.1999 ist zudem eine Sanierung des 
Unternehmens bzw. Tei le des Unternehmens aus der Insolvenz heraus sogar 
rechtl ich festgelegt worden . 

W ie aus der nachstehenden Abbi ldung hervorgeht, ist die Abfolge der Krisen­
phasen festgelegt. Je weiter die krisenhafte Entwicklung fortgeschrit ten ist, 
desto ger inger s ind die Mögl ichkei ten, die betr iebswirtschaft l ichen Schwierig­
keiten zu überwinden. 

Abb. 2 - 1 : Krisenstadien und Sanierungsmaßnahmen 

Niedrig • 

Hoch 

Quelle: BICHLMEIER u.a. 1998: 67 

Wei l d ie Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik in der Regel erst greift, wenn 
es bereits bei e inem Unternehmen zu einer Liquiditätskrise gekommen ist, 
verwende ich den Begriff "Kr ise" im Folgenden ausschl ießl ich für die Phase des 
Liquid i tätsengpasses bzw. für die Phase kurz vor der Insolvenz. 

2.1.4 Liquiditätskrise 

Die Liquiditätskrise ist insofern von besonderer Bedeutung, als hier erstmals in 
der kr isenhaften Entwicklung die Geschäftspartner eines Unternehmens direkt 
betroffen s ind, z .B. durch Zahlungs- oder Lieferverzüge usw. Die drohende 
Zahlungsunfähigkei t verspüren neben sonst igen Wirtschaftseinheiten wie 
Zul ieferer oder Abnehmer vor al lem die Gläubiger, wie z.B. die Hausbank oder 
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die Sozialversicherungen. Dementsprechend sind sie besonders daran 
interessiert, dass dem Unternehmen das Fortführen seiner Geschäf te e rmög­
licht wi rd. Hat der Betrieb näml ich erst e inmal Insolvenzantrag gestellt, dann 
müssen sie in der Regel mit erhebl ichen Forderungseinbussen bzw. mit e inem 
totalen Forderungsausfal l rechnen. 

Als die Konkursordnung bzw. die Gesamtvo l l s t reckungsordnung 3 0 noch galt, 
konnten die Gläubiger davon ausgehen, dass sie in Abhängigkei t von der 
Forderungshöhe auf den Restwert des Unternehmens Zugriff hat ten. Dadurch 
waren die Gläubiger mit besonders hohen Ansprüchen an das Konkursunter­
nehmen im Vortei l , wurde ihnen doch generel l Vorrang vor Gläubigern e inge­
räumt, die vom Konkursunternehmen nur e inen verhäl tn ismäßig kleinen Betrag 
ver langten. Mit der Insolvenzordnung ist dies geändert worden . Z u m 1.1.1999 
werden die Forderungen aller Gläubiger gleichberechtigt behandel t . Der 
Restwert des Unternehmens wird antei lsmäßig auf alle Gläubiger verteilt. Damit 
wurde die Posit ion •'kleiner" Gläubiger gestärkt, während die Großgläubiger nun 
ein höheres Risiko zu t ragen haben. 

Die Liquiditätskrise zwingt das Unternehmen zu grundlegenden betr iebl ichen 
Reorganisat ionen. Ein umfassender interner Wandlungsprozess wird nöt ig, um 
neue Finanzspielräume zu gewinnen. Nicht nur Kosten-, Finanz- und Vertr iebs­
struktur, sondern auch die Personal - und Investit ionsstruktur des Betr iebes 
muss grundlegend überdacht und modifiziert werden. Hierzu müssen sich die 
Akteure aufeinander zu bewegen , denn ein Beharren auf Standpunkten und 
vertraglich festgelegten Rechten führt meist nicht zur Lösung der Kr ise. Nur 
durch eine gewisse Kompromissberei tschaf t aller Beteil igten kann die Insolvenz 
des Unternehmens abgewendet werden. Hierbei kann es zu erhebl ichen 
Vertei lungskonfl ikten kommen , und auch eine Veränderung der inner- und 
überbetr iebl ichen Machtbez iehungen ist nicht auszuschl ießen. "Der Vertei-
lungskonflikt, wer in welchem Umfang bereit ist, auf Ansprüche zu verzichten 
und dadurch den "Fortführungswert" für alle zu erhöhen, ist letztlich ein 
politischer Aushandlungsprozess." (B ICHLMEIER u.a. 1998: 68) 

Die Liquiditätskrise ist demnach durch eine äußerst komplexe Struktur von 
Akteuren gekennzeichnet, die sich konfl iktären Verhand lungsprozessen 
aussetzen müssen. Wi rd vom Unternehmen in dieser Phase ein Sanierungs­
und Konsol id ierungsprogramm in Anspruch genommen, so trägt es diese 
Konfl ikte in das Antragsverfahren hinein. Dieses Problem wird bei der Analyse 
des Verfahrensablaufs in der Implementat ionsphase (Kapitel 4 .3. und 5.3) 
wieder aufgegri f fen. 

3 0 Das ostdeutsche Pedant zur Konkursordnung war bis zum 1.1.1999 die Gesamtvollstrek-
kungsordnung. Beide sind dann zum Anfang des Jahres 1999 von der Insolvenzordnung 
abgelöst worden. 
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2.1.5 Kr isenunternehmen im Gegensatz zu Wachstumsunternehmen mit 
L iquidi tätsengpässen 

Eine Abgrenzung von K r i senun te rnehmen 3 1 zu Wachstumsbetr ieben mit 
L iquid i tätsengpässen ist an dieser Stelle angebracht. Hi l fsmaßnahmen für 
Wachstumsbet r iebe, die sich kurzfristig in Liquidi tätsengpässen bef inden und 
ihr Wachs tum nicht e igenständig f inanzieren können, sind al lerdings weniger 
umstr i t ten, als Unterstützungen für Unternehmen, die bereits längerfristig 
" k r a n k e n " . 3 2 Letztere weisen bereits erhebl iche Liquiditätsschwierigkeiten auf. 
Aber die beiden hier interessierenden Begriffe sind nicht eindeutig voneinander 
abzugrenzen. 

In An lehnung an B U T H / H E R M A N N S (1998) ist das Kr isenunternehmen 
dadurch gekennzeichnet , dass es sich schon längerfristig in einer Liquiditätskri­
se bef indet und der Ressourcenverzehr weit fortgeschrit ten ist. Das heißt, dass 
die laufenden Kosten des betr iebl ichen Geschäfts nicht mehr getragen werden 
können. Um diese Liquiditätskrise zu überwinden, bedarf es einer umfangrei­
chen strategischen betr iebswirtschaft l ichen Neuausr ichtung. Zentrales 
Kennzeichen für ein Kr isenunternehmen ist, dass im Gegensatz zu Wachs­
tumsbetr ieben mit L iquidi tätsengpässen ein völl ig neues Unternehmenskonzept 
(bzw. ein Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept) erstellt werden muss. Die in 
d iesem Konzept festgelegen Maßnahmen legen dar, dass eine Umstrukturie­
rung in (fast) al len betr iebl ichen Bereichen notwendig ist. U.U. wird hier 
festgelegt, auf we lche Produkte sich das Unternehmen spezial isieren wil l , und 
welche Personal - und Organisat ionsstruktur dafür notwendig ist oder welche 
Eigenbeiträge der Geschäf ts führung geleistet werden müssen. Mitunter kann 
bspw. die Konzentrat ion auf das Kerngeschäft des Unternehmens erhebliche 
Belegschaftsver luste bedeuten und zudem Zuliefer- und Abnehmerstrukturen 

Gleichbedeutend mit Krisenunternehmen werden die Termini Unternehmen in Schwierig­
keiten (vgl. insbesondere zur Definition von Unternehmen in Schwierigkeiten durch die EU 
die Ausführungen in Kapitel 3.1.1), Unternehmen oder Betrieb in wirtschaftlicher Bedräng­
nis, existenzbedrohter Betrieb u.a. verwendet. 

Die Vergabe von finanziellen Unterstützungen an Einzelunternehmen bzw. an ganze 
Branchen (man denke hier nur an den Bergbau im Ruhrgebiet und Saarland) wird auch in 
der Fachliteratur äußerst kontrovers diskutiert. Dabei werden steuerungstheoretische 
Gesichtspunkte immer wieder in den Vordergrund gerückt und mit zum Teil sehr spezifisch 
ordnungspolitisch gefärbten Argumenten unterlegt. Insofern ist die Debatte hauptsächlich 
gekennzeichnet durch die Gegenüberstellung der Vor- und Nachteile von staatlicher Steue­
rung gegenüber der Marktsteuerung: Staatliche Interventionen in Form von materiellen 
und/oder immateriellen Hilfen für Unternehmen würden sich insbesondere negativ auf 
diejenigen Unternehmen auswirken, die keine finanziellen Hilfen bekämen. Es entstünden 
Wettbewerbsverzerrungen, die gerade die bisher als gesund geltenden Betriebe in wirt­
schaftliche Bedrängnis geraten ließen (vgl. z.B. FELS 1990, HOLZEM 1995, STEINRÖX 
1994). Andere Autoren halten dagegen und argumentieren vornehmlich aus ökonomischer 
Sicht und unterstellen, dass die "Einzelkapitale sich aufgrund ihrer spezifischen Struktur­
bedingungen nicht untereinander abstimmen können" (HUCKE/MÜLLER/WAASEN 1980: 
1) und es somit eines übergeordneten Akteurs - und zwar des Staates - bedürfe, der die 
unterschiedlichen Interessen bündelt und in eine Richtung lenke. Mit Hilfe des Staates 
können dann die ökonomischen Rationalisierungsdefizite minimalisiert werden (vgl. stell­
vertretend die verschiedenen Beiträge bei JÜRGENS/KRUMBEIN 1991). 
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verändern. Mit der Erstel lung des Unternehmenskonzeptes s ind also erhebl iche 
Folgen für alle betei l igten Akteure verbunden. 

Für die betriebswirtschaftl ichen Schwier igkei ten sind sowohl interne als auch 
externe vorhersehbare und unvorhersehbare K r i s e n u r s a c h e n 3 3 verantwort l ich. 
Dabei spielen aber prinzipiell externe vorhersehbare Ursachen eine Hauptrol le. 
Das Management lässt in der Regel derart ige Ursachen unberücksicht igt , wei l 
es zum einen am Know-how mangel t und entsprechende Instrumente (Contro l ­
l ing, Finanzplanung) nicht einsetzt. Kr isenunternehmen we isen häuf ig st rategi­
sche Führungsschwächen auf, verbunden mit Schwächen im operat iven 
Geschäft (vgl. ebd. : 97ff). 

Wachstumsbetr iebe mit L iquidi tätsengpässen können ihre Schwier igkei ten 
dagegen beheben, in dem sie auf ihr bestehendes Unternehmenskonzept 
aufbauen und/oder d ieses erweitern. Eine strategische Neuausr ich tung ist bei 
diesen Betrieben nicht notwendig. Wachstumsbet r iebe geraten in "kritische 
Situationen, da häufig hohes Umsatzwachstum zu Lasten der Ergebnisqualität 
generiert wird. Zusätzlich erschwerend wirkt bei schnell wachsenden Unter­
nehmen die zunehmende interne Komplexität, die das notwendige flexible 
Agieren verhindert." (BUTH/HERRMANNS 1998: 98) Nach Aussagen von 
betriebswirtschaftl ichen Studien würden Wachstumsbet r iebe insbesondere in 
Folge von externen unkalkul ierbaren Ereignissen in L iquid i tätsengpässe 
geraten (vgl. ebd.). 

Ein Wachstumsbetr ieb mit L iquidi tätsengpässen kann schnel l zu e inem 
Krisenunternehmen werden, wenn bspw. externe unvorhersehbare und dami t 
nicht unbedingt beeinf lussbare Kr isenursachen kumul ieren. Daher s ind die 
Grenzen zwischen diesen beiden Unternehmenstypen nicht t rennschar f zu 
z iehen: Das Kr isenunternehmen hat das Problem, die laufenden Kos ten des 
operativen Geschäftes zu f inanzieren. In der Regel hat das Unternehmen das 
verfügbare E igenkap i t a l 3 4 bereits aufgezehrt und kann die Schu lden nicht 

3 3 Betriebswirtschaftliche Studien unterscheiden zwischen externen vorhersehbaren und 
externen unvorhersehbaren Krisenursachen: Als vorhersehbar und daher beeinflussbar 
gelten z.B. Kaufverhalten, konjunkturelle Zyklen, technologischer Wandel. Eine "fähiges" 
Management reagiere frühzeitig auf diese Art von externen Krisenursachen. Nicht vorher­
sehbar seien dagegen die Akquisition von Kunden durch andere Wettbewerber (vgl. 
BUTH/HERRMANNS 1998: 98 oder grundlegend KRYSTEK 1987). Zu den interne Ursa­
chen werden in der Betriebswirtschaftslehre dagegen alle im Unternehmen auszumachen­
den Schwachstellen gerechnet, wie z.B. schlechter technologischer Standard des Maschi­
nenbestandes. Alle internen Krisenursachen sind letztendlich auf das Management des 
Unternehmens zurückzuführen (vgl. ebd.). 

3 4 Eigenkapital kann nach CORSTEN (1992) folgendermaßen definiert werden: "Das vom 
Unternehmer oder den Gesellschafter in die Unternehmung eingebrachte Kapital, für das 
weder ein Anspruch auf eine feste Verzinsung noch auf Rückzahlung des Kapitalbetrages 
besteht Stattdessen existiert Anspruch auf den Erfolg und auf die Teilnahme am Liquidati­
onseriös. Das Eigenkapital hat neben einer Arbeitsfunktion nach den gesetzlichen Vor­
schriften darüber hinaus eine Voraushaftungsfunktion zu erfüllen, d.h. es hat Verluste zu 
tragen. Erst wenn das Eigenkapital aufgezehrt ist, werden Fremdkapitalgeber von Verlu­
sten getroffen." (ebd.: 199f.) Nach CORSTEN (1992) wird im Gegensatz dazu Fremdkapi­
tal wie folgt definiert: "Fremdkapital wird der Unternehmung für eine bestimmte Zeit von 
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begleichen. Ein Wachstumsbetr ieb mit Liquidi tätsengpässen kann zunächst 
sein Wachs tum nicht f inanzieren und benutzt zum Ausgleich ebenfalls sein 
vorhandenes Eigenkapital , was zur Folge hat, dass u.U. zum Beispiel für die 
Löhne keine ausre ichenden Mittel mehr zur Verfügung stehen. In d iesem Sinne 
wird es ebenfal ls zu e inem Kr isenunternehmen. Für die Hausbank ist das Risiko 
einer Kredi tvergabe in beiden Fällen zu hoch: Sie sieht beim Krisenunterneh­
men keine Chance der Ti lgung für einen Kredit, und der Wachstumsbetr ieb mit 
L iquidi tätsengpässen verfügt in der Regel nicht über ausreichende Sicherheiten 
für e inen umfangre ichen Kredit. Die Grenzen zwischen e inem Krisenunterneh­
men und e inem Wachstumsbetr ieb mit Liquidi tätsengpässen sind somit 
f l ießend. 

Aus der unklaren Abgrenzung zwischen diesen beiden Begriffl ichkeiten 
resultiert eine Schwierigkeit der vor l iegenden Arbeit: Es gibt Programme und 
Unterstützungsleistungen, die generel l nur für Wachstumsbetr iebe mit Liquidi­
tätsengpässen aber auch solche, die sowohl für Kr isenunternehmen als auch 
für Wachstumsbet r iebe mit Liquidi tätsengpässen berei tstehen. Da aber nicht 
eindeutig zwischen diesen und Kr isenunternehmen unterschieden werden 
kann, können auch Programme, die in erster Linie für Wachstumsbetr iebe mit 
mangelhaften Eigenkapital zur Ver fügung stehen, auch von Kr isenunternehmen 
genutzt werden . Dies liegt im Ermessen des zuständigen Sachbearbeiters im 
Wir tschaftsminister ium. 

In der vor l iegenden Arbei t werden daher nur Sanierungs- und Konsol idierungs­
programme aufgeführt und analysiert, die zwei Kriterien erfül len: Erstens 
musste der befragte Experte für Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik in den 
Interviews explizit e rwähnen, dass die Maßnahme generel l auch für Kr isenun­
ternehmen verwendet werden kann. Z u m anderen sind hier nur Hilfesteilungen 
au fgenommen worden , die zur Mittelbewil l igung ein Sanierungs- und Konsol i­
d ierungskonzept (synonym verwende ich den Begriff "Unternehmenskonzept") 
fordern. Nur durch die Vor lage eines derart igen Konzeptes kann ein Unterneh­
men eine strategische Neuausr ichtung dar legen, was - wie oben definiert - ein 
maßgebl iches Indiz für ein Kr isenunternehmen ist. Programme und andere 
Hi l fsmögl ichkeiten, die kein Konzept einfordern, stehen Kr isenunternehmen 
nicht zur V e r f ü g u n g . 3 5 

externen Kapitalgebern zur Verfügung gestellt und ist nach Ablauf dieser Zeitspanne 
zurückzuzahlen. l.d.R. wird hierfür ein fester Zins vereinbart." {ebd.: 257) 

Die Überlegung, nur Programme aufzunehmen und zu untersuchen, in denen die 
Hausbank von der Haftung freigestellt ist, wäre für die vorliegende Studie zu restriktiv 
gewesen. Nach diversen Gesprächen mit Vertretern der Wirtschaftsministerien hat sich 
nämlich gezeigt, dass nur die Landesprogramme, die im Rahmen des Konsolidierungs­
fonds aufgelegt worden sind, ohne Obligo der Hausbank gewährt werden können. Sowohl 
in Brandenburg als auch in Sachsen-Anhalt werden Krisenunternehmen aber auch mit 
Programmen unterstützt, in denen die Hausbank für die Fördersumme mithaftet. 
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2.2 Zur Policy-Forschung - übergeordneter Bezugsrahmen 
Die Po l i cy -Forschung 3 6 mit ihrem methodischen Ansatz der po l i c y -Ana l yse 3 7 

liefert Erklärungsansätze für die Entwicklung von Po l i t i k fe ldern 3 8 und deren 

Merkmalen. Sie versucht Antwor ten zu geben auf Fragen z u m Zusammenhang 

zwischen polit ischen Inst i tut ionen, pol i t ischen Prozessen und Pol i t ik inhalten. Im 

Mittelpunkt des Interesses steht dabei die Akteursperspekt ive. 

Die deutschsprachige Pol icy-Forschung hat ihren Ursprung in den Verein igten 

Staaten Anfang der 1950er J a h r e . 3 9 Sie entwickelte recht bald ein e igenes von 

der amerikanischen Richtung unabhängiges Profi l . Im Gegensatz zur amer ika­

nischen Forschung, die sich anfängl ich insbesondere mit der Pol i t ikberatung 

beschäft igte, hat die deutschsprachige Pol icy-Forschung bereits frühzeit ig 

versucht den Gegenstand "Polit ik" theoret isch zu durchdr ingen (vgl. 

WINDHOFF-H£RIT IER 1987: 10f). 

Im Speziel len beschäftigt s ich die Pol icy-Forschung mit der Veränderung von 

Polit ikinhalten, indem sie eine dynamische und prozessorient ierte Sicht von 

Polit ikfeldern einnimmt. Sie fragt nach den Ents tehungsmomenten, nach 

Problemen der Durchführung und nach den Wirkungen von Po l i t i k . 4 0 U m diesen 

Aufgaben gerecht zu werden , untertei len die Vertreter der Pol icy-Forschung 

den Entwicklungsprozess von Polit ikfeldern im Rahmen der pol icy-Analyse in 

3 6 Der deutsche Begriff "Politik" beinhaltet drei Dimensionen, die in der englischen Sprache 
begrifflich auseinandergehalten werden - und zwar können politics, policy und polity unter­
schieden werden: Politics umfasst Prozesse der politischen Konfliktaustragung und Kon­
sensbildung; damit bezeichnet politics also den Kampf um Machtanteile, Einfluss und die 
Durchsetzung von Interessen. Policy bezeichnet den Politikinhalt und umfasst damit politi­
sche Problemanalysen, Programme, Entwürfe zur Gestaltung. Die dritte Dimension ist 
Polity: Polity beinhaltet das institutioneile Gefüge, also die politisch-administrativen Institu­
tionen, innerhalb derer sich policies und politics abspielen (vgl. z.B. grundlegend 
WINDHOFF-H£RITIER 1987: 17f). 

3 7 Die Policy-Analyse wird hier als Untersuchungskonzept und analytisches Konstrukt 
aufgefasst, das dazu dient, die Gesamtheit eines Politikprozesses darzustellen. Ein voll­
ständige Policy-Analyse kann aber hier mangels wissenschaftlicher Erkenntnisse über das 
Politikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspolitik nicht geliefert werden (vgl. Ausfüh­
rungen in Kapitel 1.2). 

3 8 Vgl. zur Definition von Politikfeld Fußnote 1. 
3 9 LERNER und LASSWELL gelten als Urväter der Policy-Siences-Bewegung. In ihrem 1951 

veröffentlichten Buch 'The Policy Sciences. Recent Development in Scope and Method" 
äußerten sie sich kritisch gegenüber der Aufspaltung wissenschaftlichem Denkens in 
verschiedene, unverbunden nebeneinander stehende Teildisziplinen. Sie forderten eher 
eine Zusammenarbeit aller am politischen Prozess beteiligten Disziplinen im Sinne einer 
verstärkten Policy-Problemorientierung (vgl. W I N D H O F F - H E R I T I E R 1987: 11). 

4 0 "Der politische Prozess wird in erster Linie als Prozess der Problemverarbeitung durch das 
politische - oder präziser das politisch-administrative System, Politik in einem funktionalen 
Sinn als "poiicy-making" aufgefasst Nach einer klassischen Formulierung geht es der 
Politikfeldanalyse darum, herauszufinden, "what govemements do, why they do it, and 
what difference it makes" (...). Damit sind die zentralen Elemente angesprochen, a) das 
"Was" staatlicher policies, d.h. deren Inhalt (contents), b) das "Warum'', die Frage nach den 
Gründen, Voraussetzungen und Einflussfaktoren auf staatliche policies (causes, determi-
nates), c) das "Wozu", die Frage nach den Folgen und Wirkungen von policies (impacts, 
consequences)." (NOHLEN/SCHULTZE 1987: 712) 
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einzelne Phasen. Insbesondere das von MAYNTZ (1980) entwickelte Modell 

des sogenannten Pol icy-Zyklus dient seither als Grundlage für die Untersu­

chung von Pol i t ikprozessen. Es hat sich aber im Zeitverlauf aufgrund empir i ­

scher Erkenntnisse etwas ve rände r t . 4 1 Noch in den 1980er Jahren trennte 

M A Y N T Z (ebd.) die Phasen Problemart ikulat ion, Zieldefinit ion, Programment­

wick lung, Implementat ion, und Impact (Wirkung) voneinander (vgl. ebd. : 238). 

Bald konnte aber festgestel l t werden, dass u.a. der Phase der Problemart ikula-

t ion eine Phase der Prob lemwahrnehmung vorgeschaltet ist, so dass das 

Model l wei ter modif iziert wurde (vgl. von PRITTWITZ 1994: 57f bzw. aktuell 

M E S S N E R 1995: 163). 

Abb. 2-2: Phasen des Policy-Zyklus 

Prob lemwahrnehmung und -erkennung 

Einschätzung der Problemrelevanz 

Analyse steuerungsrelevanter Wi rkungszusammenhänge 

Entwicklung von Lösungsansätzen 

Fest legung von Polit iken 

Implement ierung 

Evalu ierung der Wi rkung von Polit iken 

Korrekturen 

Quelle: MESSNER 1995: 163 

Die Eintei lung des Pol icy-Zyklus in unterschiedl iche Phasen, deren Grenzen in 

der Reali tät se lbstredend f l ießend sind, dient als analyt isches Hilfsmittel für die 

In den 1980er Jahren wurde der Policy-Ansatz kritisch hinterfragt. U.a. gründete sich die 
Kritik auf zwei Argumente. Als Schwäche wurden die steuerungstheoretischen Implikatio­
nen des Ansatzes ausgelegt: Zugrunde gelegt werden einerseits rational handelnde Akteu­
re, die über stets ausreichende Ressourcen verfügen und sich in eindeutigen Ursache-
Wirkungs-Zusammenhängen bewegen. Die Schematisierung des politischen Geschehens 
in ein eindimensionales Ablaufschema ("Fließband-Produktionsmodell"; vgl. Heritier 1993a: 
11) nach eindeutig abgrenzbaren Phasen hielt der empirischen Überprüfung nicht stand. 
Andererseits wurde das mit den obigen Grundannahmen verbundene mechanistische 
Grundverständnis des Einsatzes von Steuerungsinstrumenten kritisiert und entgegenge­
halten, dass "die gesellschaftlichen Zusammenhänge, in die mittels öffentlicher Maßnah­
men interveniert wird, (...) sich nicht auf eindeutige Wenn-Dann-Sätze reduzieren (lassen, 
E.H.). Vielmehr sind sie multideterminiert und entwickeln sich häufig zirkulär." (ebd.: 12) Da 
also das politische Geschehen sehr viel komplexer abläuft, gehen neuere Ansätze davon 
aus, dass Programmziele und Programmstrategien nicht klar und präzise formuliert werden 
können und vielmehr offen und flexibel gestaltet werden müssen, um sich wechselnden 
räumlichen und zeitlichen Umständen anpassen zu können. Diese Kritik führte zur Modifi­
kationen des Ansatzes: U.a. wurde daher die Policy-Netzwerk-Analyse entwickelt, die sich 
dazu eignet, die oben kritisierte schematische Sicht der Politikgestaltung zu relativieren, 
"indem sie sich auf das Zusammenwirken von privaten und staatlichen (organisatorischen) 
Akteuren jenseits hierarchischer, sektoraler und nationaler Gliederungen in einzelnen 
Politikfeldern konzentriert", (ebd.: 16) 
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Durchdr ingung der komplexen Zusammenhänge der Entwick lung eines 
Polit ikfeldes. So lässt sich damit z.B. feststel len, in welcher Phase sich das zu 
untersuchende Politikfeld aktuell befindet oder welche spezi f ischen Merkmale 
es in den jewei l igen Phasen aufweist (vgl. z .B. MAYNTZ 1987 oder grundle­
gend S C H A R P F 1991). 

In der vor l iegenden Arbei t wird nicht auf alle Phasen des Pol icy-Zyklus 
e ingegangen. Vielmehr wird sich hier auf die Phase beschränkt, in der sich das 
Politikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspoli t ik derzeit bef indet. Die 
Implementat ionsphase ist im wesent l ichen dadurch gekennzeichnet , dass 
Handlungsopt ionen für ein Problem ausgewähl t und auch in d e m beschlosse­
nen Sinn gehandelt w i rd . Wei l sich das Polit ikfeld der Sanierungs- und 
Konsolidierungspoli t ik bereits konstituiert hat und auch verschiedene polit ische 
Lösungsansätze auf Bundes- und Landesebene exist ieren, kann sie anhand 
des Model ls des Pol icy-Zyklus in die Implementat ionsphase eingeordnet 
werden (vgl. z.B. V O N PRITTWITZ 1994: 232). Die Implementat ionsphase 
bildet den Schwerpunkt meiner Analyse. Die vorangegangenen bzw. noch 
ausstehenden Phasen werden dagegen nur insofern berücksicht igt , als sie 
Hintergrundinformationen für die komplexen Zusammenhänge der Implementa­
t ionsphase l iefern. 

Neben diesen eher methodischen Über legungen im Rahmen der pol icy-Analyse 
beschäftigt sich die Pol icy-Forschung u.a. mit grundlegenden steuerungstheo­
retischen Fragestel lungen (vgl. HÉRITIER 1993a: 10), die nicht nur einzelne 
Phasen, sondern die Gesamthei t des Pol icy-Prozesses betref fen. Steuerungs­
theoret ische Fragestel lungen, die weit über die Pol i t ikfeldforschung hinaus 
Bedeutung haben, beeinf lussten und beeinf lussen die spezi f ischen Diskussio­
nen innerhalb der Pol icy-Forschung ganz entscheidend. Die Pol icy-Forschung 
versucht in d iesem Zusammenhang die Wi rkungen von Politik zu vers tehen, um 
so ihre " impacts" (Wirkungen) zu opt imieren (vgl. MAYNTZ 1987: 90) . Daher 
geht sie verstärkt den Ursachen für die Fehlentwicklungen der Politik nach. Die 
Analyse von Steuerungsformen und vor al lem die Ursachen von Steuerungs­
versagen sind zu e inem wicht igen Schwerpunkt dieser Forschungsr ichtung 
geworden. 

Im Rahmen der Diskussionen um das staatl iche Steuerungsversagen geht es 
im Kernpunkt um die Behauptung, dass "der Staat aufgrund inhärenter 
Schranken seines tradit ionellen Intervent ionsinstrumentar iums nicht (mehr) in 
der Lage ist, die von ihm identif izierten ökonomischen und sozia len Probleme 
zu lösen" (MAYNTZ 1987: 90). Zentrale Begriffe der Diskussion sind die 
unterschiedl ichen Steuerungstypen sowie deren Charakter ist ika. Grundsätzl ich 
werden von den Autoren zwei Reintypen von Steuerung - und zwar die durch 
den M a r k t 4 2 und die durch H i e r a r c h i e 4 3 - unterschieden, deren Merkmale sowie 

4 2 Der Steuerungstyp "Markt" regelt mit Hilfe des Preismechanismus das Verhalten der 
Unternehmen und Konsumenten. "Das Strukturmuster des Marktes fixiert die Koordination 
zwischen den Akteuren (Anbieter und Nachfrager) auf einen preis- und geldvermittelten 
Austausch von Leistungen. Die Integrationsleistungen erbringt der Markt als emergente 
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deren Vor- und Nachtei le vornehmlich unter ordnungspol i t ischen Gesichts­

punkten diskutiert w e r d e n . 4 4 

Anfang der 1990er Jahre erweiterten sich diese steuerungstheoret ischen 

Diskussionen um die Fragestel lung nach Alternativen zu den klassischen 

Steuerungsformen "Hierarchie" und "Markt". Von den Autoren (vgl. z.B. die 

verschiedenen Beiträge in HlzRITlER 1993) wurde u.a. konstatiert, dass eine 

einseit ig v o m Staat ausgehende hierarchische Steuerung an ihre Grenzen 

gestoßen sei. Eine "von oben" dekretierte Regul ierung würde einer modernen 

Gesellschaft, die durch eine funkt ionale Ausdif ferenzierung gekennzeichnet sei, 

nicht mehr gerecht und Steuerungsversagen wäre die zwangsläuf ige Konse­

quenz. Aber auch die Steuerungsform "Markt" habe gle ichermaßen Schwächen 

Funktion der "unsichtbaren Hand" (Adam S/77/'tf?J."(HILD 1997: 75) Die Entscheidungen der 
Akteure oder auch Wirtschaftssubjekte werden allein durch den Preismechanismus be­
stimmt. Der Preis bzw. die Höhe des Preises informiert angeblich die beteiligten Wirt­
schaftssubjekte ausreichend über eventuelle Ressourcenknappheiten bzw. Unterkapazi­
täten oder auch Überkapazitäten, die auf den Märkten existieren. Über ihn seien außerdem 
Kosten und Gewinne kalkulierbar. Neben dieser Informationsfunktion greife der Preis 
ebenfalls als Sanktionsmittel, denn er "belohnt" marktkonformes sowie "bestraft" marktin­
konformes Handeln u.a. in Form von Gewinnen bzw. Verlusten (vgl. ebd.). Der Preisme­
chanismus löse somit auf einfache Weise Lern- und Anpassungsprozesse aus. Zwar 
werden ökonomische Transaktionen über den Markt reguliert, dennoch hat eine Markt­
steuerung - ähnlich wie der Steuerungstypus "Hierarchie" - prinzipiell gravierende Schwä­
chen wie z.B. Externe Effekte und unvollkommene Informationen aufzuweisen. 

Die Organisationsstruktur von "Hierarchie" basiert auf einem Machtgefälle zwischen 
"Spitze" und "Basis" (HILD 1997: 78) und kennzeichnet als Steuerungsweise die staatliche 
Verwaltungen (Bürokratien), die ausführende Instanzen der staatlich festgelegten Politik 
sind. Bei der Steuerungsform der Hierarchie ist prinzipiell die übergeordnete einer unterge­
ordneten Ebene weisungsbefugt. Zwischen diesen Ebenen besteht eine eindeutige Kom­
petenzverteilung und -Ordnung. Die Abstimmung zwischen den beteiligten Ebenen erfolgt 
über Macht, in dem auf der höheren Ebene Ziele und Aufgaben formuliert werden. Diese 
Ziele und Aufgaben werden in Form von Regeln bzw. Richtlinien an die nachgeordneten 
Ebene weitergeleitet. Dadurch ist eine klare Arbeitsteilung garantiert. Voraussetzung für 
ein nahezu ungestörtes Funktionieren dieses Steuerungstyps ist, dass die untergeordneten 
Akteure regelkonform handeln. Hierarchie wird im Allgemeinen als ein relativ geschlosse­
ner Steuerungstyp bezeichnet, der aufgrund mangelnder Integration von gesellschaftlichen 
Akteuren Schwächen aufzuweisen hat. Darüber hinaus wird aufgrund der einseitigen 
Koordination von oben nach unten und der fehlenden Rückkoppelung in umgekehrter 
Richtung dem Steuerungstyp der Hierarchie eine geringe Lernfähigkeit beschieden (vgl. 
ebd. und Ausführungen weiter unten in diesem Kapitel). Hierarchieversagen bzw. Staats­
versagen tritt nach SCHARPF (1993b) aus folgenden Gründen ein: Staatliches Produzen­
tenmonopol, Fehlen harter Budgetrestriktionen, Opportunismusproblem bzw. Eigeninteres­
sen staatlicher Akteure, unvollkommene Informationen und institutioneller Immobilismus 
(ebd.: 62ff). 

Markt und Hierarchie gelten lange Zeit als klassische Reinformen politischer Steuerung 
(vgl. Messner 1995). In der Realität gibt es diese beiden reinen Typen nicht. Vielmehr sind 
Mischformen zu erkennen, die entweder das Schwergewicht auf die Steuerungsform 
"Markt" oder "Hierarchie" legen. Die "Haupfsteuerungsform wird dabei aber immer durch 
die jeweilige andere Steuerungsform ergänzt. Insbesondere in der neueren Zeit werden 
noch zusätzlich andere Steuerungsprinzipien diskutiert. So fügt z.B. GOTSCH (1987) 
neben "Hierarchie" und "Markt" die Typen der "Solidarität", "Professionalität", "Verhand­
lung" und "Polyarchie" hinzu. LINDBLOM (1977) differenziert nach Markt, Autorität und 
Überredung. Eine weitere Ergänzungsform ist die des "Netzwerkes" (vgl. u.a. MESSNER 
1995 oder aktuell HELLMER U.A. 1999). Im weiteren Verlauf der Arbeit wird auf den 
Steuerungstyp des Netzwerkes näher eingegangen. 
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aufzuweisen, z.B. in Form von externen Effekten und unvo l lkommener 

Information. Daher wurde nach alternativen Regul ierungsmögl ichkei ten 

gesucht, die erreichen könnten, dass die staatl iche Exekut ive durchsetzungsfä­

higer werde. Eine Möglichkeit das zunehmende Steuerungsversagen auszu ­

gleichen, sah man in der Betei l igung von zusätzl ichen nicht-staat l ichen 

Akteuren. In den Diskussionen u m Lösungsmögl ichkei ten wurden folgl ich die 

Vortei le "partizipativer Aspekte" immer mehr betont (vgl. überbl icksweise und 

unter historischem Blickwinkel insbesondere MAYNTZ 1 9 9 3 ) . 4 5 

Eine der gewicht igsten Erklärungsansätze für derart ige übergeordnete, 

steuerungstheoret ische Fragestel lungen bietet die Netzwerkdebat te an , deren 

Einfluss weit über die Pol icy-Forschung hinausgeht. Im Kern behaupten die 

unterschiedlichen Autoren (vgl. überbl icksweise M E S S N E R 1995), dass mehr 

und mehr moderne Steuerungsformen wie " N e t z w e r k e " 4 6 die k lassischen 

Steuerungsformen "Markt" und "Hierarchie" ersetzten. 

Innerhalb des Pol icy-Prozesses seien daher nicht mehr vornehml ich hierar­

chisch-bürokrat ische, sondern kooperat ive und konsensor ient ier te Strukturen 

feststellbar. Außerdem werden nicht mehr überwiegend die k lassischen 

"harten" Steuerungsmittel wie Macht , Recht und Geld verwendet , sondern 

4 5 In diesem Zusammenhang sind auch die Korporatismus-Theorien (vgl. z.B. WINDHOFF-
HÉRITIER 1987 und HEINZEA/OELZKOW 1990) zu nennen. Der Korporatismusbegriff 
wird für die Bezeichnung einer Kooperation von Staat, Unternehmensorganisationen und 
Gewerkschaften verwendet. Er kann zusammenfassend als "Einbindung (Inkorporierung) 
von organisierten Interessen in Politik und ihre Teilhabe an der Formulierung und Ausfüh­
rung von politischen Entscheidungen" (HEINZEA/OELZKOW 1990: 187) definiert werden. 
Im Gegensatz zur Pluralismustheorie wird von den korporatistischen Ansätzen angenom­
men, dass die organisierten Interessen nicht nur indirekt - durch "pressure" - auf staatliche 
Entscheidungen und ihren Vollzug einwirken, sondern auch direkt an der Produktion bin­
dender Entscheidung und Ausführung beteiligt sind (vgl. überblicksweise 
ALEMANN/HEINZE 1981). 

4 6 Eine umfassende Darstellung der verschiedenen Netzwerkansätze kann in dieser Arbeit 
nicht geleistet werden. Für die weitere Argumentation meiner Arbeit ist die Kenntnis der 
verschiedenen Netzwerkansätze nur als Hintergrundwissen bedeutend. Ich lehne mich 
dabei an die Ausführungen von HELLMER u.a. (1999: 55f) an, die sich auf PERKMANN 
(1998) beziehen. Danach kann man unterscheiden zwischen: 
• den formalen Netzwerkansatz (Netzwerkanalyse als Methode zur Erfassung von inter­

nen Netzwerkstrukturen, vgl. z.B. PAPP11993), 
• den Transaktionskostenansatz der Neuen Institutionellen Ökonomie (Netzwerke als 

transaktionskostengünstige Organisationsform, vgl. MAHNKOPF 1994 oder S Y D O W 
1993 und WILLIAMSON 1975, 1981), 

• die qualitative Netzwerkanalyse (Einbettung ökonomischer Transaktionen in soziale 
Beziehungen, "social embeddedness", vgl. GRANOVETTER 1985) und den Ansatz 

• der Politikfeldförschung (Leistungsfähigkeit der Netzwerke zur Politikproduktion unter 
dem Gesichtspunkt der optimalen Wohlfahrtseffekte, vgl. SCHARPF 1993, 1996; 
MAYNTZ 1993 und MESSNER 1995). 

Für die vorliegende Arbeit ist nur der letzte Ansatz von Bedeutung. Im weiteren Verlauf der 
Arbeit wird insbesondere auf die Merkmale der lose gekoppelten "issue -Netzwerke", die 
eine spezifische Form von Netzwerken im Rahmen des Ansatzes der Politikfeldforschung 
darstellen, näher eingegangen. "Issue-Netzwerke" sind - stark verkürzt - Zusammenkünfte 
von Akteuren, die sich einer bestimmten Aufgabe widmen (vgl. nähere Ausführungen und 
Definition von issue-Netzwerken in Kapitel 2.3.2). 
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alternative - vornehml ich auf Kooperat ion ausgerichtete - Instrumente benutzt. 
Die Autoren konstat ieren außerdem, dass die zunehmende Anwendung von 
modernen Steuerungsformen wie die des Netzwerkes einen Bedeutungszu­
wachs von we ichen gegenüber harten Instrumenten mit sich bringt. Die 
"moderne" Steuerungsform des Netzwerkes sei insbesondere durch weiche 
Instrumente wie Kooperat ionen, Überzeugung und Konsens best immt. 
Tradit ionel le Steuerungsmedien wie Ge ld , Recht und Macht würden demzufolge 
zunehmend in den Hintergrund treten. Gerade die Anwendung weicher 
Steuerungsformen und - m e d i e n soll aber die Durchsetzungsfähigkeit der 
Exekut ive posit iv beeinf lussen (vgl. zusammenfassend HELLMER U.A. 1999: 
55f). 

Aktuel le Netzwerkstudien relativieren allerdings die Aussage, dass die traditio­
nel len Steuerungsmedien mehr und mehr durch weiche Instrumente ersetzt 
werden würden . Sie sehen v ie lmehr die Steuerungsform des Netzwerkes nicht 
als losgelöste Alternat ive zu den klassischen Steuerungsformen, sondern 
betrachten sie als eine E r g ä n z u n g . 4 7 MESSNER (1995) führt in d iesem 
Zusammenhang aus, dass sich zunehmend überlagernde Steuerungsmedien 
bzw. Kombinat ionen von Steuerungsinstrumenten identif izieren lassen, die den 
jewei l igen Steuerungsformen nicht eindeut ig zuzuordnen sind. Mehr und mehr 
würden "nicht eindeutig abzugrenzende Misch formen" (ebd.: 164) auftreten, die 
sowohl we iche als auch harte Instrumente miteinander verknüpfen. 

Die Diskuss ionen um Netzwerke als zusätzl iche Steuerungsform jenseits von 
Markt und Hierarchie haben sich auch in der Pol icy-Forschung auf die Frage 
nach einer effekt iveren pol i t ischen Steuerung ausgewirkt. Durch diese "neue 
Form" überwiegend kooperat iver Interaktion zwischen Staat und den jeweils 
re levanten gesel lschaft l ichen Akteuren sei z.B. das latente Informationsproblem 
staat l icher Steuerung ansatzweise gelöst. W e n n man die Adressaten in die 
Polit ikdefinit ion und - formul ierung mite inbezöge, könnten sie positiv für die 
pol i t ischen Maßnahmen motiviert werden und würden daher die ihnen eigenen 
Informat ionen wei tergeben. Ein Unter laufen der Politik werde so verringert, 
wenn nicht sogar vol lständig eingeschränkt (vgl. MAYNTZ 1995: 149). Solche 
Netzwerke kämen einer "Entgrenzung von Politik", einer Aufhebung des alten 
Dual ismus von Staat und Gesel lschaft gleich und zwar in der Form, dass 
nunmehr Verbände und private Personen in die Polit ikformulierung und 
Ausführung mi te ingeschlossen werden würden (vgl. BENZ 1994: 45). 

Mit dem behaupteten zunehmenden Einsatz der modernen Steuerungsform "Netzwerk" 
und dem dadurch bedingten Bedeutungszuwachs von weichen Steuerungsinstrumenten 
geht nach Aussagen verschiedener Autoren wie KRUMBEIN (1991) oder SCHUPPERT 
(1989) auch eine veränderte Funktion des Staates einher. Das Aufgabenspektrum des 
Staates sei durch 1) Koordinations-, Organisations- und Moderationsaufgaben, 2) Vermitt­
lungsfunktion zwischen Konfliktparteien, 3) Kontrollaufgaben, 4) Initiatoren- und Orientie­
rungsfunktionen, 5) Korrekturfunktionen erweitert. Diese erweiterte Aufgabenpalette könne 
der Staat aber nur bewältigen, in dem er flexibel und lernfähig sei, und mehr und mehr 
seine klassisch hierarchischen Strukturen abbaut (vgl. ebd. und grundlegend FÜRST 1987: 
280). 
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Einigkeit unter den Autoren der Pol icy-Forschung besteht dar in , "dass dem 
Staat in vielen Politikfeldern und insbesondere auch in der Wirtschanspolitik die 
Definitionsmacht über das Problemfeld und relevante bzw. adäquate Problem­
lösungen zumindest teilweise entzogen sind. Es konnte festgestellt werden, 
dass sich nicht-staatliche intermediäre Institutionen wie z.B. die Verbände oder 
wissenschaftliche Beratungseinrichtungen in der Realität nicht mehr nur an der 
politischen Willensbildung beteiligen, sondern sie partizipieren vielfach im 
Prozess der Erkennung von Problemfeldern, der Politikformulierung und -
Umsetzung" (MESSNER 1995: 153f). 

Umstri t ten ist dagegen, ob es sich bei d iesem Prozess u m eine wei t re ichende 
"Deinstitut ionalisierung" handelt, in dessen Folge der Staat nicht mehr zentrale 
Steuerungsstel le, sondern nur ein Mitspieler unter vielen ist. V ie le Autoren (vgl. 
z.B. MAYNTZ 1993, S C H A R P F 1992 und 1993b oder BENZ 1994) widerspre­
chen m.E. zu Recht der These vom vol lständigen Niedergang staatl icher 
Souveränitätsstrukturen. Ihre Skepsis führen sie letztendlich auf d ie Tatsache 
zurück, dass in der poli t ischen Praxis eine bemerkenswer te Konstanz in Bezug 
auf die Wahrnehmung und Bewält igung von öffentl ichen Au fgaben durch den 
Staat besteht. Trotz vielfält iger Verf lechtungen mit gesel lschaft l ichen Akteurs­
gruppen ist der Staat nach wie vor der Akteur, der die verbindl ichen Regelsy­
steme und Gesetze in den verschiedenen Polit ikfeldern fest legt. Nach wie vor 
ist der Staat bspw. für die äußere und innere Sicherheit zuständig und auch die 
institutionellen Rahmenbedingungen des Bi ldungs- oder des Sozialbereiches 
werden v o m Staat aufrechterhalten (vgl. V O N PRITTWITZ 1994: 48f) . 

Auch MESSNER (1995) schl ießt sich nicht den Behauptungen eines prinzipiel­
len Niedergangs der staatl ichen Souveräni tät an . Er spricht v ie lmehr von e inem 
"partiellen Souveränitätsverlust des Staates" (ebd. : 154). Mit Hilfe der Phasen­
einteilung des oben vorgestel l ten Pol icy-Zyklus stellt er dif ferenziert fest, dass 
insbesondere in den ersten Z y k l u s - P h a s e n 4 8 nicht-staatl iche Akteure eine 
entscheidende Rolle spielen und daher weiche Steuerungsinst rumente 
dominieren. In diesen Phasen trete der Staat eindeut ig in den Hintergrund, und 
zentrale Steuerungsfunkt ionen übernähmen "andere" Akteure. In den ersten 
Phasen des Pol icy-Prozesses "findet eine "weiche", prozedurale Steuerung 
durch Zusammenführung der strategisch wichtigen Akteure und die Organisati­
on von Informationsfluß statt (hohe Kommunikations- und Informationsdichte). 
Durch diesen Kommunikationsprozeß zwischen ansonsten dezentral agieren­
den Organisationen werden den in dem jeweiligen Politikfeld wirkenden 
Fragmentierungstendenzen integrationsfördernde Initiativen (...) entgegenge­
setzt" (ebd. : 319). In den späteren Phasen des Pol icy-Zyklus se ien nach 
Aussagen von MESSNER (1995) dagegen nur wenige nicht-staatl iche Akteure 
beteiligt. Er misst daher dem Staat hier eine dominante Steuerungsfunkt ion bei. 

4 8 Die ersten Phasen des Policy-Zyklus sind die Phase der Problemerkennung, die Phase der 
Einschätzung der Problemrelevanz und die Phase der Analyse steuerungsrelevanter 
Wirkungszusammenhänge (vgl. auch Abb. 2-2). 
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W a s die Rolle des Staates in der hier besonders interessierenden Implementa­
t ionsphase anbelangt, so sind laut M E S S N E R (ebd.) zwei Mögl ichkeiten 
denkbar: Entweder habe der Staat die zentrale Implement ierungs- bzw. 
Implementat ionsfunkt ion selbst übernommen und schl ieße auch nur sehr 
wenige nicht-staatl iche Akteure mit e in. Dies sei nach seinen Erfahrungen die 
woh l häuf igere Var iante. Oder der Staat habe die anstehenden Implementat i ­
onsaufgaben an andere (nicht-staatl iche) Akteure delegiert. Dies komme u.a. 
dann vor, wenn der Staat die Kontrol laufgaben nicht bewält igen könne (vgl. 
ebd. : 323). 

Welche der beiden Var ianten im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idie­
rungspolit ik gewähl t wurde , soll in der vor l iegenden Arbeit beantwortet werden. 
Hat der Staat die wesent l iche Implementat ionsfunkt ion übernommen oder hat er 
diese Aufgabe einer anderen Institution übertragen? Vorstel lbar ist, dass der 
Staat zumindest eine Rolle im Implementat ionsprozess des Polit ikfeldes 
übernommen hat, wei l er die Instanz ist, die über Mittel und Möglichkeiten 
verfügt, f inanziel le Hilfen an Kr isenunternehmen auszureichen. Unklar bleiben 
darüber hinaus aber fo lgende Fragen: Zu klären ist z.B., in welcher Art und 
Weise die Implementat ionsfunkt ion wahrgenommen wird. Außerdem ist zu 
untersuchen: W i e und mit we lchen Instrumenten wird die angestrebte Politik 
umgesetzt? We lches konkrete Verhal ten legt die Vol lzugsinstanz an den Tag , 
um zu der beabsicht igten Wi rkung zu ge langen? W e n n der Staat die Imple­
mentat ionsfunkt ion übernommen hat, wäre es denkbar, dass der Staat die 
Wi rkungen der Politik opt imieren möchte. Dies kann er nur bewerkstel l igen, 
indem er zusätzl iche Informat ionen über das Kr isenunternehmen einholt. Um an 
derart ige Hinweise zu ge langen, muss er auf andere Akteure zurückgrei fen, die 
bspw. das Unternehmen schon länger kennen oder betreuen. Daher muss 
außerdem im wei teren Ver lauf der Arbei t hinterfragt werden , ob er bspw. auch 
nicht-staatl iche Akteure in den Implementat ionsprozess e inbezogen hat. Zu 
vermuten ist aber auch, dass die relevante Vol lzugsinstanz einige Akteure aus 
dem Implementat ionsprozess ausschl ießt, um die Politik ohne Zei tverzögerun­
gen umzusetzen. Es stel len sich demnach u.a. fo lgende Detai l f ragen: Wie ist 
die Zusammenarbe i t der a m Implementat ionsprozess beteil igten Akteure zu 
charakter is ieren? Welche Akteure werden systemat isch e in- bzw. ausgeschlos­
sen , und welche Funkt ionen haben diese Akteure? Mit derart igen Fragestel lun­
gen , die z u m Tei l unabhängig von Poli t ikfeldern gestellt werden , hat sich die 
Implementat ionsforschung beschäft igt. Ihre wesent l ichen Erkenntnisse werden 
im fo lgenden Kapitel dargelegt. 

2.3 Erkenntnisse der Implementationsforschung 
Die Implementat ionsforschung gibt Erk lärungsansätze für die Analyse bereits 
konzeptionierter Polit ikfelder in der Durchführungsphase und bietet sich daher 
als ein speziel ler theoret ischer Bezugsrahmen für die vor l iegende Arbeit an. Die 
Implementat ionsforschung versucht e inen genauen Einblick in komplexe 
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Bedingungszusammenhänge der Implementat ionsphase zu geben und hat s ich 

zum Ziel gesetzt, den gesamten Implementat ionsprozess oder zumindest Tei le 

des Prozesses mögl ichst detail l iert zu beschreiben, differenziert nachzuze ich­

nen und zu erklären. Aus der Aufarbei tung der vorhandenen Prozessstrukturen 

zieht die Implementat ionsforschung Rückschlüsse auf d ie angewendeten 

Steuerungsformen und - ins t rumente im spezif isch untersuchten Poli t ikfeld. Sie 

verfolgt dabei aber nicht die Produkt ion möglichst umfassender Vera l lgemeine­

rungen. Ihre Studien und Projekte haben vielmehr Fal lstudiencharakter (vgl. 

MAYNTZ 1983a: 14). 

Die frühe Imp lementa t ions forschung 4 9 , die seit den 1970er Jahren als eine 

Teildisziplin der Pol icy-Forschung gilt, g ing zunächst von der A n n a h m e aus, 

dass die Umsetzung poli t ischer P r o g r a m m e 5 0 als automat ischer Prozess ab ­

läuft, der von den ausführenden Akteuren bzw. Institut ionen nicht beeinf lusst 

wi rd. Erste empir ische Studien (z.B. in der Umweltpolit ik, vg l . M A Y N T Z 1978) 

konnten diese Prämisse aber schnel l verwerfen und es wurde dagegen 

vermutet, dass die Ergebnisse des pol i t ischen-administrat iven Handelns ganz 

wesent l ich von der Art ihrer Durchführung abhängen ( M A Y N T Z 1980: 236) . 

Mitt lerweile geht man in der Implementat ionsforschung davon aus, dass ver­

schiedene "Faktorenkomplexe" (ebd. : 23) bzw. "Einf lussfaktoren" ( S C H U B E R T 

1991 : 84) die Vorgänge des Implementat ionsprozesses maßgebend beeinf lus­

sen: 

In der Implementationsforschung werden zwei Disziplinen unterschieden: "Während eine 
präskriptN orientierte Implementationsforschung sich bemüht, Aussagen über die im Im­
plementationsbereich liegenden Erfolgsvoraussetzungen staatlicher Politik zu machen, 
bemüht sich die analytisch-deskriptiv orientierte Implementationsforschung, das Gesche­
hende genau zu erfassen und genau zu erklären. Allerdings sollte man hier keinen fal­
schen Gegensatz konstruieren. In der Forschung selbst stützen sich eventuelle Aussagen 
über die Bedingungen wirksamer Implementation in aller Regel auf die vorgängige Analyse 
realer Abläufe und Zusammenhänge" (MAYNTZ 1983a: 19). D.h. die Grenzen zwischen 
diesen beiden Ansätzen sind nicht trennscharf zu ziehen und Ergebnisse dieser beiden 
Disziplinen bedingen sich in ganz erheblicher Weise gegenseitig. Folglich werden in der 
vorliegenden Arbeit Aussagen getroffen, die sowohl den Erkenntnissen aus der analytisch­
deskriptiven als auch den Ergebnissen der präskriptiven Disziplin zuordenbar sind. 

Der Begriff des Programms wird in diesem Zusammenhang nicht als eine Einzelmaßnah­
me verwendet. Vielmehr wird er hier umfassender begriffen und in Anlehnung an JANN 
(1981) definiert. Nach ihm beinhaltet ein Programm vier Elemente: 1. eine Ausgangslage, 
2. einen Lösungsteil, 3. einen Wirkungsteil und 4. einen Durchführungsteil (vgl. ebd.: 49). 
"Bei diesen vier Elementen handelt es sich um input-Komponenten von Programmen. Die 
output-Komponenten eines Programms stellen die Wirkungen - dar.(...) Politische 
Programme bestehen dabei keineswegs immer nur aus einem Gesetz, einer Verordnung 
oder einem Erlaß." (SCHUBERT 1991: 163) Der Begriff "Programm" ist ein analytisches 
Konstrukt, "deren konkrete Form einerseits je nach Erkenntnisinteresse des Forschers 
variieren kann. Andererseits hat der konkrete Zuschnitt, das heißt die gewählte Form eines 
Programms auch Auswirkungen auf dessen politische Durchführung." (ebd.: 171) JANN 
(1981) trägt unterschiedliche Formen von Programmen zusammen. Nach ihm können sie 
u.a. als Gesetz vorliegen, konkrete Rechtsverordnungen sein, als Rahmenplan konstruiert 
oder auch konkret als Programm ausgewiesen sein (vgl. ebd.: 58). Wird im weiteren Ver­
lauf der Arbeit der Begriff im so definierten umfassenden Sinne verwendet, spreche ich 
vom "politischen Programm". Wenn die Einzelmaßnahme, wie z.B. ein Existenzgründungs­
programm, gemeint ist, wird der Begriff "Programm" benutzt. 
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Das sind 

1) Merkmale des gewähl ten Programmtyps bzw. der gewähl ten Instrumente, 

2) Kennzeichen der Durchführungsinstanz und sonstiger beteil igter Akteure 
sowie deren Verhal ten und die Charakterist ika der Zielgruppe bzw. der 
Leistungs- und Normadressaten. 

Diese herauskristal l isierten Einflussfaktoren werden in ihrer Gesamthei t als 
Implementationssystem" (MAYNTZ 1980: 2 3 6 ) 5 1 beze ichne t Die Autoren 
we isen in ihren Ausführungen zum Implementat ionssystem darauf hin, dass je 
nach Zusammensetzung dieser Einflussfaktoren auch eine unterschiedliche 
"Polit ik" praktiziert werde. Der Aufbau des Implementat ionssystems könne ganz 
unterschiedl iche Konstel lat ionen aufweisen: Z.B. könnten die Ziele der 
pol i t ischen Programme sehr konkret definiert werden oder auch nur einen 
Rahmen vorgeben (letzteres ist z.B. bei der Gemeinschaf tsaufgabe zur 
"Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" [GRW] der Fall). Je nach 
Konkret is ierungsgrad der Programminhal te haben die durchführenden Instan­
zen und alle am Prozess betei l igten Akteure einen mehr oder weniger großen 
Spie l raum, in dem sie sich verhalten und handeln. Falls die Akteure über einen 
relativ großen Spie l raum ver fügen, bi lden sich in der Regel unterschiedl iche, 
z.T. individuelle Herangehensweisen und Problemlösungen heraus (vgl. 
M A Y N T Z 1980: 23f oder S C H U B E R T 1991 : 84), die sich entscheidend auf die 
Ver läufe des Implementat ionsprozesses auswirken. In ihrem Ermessen liegt 
u.a., ob überhaupt und welche anderen Akteure am Implementat ionsprozess 
beteil igt werden , ob sie über die Betei l igung z.B. t iefergehende Informationen 
über den Sachverhal t sammeln , und ob sie sich in ihren Entscheidungen 
beeinf lussen lassen. Ggf. s t immen sie sich sogar mit den Adressaten oder 
sonst igen Akteuren der Politik ab, um die praktizierte Politik zu bewerkstel l igen 
und zu opt imieren. Wird den vol lz iehenden Akteuren dagegen nur ein kleiner 
Handlungsrahmen gewährt , so haben sie weniger Mögl ichkei ten, auf spezif i­
sche Probleme zur reagieren und haben z.B. nicht die Wah l , zusätzliche 
Akteure mi te inzubeziehen. Ich gehe im weiteren Verlauf der Arbei t davon aus, 
dass der Staat und somit administrat ive Akteure eine zentrale Rolle im 
Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspoli t ik spielen. Es stellen sich 
daher Fragen wie bspw.: W ie werden die vorgegebenen Handlungsspielräume 
von den administrat iven Akteuren im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsolidie­
rungspolit ik ausgenutzt? Falls sie die Handlungsrahmen in der Form nutzen, 
dass sie z .B. auch andere Akteure in ihre Handlungen integrieren und das 
Verhältnis zueinander nicht überwiegend als hierarchisch zu charakterisieren 

5 1 MAYNTZ (1980) spricht in diesem Zusammenhang auch von Implementationsstruktur. 
Darunter versteht sie die "Gesamtheit der steuernd, kontrollierend oder unmittelbar durch­
führend mit der Implementation eines bestimmten Programms befassten administrativen 
Einheiten .... Die Implementationsstruktur für ein bestimmtes Programm lässt sich nur in 
engen Grenzen wählen; in der Regel bestehen die Behörden usw. bereits, die entspre­
chend dem herrschenden Muster der Zuständigkeitsverteilung mit der Durchführung be­
traut werden müssen. In diesem Zusammenhang ist auch an die Aufgabenverteilung im 
föderalen System zu denken."(ebd.: 245) 
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ist, könnte dies auf Strukturen h indeuten, die s ich jensei ts von Hierarchie 
bef inden. 

Durch die Erkenntnis, dass die Zusammensetzung des Implementat ionssy­
stems eine maßgebende Var iable für die "Polit ik" ist, hat sich auch die Frage­
stellung in der Implementat ionsforschung gewandel t : Wurde anfangs noch 
hinterfragt, ob das Implementat ionssystem überhaupt Einfluss auf das Polit iker­
gebnis hat, so wird heute eher den Fragen nachgegangen, w ie das Imp lemen­
tat ionssystem beschaffen ist und inwieweit diese Beschaffenhei t die Ergebnisse 
der Politik beeinflusst (vgl. auch jüngst LANG u.a. 1998). 

Steuerungstheoret ische Schlussfo lgerungen, wie sie in der vor l iegenden Arbeit 
angestrebt werden, können nur auf Basis einer detai l l ierten Beschre ibung des 
im Politikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspoli t ik erkennbaren Imple­
mentat ionssystems gezogen werden . Erst durch die Charakter is ierung der 
maßgebl ichen Einf lussfaktoren des Implementat ionssystems können Aussagen 
darüber getroffen werden, in we lchem Verhältnis die Akteure zueinander stehen 
und welche Strukturen (klassisch-hierarchische oder kooperat ive und prozedu-
rale) für die Durchführung der Politik geschaffen wurden . Im Folgenden werden 
daher die theoret ischen Erkenntnisse über die oben genannten Einf lussfaktoren 
für die Phase der Implementat ion aufgearbeitet. Das sind zum einen die 
Kennzeichen der verwendeten Programme bzw. Instrumente und z u m anderen 
die Merkmale der a m Poli t ikprozess beteil igten Akteure und ihr Verhal ten bzw. 
ihr Verhältnis zueinander. 

2.3.1 Die unterschiedlichen Programmtypen und Instrumentar ien 

Um die Beschaffenheit des Implementat ionssystems im Hinblick auf die 
Merkmale der Programmtypen und Instrumentarien näher zu analys ieren, bietet 
die Forschungslandschaft e ine Vielzahl von Klassif iz ierungen an . Sie s ind zum 
Teil völlig uneinheit l ich. So wird z .B. nach der nominel len Beze ichnung oder 
nach der Wi rkung der policy geordnet bzw. gruppiert (vgl. überbl icksweise 
WINDHOFF-HlzRITIER 1987: 21f) . Gemein ist ihnen aber, dass sie idealtypi­
schen Charakter haben und als analyt isches Hilfsmittel d ienen. 

Eine gängige - aber doch recht grobe - Kategoris ierung ist die Gruppierung 
nach unterschiedl ichen Programmtypen. LOWI (1978) liefert schon früh eine 
derartige Typis ierung. Er unterscheidet die Programmtypen "Redistribution, 
Regulation, Selbstregelung und Distribution" (ebd. : 11). Diese Typis ierung geht 
von der Programmwirkung aus und wird zu Recht u.a. von M A Y N T Z (1983a) 
aus zweierlei Gründen kritisiert: Einerseits würde eine derart ige - al lein auf die 
Wirkung ausgerichtete - Gruppierung die Merkmale der Programme selbst 
vernachlässigen. Anderersei ts l ießen sich dadurch die E inze lmaßnahmen bzw. 
Instrumente nicht explizit zu den jewei l igen Typen zuordnen. M A Y N T Z (ebd.) 
plädiert v ielmehr dafür, das Steuerungsinstrument zur Begründung einer 
Typisierung von Pol i t ikprogrammen zu benutzen. Sie unterscheidet die 
Programmtypen "regulative Politik, Anreizprogramme, Finanzhilfeprogramme 
oder Leistungsprogramme und persuasive Politik" (ebd. : 12). Bei dieser 
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Kategoris ierung "wird bewußt zwischen Art der Einwirkung und Wirkung 
unterschieden; so werden auch Informations- und Oberzeugungsprogramme 
durch die eingesetzten Strategien und nicht durch ihre Wirkungen definiert." 
(MAYNTZ 1983a: 12) Anhand fo lgender Abbi ldung wird deutl ich, welche 
spezi f ischen Merkmale die einzelnen unterscheidbaren Programmtypen 
aufzuweisen haben . 

Abb. 2-3: Merkmale verschiedener Programmtypen und Vol lzugsprobleme 

Regulative Anre izprogramme Leistungspro-
Programme gramme 

Wirkungsweise Direkte Verhaltensbe­
einflussung; gute 
Umsetzbarkeit von 
Zielen; ruft bei 
Adressaten Widerstand 
hervor 

Motiviert Adressaten 
positiv; wirkt indirekt; 
tatsächliche Wirkung 
oft unsicher; 
Möglichkeit sich zu 
entziehen 

Motiviert Adressaten 
positiv; Sicherung des 
Angebots, aber nicht 
der Inanspruchnahme 

Aufwand Relativ hoher 
administrativer 
Aufwand, speziell 
Kontroll- und 
Sanktionsaufwand; 
hohe Befolgungskosten 
möglich 

Relativ geringer 
administrativer 
Aufwand, hohe direkte 
Haushaltsbelastung 

Hoher administrativer 
und direkter finanzieller 
Aufwand 

Vol lzugs­
probleme 

Tendenz zu Normver­
stößen; ungleiche 
Durchsetzung je nach 
Widerstandspotential 
der Adressaten 

Unerwünschte 
Selektion bei 
Inanspruchnahme; 
Mitnahmeeffekte; 
Nutzung des Angebots 
ohne Verhaltensände­
rung (Unterlaufen) 

Effizienzmängel infolge 
unzureichender 
Fähigkeit/Motivation 
der Vollzugsträger; 
Gefahr von Überinve­
stition oder Unterinve­
stition 

Quelle: MAYNTZ 1982: 82 

Im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik steht die finanzielle 
Förderung von Kr isenunternehmen im Mittelpunkt. Daher kann bereits an dieser 
Stelle eine Zuordnung zur obigen Kategoris ierung von MAYNTZ (1982) 
erfolgen: Im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspoli t ik werden 
überwiegend Le is tungsprogramme bzw. Finanzhi l feprogramme angeboten. Die 
anderen Programmtypen spielen in dem hier interessierenden Politikfeld wenn 
überhaupt nur e ine untergeordnete Rolle. Daher wird im Folgenden auf ihre 
Eigenschaften nicht explizit e ingegangen. 

Der Programmtyp des Finanzhi l feprogramms hantiert im wesent l ichen mit den 
Steuerungsmedien Geld und Recht. MAYNTZ (1982) stellt u.a. fest, dass die 
Adressaten zwar durch die Aussicht Finanzmittel zu erhal ten, prinzipiell positiv 
motiviert se ien, d iesen Programmtyp in Anspruch zu nehmen. Al lerdings sei für 
die Durchführung ein hoher administrat iver und direkter f inanziel ler Aufwand 
notwendig. So müsse neben den für die Adressaten zur Ver fügung gestellten 
Finanzmitteln auch z.B. ein administrat iver Apparat aufgebaut und finanziert 
werden , der die Ant räge prüfe und genehmige. Abgesehen von den ordnungs-
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polit ischen Bedenken, die gerade im Rahmen von Finanzhi l feprogrammen 
diskutiert werden , konstatiert M A Y N T Z (ebd.) für d iesen Programmtyp außer­
dem erhebl iche Eff iz ienzmängel aufgrund von "Unfähigkeit der Vol lzugsträger", 
die z.B. aus mangelhaf ten Informationen über den Sachverhal t result ieren 
könnten. Negat iv lastet H U C K E (1983) d iesem Programmtyp außerdem an , 
dass es keinen direkten Kontrol l - und Sankt ionsmechanismus gäbe . Denn eine 
ordnungsgemäße Mit te lverwendung durch die Adressaten sei nicht e inwandfre i 
s icherzustel len. Zwar sei die Vergabe von Finanzhi l feprogrammen mit mehr 
oder weniger umfangre ichen Voraussetzungen, Bedingungen und Auf lagen 
verbunden, um auf diese We ise die Mit te lverwendung zu regul ieren. Dies würde 
aber die Adressaten nicht davon abhal ten, dass sie die Finanzmit tel zweckent ­
f remdet e insetzen. Al lerdings wäre dadurch auch völl ig unklar, ob die v o m Staat 
beabsichtigte Verhal tensänderung bei den Adressaten einträte und letztendl ich 
das eigentl iche polit ische Ziel erfüllt werde (vgl. B E N Z 1994: 57). Ledigl ich ein 
Vortei l sei bei d iesem Programmtyp zu konstat ieren: Die Verantwor tung für 
einen Misserfolg der Politik kann stärker als bspw. bei regulativer Polit ik und bei 
Anre izprogrammen auf die Adressaten abgewälzt werden (vgl. Hucke 1983: 
76). Aufgrund des fehlenden Kontrol l - und Sankt ionsmechanismus, könne der 
Staat behaupten, dass die Zielgruppe die f inanziel len Förderungen nicht 
zweckgebunden eingesetzt hät ten. Und daher ein eventuel les Nichteintreten 
des gewünschten pol i t ischen Ziels zu Lasten des Adressaten g inge. Im 
Gegensatz dazu habe das Finanzhi l feprogramm für die Z ie lgruppe selbst in 
erster Linie Vortei le zu bieten: Der Adressat bekommt zusätz l iche Geldmit tel 
und erhöht dami t seine Liquidität. Die Einschränkungen der Handlungsmögl ich­
keiten der Adressaten durch etwaige Auf lagen "werden insoweit in Kauf 
genommen, wie die finanziellen Vorteile die Kosten dieser Bedingungen bei 
Inanspruchnahme des Programms überwiegen" (Hucke 1983: 77). 

Zusammengefass t gesagt, birgt die Anwendung von F inanzhi l feprogrammen 
insbesondere für den Adressaten Vortei le. Dagegen ist die Berei tstel lung von 
Finanzhil fen sei tens des Staates mit verschiedenen Risiken verbunden: So 
muss er mit geziel ten Auf lagen, Voraussetzungen und Bedingungen hant ieren, 
damit die Gelder von der Zie lgruppe nicht zweckent f remdet e ingesetzt werden , 
was auf der e inen Seite enorme Kosten für die Durchführung bedeutet . 
Al lerdings ist auf der anderen Seite ein Missbrauch nicht ganz auszuschl ießen, 
denn es mangel t insgesamt an Mögl ichkeiten zu kontrol l ieren, ob die Gelder 
von der Zie lgruppe auch für den beantragten Zweck sowie auf gewünschte Art 
und Weise eingesetzt w e r d e n . 5 2 Trotz all dieser Nachtei le ist das Finanzhi l fe­
programm in der pol i t ischen Praxis eins der bedeutendsten Handlungsinst ru­
mente (vgl. H U C K E 1983: 77f oder BRÖSSE 1996 :126 f ) . 

Ein Beispiel für die Möglichkeit des Missbrauchs von Finanzhilfen ist die Vulkan-Werft. Der 
Geschäftsführer des Vulkan-Verbundes soll die von der EU-gezahlte Finanzhilfe in Millio­
nenhöhe veruntreut haben (vgl. z.B. die taz [Die Tageszeitung] vom 13.3.2001). 
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Im Folgenden wird nun auf die Gruppierungen nach Steuerungsprinzipien und 
Steuerungsinst rumenten näher e ingegangen, die im Gegensatz zur obigen 
Kategor is ierung nach Programmtypen kleinteiliger und deswegen für den hier 
interessierenden Sachverhal t nähere Erkenntnisse br ingen können. Es könnte 
vermutet werden , dass dem jewei l igen Programmtyp auch eindeutige Instru­
mente zuordenbar s i n d 5 3 . Zwar arbeitet der Programmtyp des Finanzhilfepro­
g ramms klassischerweise mit dem Instrument der Subvent ion. Wei l aber - wie 
bereits in Kapitel 2.2 andeutungsweise angemerkt wurde - in der polit ischen 
Praxis zunehmend Mischformen oder "ein Mix von Instrumenten" (SCHUBERT 
1991 : 172) zur Umsetzung des poli t ischen Programms angewendet werden, 
gel ingt eine eindeut ige und klare Zuordnung der Instrumente zu den oben 
dargestel l ten Programmtypen nicht. Auch der Programmtyp "Finanzhilfepro-
g ramm" kann durchaus mit Instrumenten kombiniert werden, die mit ihm auf 
den ersten Blick nicht in Verb indung gebracht werden. 

Damit das gewähl te polit ische Programm auf der Handlungsebene (Vollzugse­
bene) durchgesetzt werden kann, müssen konkrete Steuerungsinstrumente 
angewendet werden (vgl. S C H U B E R T 1991 : 171). Die unterschiedlichen 
Steuerungsinstrumente sind zunächst hinsichtl ich ihrer Wirkungsweise zu 
charakter is ieren. Übl icherweise wird zwischen direkter Steuerung und indirekter 
Steuerung unterschieden: Die direkte Steuerung richtet sich unmittelbar an die 
Adressaten und arbeitet mit einer breiten Palette von Steuerungsinstrumenten. 
Hier sind u.a. Steuern, Subvent ionen oder Ge- und Verbote sowie Auf lagen zu 
nennen. Auch Überzeugung und Informationen zählen zu den direkten 
Steuerungsinst rumenten. 

Die indirekte Steuerung arbeitet dagegen nicht mit direkten "verhaltensbezoge­
nen Steuerungsimpulsen" (VON PRITTWITZ 1994: 75). Vie lmehr versucht sie 
die Rahmenbed ingungen der Adressaten so zu verändern, dass sie in einer 
gewünschten Form handeln (vgl. ebd. : 71f). Jegl iche Form von Anreizprogram­
men zählen u.a. zur indirekten Steuerung. 

Eine andere, aktuell häufig angewendete Kategorisierung von Instrumenten, ist 
die der Eintei lung in harte und weiche Steuerungsinstrumente (vgl. MESSNER 
1995: 161), die ich der vor l iegenden Arbeit zugrunde lege. Gerade vor dem 
Hintergrund der hier gestel l ten steuerungstheoret ischen Fragestel lungen bietet 
d iese Gruppierung einen erhebl ichen Erkenntnisgewinn an . Harte Steuerungs­
instrumente - wie Gesetze, Verordnungen, Steuern, Abgaben, Subvent ionen 
etc. - werden in erster Linie durch die hoheit l iche Verwal tung durchgesetzt. Das 
jewei l ige polit ische Ziel wird dabei mit den Instrumenten Geld und Macht bzw. 
Recht erreicht. Die Anwendung derart iger Steuerungsinstrumente weist auf 
klassisch-hierarchische Strukturen für die Pol i t ik-Implementation hin. 

Die Begriffe Programm und Instrument werden in der Literatur oftmals synonym verwendet. 
Programm wurde in Anlehnung an JANN (1981) in einem umfassenden Sinne verstanden. 
Er bezog sich sowohl auf die Ziele als auch auf die Mittel der Politik und schloss darüber 
hinaus auch die Dimension der Wirkung mit ein (vgl. Ausführungen in Fußnote 50). "Als 
Instrument wird (hier, E.H.) dagegen das konkrete, zur Zielerreichung gewählte operative 
Mittel bezeichnet". (SCHUBERT 1991: 172) 
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Unter weichen Steuerungsmedien werden dagegen jegl iche Verhandlungspro­
zesse bzw. diskursive Verfahren zwischen Staat und Gesel lschaft vers tanden. 
Verhandlungen haben insbesondere das Zie l , e inen Konsens und/oder e inen 
Kompromiss zwischen Staat und Gesel lschaft herzustel len, der eine bessere 
Poli t ik-Implementation gewährleisten sol l . Den weichen Steuerungs ins t rumen­
ten gemein ist, dass sie prozeduralen sowie prozessualen Charakter haben. 
Das Informieren und das Überzeugen von Adressaten geschieht näml ich in der 
Regel während oder in mehr oder weniger langwier igen Verhand lungen. Diese 
Eigenschaft weisen die harten Medien nicht auf, v ie lmehr werden die Adressa­
ten mit Hilfe von harten Instrumenten nur punktuel l beeinf lusst (vgl. M E S S N E R 
1995: 161). Zudem tragen weiche Steuerungsmechan ismen dem Umstand 
Rechnung, "dass die Gestaltung komplexer Strukturen mit einem hohen Grad 
an Intransparenz, Variabilität und Dynamik nur als kontinuierlicher Lernprozess 
möglich ist, um der Notwendigkeit laufender Veränderungs- und Anpassungs­
arbeit entsprechen zu können." (ebd.) W e n n in e inem Polit ikfeld nicht mehr 
überwiegend harte Steuerungsmedien wie Geld und Recht angewendet 
werden, sondern we iche Instrumente wie Überzeugung, Information und/oder 
Beratung, weist d ies auf eine moderne kooperat ive und prozedurale Steue­
rungsform hin. Es wird nicht mehr einseit ig hoheit l ich gesteuert , sondern 
zwischen Adressat und Steuerungsinstanz existiert e ine Wechse l - bzw. 
Austauschbeziehungen, die es beiden ermögl icht, sich aneinander anzunähern 
und sich ggf. aneinander anzupassen. Gegenüber der uni laterale ausger ichte­
ten hierarchischen Steuerung könnte diese Art von "Vers tändigung" erhebl iche 
Vortei le hinsichtlich einer opt imalen Umsetzung des pol i t ischen Ziels mit sich 
br ingen. 

Folgende Darstel lung zeigt, dass sich die vorhandenen Steuerungsinst rumente 
am besten auf einer Geraden mit den Grenzpunkten harter und weicher 
Steuerung abbi lden lassen (ebd.). 

Abb. 2-3: Steuerungsmedien 

Kooperation Weisung 

weiche Steuerung harte Steuerung 

informelles 
Verwaltungshandeln, 
Steuerungsmittel: 
Konsens und 
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finanzielle Anreize 

öffentlich-rechtl. Vertrag 

Verwaltungsakt, 
Steuerungs­
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durch Überzeugung, 
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Zusammenführen der 
Akteure 

Absprache mit der 
Industrie, Steuerungsmit­
tel: Regelungsandrohung 

Quelle: SCHUPPERT 1989 zitiert nach MESSNER 1995:162 
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Die im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspoli t ik überwiegend 
angewendeten f inanziel len Förderungen gehören bei obiger Zuordnung zu den 
klassischen harten Steuerungsinst rumenten. Neben Steuern, Abgaben oder 
Transfer le istungen werden im Rahmen von Finanzhi l feprogrammen insbeson­
dere S u b v e n t i o n e n 5 4 als harte Steuerungsinstrumente angewendet . "Subven­
tionen im hier verwendeten Sinne sind ... Transferleistungen des Staates an 
Unternehmen ohne direkte Gegenleistungen, die an bestimmte Voraussetzun­
gen oder die Erfüllung bestimmter Bedingungen gebunden sind. Die Konditio­
nierung erfolgt hinsichtlich der verfolgten ... Ziele, die mit den Subventionen 
angestrebt werden. Eine Subvention soll also ein ökonomischer Anreiz für ein 
Verhalten sein, das im Interesse staatlicher Politik liegt." (BROSSE 1996 :196) 

Subvent ionen werden in direkter oder in indirekter Form gewährt: Direkte 
Subvent ionen sind Zah lungen des Staates an Unternehmen, an eine best immte 
Branche oder an eine Region. In diese Kategorie fal len nicht nur Zuschüsse 
oder Dar lehen sondern auch Schuldener lasse des Staates; d.h. der Staat 
verzichtet auf Rückforderungen bereits gewährter f inanzieller Mittel. Wenn der 
Staat oder eine Gebietskörperschaf t ein Unternehmen gegenüber anderen z.B. 
bei steuer l ichen Abgaben begünst igt , so wird dagegen von indirekten Subven­
t ionen gesprochen (vgl. S I M O N S 1997 :107 f ) . 

Inwieweit der Programmtyp des Finanzhi l feprogramms im hier interessierenden 
Polit ikfeld eine Rolle spielt, soll im wei teren Verlauf der Arbeit geklärt werden. 
W e n n für das Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspoli t ik der 
Programmtyp "F inanzhi l feprogramm" gewähl t worden ist, dann könnten 
insbesondere Direktsubvent ionen eine Bedeutung haben. Denkbar ist dabei , 
dass Direktsubvent ionen mit anderen - eventuel l auch - weichen Steuerungs­
medien kombiniert und angewendet bzw. durchgeführt werden. Es kann 
vermutet we rden , dass im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik 
Direktsubvent ionen nur in Verb indung mit verschiedenen Auf lagen vergeben 
werden, um so bspw. die oben angesprochenen Vol lzugsprobleme, die den 
Programmtyp des Finanzhi l feprogramms kennzeichnen, verhäl tnismäßig gering 
zu hal ten. Eine Kombinat ion mit dem weichen Instrument der Beratung wäre 
daher sinnvol l . Aber auch ganz andere Mischformen von harten und weichen 
Steuerungsinst rumenten sind zu vermuten: So können Subvent ionen (hartes 
Steuerungsmit te l ) auch erst nach e inem langwier igen Prozess der Aushandlung 
(weiches Steuerungsinst rument) zwischen Durchführungsinstanz und Adressat 
gewährt werden . Ob sich diese Vermutungen im Politikfeld der Sanierungs- und 
Konsol idierungspol i t ik bewahrhei ten, wird anhand der Untersuchungsländer 
Sachsen-Anhal t und Brandenburg beantwortet . 

Die oben gestel l te Frage nach der Beschaffenheit des Implementat ionssystems 
kann im Hinblick auf die gewähl ten Instrumente im Politikfeld der Sanierungs-

5 4 Der Begriff der Subvention wird in der Literatur völlig unterschiedlich verwendet. So werden 
z.B. die Begriffe der Finanzhilfen, Unterstützungen oder auch Zuweisungen synonym mit 
Subventionen benutzt. Im Rahmen der Europäischen Union wird anstelle von Subventio­
nen von Beihilfen gesprochen (vgl. BRÖSSE 1996:196 und Ausführungen weiter unten). 
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und Konsol idierungspoli t ik nun konkretisiert werden . W a s gibt es für unter­
schiedl iche Mögl ichkeiten, den Kr isenunternehmen zu helfen? Mit we lchen 
Instrumentarien wird ihnen gehol fen? We lche Steuerungsinstrumente können 
neben Subvent ionen noch ausgemacht werden? Wie sind die Instrumente 
ausgestaltet? Inwiefern werden Instrumente auch ganz gezielt mite inander 
kombiniert? Sind Kombinat ionen von harten und weichen Steuerungsmit te ln 
erkennbar? Welchen konkreten Fördergegenstand und Adressatenkre is haben 
sie? Unter welchen Bedingungen und mit we lchen Auf lagen wird die f inanziel le 
Förderung ausgereicht? W a r u m sind gerade diese Auf lagen ausgewähl t 
worden? Sind auch andere Auf lagen denkbar? 

Ein grundlegender Fragenkomplex der Arbei t bezieht sich demnach auf die 
angewendeten Instrumente im Politikfeld der Sanierungs- und Konsol id ierungs­
politik. Wei tere wesent l iche Fragestel lungen ergeben sich aus den fo lgenden 
theoret ischen Ausführungen zu den Akteuren - insbesondere zu den Merkma­
len der Durchführungsinstanz - sowie deren Verhal ten. 

2.3.2 Merkmale der Akteure und ihres Verhal tens sowie daraus resultie­
rende steuerungstheoret ische Implikationen 

Nicht nur der gewählte Programmtyp bzw. die ausgesuchten Instrumentar ien 
beeinf lussen den Implementat ionsprozess, sondern er wird in ganz entschei ­
dender Weise von den Akteuren geprägt, die an der Implementat ion beteil igt 
sind (vgl. MAYNTZ 1980: 23f). 

Finanzhi l feprogramme werden in der Regel auf zentralstaatl icher Ebene von 
Bund und Land durch polit ische Entscheidungsträger oder Minister ia lverwaltun-
gen initiiert. Ihnen obliegt die konkrete Ausgesta l tung hinsichtl ich Fördergegen­
stand, Abgrenzung des Kreises der Adressaten, Auf lagen sowie die Wah l der 
Durchführungsinstanz (vgl. H U C K E 1983: 79). Die Minister ialverwaltungen bzw. 
die von ihr gewählte Durchführungsinstanz kann demnach als der zentraler 
Akteur bezeichnet werden und ihr Verhal ten bzw. das Verhal ten der Akteure der 
Verwal tungen sind maßgebl ich für die Implementat ionsphase. 

Ministerialverwaltungen weisen generel l genau wie andere Behörden einen 
klassischen hierarchischen Organisat ionsaufbau auf und setzen dami t staatl i­
che Aufgaben mit überwiegend einseit ig-hoheit l ichen Steuerungsstrukturen um. 
Kennzeichnend für Minister ialverwaltungen oder Bürokrat ien s ind u.a. routi­
nierte Kommunikat ionswege mit e inem niedrigen Flexibi l i tätsgrad. Die Bezie­
hungen zwischen den Mitarbeitern und Mitarbeiter innen der Behörden sind als 
formal und bürokrat isch zu charakter is ieren. Wei tere wesent l iche Merkmale 
derart iger Organisat ionsformen s ind, dass Entscheidungen zwar von unteren 
Ebenen vorbereitet, al lerdings auf höherer Ebene getroffen werden . Die 
übergeordnete ist gegenüber der untergeordneten Ebene weisungsbefugt und 
zur Konfl iktbewält igung werden die Methoden "administrat iver Befehl " und 
"Kontrol le" angewendet (vgl. grundlegend S C H A R P F 1992 oder V O N 
PRITTWITZ und z. B, in Bezug auf Untemehmensst rukturen P O W E L L 1996). 
Vortei le dieses u.a. für Behörden gängigen Organisat ionstyps sind z.B. , dass es 
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keinen direkten Austausch zwischen den Behörden und den Adressaten des 
pol i t ischen Programms gäbe. Damit könne ein nahezu reibungsloser und 
schnel ler Vol lzug gewährleistet werden. Zudem werde das poli t ische Problem 
mit Hilfe von vorgegebenen, festen Regular ien angegangen und demzufolge 
ergäben sich ebenfal ls ger inge Verzögerungen und Kompl ikat ionen im Vol lzug 
(vgl. übergrei fend S C H A R P F 1992 und 1993, V O N PRITTWITZ 1994). Dass 
diese "starren" Kennzeichen der Minister ialverwaltungen in der polit ischen 
Praxis e inem Formwandel unter l iegen, wird im wei teren Ver lauf dieses Kapitels 
noch ausgeführt (vgl. weiter unten). 

Der Bund hat den Landesregierungen eine aktive Rolle im Politikfeld der 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik zugesprochen. Die jewei l ige Landesre­
gierung beauftragte die Wirtschaftsminister ien mit der Ausgesta l tung des 
pol i t ischen Programms und mit der Fest legung des konkreten Steuerungsin­
st rumentar iums. Außerdem wurde das Wir tschaftsminister ium mit der Aufgabe 
der Durchführung und der Bewil l igung der Fördermaßnahmen betraut. Damit ist 
das Wir tschaftsminister ium der Hauptakteur der Implementat ionsphase. Nach 
Aussagen der Autoren werden bei F inanzhi l feprogrammen in der Regel aber 
noch andere administrat ive oder nicht-administrat ive Akteure in den Implemen­
tat ionsprozess mi te inbezogen, wei l z .B. die Vol lzugsinstanz aufgrund von einer 
zu hohen Antragsf lut ihre Au fgaben nicht schnel l genug bewält igen könne. Eine 
wei tere Ursache für die Aus - oder Ver lagerung von Aufgaben des Vol lzugs läge 
dar in, dass das Wir tschaftsminister ium nicht über ausre ichendes Wissen 
ver füge, um zu einer adäquaten Lösung des pol i t ischen Problems zu kommen 
(vgl. V O N PRITTWITZ 1994: 78f). We lche anderen Akteure das Wirtschaftsmi­
nisterium mit Au fgaben des Implementat ionsprozesses im Politikfeld der 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik betraut hat, und welche Institutionen in 
den beiden Untersuchungsländern als wei tere Akteure zu identif izieren sind 
bzw. we lche Funkt ionen ihnen obl iegen, ist neben der Darstel lung des Instru­
mentar iums ein grundlegender Fragenkomplex dieser Arbeit . 

Empir ische Untersuchungen der Implementat ionsforschung stell ten nicht nur 
fest, dass die Fest legung, we lche Akteure am Implementat ionsprozess beteiligt 
werden , Einf luss auf die Durchführung hat. V ie lmehr verdeut l ichten sie zudem, 
dass sich die Wah l des pol i t ischen Programms - und insbesondere seine 
inhalt l ichen Vorgaben - ganz entscheidend auf das Verhal ten der Schlüsselak­
teure des Implementat ionsprozesses - also der Durchführungsinstanz(en) und 
der Adressaten - auswirkt. Das Verhal ten der I m p l e m e n t e u r e 5 5 bzw. speziell 
der Durchführungsinstanz sei durch das gewähl te Programm zwar vorstruktu­
riert, al lerdings sei es dadurch keinesfal ls determiniert (vgl. S C H U B E R T 1991 : 
170). Das konkrete Verhalten der Implementeure ist von eigenen Wertvorstel­
lungen und Motivationen, von personellen und technischen Komponenten, 

Als Implementeure werden generell alle an der Implementationsphase beteiligten 
administrativen und eventuell nicht-administrativen Akteure begriffen. Im Gegensatz dazu 
bezeichnet der Begriff "Durchführungsinstanz" nur diejenigen Akteure, die direkt für den 
Vollzug des politischen Programms zuständig sind (vgl. u.a. WINDHOFF-r-UzRITIER 1987: 
86f). 
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darüber hinaus aber auch von solchen Handlungsspielräumen abhängig, die 
sich aus Kooperationsmöglichkeiten und -zwängen oder Abhängigkeiten von 
anderen Instanzen (oder betei l igten Insti tut ionen, E.H.) ergeben." ( e b d . ) 5 6 

Insbesondere während des Implementat ionsprozesses - und zwar konkret be im 
Bewi l l igungsver fahren 5 7 - zeigen sich meist recht schnell ineffektive adminis t ra­
tive Verläufe. Es of fenbaren sich neben Problemlösungslücken u.a. Inkompat i ­
bilitäten der Instrumente. Insbesondere bei F inanzhi l feprogrammen könnten 
z.B. Diskrepanzen zwischen Subvent ionsniveau und Problemniveau auft reten, 
auf die die vol lz iehenden Akteure individuell und spezif isch reagier ten, indem 
sie ihr Verhalten im Rahmen der vorgegebenen Reglement ierungen veränder­
ten und anpassten (vgl. HUCKE 1983: 89) . So seien die vol lz iehenden Akteure 
von Finanzhi l feprogrammen generel l mit dem Problem der Ressourcenknapp­
heit konfrontiert. Sie würden daher im Vorlauf des eigent l ichen formel len 
Bewil l igungsverfahrens nach Mitteln und W e g e n suchen, um zu gewähr le is ten, 
dass nur Unternehmen eine Förderung erhal ten, die zu den angesprochenen 
Adressaten gehören. Des wei teren muss dem Anspruch entsprochen werden , 
dass durch die Förderung wei tgehend die gewünschte Veränderung des 
Adressatenverhaltens eintritt und damit das polit ische Ziel erreicht werden 
könnte (vgl. ebd.). Die durchführenden Akteure wähl ten info lgedessen be­
st immte Bearbeitungsrout inen bzw. "Selektivitätsregeln bzw. -Strategien" (OFFE 
1 9 7 2 ) 5 8 oder "Filtermechanismen" (LEIBFRIED 1976). Ganz a l lgemein wird 
auch von unterschiedl ichen "Implementierungsmethoden" ( M E S S N E R 1995) 
bzw. Implementat ionsmethoden gesprochen. 

5 6 Die Implementationsforschung zeigte bereits in den 80er Jahren, dass der staatliche 
Steuerungsakteur nicht als Einzelakteur betrachtet werden kann. Vielmehr muss er nach 
MAYNTZ (1987) als ein komplexes mehrstufiges Akteurssystem begriffen werden, in dem 
die einzelnen beteiligten Ebenen einer Behörde bzw. alle beteiligten und nachgeordneten 
Behörden nicht nur als gleichsam neutrale Instrumente bei der Durchführung von Steue­
rungsmaßnahmen fungieren, "sondern sowohl innerhalb zugestandener Handlungsspiel­
räume wie auch in Verletzung oder Umgehung von Verfahrensnormen selber steuernd 
eingreifen", (ebd.: 97) 

5 7 Für die weitere Argumentation ist es an dieser Stelle wichtig, den Begriff des Bewilligungs­
verfahrens genauer zu definieren. Ich unterscheide das formelle Bewilligungsverfahren 
vom vorgeschalteten informellen Verfahren. Das formelle Bewilligungsverfahren beginnt 
mit dem Eingang des Antrages auf finanzielle Förderung an die Durchführungsinstanz und 
endet mit dem Ausreichen der Gelder an die Adressaten bzw. mit der Ablehnung des 
Antrages. Meistens sind diesem formellen Bewilligungsverfahren noch informelle Vorver­
handlungen oder Regularien mit den Adressaten oder anderen betroffenen Akteuren 
vorgeschaltet (vgl. Ausführungen oben). Den gesamten Prozess - also informelles und 
formelles Verfahren - werde ich in Anlehnung an die Begrifflichkeiten der Policy-Forschung 
im weiteren Verlauf der Arbeit als "Entscheidungsarena" (WINDHOFF-H^RITIER 1987: 57) 
bezeichnen. Der Begriff der Arena wird in Anlehnung an BENZ (1993) verwendet: "Als 
Arena sei ein institutionell abgrenzbarer Interaktionszusammenhang bezeichnet, der sich 
auf eine spezifische Aufgabenstellung bezieht. (...) Arenen sind nicht mit formalen Organi­
sationen identisch, sie lassen sich durch ihre Entscheidungsfunktion bestimmen ... Die 
entsprechenden Arenen können durch die beteiligten Akteure und die zwischen diesen 
geltenden Regeln der Interaktion und Entscheidungsfindung näher charakterisiert werden." 
(ebd.: 153) (vgl. auch die Ausführungen in Kapitel 4.3) 

5 6 HUCKE (1983: 91) spricht in diesem Zusammenhang von Selektivitätsstrategien. 
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Verschiedene Studien wiesen auf unterschiedl iche Implementat ionsmethoden 
der vol lz iehenden Akteure hin, die je nach gewähl tem Programmtyp vari ieren. 
Für Finanzhi l feprogramme konnten u.a. verschiedene gängige Muster heraus­
gearbeitet werden : So erfolgt z.B. die Bearbeitung und Entscheidung eines 
Finanzhi l feprogramms in Abhängigkei t vom Datum des Antrageinganges. Je 
früher der Antrag bei der zuständigen Behörde eingeht, desto eher wird er 
bearbeitet. Falls es sich bspw. um Finanzhi l feprogramme mit e inem begrenzten 
Fördervolumen handelt und der Haushaltst i tel bereits ausgeschöpft ist, werden 
später e ingegangene Anträge u.U. das Nachsehen haben. Aber auch eine 
andere Implementat ionsmethoden wird häufig angewendet. Es ist rhöglich, dass 
Förderanträge entsprechend ihres Finanzvolumen bearbeitet werden. Eine zu 
hohe F inanzsumme könnte bereits den Ausschluss bedeuten. Außerdem kann 
die beantragte Finanzhöhe ausschlaggebend dafür sein, ob sich eine untere 
oder eine höhere Ebene dem Antrag annimmt. In der Verwal tungspraxis ist es 
übl ich, Anträge mit hohem Finanzvolumen mindestens auf Abtei lungsebene 
vorzuberei ten und eventuel l auch zu bewil l igen. Dagegen werden Anträge mit 
e inem verhäl tn ismäßig ger ingen Finanzbedarf auf Sachbearbei terebene geprüft 
(vgl. MEISEL 1998: 91f) 

Eine von der Verwal tung angewendete Strategie, die darauf abzielt, nur 
bedürft ige Unternehmen mit e inem Finanzhi l feprogramm zu fördern, besteht 
dar in, "dass sich die Vergabeinstanzen nicht darauf beschränken, rein reaktiv 
auf das Einreichen von Förderanträgen zu warten, sondern ihrerseits aktiv die 
Adressatengruppen durch Information und Beratung bei Inanspruchnahme des 
Programms zu mobilisieren suchen, die zu den besonderen Problemgruppen 
zählen. Formen von solchem "bürokratischen outreach" sind tatsächlich in 
verschiedenen Politikbereichen zu beobachten, in denen mittels Finanzhilfepro­
grammen Veränderungen in der Problemstruktur herbeigeführt werden sollen" 
(HUCKE 1983: 91f). Daher gel ten Formen von "bürokrat ischen outreach" als 
Möglichkeit , die Wirksamkei t von Finanzhi l feprogrammen zu opt imieren (vgl. 
z.B. auch MEISEL 1998). 

Wei tere a l lgemeine Erkenntnisse über Implementat ionsmethoden bei Finanz­
hi l feprogrammen sind eher rar gesät. Aussagen über Implementat ionsmetho­
den der vol lz iehenden Akteure oder über deren Verhal ten im Politikfeld der 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik gibt es nicht. Daher werden im 
Folgenden empir ische Ergebnisse aus anderen Polit ikfeldern (Umweltpol i t ik und 
Wohnungsbaupol i t ik ) herangezogen, in denen überwiegend Finanzhil fepro­
g ramme im Al lgemeinen und im Spezi f ischen Subvent ionen angeboten werden. 
Diese Vorgehensweise bietet sich an , um den Blick dafür zu schärfen, welche 
Verhal tensweisen in der pol i t ischen Praxis überhaupt vorf indbar sind und 
inwieweit daraus steuerungstheoret ische Implikationen abzulei ten s ind. 

Im Polit ikfeld der Umweltpol i t ik konnte in der poli t ischen Praxis eine weitere 
Implementat ionsmethode der vol lz iehenden Instanz herausgearbeitet werden 
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(vgl. M A Y N T Z 1 9 7 8 ) . 5 9 Die Durchführungsinstanzen von umweltpol i t ischen 
Finanzhi l feprogrammen führen generel l Vorverhandlungen mit den Adressaten 
durch. Derart ige Gespräche erfül len gleichzeit ig mehrere Funkt ionen: Sie 
dienen einerseits zur Information der Adressaten über das zur Ver fügung 
stehende Instrumentar ium. Je mehr Programme der Zie lgruppe zur Ver fügung 
stehen, desto schwieriger ist es für die Adressaten das geeignete Programm für 
ihre spezi f ischen Probleme zu wäh len . Anderersei ts erhält d ie Durchführungs­
instanz einen Einblick in die zur Antragsstel lung führenden Prob leme und 
Situationen des potentiel len Antragstel lers. Zudem werden prinzipiel l die 
Einzelheiten des formel len Ant ragweges durchgesprochen und inhalt l ich 
vorbereitet. So wird die Genehmigungsfähigkei t e ines Vorhabens bereits vor 
dem eigentl ichen formel len Bewil l igungsverfahrens von administrat iver Seite 
geprüft. Adressaten, die nicht den Bedingungen und/oder Auf lagen des 
Instrumentar iums entsprechen, wi rd nahegelegt keinen Ant rag zu ste l len. Ihnen 
wird eventuel l empfohlen auf ein anderes Programm, dessen Voraussetzungen 
sie eher erfül len, auszuweichen. Aus dieser Vorgehensweise result iert u.a., 
dass seltener Ab lehnungen erteilt werden. Die Praxis der Vorverhand lungen 
wird von den Durchführungsinstanzen in der Regel damit gerechtfert igt , dass 
dadurch weniger Konfl ikte und Missverständnisse sei tens der Adressaten 
entstehen und das polit ische Programm effektiviert wird (vgl. ebd . : 35) . 

Diese Aussagen eröffnen für das hier interessierende Polit ikfeld versch iedene 
Fragenkomplexe. Wie in Kapitel 2.1 annäherungsweise bereits dargelegt 
wurde, kennzeichnet das Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik, 
dass kleinen und mitt leren Unternehmen seitens Bund und Länder e in ganzes 
Unterstützungsset zur Beseit igung ihrer betr iebswirtschaft l ichen Schwier igkei ­
ten angeboten wi rd . Auf der e inen Seite müssen die Adressaten aus e inem 
vielfältigen Angebot ein für ihr spezif isches Problem adäquates Programm 
auswählen und sind daher auf Informationen z.B. seitens der Durchführungs in­
stanz angewiesen. Auf der anderen Seite muss das Wir tschaf tsminister ium als 
vol lz iehender Akteur einen W e g f inden, an Informationen zu ge langen, die 
Einblick in die betr iebswirtschaft l ichen Gegebenhei ten des Kr isenunternehmens 
geben, um abschätzen zu können, ob das Kr isenunternehmen überhaupt 
konsol idierungs- bzw. sanierungsfähig ist. Erst auf Grundlage dieser Informa­
t ionen kann es entscheiden, ob und wie dem Unternehmen gehol fen werden 
kann. Zudem können sicherl ich nicht alle Kr isenunternehmen unterstützt 
werden, wei l die Finanzmittel auch in dem hier interessierenden Polit ikfeld 
begrenzt s ind. Ich gehe daher davon aus, dass das jewei l ige Wir tschaf tsmin i ­
sterium eine oder mehrere der aufgezeigten Implementat ionsmethoden 
anwendet. Es stellen sich in d iesem Zusammenhang konkret d ie Fragen: 
Welche Implementat ionsmethoden haben die Wir tschaftsminister ien der 
Untersuchungsländer gewähl t? W e n d e n die Durchführungsinstanzen Formen 
des bürokrat ischen outreach (im Sinne von HUCKE 1983, vg l . Aus führungen 

5 9 Die Studie von MAYNTZ (1978) über das Politikfeld der Umweltpolitik hat besonders 
nachhaltige Anstöße für die Implementationsforschung gegeben und gilt nach wie vor trotz 
ihres Alters als ein grundlegendes Werk über die Vollzugsdefizite in Politikfeldern. 
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weiter oben) an? Oder führen sie Vorverhandlungen durch? Kombinieren sie 
viel leicht unterschiedl iche Implementat ionsmethoden oder Fi l termechanismen, 
um das formel le Bewi l l igungsverfahren zu opt imieren? Diesen Fragen soll im 
empir ischen Tei l der vor l iegenden Arbeit nachgegangen werden . 

MEISEL (1998: 91,93) lieferte im Rahmen des Polit ikfeld der Wohnungsbaupo­
litik wei tere Erkenntnisse über das Verhal ten der administrat iven Akteure bei 
F inanzhi l feprogrammen. Er arbeitete sogenannte "Anpassungsleistungen bzw. 
-muster" heraus, die die vol lz iehenden Akteure in best immten Komponenten 
des Implementat ionsprozesses vol lbrachten. Sie loten und nutzen mit Hilfe 
dieser Anpassungsle is tungen ihren e igenen Gestal tungsspiel raum aus. Aus 
den Ergebnissen seiner Studie folgerte er, dass derart ige Anpassungsmuster 
auf e inen veränderten Umgang von Administrat ion mit den Adressaten 
h inweisen. MEISEL (1998) untersuchte in seiner Studie speziel l den Pro­
grammtransfer der Wohnungsbaupol i t ik von West nach Ost im Rahmen der 
Wiedervere in igung. Aus der Transformat ion ergaben sich für Ostdeutschland 
spezif ische Anpassungsbedar fe des für Westdeutsch land konzipierten 
Instrumentar iums, die durch ein als f lexibel und innovatives zu charakterisie­
rendes Verhal ten der betei l igten administrat iven Akteure ausgegl ichen worden 
s e i e n . 6 0 MEISEL (ebd.) stellt u.a. fest, dass die Aktivi täten der vol lz iehenden 
Akteure über das übl iche einseit ig hierarchisch-bürokrat ische Behördenhandeln 
h inausgehen. Um die spezi f ischen Problemlagen der Adressaten zu berück­
sicht igen, seien von den Vol lzugsbeamten jewei ls individuelle Problemlösungen 
gesucht worden . Er konstatiert für die Vol lzugsträger "ein adressatenorientier­
tes, aus der Verwaltung hinausgreifendes Handeln, das sich in Form aktiver 
Implementation" (ebd. : 93) zeigt. Außerdem hätten die administrat iven Akteure 
durch die selektive Anwendung von Auf lagen und rechtl ichen Vorgaben 
maßgebl ich zur Lösung des aus der Transformat ion result ierenden Vol lzugsde­
fizits der Wohnungspol i t ik beigetragen (ebd.). 

Aus d iesen Aussagen lasse sich nach Ansicht von MEISEL (ebd.) ein gewisser 
Formwandel für das Verhal ten der Administrat ion ablei ten. Es würden die 
staat l ichen Aufgaben anscheinend nicht mehr mit den für Behörden typischen 
einseit ig-hoheit l ichen Steuerungsstrukturen durchgesetzt und vol lzogen, 
sondern eine staatl iche Aufgabe würde mit we ichen Faktoren und Instrumenten 
- w ie z .B. mit der Einbeziehung der Adressaten und gegensei t igem Informati­
onsaustausch - bewält igt. 

6 0 In diesem Zusammenhang arbeitet MEISEL (1998) vier verschiedene Anpassungsmuster 
der vollziehenden Akteure heraus: "Erstens wurden in Reaktion auf die aufgetretenen 
Programmdefizite die umsetzenden Normen und Regelungsvorgaben durch den Vollzug 
selbst modifiziert und den tatsächlichen Problemlagen angepasst. Zum zweiten veran­
lasste eine veränderte Problemperzeption dazu, Programminhalte und -konditionen zu 
reformulieren. Drittens wurden im Verlauf der Legislaturperiode programmatische Defizite 
dadurch abgebaut, dass die vorhandene Palette der Förderinstrumentarien für spezifische 
Problemlagen erweitert wurde. Und schließlich führten kommunale Ergänzungsstrategien 
diese Bemühungen, wo noch nicht hinreichend, als vierte Variante anpassenden Handelns 
fort."(ebd.: 93) 
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Zur t iefergehenden Erklärung dieses veränderten Verhal tens sei tens der 
Administrat ion lassen sich auch verwaltungswissenschaft l iche Befunde 
heranziehen, die eine a l lgemeine Tendenz staat l ichen Handelns hin zu einer 
"kooperat iven Verwal tung" (BENZ 1 9 9 4 ) 6 1 konstat ieren. Aus den Erkenntnissen 
dieser Studien lassen sich Hinweise für die hier gestel l ten steuerungstheoret i ­
schen Fragestel lungen ablei ten. Daher werden sie im Folgenden näher 
ausgeführt. 

"Kooperat ive Verwal tung" umschre ibt zunächst die Tatsache, dass der Staat 
mehr und mehr dazu übergeht, seine Aufgaben nicht mehr ausschl ießl ich in 
einseit ig-hoheit l icher Tät igkeit und in hierarchischen Steuerungsstrukturen zu 
erfül len. Stat tdessen muss davon ausgegangen werden , dass sich neben 
diesen Strukturen auch kooperat ive Netzwerke zwischen staat l ichen und nicht­
staatl ichen, aber auch darüber hinaus zwischen den Verwal tungseinhei ten 
formieren. Dies ist zunächst keine neue Erkenntnis. Aber im Gegensatz zu 
MESSNER (1995) (vgl. Aus führungen oben in Kapitel 2.2) konstatiert BENZ 
(1994) nicht nur für die ersten Phasen des Pol icy-Prozesses eine Z u s a m m e n ­
arbeit von staatl ichen und nicht-staatl ichen Akteuren. V ie lmehr legt er dar, dass 
auch in der Phase der Implementat ion sowohl Adressaten als auch andere am 
polit ischen Problem Beteil igte in den Implementat ionsprozess integriert werden , 
um so zu einer adäquaten Problemlösung zu kommen (vgl. ebd : 345, 342 und 
38). Die Verwal tung geht mehr und mehr dazu über, "mit Adressaten und 
Betroffenen über die Anwendung von Recht zu verhandeln, Fördermaßnahmen 
und Leistungen in direkter Zusammenarbeit mit Begünstigten zu vergeben, und 
an Stelle einseitiger Appelle direkten Informationsaustausch und Konsensen-
dungsprozesse zu praktizieren. Erwartet wird, dass kooperative Handlungsfor-
men eine effektivere, effizientere und flexibel an konkrete Problemsituationen 
und veränderliche Bedingungen angepasste Aufgabenerfüllung gewährleistet 
sowie die Legitimation und Akzeptanz staatlicher Entscheidungen verbessert." 
(ebd. 345f) 

An diese kooperat iven Handlungsformen legt BENZ al lerdings e inen hohen 
Maßstab an . Kooperat ives Verwal tungshandeln sieht er nur dann gegeben, 
wenn Interaktions- und Kommunikat ionsprozesse auf eine von al len Betei l igten 
anerkannte gemeinsame Entscheidung z ie len. "Damit sind alle die Fälle 
ausgeschlossen, in denen der Staat privaten Akteuren oder Organisationen 
zwar Beteiligungsrechte einräumt und mit ihnen im Vorfeld einer Entscheidung 
verhandelt, aber letztlich Entscheidungen und Vollzugshandlungen in eigener 
Zuständigkeit vornimmt" (BENZ 1994: 39) W e n n die reale Verwaltungstät igkei t 
auf Kooperat ion beruht, so erhält das anschl ießende formel le Verwal tungsver­
fahren nur noch den Charakter einer förml ichen Rati f iz ierungsinstanz der in den 
Vorverhandlungen erzielten Ergebnisse. In al len anderen Fällen handel t es sich 
demnach weiterhin um hoheit l iches Handeln. 

61 Weil die Aussagen von BENZ (1994) zur kooperativen Verwaltung im Rahmen der 
Verwaltungswissenschaften und darüber hinausgehend als maßgeblich gelten, basiert die 
weitere Argumentation hauptsachlich auf seinen spezifischen Erkenntnissen. 
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In d iesem Kontext benutzt BENZ (ebd.) den Begriff der Kooperat ion nicht wie in 

den übl ichen steuerungstheoret ischen Ansätzen, die Kooperat ion entweder auf 

e inen Konf l ik t regelungsmechanismus oder auf ein Steuerungsinstrument 

r e d u z i e r e n . 6 2 Er begreift Kooperat ion umfassender, denn für ihn beinhaltet 

Kooperat ion strukturel le, prozessuale und ergebnisbezogene Aspekte (ebd.: 

3 7 ) . 6 3 Im Zusammenhang mit kooperat ivem Handeln ginge es weniger um 

Verhandlungen im Sinne einer Konfl ikt lösung oder eines Interessensausgleichs, 

sondern eher um ein Verhandeln als kommunikat iver Lernprozess, aus dem 

neue, kreative Problemlösungen hervorgehen k ö n n e n . 6 4 Das entscheidende 

Motiv zur Kooperat ion von Verwal tungssei te sei , dass das polit ische Programm 

effektiviert werde und für die Verwal tungsbeamten praktisch lösbar erscheine 

(vgl. ebd . 3 4 8 ) 6 5 . BENZ (1994) spricht in d iesem Sinn von verständigungsori-

entierten Kooperat ionsprozessen, in denen die Beteil igten auf einen Kompro­

miss orientiert und gewil lt s ind, gemeinsam nach einer effektiven Lösung zu 

suchen ( e b d . ) . 6 6 Einige Faktoren würden die Kooperat ionsbereitschaft der 

Verwal tung sogar forc ieren. Je komplexer die Aufgabe sei, die die Verwaltung 

zu bewält igen habe, desto eher würden auch andere Akteure in den Imple­

mentat ionsprozess mit e inbezogen. Andere Faktoren, die Kooperat ionen 

Vgl. hier zusammenfassend und übergreifend die Ausführungen zu den unterschiedlichen 
Definitionen und Charakteristika von Netzwerken HELLMER u.a. 1999: 55f. 

"Kooperationen stellt eine Beziehung zwischen (in der konkreten Interaktion) gleichberich­
tigten Akteuren dar, die in direkter Interaktion, in Verhandlungsprozessen versuchen, für 
gemeinsame Probleme eine Lösung zu finden, der alle Beteiligten zustimmen. Eine koope­
rative Verwaltung verzichtet darauf, ihre Kompetenz zur einseitigen Entscheidung und 
Durchsetzung von Maßnahmen auszuüben, sie verhandelt mit den Adressaten über eine 
Lösung, die im Falle erfolgreicher Konsensfindung von beiden Seiten freiwillig akzeptiert 
und vollzogen wird. Der Begriff Kooperation ist als mehrdimensionales Konzept zu ver­
wenden: Strukturell verweist er auf die Gleichberechtigung der Akteure im jeweiligen 
Verfahren, in prozessualer Hinsicht geht es um dialogische Kommunikation in Verhand­
lungsbeziehungen, mit Blick auf das Handlungsergebnis meint er die ungezwungene 
Einigung der Beteiligten." (BENZ 1994: 345) 

Zum Begriff der Verhandlung als kommunikative Abstimmung des Handels zwischen 
mehreren Akteuren siehe grundlegend SCHIMANK 1992. 

BENZ legt seiner Untersuchung einen sehr anspruchsvollen idealtypischen Begriff von 
Kooperation zugrunde. So verwundert es nicht, dass er im Ergebnis dazu gelangt, dass die 
Praxis des Staatshandelns weder als hoheitlich noch als kooperativ zu beschreiben sei, 
sondern Mischformen dominierten (vgl. BENZ 1994,: 354). Dieses Ergebnis hat dazu 
beigetragen, dass in der vorliegenden Untersuchung die Annahme einer Existenz von 
kooperativen Strukturen im Politikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspolitik nur als 
vorläufige Hypothese verstanden wird. 

BENZ (1994) unterscheidet drei Arten von Verhandlungsverhalten: 1. Bei positionsbezoge-
nen Verhandlungen beharren die Akteure prinzipiell auf ihrem Standpunkt und sind nicht 
kompromissbereit. Eine Einigung ist nur möglich, wenn ein Nachgeben des Akteurs auch 
gleichzeitig mit einer Gegenleistung kompensiert wird. Die Kooperation endet mit einem 
Tauschgeschäft. 2. Kompromissbereites Verhandeln konzentriert sich auf die Verminde­
rung von Konflikten um bereits bestehende kooperative Beziehungen nicht zu gefährden. 
In diesem Falle wird die Kooperation mit einem Kompromiss beendet. 3. Das verständi-
gungsorientierte Verhalten ist gekennzeichnet durch ein Interesse der Beteiligten auf eine 
Einigung. Sie lassen sich auf Lernprozesse ein und suchen gemeinsam nach kreativen 
Lösungen (vgl. ebd.: 348). 
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begünst igen, seien bspw. vorhandener Zeitdruck und kr isenhafte Situat ionen 
(vgl. ebd . 347). 

Speziel l in Bezug auf Direktsubvent ionen an Unternehmen spr icht BENZ (ebd.) 
von einer beobachtbaren Zunahme von "kooperat iven F o r m e n " 6 7 . Ähnl ich wie 
die oben aufgeführten Autoren weist er darauf hin, dass gerade die Vergabe 
von Subvent ionen an Unternehmen zunehmend in Zusammenarbe i t mit dem 
Subvent ionsempfänger vergeben w e r d e n . 6 8 Darüber hinaus g inge die Verwal ­
tung neuerdings sogar dazu über, wei tere betroffene Akteure in den Bewil l i ­
gungsprozess miteinzubeziehen und mehr Förderungsformen anzuwenden , die 
auf e inem wechselsei t igen Informat ionsaustausch beruhen. Auße rdem wäre bei 
d iesem Programmtyp eine Tendenz zu beobachten, dass mehr und mehr harte 
Steuerungsinstrumente wie f inanziel le Anreize und Auf lagen zugunsten von 
weichen Steuerungsmedien wie Beratung, Überzeugung und Wissensvermi t t ­
lung reduziert würden (vgl. ebd. : 24). 

Die Argumentat ion von HECLO (1978) zielt in eine ähnl iche Richtung, verwen­
det aber eine andere Begriff l ichkeit. Während BENZ (1994) den Netzwerk-
Begriff und seine Fallstricke (vgl. HELLMER U.A. 1999) we i tgehend vermeidet , 
rückt ihn HECLO in einer spezif ischen We ise in den Mittelpunkt: " Issue-
Netzwerke" weisen auf eine Form polit ischer Steuerung hin, die s ich jensei ts 
von klassischen hierarchischen Strukturen befindet: " Issue-Netzwerke" sind 
durch informelle, offene, instabile - also eher lockere - Beziehungsgef lechte 
zwischen einer Vielzahl von Akteuren gekennzeichnet, die in e inem Polit ikfeld 
zusammenwirken. Außerdem ist die Interaktion durch permanente Lern- , Such-
und Veränderungsprozesse in dem Polit ikfeld best immt (vgl. H E C L O 1978: 87f). 
Trotz der begriffl ichen Differenz l iegen die (auch für die vor l iegende Untersu­
chung wichtige) Gemeinsamkei ten in der Absetzung von Kooperat ion bzw. 
Issue-Netzwerken von klassischen bürokrat ischen Handlungsformen. 

Die theoretischen Konzepte und empir ischen Untersuchungen vornehml ich von 
BENZ, aber auch von HECLO, liefern die Folie für die hier vor l iegende 
Untersuchung. Die Ausgangsthese lautet: Für das Polit ikfeld der Sanierungs­
und Konsolidierungspoli t ik ist zu vermuten, dass kooperat ive Formen oder 
Issue-Netzwerke in der "Entscheidungsarena" (vgl. zum Begriff der Entschei­
dungsarena Fußnote 57) im Sinne von BENZ auszumachen s ind. Diese 
Vermutung begründet sich dar in, (wie in Kapitel 2.1 dargelegt) , dass vielfält ige 
öffentl iche und private Akteure mit unterschiedl ichen Interessen u.a. als 
Gläubiger von der Liquiditätskrise eines Unternehmens betroffen s ind. Aufgrund 
dieser komplexen Akteursstruktur dürfte das Wir tschaftsminister ium als 

6 7 "Kooperative Formen der Wirtschaftspolitik zeigen sich aber auch und inzwischen in 
wachsendem Maße in der "normalen" Praxis der Förderung von Unternehmen. Weist 
bereits das "traditionelle" Verfahren der Vergabe von Subventionen eine deutliche Tendenz 
zur Zusammenarbeit zwischen Subventionsempfängern und Verwaltung auf... ." (BENZ 
1994:24) 

6 6 Wenn z.B. die Mittelbewilligung als Interaktions- oder als Kooperationsprozess zwischen 
Vergabebehörden und Antragsteller verläuft, so hat der Adressat demzufolge einen erheb­
lichen Einfluss auf Erfolg bzw. Misserfolg der Direktsubvention. 
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Durchführungsinstanz versuchen, die jewei l igen Interessen zu koordinieren, um 
so zu einer adäquateren Problemlösung zu ge langen. 

Zur Überprüfung der empir ischen Validität der Ausgangsthese d ienen detai l­
lierte Fragestel lungen, die den Untersuchungen von HECLO und BENZ 
en tnommen werden können. Im Sinne von HECLO soll danach gefragt werden, 
ob in der Implementat ionsphase des hier interessierenden Polit ikfeldes Issue-
Netzwerke auszumachen s ind. Dies wäre dann der Fall , wenn die von HECLO 
aufgeführten Kriterien (die Beziehungsgef lechte soll ten " informel l" , "offen" und 
"instabi l" sein) anzutref fen s ind. Im Sinn von BENZ ist in erster Linie folgenden 
Fragen nachzugehen: Werden zur Überwindung von exist ierenden Interessen­
unterschieden und z u m Ausgle ich von Konfl ikten zwischen al len beteiligten 
Akteuren die we ichen Steuerungsinstrumente "Verhandlung und Kooperat ion" 
angewendet , oder s ind nach wie vor die klassischen Konf l iktbewält igungsme­
thoden einer bürokrat ischen Organisat ion wie Kontrol le und Befehl anzutreffen? 
W e n n Kooperat ionsformen angewendet werden, stellt s ich die Frage nach 
deren Charakter ist ika. Außerdem ist zu f ragen, inwieweit das Wirtschaftsmini­
ster ium als Durchführungsinstanz andere nicht-staatl iche Akteure einbezieht. In 
Bezug auf das Verhal ten gegenüber den Adressaten ist darüber hinaus 
herauszuarbei ten, ob es eine Zusammenarbe i t gibt und wenn ja , wie die 
Zusammenarbe i t der Schlüsselakteure gestaltet ist. 

In den ob igen Ausführungen erscheint die Verwendung von "Kooperat ion" 
zunächst fast als ein Allhei lmittel dafür, dass das polit ische Programm durch die 
Administrat ion opt imal oder wenigstens besser gesteuert werden kann. Um 
"miteinander kooper ieren" zu können, müssen die Akteure in Verhandlung 
treten. D iesem Begriff von "Verhandlungen" kommt im Kontext von Kooperation 
oder Issue-Netzwerken eine besondere Bedeutung zu , der im Folgenden näher 
nachgegangen werden sol l . 

Verhand lungen können nur dann zu e inem Ergebnis ge langen, wenn die 
betei l igten Akteure des Implementat ionsprozesses verhandlungsberei t sind und 
eigene Interessen zurückzustel len bereit s ind. Dies ist aber nicht zwangsläuf ig 
gewährleistet , denn Verhand lungen sind enge Grenzen gesetzt (vgl. BENZ 
1994: 346f ) .69 

Mit Faktoren, die Verhand lungen scheitern lassen können, hat sich u.a. 
S C H A R P F (1993b) befasst. Er zeigt im wesent l ichen zwei Probleme auf. 
Erstens könnten sie wegen des sogenannten "Verhandlungsdi lemmas" 
schei tern. Zwei tens können Verhand lungen auch dadurch behindert werden, 

"Sowohl für die Verwaltung als auch für die Adressaten von Verwaltungsentscheidungen 
und sonstigen Verfahrensbeteiligten stellt sich die Frage nach dem Für und Wider von 
Kooperation nur, wenn sie den konkreten Konflikt nicht als einen Prinzipienstreit austragen. 
Wenn es um das Prinzip geht, existieren keine Verhandlungsspielräume. Beharren die 
Konfliktparteien dogmatisch auf ideologischen Standpunkten oder auf ihren Rechten, ist 
Kooperation kaum möglich. Nur pragmatisch orientierte Akteure stellt sich die Entschei­
dung zwischen unterschiedlichen Wegen, ihre Ziele zu verwirklichen."(BENZ 1994: 346f) 
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dass zu viele Akteure mit dementsprechend vielfält igen Interessen e ingebunden 

sind ("Problem der großen Z a h l " ) : 7 0 

1 . Z u m Verhandlungsdi lemma: Das Ziel von Verhandlungen ist, verschiede­

ne Interessen zu koordinieren und in Form eines Tausches, e ines Kompro­

misses oder einer kreat iven Lösung zu e inem Ergebnis zu ge langen. In 

Verhandlungen tritt nach S C H A R P F (1993b) daher zunächst grundsätzl ich 

ein Koordinat ionsproblem a u f . 7 1 Einerseits sind Koordinat ionserfolge nur 

dann mögl ich, wenn eine kooperat ive und vertrauensvol le Or ient ierung der 

Akteure besteht. Anderersei ts wird aber während der oder den Verhand lun­

gen um Kosten, Gewinne und/oder um Gerechtigkeit "gestr i t ten". Wäh rend 

also auf der e inen Seite kooperat ive Verhandlungsst i le notwendig s ind, 

können im Aushandlungsprozess auf der anderen Seite die Akteure strate­

gisch handeln, Informationen zurückhal ten oder manipul ieren sowie mit 

Drohungen hant ieren, dami t ihre Interessen durchgesetzt werden . Koopera­

tive Akteure, die ihre Interessen eher in den Hintergrund stel len, laufen 

daher Gefahr, in der Vertei lungsfrage übervorteilt zu werden (ebd. : 65f). 

7 0 Natürlich beschränken sich die Schwierigkeiten bei Verhandlungen in Netzwerken nicht 
allein auf die beiden genannten Problemdimensionen. So ordnet z.B. MESSNER (1995) 
dem Organisationstyp "Netzwerk" insgesamt sieben Problemdimensionen zu: 1. Problem 
der großen Zahl. 2. Zeitdimension. 3. Institutionelle Konsolidierung von Netzwerken. 4. 
Verhandlungsdilemma. 5. Spannungsverhältnis von Konflikt und Kooperation. 6. Macht in 
Netzwerken. 7. Koordinationsproblem (vgl. ausführlicher MESSNER 1995: 214f oder in 
Anlehnung an MESSNER z.B. HELLMER U.A. (1999: 76f) und WEGENER (2000: 75f)). 
Netzwerkversagen kann sich in diesem Falle aus vielfältigen Schwierigkeiten ergeben. Für 
die hier allein zur Debatte stehenden Verhandlungen im Rahmen von issue-Netzwerken, 
die sich nach HECLO (1978) durch eher lose gekoppelte Beziehungsgeflechte zwischen 
einer Vielzahl von Akteuren auszeichnen und deren Interaktionen durch permanente Lern-, 
Such- und Veränderungsprozesse in dem Politikfeld bestimmt sind, reicht die von 
SCHARPF getroffene Unterscheidung von nur zwei Problemfeldern ("Verhandlungsdilem-
ma" und "Problem der großen Zahl", vgl. Ausführungen im Text). 

7 1 SCHARPF (1993b) unterscheidet zwischen negativer und positiver Koordination: "Inhaltlich 
kann man die positive Koordination als Versuch beschreiben, die Effektivität und Effizienz 
der Regierungspolitik insgesamt durch die Nutzung der gemeinsamen Handlungsoptionen 
mehrerer Abteilungen oder Ressorts zu steigern. Analytisch ist das Ziel der positiven 
Koordination also identisch mit der Maximierung aggregierter Wohlfahrtseffekte durch die 
idealisierten Modelle der hierarchischen Koordination und der Verhandlungskoordination. 
Im Gegensatz dazu erscheint das Anspruchsniveau der negativen Koordination begrenz­
ter. Ihr Ziel ist die Vermeidung der Störungen, welche die ausschließlich an den eigenen 
Zielen orientierter Programminitiativen einer spezialisierten Einheit in den Zuständigkeits­
bereichen anderer Einheiten auslösen könnten. Wohlfahrtstheoretisch formuliert sichert die 
erfolgreiche Negativkoordination also die Pareto-Susperiorität neuer Politikinitiativen, 
während die positive Koordination das anspruchsvolle Kaldor-Optimum zu erreichen ver­
sucht." (ebd.: 69, eigene Hervorhebung) Zum besseren Verständnis wird das Pareto-
Optimum und das Kaldor-Kriterium mit MESSNERs (1995) Worten definiert: "Das Pareto-
Optimum ... definiert bekanntlich die Allokation knapper Ressourcen auf konkurrierende 
Verwendungsmöglichkeiten dann als effizient, wenn keine Änderungen mehr denkbar sind, 
die den Nutzen mindestens eines Beteiligten erhöhen würde, ohne dass irgend ein anderer 
deshalb schlechter gestellt werden müsste. Dieser wohlfahrttheoretische Indikator ver­
nachlässigt bewusst Aspekte von Verteilungsgerechtigkeit und die Möglichkeit der Umver­
teilung von Besitzständen. ... Das Kaldor-Kriterium (bewertet, E.H.) alle Maßnahmen 
positiv, ... deren Nutzen für die Beteiligten groß genug sind, um daraus auch volle Ent­
schädigung aller durch die Maßnahme Beteiligten bestreiten zu können" {ebd.: 227). 
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2. Z u m Problem der großen Zahl : Dass die Koordinat ionsprobleme mit der 
Zahl der betei l igten Akteure in den Verhandlungen zunimmt, liegt auf der 
Hand. Je mehr Akteure an den Verhandlungen beteil igt sind desto größer 
wird die Gefahr, dass die Verhandlung durch einen oder mehrere Akteure 
blockiert wird oder die Interessen nicht aufeinander abgest immt werden 
können (ebd. 6 6 ) . 7 2 Besonders schwierig wird es, wenn Akteure auf ihren 
Interessen beharren und nicht kompromissberei t sind (vgl. Ausführungen in 
Fußnote 66) . 

Insbesondere das Problem der Großen Zahl sieht M E S S N E R (1995) zumindest 
annäherungsweise entschärft, wenn zum einen eine auf gemeinsame Pro­
b lemlösung ausger ichtete Handlungsor ient ierung der Akteure und wenn zum 
anderen eine Kombinat ion aus hierarchischen und horizontalen Koordinat ions­
formen - wie die der Verhandlungen - bestünde (ebd.: 218). Andere Autoren 
argument ieren in ähnl icher We ise . So können für S C H A R P F (1993b) die 
aufgezeigten Schranken der Verhandlungskoordinat ion vor al lem dann 
verr ingert oder sogar aufgehoben werden , wenn Verhandlungen in hierarchi­
sche Strukturen eingebettet ("Einbettung bzw. embeddedness", ebd. : 67) sind. 
"Und da hierarchische Organisationsstrukturen in der modernen Welt allgegen­
wärtig sind, kann man auch mit guten Gründen vermuten, dass hierarchisch 
eingebettete Verhandlungen weithin verfügbar sind, um Probleme der komple­
xen Aufgaben-Interdependenz innerhalb formaler Organisationen zu bewälti­
gen." (ebd.: 71) 

BENZ (1994) argument ier t ähnl ich wie M E S S N E R (1995) oder SCHARPF 
(1993b) und zieht aus den Grenzen und Mögl ichkeiten sowie aus den oben 
dargelegten Ausprägungen kooperat iven Verwal tungshandelns einige staats-
bzw. steuerungstheoret ische Schlussfo lgerungen. Er stellt fest, dass in der 
Praxis staat l iches Handeln nicht entweder als nur hierarchisch oder kooperativ 
zu bezeichnen sei , denn hoheit l iche Strukturen seien in verschiedenster Art und 
Weise mit kooperat iven Formen verbunden. Rechtsetzung, Rechtsdurchset­
zung sowie Verhand lung können nicht als Alternat iven betrachtet werden, 
sondern seien sich ergänzende Modi , die der (besseren) Aufgabenerfül lung 
eines pol i t ischen Programms d ienen. Mit den aufgezeigten mögl ichen Imple­
mentat ionsmethoden oder Anpassungsle is tungen reagierten die Handelnden 
auf die auft retenden Restr ikt ionen und Durchführungsbedingungen von 
pol i t ischen Programmen. Zudem werden durch die von den polit isch­
administrat iven Akteuren entwickel ten Problemlösungsmuster spezif ische 
Problemlagen handhabbar gemacht und mit f lexiblen Verfahrensregular ien 
umgegangen. Mit der Interaktion zwischen Adressaten und anderen Beteil igten 

7 2 Durch die steigende Anzahl von Einzelakteuren und ganzen Akteursgruppen, die sich am 
Politikprozess beteiligen, kann die Politikentwicklung sowie die Leistungsfähigkeit gestei­
gert und angetrieben werden. Gleichzeitig kann aber dadurch der Politikprozess völlig 
eingebremst und behindert werden (vgl. MESSNER 1995: 73f). Durch die Beteiligung 
unterschiedlicher Akteure potenzieren sich die Interessen, und es wird dadurch schwieri­
ger, einen gemeinsamen Nenner zu finden. Diese steigende Komplexität in modernen 
Gesellschaften kann zu einer Steuerungsunfähigkeit der Politik führen (vgl. ebd.). 
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auf der einen Seite und der Vol lzugsinstanz auf der anderen Seite f indet 
Kooperat ion meist im "Schatten" (BENZ 1994: 354) der Hierarchie oder des 
Staates statt. Für eine abschl ießende Beurtei lung sei daher vor a l lem das 
Verhältnis von kooperat iven und hoheit l ich-hierarchischen Handlungsformen zu 
untersuchen. Darüber hinaus sei in j edem Falle zu berücksicht igen, dass der 
Staat immer noch den Kernbestand an hoheitl ich zu er fü l lenden Funkt ionen 
behält: "Er erbringt Orientierungsleistungen durch Vorgabe von Grundsätzen 
und Leitzielen, steuert kooperative Aufgabenerfüllung und gesellschaftliche 
Selbststeuerung durch Organisationsregelungen, moderiert Konsensfindungs-
prozesse und verfügt über die anerkannte Kompetenz, einseitig zu entscheiden 
und zu steuern, wenn kooperative Prozesse keine Lösung bringen." (ebd. : 354) 

Aus dem zu beobachtenden veränderten Verhal ten der Administ rat ion zieht 
auch MAYNTZ (1993 und 1995) grundsätzl iche steuerungstheoret ische 
Implikationen: Sie argumentiert , dass sich zwar das von einer hierarchischen 
Beziehung zwischen Staat und Gesel lschaft ausgehende Parad igma poli t ischer 
Steuerung stark verändert habe, aber dass von e inem vol ls tändigen Rückzug 
des Staates nicht gesprochen werden könne. Vielmehr sei zu beobachten , dass 
der Staat neben den klassischen Staatsaufgaben zusätzl ich noch Aufgaben des 
gesellschaft l ichen In terdependenzmanagements bekommen habe. Und gerade 
diese Aufgaben seien ein Hinweis auf neue Regelungsformen jensei ts der 
klassischen Steuerungsformen Hierarchie oder Markt, die sie aber keinesfal ls 
ersetzen würden, sondern vielmehr ergänzen. Daher spricht M A Y N T Z (1993) 
eher von einem "Formwandel staatlicher Machtausübung" (ebd. : 163), durch 
den sich das Spektrum der nebeneinander exist ierenden Rege lungsformen 
vergrößert habe. Sie sieht - wie die oben angeführten Autoren - das entschei ­
dende Element dieses Formwandels in der Relation des Zusammenwi rkens von 
klassischen und neuen Regelungsformen (vgl. ebd.). 

Aus den bisherigen Ausführungen lässt sich für diese Studie zunächst fo lgende 
Hypothese ableiten (die die oben aufgeführte Ausgangsthese ergänzt) : Es steht 
zu vermuten, dass im Politikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik 
zumindest einzelne Merkmale kooperat iver Handlungsformen auf der Vol lzu­
gesebene des Landes feststel lbar sein können. Innerhalb solcher kooperat iver 
Strukturen können von der Administrat ion sowohl die Adressaten der Politik als 
auch andere nicht-staatl iche Akteure mit in die Pol i t ik implement ierung e inbezo­
gen werden. Diese Interakt ionszusammenhänge weisen dann mögl icherweise 
Merkmale eines Issue-Netzwerkes auf. Zur klären wäre dann , ob derart ige 
Netzwerke im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik Ze ichen 
des von BENZ so genannten kooperat iven Verwal tungshandelns s ind, oder /und 
ob sie in hierarchische Strukturen der Administrat ion eingebettet s ind , und 
ihnen daher eher unter- bzw. beigeordnet bleiben. 

W e n n im weiteren Ver lauf dieser Arbei t festgestellt werden kann, dass im 
Politikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspoli t ik auch kooperat ive 
Strukturen exist ieren, dann stellen sich u.a. fo lgende - die obige Hypothese 
konkret isierenden - Forschungsfragen: In we lchem Verhäl tn is s tehen koopera­
tive zu hierarchischen Handlungsformen? Welche Grenzen s ind den kooperat i -
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ven Handlungsformen im Politikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspoli t ik 
gesetzt? Kann ein Verhandlungsdi lemma oder das Problem der Großen Zahl 
dadurch ausgegl ichen werden , dass kooperat ive Handlungsformen in hierarchi­
sche Strukturen eingebettet sind? 

Bisher sind eine Vielzahl von Fragen für das hier interessierende Politikfeld 
aufgeworfen worden , die das Ziel haben, die Beschaffenheit des gesamten 
Implementat ionssystems des Polit ikfeldes der Sanierungs- und Konsolidie­
rungspolit ik näher zu spezif iz ieren. Es stellen sich zentrale Fragenkomplexe zu 
den Programmen bzw. Instrumenten, zu den unterschiedl ichen Akteuren und 
speziell z u m Verhal ten der Durchführungsinstanz im Implementat ionspro­
z e s s . 7 3 Wei l in der Entscheidungsarena das Zusammenspie l der Akteure auf 
Landesebene verdeutl icht werden kann - also: wer wann und wie in den 
Implementat ionsprozess mite inbezogen wird, und in we lchem Verhältnis die 
beteil igten Akteure zueinander stehen - bietet es sich an , das formelle und 
informelle Bewi l l igungsverfahren des Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsolidie­
rungspolit ik zu analys ieren. Diese Vorgehensweise lässt dann steuerungstheo­
retische Schlussfolgerungen über das Verhältnis von kooperat iven zu hoheit­
l ich-hierarchischen Steuerungsformen in d iesem Politikfeld zu . 

2.3.3 Zur Problematik von Mehrebenensystemen 

Zwar sind auf der Landesebene ganz wesent l iche Akteure und Instrumente für 
die Implementat ionsphase des Polit ikfeldes der Sanierungs- und Konsol idie­
rungspolit ik zu identif izieren. Al lerdings stellt auch die Bundesebene Kr isenun­
ternehmen verschiedene Programme zur Ver fügung, die nicht immer allein über 
die Durchführungsinstanz auf der Landesebene ausgereicht werden. Auf der 
Bundesebene sind daher ebenfal ls diverse Akteure auf unterschiedlichste 
Weise in die Implementat ionsphase des Polit ikfeldes miteinbezogen. Zudem 
reglementiert und beeinf lusst die Europäische U n i o n 7 4 als weiterer Akteur mit 
ihrer Beihilfenpolit ik die Ausgesta l tung der Programme sowohl auf Bundes- als 
auch auf Landesebene. Demzufolge sind am Politikfeld der Sanierungs- und 
Konsol idierungspoli t ik unterschiedl iche Akteure und Instrumente auf unter­
schiedl ichen pol i t isch-administrat iven Ebenen beteiligt. 

Die spezif ische Funkt ionsweise sowie Aussagen über die dominierende 
Steuerungsform eines derart igen "Mehrebenensystems" (vgl. z.B. SCHARPF 

7 3 Ausführungen über die Wahl der Zielgruppe und deren Auswirkungen auf die Politik 
erübrigen sich, weil der Adressatenkreis durch die rechtlichen Rahmengesetzgebungen auf 
der Ebene der EU, des Bundes und Landes vorgegeben ist (vgl. Ausführungen in Kapitel 
3.1 und 3.2 bzw. Fußnote 18). 

7 4 Gerade im letzten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts hat sich mit der Europäischen Union 
eine supranationale Ebene staatlichen Handelns etabliert. Der Abstimmungsprozess hat 
sich somit auf eine weitere politisch-administrative Ebene ausgedehnt. Die Regulierung 
von politischen Prozessen kann sich dadurch komplexer und auch komplizierter gestalten. 
Einige Autoren sprechen hierbei von der Mehrebenenverflechtung (vgl. z.B. 
zusammenfassend GRANDE 1995: 329). 
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1998) ist al lerdings bisher nur unzureichend erforscht worden. Erschwert wird 
eine generel le Einschätzung durch die erhebl ichen Unterschiede, die je nach 
untersuchten Politikfeld festzustel len s ind. Immerhin gibt es einige a l lgemeine 
Theor ien, die sich der Problemat ik des Mehrebenensystems w i d m e n . Ein 
Ansatz, der wicht ige Anstöße für wei terführende Fragestel lungen gab , ist die 
maßgebl ich von S C H A R P F entwickelte "Theorie der Po l i t i kver f lechtung" . 7 5 

Der Begriff Pol i t ikverf lechtung hat sich bereits während der 1970er Jahre als 
Beschreibung des kooperat iven Föderal ismus in der Bundesrepubl ik e tab l i e r t 7 6 

und bedeutet, dass der Pol i t ikgestal tungsprozess, der Entscheidungs- , 
Planungs- und Implementat ionsvorgänge für ein Polit ikfeld beinhaltet, in e inem 
komplexen Gefüge von mehreren territorialen Einheiten durchgeführ t w i rd , 
deren Zuständigkei ten über unterschiedl iche Ebenen und Grenzen verteilt 
s i n d . 7 7 

Die Theorie der Poli t ikverf lechtung widmet sich im Kern den Mögl ichkei ten und 
den Grenzen von polit ischer Entscheidungsf indung in e inem 
Mehrebenensystem. Untersuchungsschwerpunkt bildet die Europäische Union, 
weil sich in den Pol i t ikgestal tungsprozessen der EU wesent l iche Kennzeichen 
einer Poli t ikverf lechtung wieder f inden. So erfolgt die Auf gaben Verteilung 
zwischen den betei l igten Einheiten nicht getrennt nach Sachgebie ten (bzw. 
Polit ikfeldern), sondern nach Kompetenzar ten (Gesetzgebung, Verwal tung, 
Rechtsprechung). Des wei teren sind die europäischen Organe für die 
Rechtsetzung zuständig und die poli t ischen Aufgaben werden somit im Verbund 
bewältigt. Ähnl ich wie in der Bundesrepubl ik ist eine übergeordnete einer 
untergeordneten Ebene des pol i t ischen Systems weisungsbefugt und daher 
einseitig abhängig (vgl. S C H A R P F 1985: 334). Elementar in den Studien zur 
Problematik des Mehrebenensystems der EU ist der Begriff der 
"Politikverflechtungsfalle" (ebd.), die zwangsläuf ig aufgrund der in der EU 
auszumachenden äußerst komplexen Entscheidungsstrukturen auftreten 
könne. "Die Politikverflechtungsfalle kann (...) beschrieben werden als eine zwei 
oder mehr Ebenen verbindende Entscheidungsstruktur, die aus ihrer 
institutionellen Logik heraus (...) systematische und problemunangemessene 
Entscheidungen erzeugt, und die zugleich unfähig ist, die institutionellen 

Daneben sind als allgemeine Theorien noch der Intergouvernementalismus und der 
Mehrebenenansatz zu nennen. Beide Ansätze unterscheiden sich in ihren Annahmen 
erheblich. Während der Intergouvernementalismus den nationalen Regierungen die zen­
trale Entscheidungsfunktion in der Europäischen Union zuschreibt, rückt der Mehrebenen­
ansatz von der Sicht des Staates als einheitlichem Akteur ab und hinterfragt die Entschei­
dungsmacht mit den vielschichtigen und z.T. konträren Interessen einzelner staatlicher 
Instanzen (vgl. zu den Unterschieden beider Ansätze aktuell HILPERT/HOLTMANN 1998). 

Den ersten theoretischen Ansatz zur Erklärung der Politikverflechtung liefern 
SCHARPF/REISSERT/SCHNABEL(1976) . 

SCHARPF (1991) unterscheidet zunächst grundlegend zwischen der vertikalen und der 
horizontalen Politikverflechtung. Vertikale Politikverflechtung bezeichnet die Beziehungen 
zwischen den über- und untergeordneten politisch-administrativen Ebenen. Dagegen 
werden unter der horizontalen Politikverflechtung die Beziehungen der Akteure auf einer 
Ebene verstanden. 
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Bedingungen ihrer Entscheidungslogik zu verändern - weder in Richtung auf 
mehr Integration noch in Richtung auf mehr Desintegration." (Scharpf 1985: 
349f) 

In Deutschland wie auch in Europa lassen sich nach S C H A R P F (1985) die 
Problemlösungsdef iz i te einer Poli t ikverf lechtung aus zwei institutionellen 
Bed ingungen ablei ten: Z u m einen sind die Entscheidungen auf der höheren 
Ebene von der Zus t immung von Regierungen auf der unteren Ebene abhängig 
und z u m anderen muss diese Zust immung einst immig erteilt werden. Der 
zwei ten Bed ingung rechnet S C H A R P F (ebd.) dabei eine höhere Bedeutung zu. 
Die Einst immigkei tsregel erscheint zunächst vorteilhaft, denn diese entspricht 
aus wohl fahrtstheoret ischen Gesichtspunkten am ehesten dem Kriterium des 
Pareto-Opt imums. Bei dieser Entscheidungsregel werde kein beteil igter Akteur 
e inem f remden Wi l len unterworfen. W e n n das Prinzip der Einst immigkeit 
al lerdings auf lange Dauer angewendet werde und keine bzw. nur eine sehr 
kostenintensive Exit-Option eingerichtet ist, dann werden die Nachteile 
offensicht l ich: Nicht-Einigung bedeutet mit zunehmender Regelungsdichte 
immer häufiger, dass frühere Beschlüsse weiter bestehen würden oder anders 
ausgedrückt und in den Wor ten von S C H A R P F (ebd.) gesprochen, bedeute 
dies eine "Selbstblockierung". Ob Handlungsfähigkeit e ingebüßt wird und 
Nachtei le e intreten, hängt von den Modal i täten der Konsensbi ldung ab. Die 
Konsensbi ldung - so argument ier t S C H A R P F (ebd.) weiter - wird in einem 
Mehrebenensys tem durch das "Problem der großen Zahl " und durch das 
"Verhandlungsd i lemma" beeinf lusst. Beide Probleme, die u.U. Verhandlungen 
scheitern lassen, s ind bereits im vorangegangenen Kapitel näher erläutert 
worden , so dass an dieser Stelle auf e ine Ausführung verzichtet werden kann. 

Einige Autoren (vgl. z .B. BENZ 1994) weisen zudem - ähnl ich wie bereits im 
vorangegangenen Kapitel dargestel l t - darauf hin, dass die Grenzen der 
pol i t ischen Entscheidungsf indung auch in e inem Mehrebenensystem dadurch 
best immt s ind, ob allein kooperat ive Abst immungsprozesse über die beteil igten 
Ebenen h inweg - auszumachen s ind. Gerade Verhand lungen, an denen 
Akteure unterschiedl icher poli t isch-administrativer Ebenen und demzufolge 
auch vielfält ige z u m Teil konträre Interessen beteiligt s ind, laufen Gefahr, sich 
selbst zu blockieren, wenn allein kooperat ive Verhandlungsformen angewendet 
werden . W e n n kooperat ive Abst immungsprozesse aber in hierarchische 
Strukturen eingebettet se ien, l ieße sich das Problem der Polit ikverflech­
tungsfal le zumindestens ansatzweise reduzieren (vgl. Ausführungen oben in 
Kapitel 2.3.2 und BENZ 1994). 

Auch andere Autoren relativieren in jüngeren Schrif ten (vgl. M A Y N T Z 1993, 
S C H A R P F 1991 und z.B. auch JÄNICKE 1986) die Gefahr, in eine Politik­
verf lechtungsfal le zu ge langen. Die negat iven Folgen der Einbindung staatl icher 
Politik in ein immer vielschicht iger werdendes System stellt u.a. MAYNTZ 
(1993) und S C H A R P F (1991) zwar nicht prinzipiell in Frage, argument ieren 
aber des wei teren, dass sich dadurch auch Mögl ichkei ten einer Steigerung der 
gesel lschaft l ichen Koordinat ions- und Problemlösungskapazi tät durch die 
zunehmende Dif ferenzierung und Verf lechtung von sich über lagernden 
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Verhandlungssystemen (mitunter auch durch die Einbeziehung verschiedenster 
gesel lschaftsrelevanter Akteure) (vgl. hier stel lvertretend S C H A R P F 1998) 
ergeben können. In seiner Ana lyse der "Problemlösungsfähigkeit der Mehrebe­
nenpolitik in Europa" weist S C H A R P F (1998) nach, dass d iese je nach 
Politikfeld differiert, d .h. es werden Polit ikfelder identifiziert, in denen die 
nationale Kompetenz erhal ten bleibe und andere, in denen sie durch wi rkungs­
volle europäische Regelungen ersetzt werde . Daneben gibt es Polit ikfelder, w o 
der Ver lust der nat ionalen Kompetenz nicht durch Zugewinn an Kompetenz auf 
europäischer Ebene ausgegl ichen werden konnte, so dass für d iese Felder im 
Resultat ein Verlust an poli t ischer Problemlösungsfähigkei t festgestel l t wird (vgl. 
ebd. : 1 4 2 ) . 7 8 

Aussagen über die Funkt ionsweise des Mehrebenensystems im Polit ikfeld der 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik exist ieren in keiner We ise . Daher 
müssen in den fo lgenden Kapiteln zunächst für die übergeordnete Ebene des 
Bundes und der supranat ionalen Ebene der E U , die Akteure und Instrumente 
identifiziert und grundlegend beschr ieben werden . Es stellt s ich dabei zunächst 
die Frage, in welcher Art und Weise die auf den übergeordneten Ebenen 
vorhandenen Instrumente und zuständigen Akteure die Landespol i t ik 
beeinf lussen sowie in we lchem Verhältnis sie zueinander s tehen. Des wei teren 
wird hinterfragt, ob es eine Zusammenarbe i t zwischen den Akteuren und 
beteil igten Institutionen auf den unterschiedl ichen pol i t isch-administrat iven 
Ebenen gibt und inwieweit d iese eventuel le Zusammenarbe i t zu 
charakterisieren ist. Es soll zudem untersucht werden , ob die Zusammenarbe i t 
hierarchische Strukturen aufweist oder ob sie anders zu charakter is ieren ist. 
Darüber hinaus sol len die fo lgenden Fragen beantwortet we rden : Ist im 
Polit ikfeld Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik eine Steuerungsfähigkei t über 
die beteil igten pol i t isch-administrat iven Ebenen hinweg gegeben? W e n n nicht: 
Woran liegt das? Ist eventuel l e ine Poli t ikverf lechtungsfal le im Sinne von 
SCHARPF im Polit ikfeld Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik zu 
beobachten? 

7 8 JACHTENFUCHS (1998) kritisiert im übrigen die höchst normative Vorgehensweise, die 
mit der Verwendung des Begriffs Problemlösungsfähigkeit einhergeht, sowohl was die 
Problemdefinition als auch angemessene Reaktionen auf die so definierten Probleme 
angeht. Die Ebenen-Betrachtung im Zusammenhang mit der Problemlösungsfähigkeit lässt 
den Eindruck entstehen, dass die "gleichen Probleme sich wahlweise auf regionaler, 
nationaler, europäischer oder internationaler Ebene behandeln (ließen, d.V.) und man 
müsse nur trennscharfe Abgrenzungskriterien für die optimale Kompetenzverteilung fin­
den." (ebd.: 239). 
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3 RAHMENBEDINGUNGEN DER SANIERUNGS- UND 
KONSOLIDIERUNGSPOLITIK FÜR DIE OSTDEUTSCHEN 
BUNDESLÄNDER 

Dieses Kapitel befasst sich mit den Rahmenbedingungen der Sanierungs- und 
Konsol idierungspol i t ik auf der europäischen und der Bundesebene, die die 
ostdeutschen Landespol i t iken maßgebl ich prägen bzw. geprägt haben. Auf der 
Ebene der Europäischen Union ist hier die Beihilfenpolit ik anzuführen. Auf der 
Bundesebene stehen verschiedene Instrumente für Kr isenunternehmen zur 
Ver fügung. Einige davon hat der Bund explizit für die ostdeutschen Bundeslän­
der eingerichtet, um den aus den umfassenden Transformat ionsprozessen 
result ierenden Betr iebsschl ießungen Einhalt zu gebieten. Diese Instrumente 
haben die Ost länder im Rahmen ihrer Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik 
eingesetzt und beeinf lussen damit die hier besonders interessierende Politik-
Implementat ion. 

3.1 Die Ebene der Europäischen Union 
3.1.1 Instrumente: Der beihilferechtliche Rahmen - Leitlinien für Unter­

nehmen in Schwierigkeiten 

Konsol id ierungs- und Sanierungspol i t ik konzentriert sich auf die Unterstützung 
einzelner gefährdeter, aber nicht aussichtsloser Unternehmen. Die Europäische 
Union unterstellt, dass, wenn der Staat - und eben nicht ein "marktwirtschaftl ich 
handelnder privater Kapitalgeber" - e inem Unternehmen in Schwierigkeiten 
Dar lehen oder Bürgschaften gewährt , diese f inanziel len Transfers Elemente 
einer staatl ichen Beihilfe enthalten (vgl. Leitl inien ...1999 Nr. 16, 1 7 ) 7 9 . 
Staatl iche Beihi l fen sind aufgrund ihrer u.U. wettbewerbsverfälschenden 
Wirkungen auf den gemeinsamen Markt laut EG-Vertrag prinzipiell verboten 
(Artikel 87 - 89 EG-Vert rag; ex-Artikel 92 - 94 EG-Ver t rag 8 0 ) . In best immten 
Ausnahmefä l len lässt die Europäische Gemeinschaft jedoch Beihilfen in 
begrenzter Höhe zu . 

7 9 Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von 
Unternehmen in Schwierigkeiten, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft C288/1999 
vom 9.10.1999. Diese Leitlinien können auf eine langjährige Tradition zurückblicken. 
Bereits 1979 definierte die Kommission Bedingungen unter denen Rettungsbeihilfen ge­
währt werden können (vgl. Achter Bericht über die Wettbewerbspolitik, Ziffer 228). Die dort 
formulierten Bedingungen sind auch heute noch gültig, wurden aber im Laufe der Jahre um 
weitere ergänzt (vgl. Leitlinien 1994 bzw. 1999, vgl. zu wichtigen neueren Entwicklung 
Ausführungen in diesem Kapitel). Wegen der besseren Lesbarkeit wird im weiteren Verlauf 
entweder von Leitlinien oder von Leitlinien für Unternehmen in Schwierigkeiten gespro­
chen. 

8 ° EG-Vertrag in der Fassung vom 2. Oktober 1997 (Vertrag von Amsterdam). Die Neufas­
sung und Erweiterung des Vertragswerkes in Amsterdam brachte eine veränderte Zählung 
in der Artikelfolge mit sich. 
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Gesetzesgrundlage der europäischen Beihilfenpolit ik sind die Art ikel des 
Vertrages der Europäischen Gemeinschaf t . Im Sinne der Schaf fung e ines 
offenen gemeinsamen Marktes sol len Wet tbewerbsverzerrungen durch 
"staatliche Beihi l fen gleich welcher Art", die der Begünst igung best immter 
Unternehmen oder Produkt ionszweige d ienen und den "Handel zwischen den 
Mitgl iedstaaten beeinträcht igen", ausgeschlossen werden (Artikel 87 Abs . 1 E G -
Vertrag). In Verb indung mit den konkret is ierenden Leitl inien für Unternehmen in 
Schwierigkeiten ist damit ein recht umfassender Zugriff auf alle nicht rein 
privaten Unters tü tzungsmaßnahmen umschr ieben: 

• Neben den von den Mitgl iedstaaten direkt gewährten Beihi l fen sind auch 
solche, die aus staatl ichen Mit teln, aber von verschiedensten Organisat io­
nen und Institutionen (Gebietskörperschaften, öffentl iche Einr ichtungen etc.) 
verteilten Subvent ionen betroffen. 

• Die Bezeichnung "gleich welcher Art" weist darauf hin, dass nicht nur nicht 
rückzahlbare Zuschüsse gemeint s ind, sondern auch Vergünst igungen in 
der Kapitalakquisi t ion, Steuer- und Abgabenbefre iungen, Dar lehensbürg­
schaften, wie auch immer geartete staatl iche Betei l igungen an Unterneh­
men, die Lieferung von Waren und Dienstleistungen zu Vorzugsbed ingun­
gen etc. 

• Neben der einzelbetr iebl ichen Subvent ion ist auch diejenige, die auf eine 
Branche oder e inen Sektor abzielt, genehmigen zu lassen. 

Insbesondere die Bundesrepubl ik Deutschland hatte damit bereits im E W G -
Vertrag von 1957 ihre ordnungspol i t ischen Vorstel lungen durchgesetzt und auf 
die Aufnahme dieser strikten Regelungen in den Vertrag bestanden (vgl. van 
Scherpenberg 1996: 351). Es war auch die Bundesrepubl ik Deutsch land, die in 
der Folgezeit auf die Einhaltung dieser Regelungen bestanden hat (vgl. 
Interview mit Selz im Rahmen einer Veranstal tung der IG-Metal l Büro Berl in und 
Vortrag Kruse, beide Bundesf inanzminister ium). Dies ist vor a l lem vor d e m 
Hintergrund der Situat ion Deutschlands nach dem Beitritt der ehemal igen DDR 
bemerkenswert , wei l der Zusammenbruch der ostdeutschen Wir tschaf t An lass 
für Beihilfen an Einzelunternehmen in bisher nicht gekanntem A u s m a ß bot. 
W e n n also die deutsche Beihilfenpolit ik zu Unverständnis von Sei ten der 
europäischen Nachbarn führte, so könnte das auch in dieser ehedem str ikten 
Haltung gegen staatl iche Subvent ionierung begründet l iegen. 

Generel l sind ledigl ich Maßnahmen zulässig, die als mit den Anforderungen 
eines gemeinsamen Marktes vereinbar angesehen werden und im Art ikel 87 
Abs . 2 und 3 EG-Vertrag festgehal ten s ind. Als Rechtsgrundlage für die 
Förderung der ostdeutschen Bundesländer nach der Wiedervere in igung An fang 
der 90er Jahre versuchte die Bundesrepubl ik Deutschland die Ausnahmerege­
lungen nach Art ikel 87 Abs . 2 Nr. c) EG-Vertrag zu nutzen. Dieser Absatz zielt 
direkt auf die Sondersi tuat ion der deutschen Tei lung: 
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"Mit dem gemeinsamen Markt vereinbar sind:... 

c) Beihilfen für die Wirtschaft bestimmter, durch die Teilung Deutschlands 
betroffener Gebiete der Bundesrepublik Deutschland, soweit sie zum Ausgleich 
der durch die Teilung verursachten wirtschaftlichen Nachteile erforderlich sind." 
(Artikel 87 Abs . 2 Nr. c EG-Vertrag) 

Mit dem Argument , die wirtschaft l ichen Probleme Deutschlands in den 90er 
Jahren seien nicht tei lungs-, sondern vereinigungsbedingt, lehnte es die 
Kommiss ion al lerdings ab, d iesen Art ikel als Rechtsgrundlage gelten zu lassen. 
Es wurde offenbar befürchtet, die Bundesrepubl ik könnte mit Hilfe dieses 
Absatzes den fakt ischen Sonderstatus in Ostdeutschland zeit l ich unbegrenzt 
for tschreiben (vgl. ausführl icher Bruch-Krumbein/Hochmuth 2000). 

Wei tere Ausnahmeta tbes tände formuliert Art ikel 87 Abs. 3: 

"Als mit dem gemeinsamen Markt vereinbar können angesehen werden: 

a) Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung von Gebieten, in 
denen die Lebenshaltung außergewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche 
Unterbeschäftigung herrscht; 

b) Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamen europäi­
schem Interesse oder zur Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirt­
schaftsleben eine Mitgliedstaats; 

c) Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder 
Wirtschaftsgebiete, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise 
verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft" (Artikel 87 Abs. 3 
Nr. a), b) , c) EG-Vertrag). 

Mit d ieser Fest legung einiger Ausnahmetatbestände hat sich die EU einen 
Spie l raum geschaf fen, den sie nach e igenem Ermessen ausnutzen kann. Sie 
kann demnach durchaus Beilhi l fen bzw. Hi l festel lungen an Kr isenunternehmen 
bzw. an ganze Wir tschaf tszweige in überwiegend benachtei l igten Regionen 
gewähren . Außerdem kann sie Projekte, die sie als für bedeutsam für die 
europäische Gemeinschaf t einschätzt, genehmigen und unterstützen. 

Die Komplexi tät der Mater ie und die Zunahme der nationalstaatl ichen Unter­
stützung gefährdeter Unternehmen veranlasste die Kommiss ion, für diesen 
Bereich die "Leit l inien der Gemeinschaf t für staatl iche Beihi l fen zur Rettung und 
Umstruktur ierung von Unternehmen in Schwier igkei ten" zu erstel len, die 1994 in 
Kraft t raten. Hierin und auch in der wesent l ich überarbeiteten Fassung vom 
Oktober 1999 wird ausdrückl ich vermerkt , dass für derart ige Beihi l fen lediglich 
Buchstabe c) des oben zit ierten Art ikels 87 Absatz 3 als Rechtsgrundlage 
anerkannt ist (vgl. Leit l inien 1999: Nr. 19). Darüber hinaus werden in den 
Leitl inien a l lgemeine Grundsätze aufgestel l t , die eine Gewährung von Beihilfen 
prinzipiell rechtfert igen können. Neben sozial- und regionalpol i t isch motivierten 
Maßnahmen sind Beihi l fen im Sinne der Erhal tung einer wettbewerbsfähigen 
Marktstruktur, z .B. w e n n es darum geht, die Entstehung einer Monopol - oder 
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einer engen Oligopolsi tuat ion durch das Verschwinden von Unternehmen zu 
verhindern, ebenso zu rechtfert igen wie Beihi l fen, die darauf abzie len, den 
Mittelstand zu stärken (vgl. ebd . Nr. 3). Kleinen und mitt leren U n t e r n e h m e n 8 1 

werden besondere Bedürfnisse auf der einen und eine besondere volkswirt­
schaft l iche Bedeutung auf der anderen Seite zugesprochen (vgl. hierzu 
ausführl ich den Gemeinschaf tsrahmen für staatl iche Beihi l fen an kleine und 
mittlere Unternehmen 1992). Bei den kleinen und mitt leren Unternehmen lässt 
man Beihilfen in e inem definierten Rahmen zu , wei l ihnen best immte struktu­
relle Nachtei le gegenüber Großbetr ieben bescheinigt werden , und wei l sie als 
besonders innovativ und bedeutsam für die Schaffung von Arbei tsplätzen sowie 
zur Offenhaltung des Marktes betrachtet werden . Außerdem gel ten Beihi l fen für 
kleine und mittlere Betr iebe im Al lgemeinen als den geme insamen Markt 
weniger beeinf lussend als Beihi l fen für Großunternehmen (vgl. ebd . Nr. 55). Die 
Mitgl iedstaaten können deshalb Regelungen (Programme) für Ret tungs- und 
Umstruktur ierungsbeihi l fen an kleine und mitt lere Unternehmen bei der 
Kommiss ion genehmigen lassen. Diese Regelungen müssen sicherstel len, 
dass die wicht igsten - wei ter unten noch zu er läuternden - Bed ingungen erfüllt 
werden, zudem muss ein Höchstbetrag der Beihil fen festgeschr ieben sein, 
dessen Obergrenze die EU-Kommiss ion selbst bei 10 Mio. E U R O angesetzt 
hat. Die im Rahmen dieser Beihi l feregelungen geplanten Beihi l fen werden dann 
nicht mehr einzeln geprüft. Beihil fen für größere Betriebe sowie für Betr iebe in 
den sogenannten sensiblen B r a n c h e n 8 2 bedürfen grundsätzl ich der Einzelfal l­
notif izierung (d.h. der Meldung) bei der EU-Kommiss ion und deren Genehmi ­
gung. 

Darüber hinaus sind Beihi l fen bis zu einer Höhe von 100.000 E U R O innerhalb 
eines Zei t raums von drei Jahren zulässig, wei l sie allein von der Größenord­
nung her keine t iefgrei fenden Veränderungen in der Marktstruktur bewirken 
können. Dies ist in der de -m in im i s -Rege l 8 3 festgehal ten. 

Trotz dieser Fest legungen gab es bis zur Neufassung des Lei t fadens im Jahre 
1999 diverse Rechtsunsicherhei ten in der Beurtei lung konkreter F ä l l e . 8 4 Eine 

8 1 Kleine und mittlere Unternehmen sind nach Definition der Europäischen Union Betriebe mit 
bis zu 250 Beschäftigten, die einen Umsatz bis zu 40 Mio. EURO oder einer Bilanzsumme 
von nicht mehr als 27 Mio. EURO erreichen und sich zu höchstens 2 5 % im Besitz eines 
oder mehrerer größerer Unternehmen befinden. 

8 2 Hierbei handelt es sich u.a. um Werften, Kraftfahrzeug, Landwirtschaft. 
8 3 Diese Geringfügigkeitsklausel besteht bereits seit 1985 und wurde zuletzt 1996 insoweit 

verschärft, als dass der kumulierte Betrag aller dem Unternehmen innerhalb von 3 Jahren 
gewährten Beihilfen den Betrag von 100.000 EURO nicht überschreiten darf (vgl. Mitteilung 
der Kommission über die "de-minimis"-Beihilfen vom 6.3.1996, Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft, C68:10) . 

8 4 Diese Unsicherheiten wurden vermutlich insbesondere in Bezug auf ostdeutsche 
Unternehmen nicht prinzipiell als störend empfunden; immerhin eröffneten sie für die 
konkrete Beihilfepolitik Spielräume. Unklarheiten wurden im Einzelfall diskutiert und je nach 
Konstellation konnte über den Ermessensspielraum der Kommission und insbesondere 
des Wettbewerbs-Kommissars Entscheidungen im Interesse des Mitgliedstaates herbei­
geführt werden. Die Einschränkung auf die ostdeutschen Betriebe ist hier ganz bewußt 
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Schlüsselrol le spielten dabei die def la tor ischen Unklarheiten in Bezug auf den 
Begriff "Unternehmen in Schwier igkei ten". Während der 1994er Leit faden noch 
einen sehr unpräzisen und wei ten Begriff dieser Unternehmen beinhaltete (vgl. 
zur Diskussion BRUCH-KRUMBEIN /HOCHMUTH/Z IEGLER 1999a), liegt 
nunmehr mit dem überarbei teten Leit faden eine Präzisierung vor, die sich stark 
am deutschen Akt ien- und Gesel lschaftsrecht orientiert. Maßgebl iches Kriterium 
ist demnach die Entwicklung des zur Ver fügung s tehenden Kapitals. Je nach 
Gesel lschaftsform wird die Entwicklung des gezeichneten Kapitals (Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung) bzw. der in den Geschäf tsbüchern ausgewiesenen 
Eigenmittel (Gesel lschaft mit unbeschränkter Haftung) in Augenschein 
genommen. Soll ten diese Mittel auf weniger als die Hälfte abgeschmolzen sein, 
und ist ein Viertel d ieses Kapitals in den letzten zwölf Monaten vor Antragstel­
lung abgebaut worden , so handelt es sich um ein "Unternehmen in Schwier ig­
keiten". Darüber hinaus ist ein Unternehmen - unabhängig von der Rechtsform -
dann in Schwier igkei ten, wenn die innerstaatl ichen Voraussetzungen für die 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gegeben sind (vgl. Leitl inien 1999: Nr. 5). 
Neben diesen begriff l ichen Klarstel lungen werden die für Ostdeutschland in den 
letzten Jahren fakt isch gel tenden Sonderregelungen durch enge zeitl iche 
Befr istungen zurückgeführt (s. unten). 

Ein "Unternehmen in Schwier igkei ten" nach EU-Defini t ion kann grundsätzl ich 
mit zwei unterschiedl ichen Ar ten von Beihi l fen unterstützt werden, den 
Rettungs- und den Umstruktur ierungsbeihi l fen. Die Kommiss ion unterscheidet 
hier klar getrennte Phasen: Die Rettungsbeihil fe ist zeit l ich begrenzt auf 
höchstens sechs Monate und zielt darauf ab, die Wei ter führung eines Unter­
nehmens für die Dauer der Erstel lung eines Umstruktur ierungs- oder Liquidati­
onsplanes und/oder für die Dauer der den vor l iegenden Plan betreffenden 
Entscheidungsf indung zu gewähr le isten (ebd.: Nr. 10). Dieses Instrument soll in 
der Regel über Dar lehen und Bürgschaften umgesetzt werden. Die Gewährung 
einer Rettungsbeihi l fe zieht nicht automat isch die Gewährung einer Umstruktu­
rierungsbeihi l fe nach s ich. Die Umstrukturierungsbeihi l fe h ingegen zielt auf 
der Grundlage eines tragfähigen Planes auf die Wiederherste l lung der Rentabi­
lität des Unternehmens. Betr iebl iche Umstruktur ierung und f inanziel le Um­
strukturierung müssen dabei Hand in Hand gehen. Eingesetzt werden können 
hier Kapi ta lzuführung, Schuldener lass, Dar lehen, Steuervergünst igung, 
Ermäßigung von Sozialbei t rägen oder Dar lehensbürgschaft (ebd.: Nr. 14). 

Neu gegründete Unternehmen können d iesen Leit l inien entsprechend nicht in 
den Genuß von Ret tungs- und oder Umstruktur ierungsbeihi l fen kommen; in 

geschehen, denn die Interessen läge der ostdeutschen Bundesländer ist aufgrund der 
massiven wirtschaftlichen Probleme nicht gleichzusetzen mit der der westdeutschen: In 
einer Untersuchung zur Konsolidierungs- und Sanierungspolitik der westdeutschen Bun­
desländer wurde die begründete Vermutung geäußert, dass diese die EU-Beihilfenpolitik 
mitunter als Alibi bzw. Schutzschild vor unerwünschten Begehrlichkeiten nutzen (vgl. 
BRUCH-KRUMBEIN/HOCHMUTH/ZIEGLER 1999a). 

72 



diesem Zusammenhang wurde eine der oben angesprochenen A u s n a h m e n für 
Unternehmen, die bis Ende Dezember 1999 V o n der Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte Sonderaufgaben im Rahmen ihres Privatisierungsauf­
trags abgewickelt werden oder aus einer Vermögensübernahme hervorgegan­
gen sind sowie ähnliche Fälle in den neuen Bundesländern" (Leit l inien ... 1999: 
Nr. 7 ) 8 5 formuliert. Da die Frist mitt lerweile bereits abgelaufen ist, kann diese 
Sonderregelung nicht mehr wi rksam werden. 

Die Nummern 23 bis 27 der Leitl inie von 1999 skizzieren die Voraussetzungen 
für die Genehmigung von Rettungshi l fen. Hier wird u.a. festgelegt, dass 

• die zu vergebenden Kredite marktübl ichen Zinssätzen unterworfen sein 
müssen, 

• akute soziale Gründe vor l iegen müssen und keine grav ierenden Auss t rah­
lungen in andere Mitgl iedstaaten zu erwarten s ind, 

• die Höhe auf das für die Wei ter führung des Unternehmens für den bewil l ig­
ten Zei t raum notwendige Maß begrenzt ist und 

• wiederholte Rettungsbeihi l fen, die das "unvermeidl iche Ende h inausschie­
ben" (Nr. 25) ausgeschlossen s ind. 

Angesichts der Tatsache, dass Umstruktur ierungsbeihi l fen als den gemeinsa­
men Markt gefährdender betrachtet werden, sind die Bed ingungen für die 
Genehmigung von Umstrukturierungshi l fen für Unternehmen in Schwier igkei ten 
deutl ich schärfer formuliert und mit höheren Auf lagen versehen (Nr. 29 bis 48) . 
Zu den wicht igsten Forderungen gehören: 

• Wiederherstel lung der langfrist igen Rentabil ität: In e inem tragfähigen 
Umstruktur ierungsplan muss realistisch und nachvol lz iehbar dargelegt 
werden, wie dieses Ziel erreicht werden sol l ; 

• Vermeidung unzumutbarer Wet tbewerbsver fä lschungen: W ä h r e n d der 
Dauer des Umstruktur ierungsplans darf es nicht zu einer Kapazi tätsaufstok-
kung kommen; bei Überkapazi täten auf dem bewussten Marktsegment , 
kann die Kommiss ion Kapazi tätsabbau ver langen; 

• Begrenzen der Beihilfen auf das notwendige Mindestmaß: Die Beih i l feemp­
fänger müssen einen bedeutenden Beitrag zur Real is ierung des Umstruk tu­
r ierungsplans beisteuern; 

• Vol lständige Umsetzung des Umstruktur ierungsplans: Die Nichteinhal tung 
des Plans wertet die Kommiss ion als missbräuchl iche Verwendung der 
Mittel. Änderungen müssen angezeigt und genehmigt we rden ; 

• Kontrolle und Jahresbericht: Transparenz und Nachvol lz iehbarkei t müssen 
gewährleistet sein; 

8 5 Diese Möglichkeit wurde insbesondere in Sachsen-Anhalt exzessiv genutzt (vgl. Kapitel 4). 
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• Grundsatz der einmal igen Beihilfe (one t ime - last t ime): Umstruktur ierungs­
hilfen dürfen nur einmalig gewährt werden. 

Wie oben bereits erläutert werden Beihilfen an kleine und mitt lere Unternehmen 
anders gewertet als solche an Großunternehmen. Insoweit werden an die 
erläuterten Bedingungen bei der Unterstützung von kleinen und mittleren 
Unternehmen niedrigere Maßstäbe angelegt, der Grundsatz der einmaligen 
Beihilfe gilt jedoch in vol lem Umfange auch für Unternehmen dieser Größen­
klasse. 

Für die Beilhilfenpolit ik in Ostdeutschland ist der "Grundsatz der einmaligen 
Beihi l fe" (one t ime - last t ime, vgl . Nr. 48) von besonderer Bedeutung, denn 
bisher war es mögl ich bei ostdeutschen Unternehmen von dieser Regel 
abzuweichen. Auch diese Sonderregelung sollte mit den neuen Leitlinien 
gänzl ich abgebaut werden. W ie in allen anderen Mitgl iedstaaten auch, müssen 
ggf. Angaben zu zurückl iegenden Förderungen gemacht werden. W e n n eine 
solche geförderte Umstruktur ierungsmaßnahme bzw. die Einstel lung der 
Durchführung des Plans weniger als zehn Jahre zurückl iegt, ist mit der 
Gewährung einer neuerl ichen Beihilfe von Seiten der EU nur "unter außerge­
wöhnl ichen Umständen" zu rechnen. Die Kommission kam der Bundesrepubl ik 
Deutschland insoweit entgegen, dass nochmals eine Sonderregelung verfasst 
wurde, die besagt, dass Beihil fen nicht berücksichtigt werden, die "vor dem 
1.1.1996 Unternehmen der f rüheren Deutschen Demokrat ischen Republik 
gewährt wurden und die die Kommiss ion als vereinbar mit dem Gemeinsamen 
Markt erachtet hat. Außerdem findet dieser Absatz keine Anwendung auf 
Beihil fen an solche Unternehmen, die vor dem 31.12.2000 notifiziert wurden." 
(ebd.: dort in Fußnote/Absatz 25) 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der fakt ische Sonderstatus, 
der ostdeutschen Unternehmen im Rahmen der Beihilfepolit ik der Kommission 
zuerkannt wurde, mit der Neuauf lage der Leitl inien inhaltl ich auf zwei Bereiche 
begrenzt und zeit l ich eng befristet wurde. Die Frist für Umstrukturierungsbeihi l ­
fen für Neugründungen aus Al tbeständen heraus ist bereits Anfang 2000 
abgelaufen. Bis Ende 2000 ging es für die ostdeutschen Bundesländer darum, 
die Frist zu nutzen, um eine zweite oder auch dritte Umstrukturierungsbeihi l fe 
für ein nach 1995 bereits gefördertes Unternehmen in Schwier igkeiten durch­
setzen. Seit 2001 gilt für Ostdeutschland aber nur noch eine einzige Vergünst i ­
gung: Es werden in Bezug auf den Grundsatz der einmal igen Beihilfe nicht die 
letzten zehn Jahre überprüft, sondern die Jahre ab 1996. 

3.1.2 A k t e u r e 

Die Kontrol le der nationalstaatl ichen Maßnahmen, die sogenannte Beihi l fen­
kontrol le, obl iegt nach Artikel 88 EG-Vertrag der Kommiss ion der Europäischen 
Union. Sie ist demnach auf europäischer Ebene der maßgebl iche Akteur im 
Bereich Konsol id ierungs- und Sanierungspoli t ik und hat direkten Zugriff auf die 
Politik von Bund und Bundesländern. D.h. sowohl Programme als auch 
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Einzelmaßnahmen bedürfen der Zus t immung der Kommiss ion; widerrecht l ich 
gewährte Beihilfen können zurückgefordert und durch den Europäischen 
Gerichtshof ggf. eingeklagt werden . 

Die Politik der Kommiss ion war gerade in den ersten Jahren nach d e m Beitritt 
der neuen Länder im Hinblick auf d ie Förderung von dort ansäss igen "Unter­
nehmen in Schwier igkei ten" als überaus wohlwol lend zu bezeichnen (vgl. 
diverse Aussagen verschiedener Vertreter und Vertreter innen des Bundeswir t -
schafts- und des Bundesf inanzminister iums und die Hinweise bei NÄGELE 
1996 und BRUCH-KRUMBEIN /HOCHMUTH 2000). Dieses Wohlwol len drückte 
sich in der extensiven Nutzung des in Art ikel 88 EG-Vert rag e ingeräumten 
Ermessensspiel raums aus. Für die konkrete Beihilfenpolit ik in Ostdeutschland 
waren hier insbesondere zwei Sonderregelungen von Bedeutung: z u m einen 
die Möglichkeit, ein und dasselbe Unternehmen mehrfach durch Beihi l fen vor 
dem Aus zu retten und zum anderen die Chance, gesunde Kerne aus der 
Insolvenz heraus in neue Gesel lschaften zu überführen und d iese mit Konsol i ­
dierungsmitteln zu fördern. Über die Jahre konnte diese Politik aber nur durch 
Zugeständnisse an die anderen im Ministerrat ver t retenen Regierungen 
weiterverfolgt werden und steht seit einigen Jahren grundsätzl ich auf dem 
Prüfstand. Die restriktivere Haltung der EU-Kommiss ion zeigt s ich z u m einen in 
der verstärkten Überprüfung bereits getätigter Beihi l fen insbesondere in Bezug 
auf die Umsetzung der damit verbundenen Auf lagen. Neben den krit ischen 
Blicken aus anderen Mitgl iedstaaten der Union dürften Skandale , w ie der um 
die fehlgeleiteten Beihi l fen im Vu lkan-Verbund, zu dieser verschärf ten Kontrol le 
beigetragen haben (vgl. z .B. Die Wel t vom 19.10.1998 und v o m 2.9.1998 oder 
aktuell die taz [Die Tageszei tung] vom 13.3 2001). Z u m anderen ze igen sich 
Vorbehal te gegen eine Fortschreibung der bisherigen Förderprakt iken in der 
Neufassung der oben bereits zit ierten "Leit l inien der Gemeinschaf t für staatl iche 
Beihil fen zur Rettung und Umstruktur ierung von Unternehmen in Schwier igkei­
ten" , die der Gewährung von Rettungs- und Umstruktur ierungsbeihi l fen nun 
auch für Unternehmen in den ostdeutschen Bundesländern deut l iche Grenzen 
setzt. 
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3.2 Die Bundesebene** 
3.2.1 Instrumentenpalette der Sanierungs- und Konsolidierungspolit ik 

3.2.1.1 Die Konsol idierungsfonds I und II 

Hintergrund für die Auflage des Konsolidierungsfonds I 

Der KonsolidJerungsfonds ist von der Bundesregierung Ende 1994 als Reaktion 
auf die spezi f ischen Probleme in den neuen Bundesländern aufgelegt worden. 
Zeitgleich mit der Beendigung des Privat isierungsauftrages der Treuhandanstal t 
im Jahr 1994 gerieten mehr und mehr ehemal ige Treuhandunternehmen in eine 
ex is tenzbedrohende Si tuat ion. Die betr iebswirtschaft l ichen Schwier igkeiten 
hatten insbesondere zweierlei Gründe: Z u m einen zeigte s ich, dass die 
Treuhandunternehmen unzureichend mit Eigenmitteln ausgestattet waren. Zum 
anderen wurden erhebl iche Managementdef iz i te in den geschäftsführenden 
Abtei lungen der privatisierten und reprivatisierten Unternehmen erkennbar (vgl. 
Wal ter 1996a: 215). Bereits im Treuhandgesetz war aber festgeschr ieben 
worden, dass die Bundesregierung über die Existenz der Treuhandanstal t 
hinaus, die Nachsorge der Treuhandunternehmen sicherzustel len habe (vgl. 
Gesetz zur Privat is ierung und Reorganisat ion des volkseigenen Vermögens 
[Treuhandgesetz] vom 17.6.1990 [GBL I. S. 300]) . Daher legte die Bundesregie­
rung fest, dass dieser gesetzl iche Auftrag mit Auf lösung der Treuhandanstal t 
zum Ende des Jahres 1994 auf eine der Nachfolgeeinr ichtungen - und zwar die 
Bundesanstal t für verein igungsbedingte Sonderaufgaben - übergehen sollte. 
Um dem gesetzl ichen Auft rag der Nachsorge umfassender Rechnung zu 
t ragen, wurde von Bundessei te zusätzl ich der Konsol id ierungsfonds aufgelegt 
(der sogenannte Konsol id ierungsfonds I) (vgl. Ausführungen in Kapitel 3.2.2 
bzw. W A L T E R 1996a: 217 oder BRUCH-KRUMBEIN /HOCHMUTH/Z IEGLER 
1996a: 16f). 

8 6 Zwar gibt es auf Bundesebene keine konkreten Richtlinien für Unternehmen in Schwierig­
keiten, die mit den rechtlichen Rahmengesetzgebungen der EU vergleichbar sind. Aller­
dings wurde auf Bundesebene im Rahmen eines im Juli 1982 verabschiedeten Subventi­
onskodex (Subventionskodex der Länder vom 7.7.1982) festgelegt, dass Subventionen 
generell möglichst in einem geringen Maße in das Markt- und Wettbewerbsgeschäft einzu­
greifen haben. Im Mai 1983 ist er durch den Subventionskodex Einzelunternehmen ergänzt 
worden (Subventionskodex der Einzelunternehmen vom 30.5.1983). Seit der Wiederverei­
nigung sind die Kodizes ohne Änderung auf die neuen Bundesländer übertragen worden 
und gelten seit den 1980er Jahren nach wie vor. Im Einzelnen legte der Bund im Rahmen 
des Subventionskodex der Länder vom 7.12.1982 fest, dass sowohl Bund als auch Länder 
generell ihre wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen so zu gestalten haben, dass die 
Ziele der Sozialen Marktwirtschaft verfolgt und eingehalten werden. Es wird darin außer­
dem festgehalten, dass Subventionen das Marktgeschehen nicht beeinflussen dürfen und 
außerdem sollten sie nur in seltenen Fällen gewährt und in der Regel befristet, zeitlich 
abnehmend gestaltet und in geeigneten Fällen mit einer RückZahlungsverpflichtung verse­
hen werden (vgl. Subventionskodex der Länder vom 7.7.1982). Im Mai 1983 wurde dieser 
Subventionskodex durch den Subventionskodex Einzelunternehmen ergänzt. Er legt 
Mindestanforderungen für staatliche Hilfen zur Sanierung von Einzelunternehmen in Aus­
nahmefällen fest. Auch hier wird nochmals betont, dass Subventionen bzw. staatliche 
Finanzierungshilfen an Unternehmen nur in Ausnahmefällen gewährt werden dürfen (vgl. 
Subventionskodex Einzelunternehmen vom 30.5.1983) (vgl. auch nähere Ausführungen zu 
den Kodizes BRUCH-KRUMBEIN/HOCHMUTH/ZIEGLER 1999a: 33f). 
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Einrichtung des Konsolidierungsfonds 

Bevor es zur Auf lage e ines derart igen Finanzhi l feprogramms kommt , müssen 
nach Auskunf t e ines Vertreters des Bundeswir tschaf tsminister iums versch iede­
ne administrat ive Akteure die Auf lage befürworten und Ste l lungnahmen an das 
verantwort l iche Bundesmin is ter ium abgeben. Stark verkürzt soll der Diskussi ­
ons- und Entscheidungsprozess über die Auf lage des Konsol id ierungsfonds 
fo lgendermaßen abgelaufen sein: Eine von der Bundesreg ierung e ingesetzte 
Arbei tsgruppe aus par lamentar ischen und administrat iven Ak teuren suchte 
nach "Mögl ichkei ten zur Verbesserung der Eigenkapitals i tuat ion im industr iel len 
Mittelstand in den neuen Bundes ländern" (vgl. Bundesmin is ter ium für Wir tschaf t 
1994). Diese Arbei tsgruppe schlug der damal igen Bundesreg ierung unter Kohl 
ein Maßnahmepaket vor, in d e m u.a. auch der Konsol id ierungsfonds enthal ten 
war. Im Bundeswir tschaftsminister ium musste nun Einigkeit darüber hergestel l t 
werden, dass der Fonds die bestehende Instrumentenpalet te sinnvol l ergänzt 
und eine Programmlücke schließt. Vor dem Hintergrund der Si tuat ion Ost­
deutschlands nach der Wiedervere in igung waren sich d ie administrat iven 
Akteure des Bundeswir tschaf tsminister iums über die Notwendigkei t der Auf lage 
einig. Der vom Bundeswir tschaftsminister ium entwickel te Programmentwur f 
sowie das potentiel le F inanzvolumen wurde info lgedessen d e m Bundesf inanz­
minister ium und dem Bundeskanz leramt vorgelegt und von be iden akzept iert , 
was auf eine eher ger ingen Einf luss des Par laments schl ießen lässt. Im 
anschl ießenden par lamentar ischen Abst immungsver fahren wurde die Auf lage 
des Konsol id ierungsfonds genehmigt (Interview Bundeswir tschaf tsmin is ter ium, 
Bundesebene 1996). 

Die Aussagen dieses Gesprächspar tners geben zu der Ve rmutung An lass , dass 
weitere poli t ische oder gesel lschaft l iche Akteure mögl icherweise kaum oder gar 
nicht in die Init i ierung und Gestal tung des Konsol id ierungsfonds mi te inbezogen 
wurden. Leider konnten im Rahmen der vor l iegenden Arbei t keine wei teren 
Informationen zur Entstehung des Polit ikfeldes eingeholt we rden , da hier die 
Implementat ionsphase und nicht die Entwick lungsphase des Pol i t ikfeldes im 
Mittelpunkt des Forschungsinteresses steht. 

Rechtliche Gestaltung 

Die Treuhandanstal t übertrug im Zuge ihrer Auf lösung Ende 1994 den neuen 
Bundesländern einschl ießl ich Berl in (Ost) im Rahmen d ieses Fonds 500 Mio. 
DM zur Einr ichtung von Konso l i d ie rungsp rog rammen 8 7 . Die Mittel wurden nach 

"Diese Gelder gingen als langfristige Darlehen zunächst in den Finanzbereich der Länder 
über, d.h. die Länder können eigenständig über das Geld verfügen, müssen sie aber an 
den Bund bzw. die Treuhandnachfolgerin, die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben, zurückzahlen. Es wurde dabei festgelegt, dass die Rückflüsse und die in 
den ersten fünf Jahren bezahlten Zinsen und Beteiligungsentgelte insgesamt für 10 Jahre 
revolvierend eingesetzt werden können. Nach dieser Zeit sind sie von den Unternehmen 
entsprechend zu tilgen. Ausfälle trägt zu 80% die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben und zu 20% das Land." (BRUCH-KRUMBEIN/HOCHMUTH/ZIEGLER 
1996a: 17;. 
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einem best immten Vertei lungsschlüssel auf die fünf neuen Bundesländer und 
Berl in (Ost) ü b e r t r a g e n . 8 8 Das jewei l ige Land sollte speziel le Konsol idierungs­
programme einr ichten, und damit Unternehmen mit guten Zukunftsaussichten, 
die aber unter e inem akuten Finanzbedarf l i t ten, unterstützen. 

Die von der Treuhandansta l t übert ragenen Finanzmittel d ienten der Förderung 
sanierungsfähiger ehemal iger Treuhandunternehmen. U m die Gleichstel lung 
aller ostdeutschen Unternehmen zu gewähr le is ten, verpf l ichteten sich die 
neuen Bundesländer im Gegenzug, ebenfal ls Mittel für Kr isenunternehmen zur 
Ver fügung zu stel len. Sie soll ten e igene Haushaltsmittel von mindestens 
wei teren 5 0 % der ihnen zugewiesenen Mittel bereitstel len. Diese zusätzl ichen 
Landesmit te l sol l ten überwiegend Unternehmen in Anspruch nehmen, die nicht 
zum Portfol io der Treuhandansta l t gehör ten. Insgesamt standen den Unter­
nehmen in Schwier igkei ten in al len Ost ländern auf diese Weise mindestens 750 
Mio. DM zur Ver fügung. 

Den Ländern wurde im Rahmen des Konsol id ierungsfonds I eine länderspezif i­
sche Ausgesta l tung gewährt . Diesen Spie l raum nutzten sie und legten z.T. sehr 
unterschiedl iche Programme auf (vgl. zur spezif ischen Ausgestal tung der 
Konsol id ierungsprogramme in Ostdeutschland insbesondere BRUCH-
KRUMBEIN /HOCHMUTH/Z IE GLER 1 9 9 6 a ) 8 9 (vgl. detail l iert für Sachsen-
Anhal t Kapitel 4 und für Brandenburg Kapitel 5). In d iesen Programmen wurde 
u.a. festgelegt, ob Dar lehen oder stille Betei l igungen ausgereicht werden, wie 
das Vergabeprozedere in den jewei l igen Ländern aussieht oder welche 
Landesinst i tut ion mit der Vergabe der Finanzmittel betraut ist. Bei der Vergabe 
von Finanzmit teln an Treuhandunternehmen musste nach Vereinbarung 
zwischen Treuhandansta l t und Ost länder generel l die Bundesanstal t für 
verein igungsbedingte Sonderaufgaben, die - wie oben dargelegt - für die 
Nachsorge der Treuhandunternehmen zuständig war - miteinbezogen 
w e r d e n . 9 0 

Nach Auskunft eines Vertreters des Bundeswirtschaftsministeriums richtete sich die 
Vergabehöhe der Mittel nach der Einwohnerzahl bzw. der Größe des jeweiligen Landes 
(Interview Bundeswirtschaftsministeriums, Bundesebene 1996). Nach Angaben der Bun­
desanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben sind die 500 Mio. DM auf die Länder 
entsprechend ihrem Anteil an mittelständischen Privatisierungen bzw. Reprivatisierungen 
aufgeteilt worden: Danach erhielt Berlin (Ost) 40 Mio. DM, Brandenburg 70 Mio. DM, 
Mecklenburg-Vorpommern 65 Mio. DM, Sachsen-Anhalt 80 Mio. DM, Sachsen 160 Mio. 
DM und Thüringen 85 Mio. DM (Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
vom 30.5.1996: 1). 

Die im Rahmen des Konsolidierungsfonds I in den neuen Bundesländern aufgelegten 
Programme unterschieden sich im wesentlichen in Bezug auf die Förderarten: Sachsen 
wählte bspw. von Anfang an die Förderart der Beteiligung, um damit die Eigenkapital­
struktur des Krisenunternehmens zu verbessern. Die anderen Länder reichten die Finanz­
mittel entweder als Darlehen (z.T. auch als partiarisches Darlehen: Bei partiarischen Dar­
lehen erhält der Gläubiger keine Zinsen für den gegebenen Kredit, sondern ist mit einem 
gewissen Prozentsatz am Gewinn bzw. Umsatz beteiligt, der vertraglich festgelegt wurde) 
oder als Beteiligung aus (vgl. BRUCH-KRUMBEIN/HOCHMUTH/ZIEGLER 1996a: 17 und 
WALTER 1996a: 219). 

Zur Entscheidung und als Kontrollinstanz sind in den neuen Bundesländern Vergabeaus­
schüsse eingerichtet worden. Mitglieder sind die Vertreter und Vertreterinnen der jeweils 
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Alle von den Ländern in d iesem Rahmen aufgelegten Programme muss ten im 
Vorfeld - also bevor Finanzmit tel ausgereicht werden konnten - von der 
Europäischen Union notif iziert und genehmigt werden . Daher hat ten die neuen 
Bundesländer einige generel le Anforderungen bei der Programmauf lage schon 
allein durch die Vorgaben der Europäischen Union zu berücks icht igen: So 
konnten fast ausschl ießl ich kleine und mitt lere Unternehmen der gewerb l ichen 
Wirtschaft über den Konsol id ierungsfonds gefördert werden . A u ß e r d e m wurde 
eine Förderhöchstgrenze von maximal 2 Mio. D M festgelegt. E ine höhere 
Summe kann und konnte nur gewähr t werden , w e n n die Europäische Union 
dies im Einzelfall prüfte und genehmigte . Des wei teren wurde g e m ä ß der zu 
d iesem Zeitpunkt gel tenden Leit l inien der Europäischen Union für Un te rnehmen 
in Schwier igkeiten festgeschr ieben, dass das Unternehmen sanierungsfähig zu 
sein habe. Diese Sanierungsfähigkei t sollte anhand eines sch lüss igen Sanie-
rungs- und Konsol id ierungskonzeptes auch für Dritte nachvol lz iehbar sein (vgl. 
BRUCH-KRUMBEIN /HOCHMUTH/Z IEGLER 1996a: 18). 

Das Besondere der im Rahmen vom Konsol id ierungsfonds I aufgelegten 
Programme war und ist, dass die Mit telvergabe ohne zw ingende Obl igo-
Übernahme der Geschäf tsbanken bzw. Hausbanken des Unternehmen erfolgen 
konnte (vgl. Bundesansta l t für vere in igungsbedingte Sonderaufgaben 1996 vom 
30.5.1996: 2). Dies bedeutet im wesent l ichen, dass auch Unternehmen 
geholfen werden kann, die - aus Sicht der Hausbanken - über keine ausre i ­
chenden Sicherheiten für wei tere Kredite ver fügen. Damit erweitert s ich die 
Adressatengruppe insofern, dass u.U. auch "erhebl ich sanierungsbedürf t ige 
Kr isenunternehmen" in d iesem Rahmen gestützt werden können. 

Konsolidierungsfonds II 

Bereits Ende des Jahres 1996 waren die ersten Mittel aus d e m Konsol id ie­
rungsfonds I ausgeschöp f t . 9 1 Einige Länder stockten den Fonds mit e igenen 

zuständigen Ministerien (insbesondere Wirtschafts- und Finanzministerium) und Vertreter 
der entsprechenden Geschäftsbesorgerinnen (Landesförderinstitute). Die Bundesanstalt 
für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben hat in den Vergabegremien der Länder Thürin­
gen, Sachsen, und Brandenburg zwar Sitz- und Stimmrecht, aber kein Vetorecht. Nur in 
den Ländern Berlin (Ost), Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt wurde der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben ein faktisches Vetorecht einge­
räumt (vgl. Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben vom 30.5.1996: 7). 

9 1 "Die Nachfrage nach Mitteln aus dem Konsolidierungsfonds ist auch fast eineinhalb Jahre 
nach seiner Auflegung ungebrochen. Mit einem Gesamtantragsvolumen von 1,37 Mrd. DM 
(sie!, d.V.) ist der Konsolidierungsfonds um mehr als 170% überzeichnet. Dabei ist insbe­
sondere in den letzten Monaten ein Anstieg der Beantragungen zu verzeichnen. Seit 
Jahresanfang ist das Volumen der monatlich eingehenden Neuanträge von 51 Mio. DM im 
Januar auf 63 Mio. DM im Februar auf 75 bzw. 74 Mio. DM im März und April angestiegen. 
Die Ende 1994 zur Verfügung gestellten Treuhandmittel reichen in den Ländern Berlin, 
Brandenburg und Sachsen bis Mitte des Jahres 1996, lediglich in Mecklenburg-
Vorpommern noch bis Ende 1996. In Sachsen-Anhalt waren die Mittel schon im August 
1995 voll vergeben, in Thüringen im März 1996. Hier sind zusätzlich bereits Landesgelder 
eingesetzt worden." (Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 1996 vom 
30.5.1996:4) 
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Haushal tsmit te ln wei ter auf (Interview Bundeswir tschaftsminister ium, Bundes­
ebene 1996). Insbesondere ehemal ige Treuhandunternehmen gerieten aber 
auch über das Jahr 1996 hinaus weiterhin in Existenznöte. Daher stellte der 
Bund aus d e m ehemal igen Parte ienvermögen der DDR nochmals mindestens 
250 Mio. DM zur Fort führung des Konsol id ierungsfonds I bereit. Diese Aufstok-
kung wurde innerministeriel l auch als Konsol id ierungsfonds II bezeichnet. 
Konzept ionel l wurden die Programme im Rahmen des Konsol id ierungsfonds II 
aber nicht verändert (vgl. HOCHMUTH/Z IEGL ER 1999c: 23). 

3.2.1.2 Konsol id ierungsfonds III - Der gbb-Konsol idierungs- und 
Wachs tumsfonds Ost (KWFO) 

Zur Fortentwick lung der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik auf Bundes­
ebene wurde a m 1 . Juli 1999 der gbb-Konsol id ierungs- und Wachstumsfonds 
Ost von der Bundesreg ierung aufgelegt. Es gab im wesent l ichen zwei Gründe 
dafür: Z u m einen reagierte die Bundesregierung damit auf die Neuauf lage der 
Richtl inien für Unternehmen in Schwier igkei ten seitens der Europäischen Union 
(vgl. Kapi te l 3.1). Z u m anderen gab es in Ostdeutschland nach wie vor viele 
Unternehmen in wirtschaft l icher Bedrängnis. Die Bundesregierung erachtete es 
daher für notwendig, wei terhin Hi l fsmögl ichkeiten für derart ige Unternehmen 
anzubieten (vgl. H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999c: 23f). Nach Aussagen der 
Wir tschaftsminister ien in Brandenburg und Sachsen-Anhal t wurden die 
Ost länder in die konzept ionel le Wei terentwicklung der Konsol id ierungsfonds 
nicht mi te inbezogen (Interview Task Force Sachsen-Anhal t und Referat 31 
Brandenburg, Landesebene 2 0 0 0 ) . 9 2 

Generel l können ostdeutsche kleine und mittlere Unternehmen (nach Definition 
der Europäischen Union) der gewerbl ichen Wirtschaft aus d iesem Fonds 
einmal ig unterstützt werden , unabhängig von ihrer wirtschaft l ichen Leistungsfä­
higkeit. 

"Insgesamt stehen rechnerisch ca. 210 Mio. EURO zur Verfügung, wovon mehr 
als die Hälfte, nämlich ca. 125 Mio. EURO von der gbb- Beteiligungs- und 
Aktiengesellschaft beigesteuert wird und 85 Mio. EURO von den einzelnen 
Landesförderinstituten. Nicht mit einkalkuliert wurde der Anteil, der über private 
Kapitalgeber, wie z.B. von den privaten Beteiligungsgesellschaften, hinzu 
kommen könnte. Der Betrag von 210 Mio. EURO wurde analog den Konsolidie­
rungsfonds Il-Mitteln nach dem Pro-Kopf-Prinzip ermittelt und auf die einzelnen 
Länder verteilt. Dadurch soll garantiert werden, dass die Länder eine feste 
Finanzierungsgrundlage für ihre Planungen haben." (HOCHMUTH/Z IEGLER 
1999c: 24) 

Konzept ionel l ist der gbb-Konsol id ierungs- und Wachs tumsfonds Ost stark 
angelehnt an das bereits 1998 ausgelaufene Programm "Partnerschaftskapital-

92 Diese Aussagen bestätigten alle anderen Wirtschaftsministerien in den restlichen 
Ostländern, die ich im Rahmen meiner Forschungstätigkeit befragt habe. 

80 



Variante im Eigenkapi ta lh i l feprogramm" der Deutschen A u s g l e i c h s b a n k 9 3 - Aus 

dieser Programmvar iante wurden zwei wicht ige Komponenten für den gbb-

Konsol id ierungs- und Wachs tumsfonds Ost übernommen: Einersei ts wurde die 

Förderart der Betei l igung wegen ihres e igenkapi ta lähnl ichen Charakters 

bevorzugt. Anderersei ts wird die Vergabe der Finanzmittel an e ine Inanspruch­

nahme einer Beratungsle istung gekoppel t . Aufgrund der Er fahrungen sowohl 

mit der Partnerschaftskapitalvar iante im Eigenkapi ta lh i l feprogramm als auch mit 

dem Projekt der Runden T ische (vgl. Kapitel 3.1.2.5) wurde die Deutsche 

Ausgle ichsbank mit der Abwick lung des Konsol id ierungsfonds III betraut. Der 

Fonds wird von der gbb-Betei l igungs-Akt iengesel lschaft , eine 100%-Tochter der 

Deutschen Ausgle ichsbank, betreut (vgl. Aus führungen in Kapitel 3.2.2). 

Der gbb-Konsol id ierungs- und Wachs tumsfonds Ost knüpft an die beiden 

wicht igsten Entwick lungshemmnisse der ostdeutschen Unte rnehmen an : Und 

zwar an der unzure ichenden Eigenkapi ta lausstat tung und den immer noch 

vorhandenen Managementdef iz i ten in den Unternehmen. Der mangelhaf ten 

Eigenkapitalausstat tung wird mit der Förderart Unternehmensbete i l igung 

begegnet. Diese Förderart bringt " fresh money" in das Un te rnehmen, das 

ähnl ich wie Eigenkapital e ingesetzt werden kann. Den Managementdef iz i ten 

wird dadurch begegnet , dass die f inanziel le Förderung erst dann ausgereicht 

wird, wenn sich das Kr isenunternehmen nachweisl ich einer Managementbe ra -

9 3 Wie der Name "Partnerschaftskapitalvariante im Eigenkapitalhilfeprogramm" bereits nahe 
legt, war dieses Programm im Rahmen des Eigenkapitalhilfeprogramms (ein ERP-
Programm) der Deutschen Ausgleichsbank eingerichtet worden. Die Partnerschaftsvari­
ante lief Ende 1998 aus. Während im Rahmen des Eigenkapitalhilfeprogramms überwie­
gend Darlehen gewährt werden (vgl. auch Ausführungen in Kapitel 3.2.1.5), wurden bei der 
Partnerschaftskapitalvariante dagegen ausschließlich Beteiligungen eingegangen. W e ­
sentliche Voraussetzung dieser Programmvariante war u.a. die Aufnahme eines aktiven 
kompetenten Beteiligungspartners in das Krisenunternehmen. Dieser Beteiligungspartner 
sollte sich - so die Zielsetzungen dieses Programms - zum einen mit maximal 4 0 % des 
Betriebsvermögens finanziell am Unternehmen beteiligen. Zum anderen sollte er aber auch 
dem Management in allen betriebswirtschaftlichen Belangen beratend zur Seite stehen. 
Zur Vermittlung von geeigneten Partnern an die Krisenunternehmen hatte die Deutsche 
Ausgleichsbank eine Partnerschaftskapital-Agentur (Niederlassung Berlin) eingerichtet, die 
auch heute noch kostenlos Kontakte zwischen kompetenten Partnern und überwiegend 
ostdeutschen Unternehmen herstellt. 
Die Deutsche Ausgleichsbank evaluierte 1997 die Wirkungen dieses Instrumentes: Sowohl 
die geförderten Unternehmen als auch die befragten Hausbanken äußerten sich nach 
Angaben der Deutschen Ausgleichsbank durchweg positiv gegenüber dieser Programmva­
riante: "In den geförderten Unternehmen wurden bereits nach relativ kurzer Zeit erste 
bemerkenswerte Verbesserungen der Wettbewerbs- und Leistungsfähigkeit erzielt, die 
zum Teil sogar über die ursprünglichen Erwartungen hinausgehen. - Die Ost-Unternehmer 
sammeln ganz überwiegend sehr positive Erfahrungen mit Partnerschaften. Sie sind mit 
der Intensität des Know-how-Transfer sehr zufrieden und berichten von einer erheblichen 
Effizienzsteigerung in ihrem Unternehmen. (...) Für die beteiligten Hausbanken ist die 
Partnerschaftskomponente eine wichtige Hilfestellung für die Entscheidung, ein Vorhaben 
zu unterstützen. Alle im Rahmen der Programmevaluation befragten Hausbanken gaben 
an, dass die Möglichkeit, Mittel aus der Partnerschaftsvariante in Anspruch nehmen zu 
können, ihre Entscheidung für die Beteiligung eines Vorhabens erleichtert hat" (Deutsche 
Ausgleichsbank o.J.: 11) 
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tung bzw. e ines sogenannten C o a c h i n g s 9 4 (vgl. H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999c: 
24) unterzieht. 

Im Rahmen des gbb-Konsol id ierungs- und Wachs tumsfonds Ost gibt es zwei 
Var ianten: 

Z u m einen die "Turnaround-F inanz ierung" , die insbesondere Kr isenunterneh­
men stützen sol l . Die Unternehmen müssen nachweisen, dass ihre derzeit 
bestehenden betr iebswirtschaft l ichen Schwier igkei ten beseit igt werden und sie 
dauerhaf t ihre Wettbewerbsfähigkei t wiederherstel len können. Bei dieser 
Var iante sol len sich Land und gbb- Betei l igungs- und Akt iengesel lschaft 
geme insam an e inem Unternehmen betei l igen. Es ist vorgesehen, dass der 
gesamte Betei l igungsbetrag zu maximal 6 0 % von der gbb- Betei l igungs- und 
Akt iengesel lschaft und vom jewei l igen Land zu mindestens 4 0 % finanziert wird. 
Der gbb-Konsol id ierungs- und Wachstumsfonds Ost folgt demnach dem Prinzip 
der Kof inanzierung. Die Förderung von Bund ist also zwingend an die Förde­
rung des Landes gekoppel t . Die Bete i l igungshöchstsumme ist auf maximal 2,5 
Mio. E U R O festgesetzt. Diese Kof inanzierung soll in der Regel über die bereits 
im Rahmen des Konsol id ierungsfonds I aufgelegten Programme der jewei l igen 
Länder laufen (vgl. gbb- Betei l igungs- und Akt iengesel lschaft o.J: o.S). 

Z u m anderen gibt es die Var iante der "Wachs tums- und Expansionsf inanzie-
rung". Sie dient der Aufs tockung des Eigenkapitals insbesondere von Betr ieben 
mit größeren Invest i t ionsvorhaben (vgl. ebd.) , also für die sogenannten 
Wachstumsbet r iebe mit L iquidi tätsengpässen (vgl. Kapitel 2.1.5), und ist daher 
für die vor l iegende Arbei t nicht relevant. 

Nach Aussagen verschiedener Experten auf Landesebene sind die Fördermo­
dal i täten zwischen den Ländern und der gbb- Betei l igungs- und Akt iengesel l ­
schaft noch immer (Stand Ende 2000) nicht endgült ig ausdiskutiert. Die 
Prob leme begründen sich auf die zwingende Koppelung der Landes- an die 
Bundesgelder. Insbesondere ergeben sich Schwier igkei ten daraus, dass das 
Land einen anderen Maßstab an die Sanierungsfähigkei t der Kr isenunterneh­
mens anlegt als der Bund . Bisher ist in Brandenburg und auch in Sachsen-
Anhal t noch kein Kr isenunternehmen über die "Turnaround-Finanzierung" 
unterstützt worden (vgl. Ausführungen in Kapitel 4.2.1.1 und 5.2.1.4). 

Beide für die vor l iegende Arbeit befragten Vertreter der Wirtschaftsminister ien 
in Sachsen-Anhal t und Brandenburg beklagten, dass von Landessei te bereits 
mehrmals versucht wurde , ein Kr isenunternehmen über den Konsol id ierungs­
fonds III zu f inanzieren. Bisher seien die Unterstützungen aber immer bei der 
gbb- Betei l igungs- und Akt iengesel lschaft gescheitert . Sie schätzte die 
Unternehmen als nicht sanierungsfähig e in , obwohl von Landessei te das 
vorgelegte Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept akzeptabel erschien und 
d ie notwendige Kof inanzierung des Landes berei tstand. Außerdem würde eine 

9 4 Falls der Betrieb einen Unternehmensberater an die Seite gestellt bekommt, der die 
geschäftsführenden Tätigkeiten gemeinsam mit dem Geschäftsführer bespricht und gleich­
zeitig auch überwacht, so spricht man von einem Coaching. 
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erneute detail l ierte Prüfung des Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept 
seitens der gbb zu einer erhebl iche Zei tverzögerung für d ie Kr isenunternehmen 
führen. U.U. kann dem Unternehmen wegen der langen Bearbei tungszei t nicht 
mehr gehol fen werden , wei l es berei ts Insolvenz anme lden musste . Darüber 
hinaus krit isierten beide Exper ten, dass die Länder prinzipiell nicht in die 
Konzept ionierung eines neuen Programms im Rahmen der San ierungs- und 
Konsol idierungspol i t ik des Bundes e inbezogen werden . Nach ihrer Auf fassung 
wären derart ige B lockaden, die es bei dem Konsol id ierungsfonds III offensicht­
lich gibt, nicht mögl ich, wenn der Bund Programme in Abs t immung mit den 
Bundesländern auf lege (Interview Task Force, Sachsen-Anhal t und Referat 3 1 , 
Brandenburg, Landesebene 2 0 0 0 ) . 9 5 

Des wei teren kritisierte der Vertreter des Wir tschaf tsminister iums von Branden­
burg das Konzept insbesondere in Bezug auf die Var iante der Wachs tums - und 
Expansionsförderung. Nach se inen Aussagen gäbe es gerade für Wachs tums­
betr iebe ausreichende Mögl ichkei ten zusätzl iches Eigenkapital auf d e m 
privaten Kapitalmarkt zu b e k o m m e n . Die verschiedenen auf Landesebene 
agierenden Mit telständischen Betei l igungsgesel lschaf ten, aber auch andere 
private Risikokapitalgesel lschaften würden zur Unterstützung in Frage kommen . 
Dagegen gäbe es für Kr isenunternehmen, die bspw. zu einer " low-tech-
Branche" gehörten, keine Finanzierungsmögl ichkei ten a m privaten Kapi ta l ­
markt. Hier sei der Bund bzw. das Land gefragt. Er plädiere dafür, dass der 
Konsol id ierungsfonds III ausschl ießl ich für Kr isenunternehmen zur Ver fügung 
stehen müsse (Interview, Referat 3 1 , Landesebene Brandenburg , 2000) . 

3.2.1.3 Der Betei l igungsfonds Ost 

Der Betei l igungsfonds-Ost ist von der Bundesregierung im Oktober 1995 
aufgelegt worden. Er richtet sich in erster Linie an kleine und mitt lere Betr iebe in 
den neuen Bundesländern, die ihre notwendigen Invest i t ionen, u m langfrist ig 
wettbewerbsfähig zu b le iben, nicht e igenständig f inanzieren können. In der 
Regel sind das Unternehmen, die kapital- und nicht arbeitsplatzintensiv 
produzieren, sich technologisch auf e inem guten aber nicht ausre ichenden 
Standard bef inden und generel l zukunftssichere Auss ichten haben . Laut 
Aussagen des Bundeswir tschaf tsminister iums werden im Rahmen des 
Betei l igungsfonds Ost Kr isenunternehmen unterstützt ( Interview Bundeswir t ­
schaftsminister ium, Bundesebene 1 9 9 6 ) . 9 6 

9 5 Diese Kritik äußerten auch die anderen ostdeutschen Bundesländer auf diversen 
Workshops im Rahmen des Sanierungs- und Konsolidierungsnetzwerkes Ostdeutschland 
(vgl. Fußnote 18). Die gbb sieht nach eigenen Auskünften die doppelte Prüfung nicht als 
Problem, sondern eher als zusätzliche Absicherung ihrerseits. Weitere spezifische Aus­
künfte machte sie aber auch nach mehrmaligen Nachhaken nicht. 

9 6 Meist gehören die Unternehmen zu einer High-Tech-Branche (z.B. Computer- oder 
Softwarefirmen). Erst jüngst erschien ein Artikel im Handelsblatt, der über zunehmende 
Insolvenzen in der New Economy - ein neuer Zweig der High-Tech-Branche - berichtete. 
"Rödl (Geschäftsführer der Wirtschaftsauskunftei Creditreform, E.H.) ist sicher, dass es 
2001 zu weiteren Pleiten in der New Economy kommen wird. Fest stehe, dass Internet-
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Der Fonds ist von der Bundesregierung aus mehreren Gründen eingerichtet 
worden : Z u m einen gab es kein Programm, das auf ostdeutsche Wachs tums­
betr iebe mit hohen invest i t ionsabsichten abzielte. Al le bisher igen von Bundes­
seite einger ichteten Programme, wie zum Beispiel das Eigenkapitalhi l fepro­
g r a m m 9 7 , stel l ten dafür zu ger inge Förderhöchstsummen bereit. Z u m anderen 
konnten auch die in j edem Bundes land exist ierenden Mittelständischen 
Betei l igungsgesel lschaften keine Betei l igungen e ingehen, die über dem Betrag 
von 2,5 Mio. D M lagen. Es sol l ten daher im Rahmen des Betei l igungsfonds Ost 
insbesondere pr ivate, f inanzstarke Kapitalgeber gesucht und angesprochen 
werden , die sich an den oben definierten Unternehmen betei l igten. Das 
Interesse eine Betei l igung an ostdeutschen B e t r i e b e n 9 8 e inzugehen, wurde von 
der Bundesregierung durch e inen S teue ran re i z 9 9 im Rahmen des § 7a FördG 
geweckt (vgl. Fördergebietsgesetz § 7a [1996]). 

Der Betei l igungsfonds Ost wird von der Kreditanstalt für Wiederaufbau und der 
Deutschen Ausgle ichsbank verwaltet. Die KfW richtete Anfang 1996 im 
Rahmen dieses Fonds das Programm KfW-Betei l igungsfonds Ost e in. Die DtA 
bietet insbesondere kleinen Unternehmen im Rahmen ihres Eigenkapitalhi l fe­
p rogramms (EKE) an , ihre Haftkapitalbasis zu vergrößern. Voraussetzung zur 
Gewährung der Mittel ist die Vor lage eines schlüssigen Unternehmenskonzep­
tes bzw. e ines Sanierungs- und Konsol id ierungskonzeptes, das darlegt, wie das 
Unternehmen die betr iebswirtschaft l ichen Schwier igkei ten angehen und 
besei t igen wil l . 

Unternehmen mit erheblichen Finanzierungsschwierigkeiten zu rechnen hätten. Die Kapi­
talgeber seien misstrauisch geworden, wie die Entwicklung an der Börse zeige. Auch die 
Hoffnung auf Venture Capital sei trügerisch und allenfalls ein Tropfen auf den heißen Stein. 
"Die Pleiten von Letsbuyit.com, EM. TV und Gigabell zeigen, dass potente Geldgeber aus 
dem Medien- und Handelssektor sich äußerst schwer tun, ein Unternehmen, dass bereits 
im Insolvenzverfahren ist, wieder flott zu machen." Im Insolvenzrecht werde daher zuneh­
mend die Frage nach dem Substanzwert solcher Internet-Unternehmen diskutiert, bspw. 
die Frage: "Wie viel ist eine erfolgreiche Website wert? Rödl warnte: "Virtuelle Firmen 
bieten virtuelle Sicherheiten." (Handelsblatt vom 8.2.2001) 

9 7 Das ERP-Eigenkapitalhilfeprogramm zur Förderung selbständiger Existenzen dient der 
Gründung und der Festigung eines Unternehmens und wird von der Deutschen Aus­
gleichsbank angeboten (vgl. Ausführungen in Fußnote 93). Das Programm können nur 
Unternehmen in Anspruch nehmen, die nicht älter als drei Jahre sind. Zur Festigung des 
Unternehmens erhalten sie nur dann Finanzierungsmittel, wenn sie auch Mittel im Rahmen 
des Eigenkapitalhilfeprogramms für ihre Existenzgründung gewährt bekommen haben 
(Interview Bundeswirtschaftsministerium, Bundesebene 1996). 

9 8 Eine Beteiligung ist von zwei zentralen Bedingungen abhängig: "Es müssen sich zum 
einen Institutionen bzw. Personen finden, die an einer Beteiligung in Ostdeutschland 
interessiert sind. Zum anderen muss bei den ostdeutschen Unternehmen die Bereitschaft 
vorhanden sein, Externe über eine Beteiligung in das eigene Unternehmen zu holen. Wie 
die Erfahrungen in Ostdeutschland, vor allem zur letzteren Bedingung, aber zeigen, 
scheuen viele Unternehmer nach wie vor eine externe Beteiligung an ihren Betrieben." 
(BRUCH-KRUMBEIN/HOCHMUTH/ZIEGLER 1996a: 25) 

9 9 Der Anleger oder Beteiligungsgeber erhält einmalig 12% des gewährten Darlehensbetra­
ges an das Unternehmen in Form einer Steuergutschrift vom Finanzamt zurück (vgl. Kre­
ditanstalt für Wiederaufbau/Deutsche Ausgleichsbank o.J.: 7). 
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• Bei der KfW-Var iante erhält e in Betei l igungsgeber Mittel von der Kredi tan­
stalt für Wiederau fbau, der dami t d ie Eigenkapi ta lausstat tung von ostdeut­
schen Unternehmen erhöhen kann. Betei l igungsgeber können neben Bete i ­
l igungsgesel lschaften auch private Personen oder andere Unternehmen 
sein; Bete i l igungsnehmer sind generel l kleine und mitt lere Un te rnehmen mit 
e inem max imalen Umsatz von 500 Mio. D M . Gefördert we rden sowohl 
investive Maßnahmen als auch Betr iebsmit tel . Die Förderhöchstgrenze liegt 
bei max. 5 Mio. E U R O (vgl. Kreditanstalt für Wiederau fbau , K fW-
Betei l igungsfonds Ost 1999). 

• Die Deutsche Ausgle ichsbank stellt k leineren Unternehmen (Umsatz bis zu 
250 Mio. DM) zusätzl ich r is ikotragende Mittel in Form von nachrangigen 
Dar lehen durch das Eigenkapi ta lergänzungsprogramm zur Ver fügung. 
Innerhalb d ieses Programms werden vornehml ich "weiche" Invest i t ionen, 
wie z.B. Markterschl ießungskosten und Investi t ionen in Humankap i ta l , ge ­
fördert (vgl. Deutsche Ausgle ichsbank 1999a: 17ff). 

Bei beiden Var ianten hat die Hausbank des zu fördernden Unte rnehmens eine 
zentrale Rolle: Für die Förderung über die DtA-Var iante muss die Hausbank zu 
4 0 % ins eigene Obl igo gehen . Bei der KfW-Var iante haftet die Hausbank sogar 
zu 100% für die S u m m e des Betei l igungsgebers, die durch die K fW refinanziert 
wi rd. 

Insbesondere die DtA-Var iante kann u.U. nach Angaben des Bundeswir t ­
schaftsminister iums und einigen ostdeutschen Wir tschaftsminister ien auch von 
Kr isenunternehmen in Anspruch genommen werden , die eher zu den wirt­
schaftl ich instabilen und umsatzärmeren Branchen gehören. Sie müssen aber 
generel l die Absicht haben, zu invest ieren. Derart ige Un te rnehmen können 
ebenfal ls Markterschl ießungs-, Produkt ionsentwick lungs- oder Markte in füh­
rungskosten beant ragen, fal ls sie d ies in e inem schlüssigen San ierungs- und 
Konsol id ierungskonzept dar legen. Aber auch in d iesen Fäl len muss die 
Hausbank Haftung für die Dar lehen übernehmen. Daher greift der Betei l i ­
gungsfonds Ost nur sehr bedingt für Kr isenunternehmen, die s ich bereits 
langfristig in einer Liquiditätskrise bef inden und keine Zugeständn isse von ihrer 
Hausbank mehr erwarten können (vgl. Ausführungen in Kapitel 2.1.4). 

Bis 1998 hat der Bund im Rahmen dieses Fonds den be iden Förder inst i tuten 
1,5 Mrd. bereitgestell t . Nach dieser Zeit stel l ten die KfW und die DtA wei teres 
Kapital zur Ver fügung. Insgesamt ist bis Ende 1999 von den be iden Förder in­
stituten ein Zusagevo lumen von 1,24 Mrd . D M zu bezif fern ( H O C H M U T H / 
Z IEGLER 1999c: 27f).™<> 

Auf die Vergabe der Mittel aus d e m Betei l igungsfonds Ost haben die Bundes­
länder keinerlei Einf luss. Eine Zusammenarbe i t zwischen den Bundeskredi t in-

1 0 0 HOCHMUTH/ZIEGLER kommen zu dem Schluss, dass der Beteiligungsfonds gut 
angenommen worden ist, und die Bundesregierung ihr Ziel erreicht hat, auch private Per­
sonen und andere Unternehmen an ostdeutschen Unternehmen zu beteiligen (vgl. 
HOCHMUTH/ZIEGLER 1999c: 26ff). 
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sti tuten und den ostdeutschen Wirtschaftsminister ien ist daher nicht erkennbar. 
Die Minister ien haben al lerdings die Mögl ichkeit zu prüfen, ob das Krisenunter­
nehmen für e ine Mit te lbeantragung aus dem Betei l igungsfonds Ost in Frage 
kommt . Erfüllt das Kr isenunternehmen alle notwendigen Voraussetzungen, so 
kann das Wir tschaftsminister ium dem Kr isenunternehmen nahe legen, einen 
Ant rag auf Förderung aus d iesem Fonds zu stel len (vgl. Interview Bundeswirt­
schaf tsminister ium, Bundesebene und Ausführungen zur Länderebene Kapitel 
4 und 5). 

3.2.1 .4 B ü r g s c h a f t e n 

Die Bürgschaft wird in der Regel von der öffentl ichen H a n d 1 0 1 als Finanzhilfe 
bereitgestel l t und zielt insbesondere auf die Besei t igung von Liquidi tätsengpäs­
sen bei Unternehmen ab. In Deutschland existiert e in dreistuf iges Bürgschafts­
sys tem, das sich nach dem Kriter ium der Bürgschaf tshöhe aufschlüsselt : 

1 . Bürgschaf ten bis zu 1 Mio. DM vergibt die Bürgschaf tsbank des jeweil igen 
Bundeslands, in dem das Unternehmen seinen Hauptsi tz hat. 

2. Bürgschaf ten von 1 Mio. bis 20 Mio. DM werden in Ostdeutschland von der 
Deutschen Ausgle ichsbank übernommen. In Westdeutsch land werden sie 
über das Land (Finanzminister ium) ausgereicht. 

3. Bürgschaf ten über 20 Mio. DM übernimmt der Bund geme insam mit dem 
zuständigen Land, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat. Diese soge­
nannten Großbürgschaf ten werden über die C&L Deutsche Revision Düs­
seldorf geprüft und a b g e w i c k e l t ° 2 (vgl. B R U C H - K R U M B E I N / H O C H M U T H / 
Z I E G L E R 1999a: 43f). 

Derart ige Bürgschaf ten gehören ebenfal ls zu den Instrumenten der Unterstüt­
zung von Kr isenunternehmen, wei l auch hier zu ihrer Gewährung ein schlüssi­
ges Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept bzw. Unternehmenskonzept 
sei tens des Betr iebes vorzulegen ist. 

Gesetz l iche Rahmenbed ingungen für Bürgschaften bi lden der Art ikel 87 des 
EG-Ver t rages (vgl. Aus führungen in Kapitel 3.1). Bürgschaf ten gelten unter EU-
Recht ebenfal ls als Beihilfe und müssen generel l von der Kommiss ion notifiziert 
und genehmigt werden . Großbürgschaf ten sind grundsätzl ich nur mit Genehmi­
gung der Europäischen Union vom Bund/Land zu gewähren . Damit die 
Bundes länder nicht jede einzelne (kleinere) Bürgschaft bei der Kommiss ion der 
Europäischen Union anzeigen muss, haben alle Bundesländer Richtl inien für 
Bürgschaf ten bis 20 Mio. DM ausgearbei tet . Diese wurden von der Europäi­
schen Union genehmigt , so dass unter d iese Richtl inien fal lende Bürgschaften 

Privatpersonen können ebenfalls Bürgschaften eingehen. Da aber eine Privatperson nur 
äußerst selten für Krisenunternehmen bürgen, wird diese Form im weiteren Verlauf der 
Arbeit vernachlässigt. 

Derartige Großbürgschaften werden äußerst selten vergeben. Wie der Fall Phillip-
Holzmann-Konzern zeigte, werden Großbürgschaften nur unter Einsatz von erheblichem 
politischen Druck übernommen. 
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ohne Einzelfal lvorlage bei der Europäischen Union v o m jewei l igen Land 
ausgereicht werden können. Die Bürgschaftsr icht l in ien der Bundes länder sind 
alle ähnl ich: Ein Investi t ionskredit kann zu maximal 8 0 % verbürgt werden , für 
2 0 % des Kredi tbetrages haftet die Hausbank. Werden Betr iebsmit telkredite im 
Rahmen einer Bürgschaft ausgereicht , so muss die Hausbank sogar zwischen 
40 und 5 0 % ins e igene Obl igo gehen (vgl. ebd.) . 

Eine Bürgschaft wird in der Regel dann gewährt , wenn das Unternehmen keine 
ausreichenden Sicherhei ten für eine Kredi tvergabe aufzuweisen hat. Aber ohne 
Sicherheit werden generel l keine wei teren Kredite von Pr ivatbanken vergeben. 
Es besteht daher nur die Mögl ichkeit , anstel le bspw. materiel ler Sicherhei ten 
wie Gebäuden, Masch inen etc., d ie Vergabe eines wei teren Kredi tes mit einer 
Bürgschaft zu besichern. Angewende t werden in der Regel modif iz ierte 
Ausfal lbürgschaften. Bei Ausfal lbürgschaf ten muss der Gläubiger ggf. den 
Ausfal l des Hauptschuldners durch "vergebl iche Vo l l s t reckungsmaßnahmen" 
nachweisen. Im Bürgschaftsvertrag wird jewei ls festgelegt, w a n n ein Ausfal l 
eintritt (vgl. S A U T E R 1994: 4 0 7 ) . 1 0 3 

Bürgschaften der Bürgschaf tsbanken werden durch den Bund und das Land zu 
etwa 6 0 % rückverbürgt (vgl. GIEBITZ 1987: 18f). Hauptadressaten der 
Bürgschaftsbanken für Bürgschaf ten sind Existenzgründer und die sogenannten 
Wachstumsbetr iebe mit L iquid i tätsengpässen (vgl. Aus führungen in Kapitel 
2.1.5), also solche Betr iebe, die ihr schnel les Wachs tum nicht e igenständig 
f inanzieren können. Im Zusammenhang mit den hier behandel ten Unterstüt­
zungsmögl ichkei ten für Kr isenunternehmen ist festzuhal ten, dass die f inanziel­
len Leistungen der Bürgschaf tsbanken allenfalls im Rahmen von Konsol id ierun­
gen in Anspruch genommen werden können, vor a l lem über Betr iebsmit telkre­
dite und Umschuldungskredi te . Eine darüber h inausgehende Verbürgung von 
Krediten zur "Sanierung maroder Betr iebe" ist dagegen ausgesch lossen. Im 
immateriel len Bereich wird aber durch die Erarbei tung von San ierungs- und 
Konsol id ierungskonzepten auch sanierungsfähiger Unternehmen gehol fen (vgl. 
ebd. : 22f). 

Landesbürgschaften werden nur dann eingesetzt , w e n n die Höhe des zu 
verbürgenden Kredites d ie f inanziel len Mögl ichkei ten der im Bundesland 
ansässigen Bürgschaf tsbank übersteigt. Sie können auch im Sanierungsfal l 
eingesetzt werden . Die Mögl ichkei t ist aber explizit in den entsprechenden 
Richtl inien ausgeführt . In den beiden hier behandel ten Untersuchungsländern 

1 0 3 Genau wie ENGBERDING (1997) halte ich das Bürgschaftsinstrument für Sanierungs- und 
Konsolidierungszwecke wenig geeignet. Bürgschaften erhöhen zwar kurzfristig den finan­
ziellen Spielraum, vergrößern aber gleichzeitig damit das Kreditvolumen des Krisenunter­
nehmens. Außerdem wird zusätzlich die Fremdkapitalquote des Unternehmens erhöht und 
damit können sich Rückzahlungsprobleme weiter verschärfen. Des weiteren werden weder 
"dominierende Krisenursachen wie Eigenkapitalmangel, Führungsschwäche oder betriebli­
che Schwachstellen, noch sektorale oder gesamtwirtschaftliche Ursachen (...) bei der 
Bürgschaftsvergabe explizit berücksichtigt."{ebd. 1997: 237) Im Rahmen der Bürgschaften 
wird zunehmend mit Auflagen wie z.B. der Managementberatung oder -Coaching gearbei­
tet, die offensichtliche Führungsschwächen eindämmen sollen, allerrdings können dadurch 
m.E. die vorgenannten Nachteile nicht vollständig ausgeräumt werden. 
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Sachsen-Anhal t und Brandenburg werden Landesbürgschaf ten äußerst selten 

für kleine und mitt lere Unternehmen eingesetzt (vgl. Aus führungen Kapitel 4 

und 5).1<>4 

Die sogenannten Großbürgschaf ten über 20 Mio. DM werden gemeinsam vom 

Bund und Land ausgereicht . Wei l sie besonders selten sind und nicht für kleine 

und mitt lere Unternehmen angewendet werden , wird hier auf wei tere Ausfüh­

rungen verzichtet. 

3.2.1.5 Sonst ige Unterstützungen 

Weitere kapitalfördernde Programme105 

Die beiden Förderinst i tute des Bundes - Kreditanstalt für Wiederaufbau und 

Deutsche Ausgle ichsbank - bieten noch eine Reihe weiterer Programme an, 

die sich in erster Linie an Wachstumsbet r iebe mit Investi t ionsabsichten richten. 

Über sie erhält das Unternehmen (weitere) Kredite für Investi t ionen oder zur 

a l lgemeinen Betr iebsfest igung. Das Unternehmen erhält im Rahmen dieser 

Programme insbesondere (weiteres) Fremdkapi ta l , damit es e inen kurzfristigen 

Liquidi tätsengpass überbrücken k a n n . 1 0 6 

Zwei Programme, die über die Deutschen Ausgle ichsbank ausgereicht werden, 

r ichten sich aber nicht nur an Wachstumsbet r iebe, sondern können bedingt 

auch von Kr isenunternehmen genutzt werden - es handelt sich dabei um das 

104 7 \ n Vergabe v o n Bürgschaften werden diverse Bedingungen geknüpft; außerdem 
können sie mit Auflagen versehen werden, die bis zur Auswechslung von Managern gehen 
können. Die Lösung von Managementproblemen über solche Auflagen stößt allerdings 
spätestens bei geschäftsführenden Gesellschaften an gewisse Grenzen der Eigentums­
und Verfügungsrechte (ENGBERDING 1997: 238), so dass dieser Fall "Auswechslung des 
Managements" in der Praxis ausgesprochen selten vorkommt. Vermutlich weil die Durch­
setzungschancen höher eingeschätzt werden, greift man hier eher auf Auflagen zurück, die 
eine personelle Verstärkung des Managements, z.B. in kaufmännischer oder technischer 
Hinsicht, anmahnen." (BRUCH-KRUMBEIN/HOCHMUTH/ZIEGLER 1999a: 45) 

1 0 5 Neben den hier angesprochenen weiteren kapitalfördernden Programmen gibt es auf 
Bundesebene noch ein Beratungsprogramm, das bedingt von Krisenunternehmen genutzt 
werden kann. Es ist das Beratungsprogramm "Förderung der Unternehmensberatung für 
kleine und mittlere Unternehmen". Gefördert werden können Beratungen über alle wirt­
schaftliche, technischen, finanziellen und organisatorischen Probleme der Unternehmens­
führung und der Anpassung an neue Wettbewerbsbedingungen. Laut Richtlinien wird aber 
nur ein maximaler Zuschuss von bereits durchgeführten Beratungen von 4 0 % gefördert. 
Die restlichen 6 0 % hat das Unternehmen in Eigenleistung zu erbringen. Weil Krisenunter­
nehmen generell bereits unter Liquiditätsschwierigkeiten leiden, werden sie sich finanziell 
wohl kaum noch zusätzlich mit Beratungsleistungen belasten. Daher ist auch dieses Pro­
gramm nur bedingt von Krisenunternehmen zu nutzen (vgl. Richtlinie des Bundeswirt­
schaftsministeriums für Wirtschaft und Technologie für kleine und mittlere Unternehmen 
vom 26. Juni 1997: 8745). 

1°6 Die einzelnen Programme können und sollen hier im Detail nicht aufgeschlüsselt werden. 
Es sei an dieser Stelle auf die umfangreiche Programmsammlung von HOCH-
MUTH/ZIEGLER (1999c) verwiesen. HOCHMUTH/ZIEGLER unterscheiden in ihrer Studie 
nicht zwischen Wachstumsbetrieben und Krisenunternehmen, so dass sie in ihre Pro­
grammsammlung alle Programme, die sich an Unternehmen mit Liquiditätsengpässen 
richten, aufgenommen haben (vgl. insbesondere Ausführungen in Kapitel 2.1). 

88 



"E igenkapi ta lergänzungsprogramm (EKE) des Bundesmin is ter iums für 
Wirtschaft und Technolog ie zur Förderung selbständiger Exis tenzen in den 
neuen Bundes ländern und Berl in ( O s t ) " 1 0 7 und das "ERP-
Eigenkapi ta lh i l feprogramm zur Förderung selbständiger Ex is tenzen ( E K H -
P r o g r a m m ) " . 1 0 8 

Für die Inanspruchnahme beider Programme ist die Vor lage e ines Un te rneh­
menskonzeptes zwingend vorgeschr ieben, in dem ein Kr isenunternehmen 
dar legen kann, dass es im Rahmen der angestrebten betr iebl ichen Umst ruk tu ­
rierung oder Umorganisat ion u.a. Invest i t ionen tät igen m ö c h t e . 1 0 9 In derar t igen 
Fällen kann es sowohl über das E igenkapi ta lergänzungsprogramm als auch 
über das Eigenkapi ta lh i l feprogramm der Deutschen Ausg le ichsbank Unterstüt­
zung bekommen. Des wei teren ist es e ine notwendige Bed ingung - w ie bei 
al len sonst igen Programmen der beiden Bundeskredi t inst i tute -, dass die 
Hausbank das Unternehmenskonzept f inanziel l mitträgt. Dies bedeutet aber 
u.U. für einige Kr isenunternehmen w iederum ein Ausschlusskr i ter ium für die 
Nutzung dieser P rogramme (vgl. Ausführungen in Kapitel 1 ) . 1 1 0 

In beiden Programmen werden Dar lehen - also Fremdkapi ta l - zu marktübl i ­
chen Zinssätzen ausgereicht . Die Dar lehenshöhe des EKE-Prog ramms ist auf 
2,5 Mio. E U R O begrenzt . Dagegen können über das EKH-Prog ramm nur 
maximal 500.000 E U R O ausgereicht werden . Beide Programme gewähren ihr 
Dar lehen für max imal 20 Jahre (vgl. Deutsche Ausgle ichsbank 1999a: 17f). 

Das Projekt "Runde Tische" der Deutschen Ausgleichsbank (DtA) 

Mitte der 1990er Jahre kamen immer mehr ostdeutsche Un te rnehmen in 
Schwier igkei ten, die über das Ex is tenzgründungsprogramm der Deutschen 
Ausgle ichsbank gefördert worden waren . Die Rückführung der Kredit l inien an 
die DtA waren somit zunehmend gefährdet. Gründe für d ie Schwier igkei ten der 
Unternehmen lagen einersei ts in einer mangelhaf ten Eigenkapi ta lausstat tung 
und anderersei ts hatten d ie Unternehmen zunehmend Prob leme mit den (noch 
ungewohnten) marktwir tschaft l ichen Gegebenhei ten. Daher erachtete es die 
Deutsche Ausgle ichsbank für notwendig, ein Programm zu schaf fen, das 
Unternehmen nicht nur rein f inanziel l für die Zeit nach der F i rmengründung 

1 0 7 Das Programm richtet sich ausschließlich an ostdeutsche Unternehmen. 
1 0 8 Antragsberechtigt sind im Rahmen dieses Programmes nur Betriebe, die bereits ihrer 

Existenzgründung über die Deutsche Ausgleichsbank gefördert bekommen haben und 
nicht älter als 4 Jahre sind. 

1 0 9 Für alle anderen Programme der KfW wird die Vorlage eines Unternehmenskonzeptes 
nicht verlangt. Sie kommen demnach für die hier interessierenden Krisenuntemehmen 
nicht in Frage (vgl. Ausführungen Kapitel 1.2). 

1 1 0 In den Richtlinien für das EKE-Programm heißt es: "Die Hausbank muss sich zu 
mindestens 40% an der Finanzierung der Maßnahme über ein langfristiges, nachrangig 
besichertes Darlehen im eigenen Obligo und zu angemessenen Konditionen beteiligen." 
(Deutsche Ausgleichsbank 1999a:17f) 

89 



unterstützen kann . Sie initiierte das Projekt des "Runden T i s c h e s " 1 1 1 , das von 
der Idee geleitet ist, alle Geschäftspartner des Unternehmens an einen Tisch zu 
holen, dami t geme insam ein Lösungskonzept für das Kr isenunternehmen 
erarbeitet werden kann. Der Name "Runder T isch" ist Sinnbi ld für eine gemein­
same Ret tungsakt ion, bei der Kammern , Banken und nicht zuletzt das betroffe­
ne Unternehmen als gleichrangige Partner nach mögl ichen Lösungswegen 
suchen. Für jedes Unternehmen wird ein für das Kr isenunternehmen spezif i ­
scher Runder T isch eingerichtet. Das Projekt setzt dabei auf das "Wiederher­
stel len der Kommunika t ion" der betei l igten Partner und somit in erster Linie auf 
"weiche Instrumente". Viel fach ist näml ich festgestel l t worden , dass sich die 
Fronten z .B. zwischen Hausbank und Unternehmen so verfestigt haben, dass 
sie nicht mehr mite inander reden können. Mit Hilfe des "Leiters" des Runden 
T isches wird hier versucht, moder ierend auf den wei teren Prozess Einfluss zu 
nehmen (vgl. H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999a: 14). Zwei wesent l iche Vorausset­
zungen müssen aber erfüllt werden , um ein Fall für den Runden Tisch zu 
werden : Erstens muss das Unternehmen zu den Klein- und Mittelbetr ieben 
nach Definit ion der Europäischen Union gehören und zum zwei ten muss die 
Hausbank signal is ieren, dass sie noch gewil l t ist, das Unternehmen weiter zu 
stützen, indem sie ihre Kredit l inien für die nächste Zeit aufrecht erhält. 

Das Projekt des Runden Tisches setzt insgesamt auf weiche Eingri f fsmöglich­
keiten - und zwar auf die Herstel lung von Konsens zwischen den beteil igten 
Akteuren (vgl. ebd.) . 

Wei l die Deutsche Ausgle ichsbank nicht über eine regionale Untergl iederung 
verfügt, arbeitet sie innerhalb des Projektes "Runder T isch" mit den regionalen 
Kammern zusammen . Die Industr ie- und Hande lskammern sind für Unterneh­
men des industr iel l -gewerbl ichen Bereich zuständig. Handwerksbetr iebe 
können über ihre Handwerkskammer einen Runden Tisch für ihr Unternehmen 
initiiert bekommen (vgl. Deutsche Ausgle ichsbank 1997: 3f und 
H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999a: 1 2 f ) . 1 1 2 

Bevor ein Runder T isch für das Kr isenunternehmen von der zuständigen 
Kammer eingerichtet wi rd, beauftragt die Kammer einen Berater, eine erste 
Betr iebsanalyse in dem existenzbedrohten Unternehmen durchzuführen. Dieser 
Berater ist selbst entweder bei der Kammer angestel l t oder ein der Kammer 
bekannter externer Unternehmensberater , der über Referenzen im Bereich von 

Der "Runde Tisch" ist die dritte Stufe des Beratungskonzeptes der Deutschen Ausgleichs­
bank. Die beiden ersten Stufen richten sich an Existenzgründer und -gründerinnen. Stufe 
vier bildet die Beratungsagentur der Deutschen Ausgleichsbank. Hier werden den Unter­
nehmen geeignete Berater für jegliche betriebswirtschaftliche Probleme vermittelt (vgl. 
Deutsche Ausgleichsbank 1997: 3 und HOCHMUTH/ZIEGLER 1999a: 12f). 

Darüber hinaus haben auch Freiberufler und Freiberuflerinnen in Mecklenburg-
Vorpommern seit Anfang 1999 die Möglichkeit sich an einen Runden Tisch zu wenden. Die 
DtA initiierte gemeinsam mit der Steuerberaterkammer in Rostock einen Runden Tisch für 
diese Berufsgruppe. 
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Unternehmenssanierungen bzw. -konso l id ie rungen v e r f ü g t . 1 1 3 Innerhalb von 
maximal 10 Tagen wird der Betr ieb in al len Bere ichen (Produkt ion, Einkauf etc.) 
intensiv von d e m Berater geprüft . Ergibt dieser betr iebswirtschaft l iche 
Erstcheck, dass das Unternehmen nicht völl ig überschuldet ist und es eine 
Chance gibt, das Unternehmen zu ret ten, z .B. indem einige Unte rnehmensbe­
reiche ausgebaut , andere dagegen abgebaut bzw. aufgelöst we rden , wird für 
das Unternehmen ein Runder T isch mit al len betei l igten Partnern (wie z .B. 
Gläubiger, Hausbank, F inanzamt, Krankenkassen, Zul ieferer oder Abnehmer 
etc.) eingerichtet. Der Leiter des Runden T isches ist in der Regel d ie Person, 
die bereits den Erstcheck im Unternehmen durchgeführt hat. Innerhalb von 
mehreren Treffen wird dann mit den Betei l igten ein Lösungskonzept für die 
Krise des Unternehmens festgelegt, das meist für das Unternehmen in einen 
Maßnahmenkata log mündet . Dabei werden alle Mögl ichkei ten ausgelotet , d ie 
für das Unternehmen noch exist ieren. Es wird z .B. eruiert, we lche Förderpro­
g ramme von Bund und Land für die spezi f ischen Prob leme des Unternehmens 
in Frage kommen, oder welcher Beratung sich das Management zu unterz iehen 
hat, und wie Defizite, wie z .B. zu hohe Lagerbestände, behoben werden 
können. Die Dauer der Betreuung des Kr isenunternehmens a m Runden Tisch 
ist völl ig unterschiedl ich und hängt von der spezi f ischen Prob lemlage ab. Die 
Betreuung am Runden T isch sowie der Erstcheck sind für das Unternehmen 
kostenlos (vgl. ebd . und Interview, Handwerkskammer Potsdam, Regionsebene 
2000). 

Der erste Runde Tisch wurde 1995 in Leipzig gegründet . Nach posit iven 
Erfahrungen mit d iesem Projekt und dem ste igenden Bedarf in anderen 
Regionen, Unternehmen in ex is tenzbedrohenden Situat ionen zu hel fen, wurde 
von der Deutschen Ausgle ichsbank in 23 ostdeutschen Kammerbez i rken das 
Projekt "Runde T ische" eingerichtet. Aufgrund des Erfolges wurde Mitte der 
90er Jahre dieses Instrument auch auf Westdeutsch land ü b e r t r a g e n . 1 1 4 

Nach Angaben von Vertretern unterschiedl icher Kammern l iegt die konkrete 
Ausgestal tung der "Runden T ische" im jewei l igen Ermessenssp ie l raum der 
Kammer. Nach Auskunf t der Handwerkskammer Potsdam werden bspw. die zu 
erarbei tenden Sanierungs- und Konsol id ierungskonzepte, die für spätere 
Programmanträge notwendig s ind, im Rahmen des Runden T isches der 
Handwerkskammer Potsdam geme insam mit al len anwesenden Partnern 
diskutiert und vor a l lem über das Projekt - spr ich die Deutsche Ausg le ichsbank 
- f inanziert (Interview, Handwerkskammer Po tsdam, 2000) . Im Bezirk der 
Industrie- und Hande lskammer Potsdam wird dagegen die Erstel lung der 

1 1 3 Fast alle Institutionen, die mit externen Beratern zusammenarbeiten, sind in den letzten 
Jahren dazu übergegangen, sogenannte Beraterpools aufzubauen. Diese Datenbanken 
speichern alle persönlichen Kennziffern der Berater bzw. der Beraterin. Außerdem werden 
die Qualifikationen sowie die bereits durchgeführten Tätigkeiten im Rahmen der jeweiligen 
Institution darin gesammelt und eventuell sogar anhand einiger Kriterien bewertet. 

1 1 4 In Westdeutschland ist das Projekt des Runden Tisches bis Ende 1999 in folgenden 
Kammerbezirken installiert worden: Kassel, Heilbronn, Hamburg, Siegen, Ulm, Saarbrük-
ken, Osnabrück, Augsburg und Mannheim (Interview, Deutsche Ausgleichsbank, 1999). 
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Sanierungs- und Konsol id ierungskonzepte im Rahmen des Runden Tisches 
nicht get ragen (Interview, Industr ie- und Hande lskammer Potsdam, 2000) . Auch 
der Erstcheck wird in den einzelnen Kammern etwas unterschiedl ich angegan­
gen . So erklärte der Potsdamer Handwerkskammerver t reter , dass er sich 
prinzipiell zunächst die Jahresabschlüsse der letzten drei Jahre und die vom 
Steuerberater zu erarbei tenden monat l ichen Betr iebswirtschaft l ichen Auswer­
tungen anschaue und mit Hilfe e ines Sof tware-Programms a n a l y s i e r e . 1 1 5 Damit 
könne man - bevor ein Besuch im Unternehmen anberaumt wird - bereits 
betr iebswirtschaft l iche Schwier igkei ten erkennen und erste Maßnahmen 
einlei ten. Derart ige schnel le Hi l festel lungen seien notwendig, um für die Dauer 
der Treffen a m Runden T isch, Zeit zu gewinnen (Interview, Handwerkskammer 
Potsdam, 2 0 0 0 ) . 1 1 6 

Beide befragten Akteure der Kammern und auch der zuständige Vertreter der 
Runden Tische in der Deutschen Ausgle ichsbank hoben während der Exper­
tengespräche posit iv hervor, dass sich in Ostdeutschland im Rahmen dieses 
Projektes in den jewei l igen Kammerbez i rken die nach der Wiederverein igung 
noch nicht vorhandenen aber notwendigen Personennetzwerke schnel l hätten 
bi lden können. Mitt lerweile könne nunmehr in Krisenfäl len schnel l darauf 
zurückgegri f fen werden . Außerdem säßen in der Regel immer die gleichen 
Akteure der betei l igten Insti tut ionen wie Finanzamt, Krankenkassen etc. an 
e inem Tisch, so dass über die Jahre ein Vertrauensverhäl tnis untereinander 
geschaffen werden konnte, das so manch einen Krisenfall schnel ler und besser 
bewält igen half (Interview, Industr ie- und Hande lskammer Potsdam, 2000 und 
Interview Deutsche Ausgle ichsbank, 1998). 

Bis Ende 2000 stellt die Deutsche Ausgle ichsbank jährl ich pro ostdeutschen 
Kammerbez i rk für das Projekt "Runder T isch" ca. 200.000 DM zur Ver fügung. 
Nach neueren Aussagen der Deutschen Ausgle ichsbank wird das Gesamtf i ­
nanzvo lumen im Jahr 2001 für d ieses Projekt beibehal ten, will es aber auf 
diverse Bezirke in Westdeutsch land auswei ten. Somit wird das Finanzvolumen 
der einzelnen Kammerbez i rke erhebl ich e ingeschränkt (vgl. ebd.) . 

1 1 5 An dieser Stelle sei auf neuere computergestützte Verfahren zur Krisenfrüherkennung 
verwiesen: "Jüngste Neuentwicklungen bei den Analyse-Programmen ermöglichen verein­
zelten (Groß-)Banken eine vielversprechende Cashflow-Analyse unter Berücksichtigung 
prognostischer Elemente. Ein derartiges computergestütztes System erweitert die bisheri­
ge statische - weil auf Bestandszahlen basierende - Bilanzanalyse um zahlungsstromori-
entierte Daten. Darüber hinaus bietet dieses Programm die Möglichkeit, auf der Basis 
bereits gespeicherter Bilanzdaten anhand prognostizierter Cashflows und darauf aufbau­
enden Kennziffern die zukünftige Zahlungsfähigkeit des analysierten Unternehmens abzu­
bilden, insbesondere seine Fähigkeit, das Fremdkapital zu bedienen. Dies wird möglich 
durch eine geeignete Definition und Strukturierung von Cashflow-Ziffern in einer Weise, 
dass die verschiedenen betrieblichen Funktionen: Produktion, Investition (Mittelverwen­
dung) und Finanzierung (Mittelherkunft) deutlich gegeneinander abgegrenzt sind." 
(BUTH/HERMANNS 1998: 17) 

1 1 6 Außerdem gab der Vertreter der Handwerkskammer an, dass sich die acht Berater der 
Potsdamer Handwerkskammer zu 4 0 % mit Krisenmanagement befassen. Damit wird auch 
deutlich, dass in Ostdeutschland nach wie vor viele Unternehmen in Schwierigkeiten 
geraten (vgl. Interview, Handwerkskammer Potsdam, 2000). 
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3.2.2 A k t e u r e 

Zunächst ist auf der Ak teursebene das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie (BMWT) zu nennen . Es legt den konzept ionel len R a h m e n der 
Bundesregierung für d ie San ierungs- und Konsol idierungspol i t ik f e s t . 1 1 7 Die 
Bundesregierung beeinf lusste d ieses Polit ikfeld in Ostdeutschland maßgeb l ich , 
in dem sie 1995 be im Übergang von T r e u h a n d a n s t a l t 1 1 8 zur Bundesansta l t für 
verein igungsbedingte Sonderaufgaben den Konsol id ierungsfonds I einr ichtete 
(vgl. Kapitel 3.2.1.1). 

Zwischen dem 1.1.1995 und d e m 31.12.1999 war die Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte Sonderaufgaben e ine von drei Treuhandnachfo lgee in-
richtungen und beschäft igte sich insbesondere mit der Nachsorge der pr ivat i­
sierten bzw. reprivat isierten Treuhandunternehmen. Ihre Hauptaufgabe war das 
Ver t ragsmanagement - kurz die Überwachung - der rund 33.000 aus der 
Unternehmenspr ivat is ierung hervorgegangenen Vert räge der Treuhandansta l t . 
Sie sollte sicherstel len, dass die Rechte und Pfl ichten von beiden Vert ragspar­
teien erfüllt und gleichzeit ig ein Beitrag zur wirtschaft l ichen Entwick lung in den 
neuen Bundesländern geleistet werde . Es kamen Aufgaben der Rest i tut ion und 
Entschädigungsle is tungen, der Klärung von Eigentumsfragen und der Ve rmö­
genszuordnung sowie der Kommunal is ierung h inzu. Außerdem erstel l te sie 
Auf fanglösungen für geschei ter te Privat is ierungen (vgl. Bundesansta l t für 
verein igungsbedingte Sonderaufgaben 1996). 

Die Bundesanstal t für vere in igungsbedingte Sonderaufgaben war geme insam 
mit den ostdeutschen Ländern für den Konsol id ierungsfonds I und II zuständig 
(vgl. Kapitel 3.2.1.1) und hatte in den zur Ausre ichung der Konsol id ierungsmit te l 
auf Landesebene einger ichteten Vergabegremien Sitz- bzw. St immrecht . 
Ausfäl le trug sie bei T reuhandunternehmen zu 8 0 % . Die rest l ichen 2 0 % wurden 
vom jewei l igen Land übe rnommen (vgl. Bundesansta l t für vere in igungsbedingte 
Sonderaufgaben 1996). 1999 stellte die Bundesanstal t für vere in igungsbedingte 
Sonderaufgaben ihr operat ives Geschäf t e i n 1 1 9 . Offiziell ist sie dami t aufgelöst 
worden. 

1 1 7 Sowohl die Bundes- als auch die Landesministerien sind die Zentren sanierungs- und 
konsolidierungspolitischer Aktivitäten. Entsprechende Regierungsentscheidungen fallen 
ausschließlich im Plenum der Regierung. Vorbereitungen können, müssen aber nicht, im 
Wirtschaftskabinett stattfinden, das aus den Ministerien der Länder besteht (vgl. für die 
Beschreibung der industriepolitischen Akteure BRÖSSE 1996: 66). 

1 1 8 Die Treuhandanstalt hat im Rahmen ihrer Privatisierungspolitik die regionale Entwicklung 
Ostdeutschlands stark geprägt. Die Auswirkungen sowie die Instrumente der Treuhandan­
stalt sind in diversen Studien hinreichend untersucht worden (vgl. stellvertretend z.B. 
NÄGELE 1996). Da das Politikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspolitik erst nach 
der Schließung der Treuhandanstalt offiziell ins Leben gerufen wurde, wird sie in diesem 
Kapitel nicht mehr als Akteur der ostdeutschen Sanierungs- und Konsolidierungspolitik 
betrachtet. 

1 1 9 Seit 1999 gewährt der Bund der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
keine Zuweisungen mehr (vgl. Sachverständigengutachten zur Begutachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung 1999). 
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Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) wurde 1948 als Körperschaft des 
öffent l ichen Rechts gegründet . Ihr oblag zu d iesem Zei tpunkt die Federführung 
für die Vergabe der Mittel aus dem Marshal l -Plan für den Wiederaufbau der 
deutschen Wirtschaft . Heute ist die KfW ein international tät iges Bundeskredit­
institut mit einer B i lanzsumme von rund 256 Mrd. DM (vgl. Kreditanstalt für 
Wiederaufbau 1999), das insbesondere unter der Schirmherrschaft des 
Bundesf inanzminis ter iums steht. Ihr Kapital wird zu 8 0 % von der Bundesrepu­
blik Deutschland und zu 2 0 % von den Bundesländern gehal ten. Seit 1991 
verfügt sie neben ihrem Hauptsi tz in Bonn über eine wei tere Nieder lassung in 
Berl in einschl ießl ich e ines Beratungszentrums (ebd. und 1998). 
Ihr a l lgemeines Aufgabenspekt rum erstreckt sich von der Vergabe von 
Investi t ions- und Exportkredi ten über die Gewährung von Zuschüssen und 
Wet tbewerbshi l fen bis hin zur Übernahme von Bürgschaf ten. Außerdem 
engagiert sie sich für den Aufbau von Förderinsti tuten in den Ländern Mittel-
und Osteuropas sowie den GUS-Staaten (ebd. 12ff.). 

Die Kreditanstal t für Wiederaufbau ist außerdem für die Durchführung von fünf 
ERP-Programmen mit den Zielen der Regional- und Innovat ionsförderung 
sowie die Verbesserung des Zugangs zu Eigenkapital v e r a n t w o r t l i c h . 1 2 0 

Kr isenunternehmen unterstützt sie hauptsächl ich im Rahmen des KfW-
Betei l igungsfonds Ost (vgl. Kapitel 3.2.1). 

Darüber hinaus bietet die KfW auch eine umfassende Beratung über alle 
öffent l ichen Finanzierungs- und Fördermögl ichkei ten auf Bundes- , Landes- und 
EU-Ebene an , die al len Institut ionen (wie z.B. Gewerkschaf ten) , Privatpersonen 
oder Unternehmern kostenlos zur Ver fügung steht. Seit Frühjahr 1990 existiert 
das Beratungszentrum in Berl in, das zunächst in den neuen Bundesländern 
über die vorhandenen Fördermögl ichkei ten der KfW informieren sollte. In den 
neuen Bundes ländern gibt es zahlreiche Außenste l len, die alle eng mit den 
ört l ichen und regionalen Kammern und Verbänden zusammenarbe i ten . Heute 
bietet das Zent rum seine Beratungsleistung bundeswei t an . Ergänzt wi rd diese 
kostenlose Beratungsleistung durch die kostenpfl ichtige Erarbeitung von 
Finanzierungsplänen und die Unterstützung bei der Beantragung von Förder­
mit teln. Insgesamt sind aber die KfW-Finanz ierungsprogramme nicht an eine 
Beratungsle istung der KfW gebunden. 

Die KfW hat von der Bundesansta l t für verein igungsbedingte Sonderaufgaben 
Mitte 1999 das Ver t ragsmanagement für die ehemal igen Treuhand-
Unternehmen übernommen. Sie hat ihre 100%ige Tochter, die Finanzierungs­
und Beratungsgesel lschaf t (FUB) mit Sitz in Berl in, damit b e a u f t r a g t . 1 2 1 

1 2 0 Seit der Wiedervereinigung wurden für Vorhaben in den neuen Bundesländern bis Ende 
1998 Kredite von rd. 94 Mrd. zugesagt. Die KfW unterstützt die wirtschaftliche Erneuerung 
in den neuen Bundesländern und Berlin (Ost) mit langfristigen Investitionskrediten, die die 
Fördermerkmale wie günstiger Zinssatz, lange Laufzeiten, tilgungsfreie Anlaufjahre sowie 
einfacher Antragsweg und rasche Abwicklung aufweisen (vgl. Kreditanstalt für Wiederauf­
bau 1999 und 1998). 

1 2 1 Nach eigenen Recherchen sind derzeit keine Informationen über den genauen Aufgaben­
zuschnitt und die Ausgestaltung des Vertragsmanagements in der FUB erhältlich. Meine 
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Die Deutsche Ausgleichsbank ist das zweite Bundeskredit inst i tut und steht vor 

al lem unter der Schirmherrschaf t des Bundeswir tschaf tsminis ter iums. Ihre 

Gründung geht auf das Jahr 1950 zurück. Zu d iesem Zei tpunkt bot s ie Hilfe zur 

wirtschaft l ichen Eingl iederung für Ver t r iebene und Flücht l inge an . 1954 wurde 

neben dem Hauptsi tz in Bonn eine wei tere Nieder lassung in Berl in eingerichtet. 

Seit 1960 betreibt sie e ine intensive Förderung von Ex is tenzgründungen, die 

sich mit der Grenzöf fnung und Wiedervere in igung verstärkt auf d ie neuen 

Bundesländern konzentr iert hat. Sie bietet zur Unterstützung d ieser Z ie lgruppe 

verschiedene Programme an (vgl. Deutsche Ausgle ichsbank 1 9 9 9 ) . 1 2 2 Für 

Unternehmen in Schwier igkei ten stellt sie im Rahmen des Eigenkapi ta lh i l fepro­

g ramm und des E igenkapi ta lergänzungsprogramm (EKE) bedingt f inanziel len 

Unterstützungen zur V e r f ü g u n g . 1 2 3 Außerdem unterstützt d ie Deutsche 

Ausgle ichsbank mit Hilfe ihres Instrumentes des "Runden T isches" (vgl. Kapitel 

3.2.1.5) insbesondere kleine und mitt lere Unternehmen in Kr isensi tuat ionen. 

1999 gründete die DtA ihre 100%ige Tochter , die gbb- Beteiligungs- und 

Aktiengesellschaft. Der Tät igkei tsschwerpunkt der gbb ist der gbb-

Konsol idierungs- und Wachs tumsfonds Ost (vgl. Kapitel 3.2.1.1). 

Pressemit tei lungen v o m Juni 2000 (vgl. Handelsblat t v o m 14., 15. und 

16.6.2000) und Mai 2 0 0 1 1 2 4 zufolge will der Bund seine be iden Förderbanken -

Interviewpartner auf Landesebene klagten darüber, dass es bisher keine klaren Zuständig­
keiten in der FUB gibt, und sie keine Ansprechpartner für ehemalige in Not geratene Treu­
hand-Unternehmen mehr haben. Sie seien bei Krisenfällen, die zum Portefeuille der Treu­
hand gehörten, mehr oder weniger auf sich allein gestellt (Interview, Referat 33, Landes­
ebene Brandenburg, 2000 und vgl. Ausführungen in Kapitel 5.3.2.1). 

1 2 2 1998 wurden laut Geschäftsbericht der DtA in den neuen Bundesländern mehr als 11.000 
Existenzgründungen getätigt. Das Volumen der Kreditzusagen in Ostdeutschland belaufe 
sich dabei auf 2.506 Mio. DM. In den alten Bundesländern sind 1998 mehr als 56.0000 
Unternehmensgründungen zu verzeichnen und das Volumen der DtA-Kreditzusagen 
beträgt 6.964 Mio. DM (vgl. Deutsche Ausgleichsbank 1999: 7). 

1 2 3 Außerdem hat die Deutsche Ausgleichsbank in Kooperation mit Kammern und Landesför-
derinstituten zunächst in den neuen Bundesländern mit 28 DtA-Beratungszentren ein 
flächendeckendes Beratungsangebot für Unternehmen aufgebaut. Diese Beratungszentren 
informieren Existenzgründer und -gründerinnen über Finanzierungsmöglichkeiten der DtA. 
Im Geschäftsjahr 1998 wurden die ersten Beratungszentren auf dem Gebiet der alten 
Bundesländer in Bonn, Hamburg, Heilbronn, Kassel und Mainz eröffnet. Ende 1998 gab es 
im gesamten Bundesgebiet insgesamt 33 DtA-Beratungscentren, rund 6.000 angehende 
Unternehmer und Unternehmerinnen wurden dort betreut. 
Ebenfalls zur beratenden Unterstützung von Unternehmen wurde 1996 die DtA-
Beratungsagentur eingerichtet. Sie vermittelt Berater und Beraterinnen aus einem eigenen 
Beraterpool an mittelständische Betriebe. Krisenfälle, die bereits am DtA-Runden Tisch 
betreut wurden, können über die DtA-Beratungsagentur einen für sie geeigneten Berater 
vermittelt bekommen, der gemeinsam mit dem Krisenunternehmen das am Runden Tisch 
erstellte Lösungskonzept umsetzt (vgl. Deutsche Ausgleichsbank 1997: 7). 

1 2 4 In den Presseinformationen der KfW-Internet-Seite heißt es aktuell zum beabsichtigten 
Zusammenschluss der beiden Bundesförderinstitute: "Auch hinsichtlich des Erwerbs der 
DtA strebt die KfW einen zügigen Abschluss der Verhandlungen mit dem Bund an. In den 
Gesprächen, so Reich (Sprecher des Vorstandes der KfW; E.H.), spielten neben der 
ökonomischen Seite der Übernahme auch förderpolitische Rahmensetzungen sowie die 
spezifischen rechtlichen Bestimmungen für KfW und DtA eine Rolle. "Entscheidend ist eine 
eindeutige Definition der Gesamtverantwortung der KfW für den Konzern", sagte Reich. 
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Kreditanstalt für Wiederaufbau und die Deutsche Ausgle ichsbank - zusam­
menführen. Damit will er Synergien nutzen und Ressourcen mobi l is ieren. Bisher 
bleibt aber unklar, w ie und w a n n genau die Fusion der Förderbanken des 
Bundes vol lzogen wi rd . Bereits jetzt ist aber absehbar, dass sich dadurch eine 
Neuordnung der Mit te lstandsförderung des Bundes ergeben wird. Gleichzeit ig 
wird entgegen bisher igen vielfält igen Überschneidungen im Tät igkeitsbereich 
der beiden Institute nunmehr eine klare Arbeitstei lung angestrebt: "Die künftige 
KfW-Tochter Deutsche Ausgleichsbank, die selbständiges Förderinstitut im 
Einflussbereich des Bundeswirtschaftsministeriums bleiben soll, wird zur 
Gründungs- und Mittelstandsbank des Bundes ausgebaut Entsprechende 
Programme beider Häuser sollen dort zusammengeführt werden. Die KfW soll 
sich auf andere Förderaufgaben konzentrieren, etwa Infrastruktur-, Wohnungs­
bau- und Exportfinanzierung. Den Vorstand ihres Verwaltungsrats übernimmt 
Finanz- und Wirtschaftsministerium im Wechsel." (Handelsblatt vom 
1 6 . 6 . 2 0 0 0 ) 1 2 6 

Welche Auswi rkungen die Zusammenführung der beiden Bundesinsti tute 
konkret auf die Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik des Bundes bzw. der 
Länder haben wi rd, ist derzeit noch nicht abzuschätzen. 

Außerdem sind im Rahmen des Polit ikfeldes der Sanierungs- und Konsol idie­
rungspoli t ik noch die Kammern als Akteure insbesondere im Hinblick auf die 
DtA- Runden T ische zu nennen. Sie sind aus der staatl ichen Verwaltungshier­
archie ausgegl iederte Organisat ionen des öffentl ichen Rechts, unterstehen aber 
der Rechtsauf sieht des Staates, was sie "wesentlich von den privaten Verbän­
den, die uneingeschränkt Interessensvertretung sein können" (Brösse 1996:95) 
unterscheidet. Die a l lgemeinen Aufgaben der Kammern sind gesetzl ich 
festgeschr ieben. Prinzipiell haben sie die Interessen ihrer Mitgl ieder zu 
vert reten. Sie sind einerseits selbstverständl ich Ausführungsorgane des Staates 
bei der Durchführung der ihnen über t ragenen administrat iven Aufgaben 
(Aushändigung von versch iedenen Zert i f ikaten im Rahmen des dualen 
Ausbi ldungssystems oder Bei legen und Überprüfung von Wettbewerbsstrei t ig­
keiten). Anderersei ts haben sie v o m Staat e inen Selbstverwaltungsbereich 
übert ragen bekommen , "innerhalb dessen sie selbständig Wirtschaftspolitik 

Der Kaufpreis für die DtA werde zeitnah zum Vertragsschluss fixiert." (www.kfw.de/cgi-
bin/schow.asp?pk=392) 

^25 in den beiden Häusern ist die angestrebte Fusion auf ein unterschiedliches Echo 
gestoßen. Während die KfW die Übernahme der DtA begrüßte, äußerte sich die - gemes­
sen an der Jahresbilanzsumme wesentlich kleinere - Deutsche Ausgleichsbank eher 
verhalten. Bereits letztes Jahr wurde die Fusionierung der beiden Förderbanken diskutiert. 
1999 sollte aber die DtA die KfW übernehmen, was aber letztendlich vom Vorstandsspre­
cher der KfW nicht akzeptiert wurde. Er könne sich eine Fusion - wenn überhaupt - nur 
unter der Obhut der KfW vorstellen. Diesem Kräfteverhältnis wurde von der Bundesregie­
rung entsprochen (vgl. Handelsblatt vom 15. und 16.6.2000). Kritisch wird die Zusammen­
führung insbesondere von der Opposition gesehen. Der Verkauf der DtA sei ein weiterer 
Beweis für die mittelstandsfeindliche Politik der rot-grünen Koalition (vgl. Handelsblatt vom 
16.6.2000). 
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bzw. Industriepolitik betreiben können. Unter Selbstverwaltung versteht man 
den einer Gruppe oder Institution vom Staat eingeräumten Freiraum für eigene 
kollektive Entscheidungen bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben 
aufgrund eigener Satzung sowie eigener Finanz- und Personalhoheit durch 
demokratisch gewählte Organe". (BRÖSSE 1996: 96) 

Das Rationalisierungs- und Innovationszentrum der Deutschen Wirtschaft e. V. 
(RKW) führt im Auft rage des Bundes Beratungen und Wei terb i ldungen für 
Unternehmer innen und Unternehmer, Fach- und Führungskräf te sowie für 
Existenzgründer innen und Exis tenzgründer durch (vgl. Kapitel 5 . 2 . 1 . 3 ) . 1 2 6 Seit 
1950 bietet das R K W den Sozialpartnern eine neutrale Platt form für Fragen der 
Rational isierung und Innovat ion. Es entstanden Landesgruppen in den elf 
west l ichen Bundes ländern. Seit Jul i 1990 ist das R K W auch in den ostdeut­
schen Bundes ländern präsent und hat be im Aufbau mit telständischer Struktu­
ren beigetragen. 

In den letzten Jahren hat das R K W seine Organisat ion den veränder ten 
Strukturen angepasst und konsequent dezentral isiert. Aus den Landesgruppen 
wurden elf rechtl ich selbständige Landesvereine, die gemeinnütz ig bzw. 
gemeinwohlor ient ier t bundeswei t geme insam die Aufgaben einer Mit te lstands­
förderung wah rnehmen . Sie d ienen als Ansprechpar tner für die jewei ls 
ansässigen mit te lständischen Unternehmen. Schwerpunkte der Arbei t der 
Landesvereine sind Unternehmensbera tungen, innerbetr iebl iche Wei terb i ldung 
sowie Betreuung von Arbei tsgemeinschaf ten. Al le RKW-Landesvere ine 
verfügen über e inen Pool von Beratern und Berater innen, die spezi f ische 
Branchenkenntnisse haben und für eine betr iebsnahe und praxisgerechte 
Bearbei tung verschiedener T h e m e n 1 2 7 zur Ver fügung s tehen (vgl. 
www.rkw.de). 

Das RKW berät nicht über Sanierungshi l fen etc., sondern steigt erst e in , wenn 
das Geld f l ießt und Konzepte umgesetz t werden müssen. Nach den Angaben 
des RKW akzept ieren die Banken mehr und mehr Unternehmen und Konzepte, 
die vom RKW begleitet werden . 

Verschiedene ostdeutsche Länder haben e igene Bera tungsprogramme 
aufgelegt (z.B. Thür ingen, Sachsen und Sachsen-Anhal t ) und das R K W mit der 
Umsetzung beauftragt (vgl. hierzu insbesondere die Ausführungen in Kapitel 
5.2.1.3 und 5.2.1.4 für Brandenburg) . Diese zusätzl ichen Förderprogramme 
ermögl ichen e inen längerfr ist igen Einsatz von Berater innen und Beratern in 
kleinen und mitt leren Betr ieben, die in Schwier igkei ten geraten s ind . Das RKW 
schließt sowohl mit d e m Unternehmen als auch mit der Berater in oder dem 
Berater e inen Ver t rag. Das hat den Vortei l , dass es keine direkte Geschäf tsver-

Folgende aufgeführte Beratungsinstitutionen stellen nicht nur Krisenunternehmen 
Managementberatungen bereit. Falls sie für die Landespolitik der ausgewählten Untersu­
chungsländer bedeutend sind, werden sie in den Kapiteln 4 und 5 näher charakterisiert: 

Das sind z.B. Unternehmensführung, Materialwirtschaft, Finanz- und Rechnungswesen 
sowie Beratungen in Bezug auf Innovationen. 
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bindung zwischen d iesen beiden Parteien gibt; das RKW kann, w e n n notwen­
d ig , vermit te lnd eingrei fen (ebd.). 

Der Senior-Experten-Service (SES) ist 1983 unter der Obhut des Deutschen 
Industr ie- und Handels tages gegründet worden und hat seine Zentrale in Bonn. 
1986 wurde der SES eine gemeinnütz ige G m b H mit den Gesel lschaftern 
Bundesverband der Deutschen Industrie, Carl Duisberg Förderkreis, Deutsche 
Industr ie- und Handels tag und dem Zentra lverband des deutschen Handwerks. 
Die deutsche Wir tschaf t unterstützt den SES mit Geld- und Sachspenden (vgl. 
SES 1999). 

Der SES fördert mit aus d e m Berufs leben ausgesch iedenen Fachleuten die 
Ausb i ldung, Fortb i ldung und Qual i f iz ierung von Fach- und Führungskräf ten im 
In- und Aus land. Er agiert international und betreut Betr iebe, die e inen Bera­
tungsbedarf anme lden . Es kann sich bei den Leistungen u m kurzfristige 
Beratungen, aber auch um einen längerfr ist igen Einsatz im Unternehmen 
handeln . Diese Beratungen können auch in Kr isenunternehmen durchgeführt 
werden . 

Bis 1990 agierte der S E S außerhalb des Bundesgebietes. Erst seit 1990 gab es 
Einsätze in den neuen Bundesländern; seit 1994 werden auch in den alten 
Bundesländern SES-Exper ten und -Exper t i nnen eingesetzt. 1999 ist die 
Einsatzvertei lung fo lgendermaßen aufzuschlüsseln. Die SES-Exper ten agierten 
zu 5 2 % in Entwick lungsländern, zu 4 8 % in Europa und davon zu 2 1 % in 
Deutschland (ebd.). 

Die Expert innen und Experten arbeiten ohne Honorar. Unter best immten 
Voraussetzungen können in begrenztem Umfang öffentl iche (d.h. Landes- und 
Bundes-) Mittel pro jektbezogen verwendet werden, sofern der Auftraggeber 
nicht in der Lage ist, Reise- und beim SES anfal lende Projektbearbei tungs- und 
Nebenkosten ganz oder tei lweise zu tragen (ebd.). 

Die Bundesarbei tsgemeinschaf t "Alt hilft Jung" arbeit ähnl ich wie der SES. Ihr 
Adressatenkre is umfasst hauptsächl ich Existenzgründer und -g ründer innen . 
Derzeit s ind bei "Alt hilft Jung" ca. 700 aktive Berater innen und Berater 
zusammengesch lossen . Sie arbeiten hauptsächl ich ehrenamtl ich und haben 
sich z u m Ziel gesetzt , vornehml ich jüngeren Menschen bei Exis tenzgründungen 
und Fragen der Existenzerhal tung auf der Basis ihrer Er fahrungen beratend zur 
Seite zu s tehen. Seit der Wiedervere in igung hat sie ihre Arbeit auf Ostdeutsch­
land ausgewei tet . 

Im a l lgemeinen wird von den Beratern und den Berater innen nur eine Auf­
wandsentschäd igung ver langt. Fahrt- und Übernachtungskosten müssen 
gesonder t erstattet werden . In den letzten 10 Jahren wurden insgesamt über 
30.000 Beratungen durchgeführ t (vgl. www.althi l f t jung.de). 
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V / r . " steht für Wirtschafts-Ini t iat iven für Deutschland e.V. und wurde 1993 von 
führenden Unternehmens- und Verbandsvert retern gegründet , u m den 
Umstruktur ierungsprozess in Ostdeutschland zu unterstützen, "wir." wil l mit 
e igenen Mitteln Hilfe zur Selbsthi l fe für den wirtschaft l ichen und gesel lschaft l i ­
chen Aufbau in den neuen Bundes ländern leisten, "wir." koordiniert die 
"Einkaufsinit iat ive neue Bundesländer" sowie die "Exportof fensive", d ie beide 
den Absatz ostdeutscher Produkte und Dienst le istungen auf nat ionalen und 
internationalen Märkten unterstützen. Wei tere Projektbereiche sind der Know-
how Transfer, die Standort förderung, die Förderung des os tdeutschen Techno­
logiepotentials, die Unterstützung von Hochschulen sowie die Förderung von 
Jugendl ichen beim Einst ieg in das Berufs leben (vgl. "wir." Jahresber icht 1998). 
Existenzbedrohten Unternehmen hilft "wir." z .B. mit der Erarbei tung und 
Unterstützung von Market ingkonzepten, u m so den opt imalen Mark tzugang zu 
real isieren (vgl. ebd.) . 

Die große Zahl der hier angeführ ten Akteure darf nicht darüber h inweg 
täuschen, dass die Bundesebene für die Implementat ionsphase des Poli t ikfel­
des eine untergeordnete Rolle spielt. Die Bundeskredit inst i tute K fW und DtA 
sind nur insofern in die Implementat ion e inbezogen, als sie e ingereichte 
Anträge prüfen und bearbei ten und ggf. Mittel über die Hausbanken an die 
Kr isenunternehmen ausre ichen (vgl. detail l iert die Ausführungen in Kapitel 4.3 
und 5.3). Auch die übr igen Akteure werden nicht systemat isch in die Imple­
mentat ion involviert. Diese Insti tut ionen sind auch insofern nicht von großer 
Bedeutung, als sich ihr Angebot inhalt l ich stark überschneidet. Dies l iegt unter 
anderem daran, dass sie relativ isoliert voneinander agieren und keine 
Absprachen etwa über inhalt l ich unterschiedl iche Schwerpunktse tzungen 
getroffen haben. Eine Ausnahme stellt al lein das R K W dar, das in der Landes­
politik Brandenburgs eine wicht ige Rol le spielt (vgl. Kapitel 5.3). 

3.3 Erste Befunde 
In d iesem Kapitel sol len auf Basis der bisher igen Ausführungen erste Schluss­
fo lgerungen gezogen werden . Die fo lgenden Aussagen bez iehen sich insbe­
sondere auf die nat ionalstaat l iche und überstaat l iche Ebene. 

Mehrebenensystem 

Das Polit ikfeld Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik weist Merkma le eines 
Mehrebenensystems auf. Die EU gibt den recht l ichen R a h m e n vor, unter 
dessen Prämissen der Bund sowie die Bundes länder ihre Pol i t iken zu gestal ten 
haben. In d iesem Zusammenhang ist zu konstat ieren, dass sich der Gesetzes­
rahmen für Ostdeutschland im Zuge der Neuauf lage der Richt l in ien für 
Unternehmen in Schwier igkei ten seit 1999 stark verengt hat. Bis auf eine 
Ausnahme (Grundsatz der e inmal igen Beihi l fe) s ind die ge l tenden Sonder rege­
lungen für Ostdeutschland au fgehoben worden . Noch kurz nach der Wiederver-
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einigung stand die EU den Ost ländern relativ wohlwol lend gegenüber. Sie 
nutzte den in Art ikel 88 EG-Vertrag e ingeräumten Ermessensspie l raum meist 
zugunsten der neuen Bundesländer. Aber nicht zuletzt aufgrund des zuneh­
menden Druckes der anderen Mitgl iedstaaten wurde der Sonderstatus 
Ostdeutschland nach und nach aufgehoben. Mitt lerweile werden von der EU die 
e ingereichten ostdeutschen Anträge auf Beihi l fen genauso restriktiv geprüft wie 
andere Ant räge aus Westdeutsch land bzw. aus den anderen Mitgl iedsländern. 

Hinweise auf e inen Austausch zwischen EU und Bund konnten derzeit nur 
insofern festgestel l t werden , als sich die EU in der Neuauf lage der Richtl inien -
gerade was die den Spie l raum einer staat l ichen Sanierungs- und Konsol idie­
rungspol i t ik empf indl ich betreffende Definit ion von Unternehmen in Schwier ig­
kei ten angeht -, an den Wort laut der bundesdeutschen Gesetzgebung ange­
sch lossen hat. Dies könnte darauf h indeuten, dass der Bund als gewichtiger 
Tei l der Union die EU-Beihi l fenpol i t ik mögl icherweise beeinf lussen kann. 
Wei tere Erkenntnisse konnten aber in d iesem Zusammenhang nicht zusam­
menget ragen werden , so dass sich hier t iefergehende Aussagen verbieten (vgl. 
Aus führungen in Kapitel 1.2). 

Der Bund hat nicht nur gegenüber den Bundesländern Gesetzgebungskompe­
tenzen, d ie erhebl ich durch die EU-Rahmengesetzgebung beeinf lusst werden. 
Er setzt für die Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik auch den konzept ionel­
len Rahmen , in dem die Bundesländer ihre Polit iken entwickeln und umsetzen 
können. Darüber hinaus vergibt er im Rahmen der Sanierungs- und Konsol idie­
rungspol i t ik Auf t räge an die Bundesinst i tute (Kreditanstalt für Wiederaufbau und 
Deutsche Ausgle ichsbank) , wie die Neugestal tung des Konsol id ierungsfonds III 
jüngst zeigte. 

Entstehung des Politikfeldes 

Da es die Bundesregierung war, die 1994 den Konsol id ierungsfonds auflegte, 
kann sie als Initiator des ostdeutschen Polit ikfeldes bezeichnet werden. 
Gleichzeit ig ist mit der Auf lage des Konsol id ierungsfonds eine Aufwertung des 
gesamten Polit ikfeldes verbunden, wei l der Konsol id ierungsfonds nicht nur 
e inen f inanziel len, sondern auch e inen konzept ionel len Rahmen für die 
ostdeutsche Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik bietet. 

Instrumentenpalette und Gestaltung des Politikfeldes 

Wie die bisher igen Ausführungen ze igen, konnte eine Vielzahl von Instrumen­
ten für das hier interessierende Polit ikfeld identifiziert werden . Aufgrund der 
Zielstel lung der Politik haben die meis ten Instrumente im wesent l ichen die 
Funkt ion, die Eigenkapi ta l - bzw. Fremdkapi ta lbasis des industriel len Mittel­
s tands zu erhöhen. Kernstück dabei ist nach wie vor der Konsol id ierungsfonds. 

Die Implementat ionsphase d ieses bedeutendsten Instrumentes kann für die 
Bundesebene in eine Start- und eine Überarbei tungsphase eingeteilt werden: 

In der Star tphase wurden im Rahmen des Konsol id ierungsfonds I und II 
überwiegend Finanzhi l fen für Kr isenunternehmen angeboten. Der Bund 
überl ieß den ostdeutschen Bundes ländern im wesent l ichen die Ausgestal tung 
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der Polit iken und die Implementat ion. Spezi f ische Auf lagen - w ie z .B. Vorgaben 
der Förderart oder Voraussetzungen - wurden mit der Vergabe der Mittel aus 
den Konsol id ierungsfonds I und II nicht verknüpft . Interessanterweise stellte der 
Bund den Bundes ländern sogar die Mögl ichkeit f rei , die Hausbank bei der 
Vergabe der Finanzmit tel aus d e m Konsol id ierungsfonds nicht unbedingt zu 
betei l igen. Dies bedeutete für d ie Landespol i t ik eine erhebl iche Vere in fachung 
des Verfahrens (vgl. Aus führungen wei ter unten zur Landespol i t ik) . 

Das Ergebnis der Überarbei tungsphase ist die Auf lage des Konsol id ierungs­
fonds III, der als e ine konzept ionel le Wei terentwick lung der vorangegangenen 
Fonds bezeichnet werden kann. Der Bund stellte 1999 den Bundes ländern 
abermals Finanzmittel für Kr isenunternehmen zur Ver fügung. Im Gegensatz zu 
den beiden ersten Fonds überl ieß der Bund diesmal die konkrete Ausgesta l tung 
nicht den ostdeutschen Bundes ländern . V ie lmehr verknüpfte er d ie Vergabe der 
Fördermittel an zwei zw ingende und von den Bundesländern zu berücksicht i ­
gende Auf lagen: Z u m einen wurde festgelegt, dass Kr isenunternehmen nur 
dann finanziell gefördert werden können, wenn sie sich auch einer Manage­
mentberatung unterz iehen. Z u m anderen dürfen die Finanzmit tel nur in Form 
von Betei l igungen ausgereicht werden . 

Alle drei Konsol id ierungsfonds gehören ihrem Grundsatz entsprechend zur 
Kategorie der F inanzhi l feprogramme. Umgesetzt wird d ieses Programm 
überwiegend mit dem Steuerungsinst rument der Direktsubvent ion. Al lerdings 
wird im Rahmen des Konsol id ierungsfonds III das harte Instrument der 
Direktsubvention mit e inem we ichen Instrument "Beratung" verknüpft . Diese 
Konstrukt ion des Konsol id ierungsfonds III setzt damit an be iden bedeutenden 
betr iebswirtschaft l ichen Entwick lungshemmnissen in Ostdeutsch land -
mangelhafte Eigenkapi ta lausstat tung und Managementdef iz i te in den Unter­
nehmen - gleichzeit ig an . Wei l aber der Bund die Ost länder bei der strategi­
schen Neuausr ichtung dieses insgesamt wohl grundlegendsten Instrumentes 
des Polit ikfeldes nicht mi te inbezogen hat, gibt es auch nach zwei Jahren 
erhebliche Unst immigkei ten bei der Implementat ion des Programms. Zunächst 
bedeutet die in den Richtl inien verankerte zusätzl iche Prüfung des Sanierungs­
und Konsol id ierungskonzeptes sei tens der gbb eine erhebl iche Beschne idung 
eigenständiger Maßnahmen des Landes. Die zwischen Land und Bund nicht 
aufeinander abgest immten Kriterien zur Prüfung, ob das Kr isenunternehmen 
sanierungs- bzw. konsol id ierungsfähig ist, führten zudem dazu , dass bisher 
noch kein Unternehmen über den Konsol id ierungsfonds III ( turn-around-
Finanzierung) gestützt werden konnte. Zeit l iche Verzögerungen können über 
die oben angesprochene doppel te Prüfung von Seiten des Landes und der gbb 
außerdem dazu führen, dass d e m Unternehmen nicht mehr rechtzeit ig die Mittel 
zur Ver fügung s tehen. Insgesamt ist zu konstat ieren, dass von Bundessei te 
zwar Geld für Kr isenunternehmen im Rahmen des Konsol id ierungsfonds III zur 
Verfügung gestel l t wurde , die Förderungen aber wegen bürokrat ischer Hürden 
nicht ausgereicht we rden . Al lein d iese Feststel lung weist darauf h in, dass 
kooperat ive Strukturen zwischen Bund und Ländern in der Implementat i ­
onsphase für d ieses Instrument jedenfal ls nicht auszumachen s ind. Die 
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Implementat ion des Konsol id ierungsfonds III ist daher durch Merkmale von 
einer klassisch hierarchischen Steuerungsform ohne ebenenübergre i fende 
Abs t immung gekennzeichnet . Es besteht in dieser Hinsicht nur eine einseit ige 
Koordinat ion von oben nach unten. Daraus result ieren erhebl iche Steuerungs­
defizi te. 

Neben d iesen Inst rumenten der Direktsubvent ionen gibt es außerdem noch 
einige Bera tungsprogramme, die aber den eigenkapi ta l - bzw. fremdkapitalstär-
kenden Direktsubvent ionen nur untergeordnet s ind. Eine Ausnahme in der 
Instrumentenpalet te bi ldet das von der Deutschen Ausgle ichsbank initiierte 
Projekt der Runden T ische. Es zielt darauf ab, mit Hilfe von weichen Steue­
rungsinst rumenten (Vermit t lung, Beratung, Moderat ion) die Ursachen für die 
Kr ise des Unternehmens aufzudecken und gegebenenfal ls mit den beteil igten 
Partnern des Kr isenunternehmens dialogorientiert Lösungswege zu ermitteln. 
Das Instrument der "Runden T ische" kann mögl icherweise die Basis zur 
Bi ldung von Issue-Netzwerken ( im Sinne von HECLO 1978) bi lden und wird 
daher bei der Untersuchung der Landespol i t ik t iefergehend berücksichtigt. 

Akteure und Akteurskonstellation 

Vielfält ige Akteure bieten Unterstützungsleistungen für Kr isenunternehmen an. 
Eine konzept ionel le Abs t immung zwischen den Akteuren ist aber genauso 
wen ig wie bei der Instrumentenpalet te zu erkennen. Als domin ierende Akteure 
sind im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik die Bundesregie­
rung im Al lgemeinen und im Spezi f ischen das Bundeswir tschaftsminister ium zu 
identi f iz ieren. Das Bundeswir tschaf tsminister ium und die beiden Bundeskredit­
institute s ind für die Gesta l tung des Polit ikfeldes maßgebend . Die anderen 
aufgezeigten Akteure - insbesondere die Akteure, die Managementunterstüt ­
zungen anbieten, wie der S E S , "wir" oder das RKW - haben keinen erkennba­
ren Einf luss auf die (Weiter-)Entwicklung und Gestal tung des Polit ikfeldes. Sie 
bieten ledigl ich im Rahmen ihrer Mögl ichkei ten, Hi l festel lungen für Krisenunter­
nehmen an . 

Seit Einr ichtung des Poli t ikfeldes hat sich die Akteurskonstel lat ion nicht 
erkennbar verändert . Al lenfal ls ist der Stel lenwert der Bundeskredit inst i tute -
Kreditanstal t für Wiederau fbau und Deutsche Ausgle ichsbank - im Zuge der 
Neuauf lage des Konsol id ierungsfonds in den letzten Jahren gest iegen. Die KfW 
hat die Au fgabe des Ver t ragsmanagements von der Bundesanstal t für vereini­
gungsbedingte Sonderau fgaben übernommen. Die DtA setzt durch ihre 100% 
Tochter - die gbb - Betei l igungs- und Akt iengesel lschaft - den Konsol idie­
rungsfonds III u m . Dami t ist ihnen für die Zukunft e ine Schlüsselposi t ion in 
d iesem Polit ikfeld zugewiesen worden . Die daraus resul t ierenden Veränderun­
gen bleiben aber noch a b z u w a r t e n . 1 2 8 

Die für das Vertragsmanagement zuständige Tochter der KfW, konnte bisher keine 
Auskunft geben über Zielsetzungen, Aufgaben und Ansprechpartner. Über die gbb konnte 
noch kein Krisenunternehmen gestützt werden, da die Fördermodalitäten zwischen gbb 
und Länder nicht ausdiskutiert sind. 
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Die Gestal tung auf der nat ionalen und supranat ionalen Ebene erfolgt le tz tend­
lich allein in e inem Zusammensp ie l von überwiegend administrat iven Ak teuren . 
Im Verlauf der Implementat ionsphase (also z.B. in der Überarbe i tungsphase 
des Konsol id ierungsfonds) ist kein Übergang zu dialogor ient ierten und 
netzwerkart igen bzw. kooperat iven Strukturen zu erkennen. Außeradmin is t ra t i ­
ve Akteure sind nicht systemat isch a m Poli t ikprozess beteil igt. 

Als Fazit lässt s ich festhal ten, dass die aufgezeigten Instrumente und der 
Politikstil e inem klassisch hierarchisch aufgebauten Ansatz en tsprechen. 
Verwal tungen bzw. Bürokrat ien sind dabei die dominanten Handlungsträger . 
Der für das Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik spezi f ische 
Poli t ikansatz zielt darauf ab , über tradit ionelle Instrumente die Kr isenunterneh­
men zu stützen. Ein f lexibler Ansatz , der zum einen durch die A n w e n d u n g von 
sowohl harten als auch we ichen Steuerungsinstrumenten und vor a l lem durch 
eine dialogorientierte Pol i t ikform mit einer Tendenz zu netzwerkar t igen 
Strukturen gekennzeichnet wäre , ist bisher jedenfal ls nicht zu e rkennen. Daher 
f inden auf der nat ionalen und supranat ionalen Ebene "Verhandlungen im 
Schatten der Hierarchie" (BENZ 1994: 354) nicht statt. 
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4 DIE SANIERUNGS- UND KONSOLIDIERUNGSPOLITIK AUF 
LANDESEBENE: DAS BEISPIEL SACHSEN-ANHALT 

4.1 Die Wirtschaftsstruktur in Sachsen-Anhalt 
4.1.1 Wirtschaftsstrukturel le Entwicklung 

Die besonders schlechte wirtschaft l iche Situation sowie die im Vergleich zu 
Brandenburg unterschiedl iche wirtschaftsstrukturel le Ausgangs lage vor der 
Wiedervere in igung legten es nahe, Sachsen-Anhal t als ein Untersuchungsland 
zu wäh len (vgl. Aus führungen in Kapitel 1.2). Gerade vor dem Hintergrund der 
Wir tschafts lage erscheint es dort besonders geboten, eine gegensteuernde 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik zu entwickeln und zu betreiben. 

Sachsen-Anhal t ist mit einer ca. 20.500 qkm großen Fläche das achtgrößte 
Bundesland der Bundesrepubl ik . Die 1.296 Gemeinden sind in 21 Landkreisen 
bzw. 3 Regierungsbezi rken (Magdeburg, Halle, Dessau) zusammengefasst . 
Magdeburg , Hal le und Dessau sind kreisfreie Städte. In Sachsen-Anhal t 
wohnen ca. 2,7 Mio. Menschen , und die Bevölkerungsdichte wird mit durch­
schnitt l ich 132 E inwohnern pro qkm beziffert (Stand 2000). Die nördl ichen 
Landestei le sind sehr dünn besiedelt (Bevölkerungsdichte unter 100 Einwoh-
ner/qkm), dagegen liegt die Bevölkerungsdichte in der Mitte und im Süden des 
Landes zwischen 200 und 400 Einwohnern pro qkm (vgl. www.sachsen-
anhalt .de). 

Zu DDR-Zei ten dominier ten in Sachsen-Anhal t die Wirtschaftszweige Chemie 
und Masch inenbau. Sechs S t a n d o r t e 1 2 9 des ehemal igen Schwermaschinen­
baukombinates T A K R A F waren in Sachsen-Anhal t angesiedelt . Zudem gab es 
herausragende Chemiestandor te wie Halle (Buna) und Bit terfeld/Wolfen. Beide 
Chemiestandor te zähl ten neben Leuna z u m sogenannten Chemiedreieck des 
mit te ldeutschen Raumes, das durch einen intensiven stoff l ichen Verbund (z.B. 
Chlor, Wasserstof f , pet rochemische Zwischenprodukte) und daraus result ierend 
durch eine starke Verknüpfung gekennzeichnet war (vgl. Wirtschaftsat las Neue 
Bundesländer 1994). 

Die wirtschaft l iche Entwicklung in Sachsen-Anhal t ist genau wie in den anderen 
ostdeutschen Bundes ländern nach wie vor durch den t iefgreifenden Struktur­
wande l im Rahmen des Transformat ionsprozesses gekennzeichnet . Nach der 
Zerstörung ganzer Wir tschaf tszweige haben sich einzelne Wirtschaftssektoren 
erholt bzw. neu etabliert. U m die wirtschaftsstrukturel le Entwicklung des Landes 
näher spezi f iz ieren zu können, werden nachstehend einige statistische 
Eckdaten genannt . 

1 2 9 Förderanlagen Calbe/Saale, Förderanlagen- und Kranbau Kothen, Förderanlagen "7. 
Oktober", Magdeburg - Schwermaschinenbau Magdeburg, Förderausrüstungen Aschers­
leben, Gießerei Frankleben Paulahof und Maschinen- und Apparatebau Landsberg (vgl. 
Wirtschaftsatlas Neue Bundesländer 1994). 

104 

http://www.sachsen-
http://anhalt.de


Die B r u t t o w e r t s c h ö p f u n g 1 3 0 ist ein stat ist ischer Indikator, mit dem die Entwick­
lung der wirtschaft l ichen Leistungsfähigkeit e ines Landes angemessen skizziert 
werden kann. W ie aus der Abbi ldung 4-1 hervorgeht, ist für Sachsen-Anhal t zu 
konstat ieren, dass die "ö f fent l ichen und privaten Dienstleister" mit e inem Antei l 
von 26 ,7% an der gesamten Brut towertschöpfung der dominanteste Wirt­
schaftsbereich s ind, dicht gefolgt von "Finanzierung, Vermie tung und Unter­
nehmensdienst leister" mit 23 ,2%. Im Mittelfeld l iegen dagegen das "Produz ie­
rende Gewerbe" und "Handel , Gastgeber und Verkehr" mit jewei ls 1 7 % sowie 
das Baugewerbe mit 12, 8%. Schlussl icht bildet die "Land- und Forstwirtschaft , 
Fischerei" mit e inem Antei l von nur 3,2%. Somit ist festzuhal ten, dass diese 
Kennziffer zu e inem überwiegend Anteil vom Dienst le is tungsgewerbe get ragen 
w i r d . 1 3 1 

A b b . 4 - 1 : B r u t t o w e r t s c h ö p f u n g n a c h W i r t s c h a f t s b e r e i c h e n in P r o z e n t in 
S a c h s e n - A n h a l t (2000 i n P re i sen v o n 1995) 

1 3 0 Die Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche wird in der Regel durch Abzug der 
Vorleistungen von den Produktionswerten ermittelt. 

1 3 1 Das Institut für Wirtschaftsforschung in Halle macht in seiner 1997 durchgeführten 
Strukturanalyse u.a. auf die Komplementarität von (produktionsorientierten) Dienstleistun­
gen und dem Verarbeitenden Gewerbe aufmerksam. Es kann davon ausgegangen wer­
den, dass eine positive wie auch negative Veränderung der Bruttowertschöpfung im Verar­
beitenden Gewerbe generell direkte Auswirkungen auf den Dienstleistungsbereich hat (vgl. 
IWH 1997: 27). Eine ausreichende Basis an Unternehmen des Produzierenden Gewerbes 
ist also eine wichtige Voraussetzung für die Dynamik des Dienstleistungssektors. Eine 
isolierte Konzentration auf den Auf- und Ausbau des Dienstleistungsbereichs wäre daher 
zu einseitig. Vielmehr müssten Maßnahmen ergriffen werden, die das Produzierende 
Gewerbe stützen. So könnten dadurch gleichzeitig wichtige Impulse auf den Dienstlei­
stungsbereich übergehen. 
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In der Tabel le 4-2 ist die Veränderung der realen Brut towertschöpfung je 
Erwerbstät igen zum Vorjahr in Prozent dargestel l t . Richtet man das Augenmerk 
zunächst auf das "Verarbei tende Gewerbe" , so wird deut l ich, dass sich die 
Brut towertschöpfung d ieses Wir tschaftszweiges bis zum Jahr 1995 negativ 
entwickel t hat: Lag der Wer t 1993 noch bei 25 ,6%, so ist er im Jahr 1995 auf 
eine Prozentmarke von 7,9% gefal len. Erst 1997 ist wieder ein leichter Anst ieg 
auf 9 ,7% auszumachen . 1999 ist die Veränderung der Brut towertschöpfung je 
Erwerbstät igen im Vergle ich zum Vorjahr wieder etwas gesunken, liegt aber 
immer noch bei 3 ,7%. Dieser posit ive Trend setzte sich weiter fort. Im Vergleich 
zum Vor jahr ist der Kennwer t auf 6 , 1 % weiter a n g e s t i e g e n . 1 3 2 

T a b . 4 -2 V e r ä n d e r u n g d e r rea len B r u t t o w e r t s c h ö p f u n g n a c h W i r t s c h a f t s ­
b e r e i c h e n , V e r ä n d e r u n g e n g e g e n ü b e r Vo r j ah r in P rozen t in 
S a c h s e n - A n h a l t ( in P r e i s e n v o n 1995) 

Wirtschaftszweig 1993 1995 1997 1999 2000 

Land- u. Forstwirtschaft, 
Fischerei 

33,0 7,5 3,9 7,0 -1,6 

Produzierendes Gewerbe 18,8 5,8 3,3 4,2 4,3 
Darunter: 
Verarbeitendes 
Gewerbe 

25,6 7,9 9,7 3,7 6,1 

Baugewerbe 16,3 -1,3 -0,9 -8,5 -10,7 
Handel, Gastgewerbe und 
Verkehr 

14,4 0,3 1,9 2,1 4,2 

Finanzierung, 
Vermietung und Unterneh­
mensdienstleister 

13,8 10,1 8,7 4,2 3,7 

Öffentliche und private 
Dienstleister 

5,2 1,7 -0,5 -0,2 1,3 

Gesamt 12,7 3,2 2,4 0,9 1,2 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 

Exemplar isch soll noch die Entwicklung des Wirtschaftszweiges "Baugewerbe" 
skizziert werden . Gerade in d iesem Wir tschaftszweig sind drast ische Einbussen 

132 D a s Institut für Wirtschaftsforschung in Halle stellt für den Zeitraum 1991 bis 1995 des 
Weiteren eine geringe Exportorientierung des "Verarbeitenden Gewerbes" in Sachsen-
Anhalt fest. Im Jahre 1995 wurden 64% der Produktion in der Region Sachsen-Anhalt, 
22,9% in den neuen Bundeslandern, 11,36% in den alten Bundeslandern, 0,8% in der 
Europäischen Union, 0,6% im Osthandel und 0,38% auf anderen internationalen Märkten 
umgesetzt (vgl. IWH 1997: 30). Die Exportquote des "Verarbeitenden Gewerbes" in Sach­
sen-Anhalt betrug lediglich rund 1,8%. Die traditionelle Ostorientierung der Exporte wurde 
nur schrittweise durch neue Markte in Westeuropa ersetzt. Die Exporte seien insbesondere 
im Jahre 1993 aufgrund des Transformationsschockes im Bergbau und im Verarbeitenden 
Gewerbe um rund ein Drittel zurückgegangen. Durch die Exportschwache des "Verarbei­
tenden Gewerbes" in Sachsen-Anhalt sind - so die These des IWH - die Grundlagen einer 
"selbsttragenden" Entwicklung in Sachsen-Anhalt verringert worden (vgl. IWH 1997: 39). 
Inwieweit die erhebliche Veränderung der realen Bruttowertschöpfung im Verarbeitenden 
Gewerbe in den Jahren zwischen 1997 und 1998 auch positive Auswirkungen auf die 
Exportquote hat, ist leider bisher nicht hinreichend und befriedigend untersucht worden, so 
dass hier keine Aussagen diesbezüglich gemacht werden können. 
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anhand der stat ist ischen Zahlen zu erkennen. 1993 hat das Baugewerbe noch 
gegenüber dem Vorjahr noch ein Wachs tum von 16,3% aufzuweisen. Doch 
bereits 1995 lag der Wer t bei - 1 , 3 % . Dieser negative Trend hat sich sei tdem 
weiter fortgesetzt. 2000 ist für das Baugewerbe im Vergleich zu den anderen 
ausgewiesenen Branchen der mit Abstand schlechteste Wer t mit ca. - 1 0 , 7 % 
festzustel len. 

Nachstehende Tabel le 4-3 zeigt die Veränderung der realen Brut tower tschöp­
fung in den neuen Bundesländern. Ohne im Detail darauf e inzugehen, ist 
fo lgendes festzustel len: Die Veränderung der realen Brut tower tschöpfung in 
Sachsen-Anhal t ist zwischen 1998 und 1999 mit insgesamt 0 ,9% Zuwachs (vgl. 
Tabel le 4-2) beziffert worden . Der Durchschnit tswert für Ostdeutsch land liegt 
dagegen bei 1,6%. Somit ist bei dieser Kennzahl eine für Sachsen-Anhal t 
insgesamt unterdurchschnit t l iche Entwicklung zu verbuchen. Die einzigen 
Ausnahmen bi lden hier die Wir tschaftsbereiche "Verarbei tendes Gewerbe" und 
"Öffentl iche und private Dienstleister". Sie haben eine überdurchschni t t l iche 
Entwicklung im Verhältnis zu Ostdeutschland aufzuweisen. 

Tab . 4 -3 : V e r ä n d e r u n g de r rea len B r u t t o w e r t s c h ö p f u n g n a c h W i r t s c h a f t s ­
b e r e i c h e n , V e r ä n d e r u n g e n g e g e n ü b e r V o r j a h r i n P r o z e n t i n d e n 
n e u e n B u n d e s l ä n d e r n ( in P re i sen v o n 1995) 

Wirtschaftszweig 1993 1995 1997 1999 

Land- u. Forstwirtschaft, Fischerei 35,6 13.1 6,5 3.7 

Prod. Gewerbe (ohne Baugewerbe) 14,6 6,4 3,9 2,7 

Darunter: 
Verarbeitendes Gewerbe 

19,6 8,5 9,3 3,3 

Baugewerbe 17,2 2,6 -3,8 -4,3 

Handel, Gastgewerbe u. Verkehr 13,1 2,5 0,7 2,7 

Finanzierung, Vermietung und 
Unternehmensdienstleister 

17,0 10,8 7,2 5,0 

Öffentliche und private Dienstlei­
ster 

3,8 2,3 -0,4 0,1 

Gesamt 12,0 4,9 1,7 1,6 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Bundesamt für Statistik 

Die nachstehende Abbi ldung 4-4 zeigt zunächst die Entwicklung der Betr iebs­
größenstruktur des sachsen-anhal t in ischen "Verarbei tenden Gewerbes" auf. 
Danach werden diese Werte mit den Durchschni t tswerten für die neuen 
Bundesländer vergl ichen. 
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A b b . 4-4: B e t r i e b e des " V e r a r b e i t e n d e n G e w e r b e s " s o w i e B e r g b a u u n d in 
d e r G e w i n n u n g v o n S te i nen u n d E r d e n in S a c h s e n - A n h a l t (Sep. 
1 9 9 3 - 1 9 9 9 ) 

0% 20% 40% 60% 80% 100% 
• 1 bis 49 Beschäftigte B 50 bis 199 Beschäftigte • 200 bis 499 Beschäftigte 
• 500 bis 999 Beschäftigte • 1000 und mehr Beschäftigte 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Bundesamt, Fachserie 4, 
Reihe 4.1.2 

Nicht verwunder l ich ist die Entwicklung bei den großen Betr ieben mit mehr als 
1000 Beschäft igten in Sachsen-Anhal t . Gerade Großbetr iebe sind durch die 
Treuhandpol i t ik kurz nach der Wende schnel l zerschlagen worden. Von den 26 
Betr ieben mit mehr als 1000 Beschäft igten, die 1993 noch exist ierten, sind 1999 
nur noch acht übr iggebl ieben. Auch die Anzahl der Betriebe mit 500 bis 999 
Beschäft igten hat sich in der g le ichen Zei tspanne von 23 auf 13 reduziert. In 
Sachsen-Anhal t domin ieren - genau wie in ganz Ostdeutschland (vgl. Abbi l ­
dung 4-5) - nach wie vor die Betr iebe mit kleineren Belegschaftsgrößen bis 
max imal 199. 
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A b b . 4 -5 : Be t r i ebe des " V e r a r b e i t e n d e n G e w e r b e s " s o w i e B e r g b a u u n d in 
d e r G e w i n n u n g v o n S t e i n e n u n d E r d e n in O s t d e u t s c h l a n d (1995 
u n d 1999) 

1995 1999 
• 1 bis 49 Beschäftigte O 50 bis 199 Beschäftigte • 200 bis 499 Beschäftigte 
• 500 bis 999 Beschäftigte • 1000 und mehr Beschäftigte 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Bundesamtes, Fachserie 4, 
Reihe 4.1.2 

Ein Blick auf zwei Eckdaten (Entwicklung der Erwerbstät igen und Entwicklung 
der Arbei ts losenquote) des Arbei tsmarktes soll das Bild über Sachsen-Anhal ts 
wirtschaftl iche Situation zusätzl ich schärfen. Nachstehende Tabel le 4-6 macht 
auf die Entwicklung der Anzah l der Erwerbstät igen in den e inze lnen Wirt­
schaftsbereichen au fmerksam. Es wird deut l ich, dass insbesondere im 
Produzierenden Gewerbe (ohne Baugewerbe) bzw. im Verarbe i tenden 
Gewerbe ein drast ischer Beschäf t ig tenrückgang zwischen 1991 und 2000 
stattgefunden hat. Noch 1991 wurden in d iesem Wir tschaf tszweig knapp 
330.000 Personen beschäft igt. Bereits 1995 waren nahezu die Hälfte der 
Arbeitsplätze aufgelöst worden und 2000 waren in d iesem Wir tschaf tszweig nur 
noch 144.000 Arbe i tnehmer innen erwerbstät ig. Die in den vorangegangenen 
Ausführungen konstat ierte Zunahme der realen Brut towertschöpfung im 
"Verarbei tenden Gewerbe" zwischen 1999 und 2000, die sich auf eine Verände­
rung von 6 , 1 % beläuft, geht somit nicht mit e inem Zuwachs an Erwerbstät igen 
in dieser Branche einher. Alle zum Dienst le istungsgewerbe zäh lenden Wir t ­
schaftszweige wie bspw. "F inanzierung, Vermie tung und Unternehmensdienst ­
leister" haben dagegen e inen leichten Anst ieg der Erwerbstät igen zu verbu­
chen , die aber die in den tradit ionel len Wir tschaf tszweigen f re igesetzten 
Arbei tnehmer innen und - n e h m e r nicht annäherungsweise auf fangen konnten. 
Die Entwicklung dieser Kennzif fer sowie die Tendenz , dass ein Zuwachs der 
realen Brut towertschöpfung nicht gleich auch einen Beschäf t igtenanst ieg 
bedeutet, entspricht der Entwicklung in Ostdeutschland (vgl. Tabel le 4-7) . 
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T a b . 4 -6 : E n t w i c k l u n g de r E r w e r b s t ä t i g e n n a c h W i r t s c h a f t s b e r e i c h e n in 
S a c h s e n - A n h a l t ( in T a u s e n d , 1991 • 2000) 

Wirtschaftszweig 1991 1993 1995 1997 1999 2000 

Land- u. Forstwirtschaft, 
Fischerei 

96,1 44,9 40,1 39,7 40,1 40,1 

Produzierendes Gewerbe 379,2 221,3 188,3 168,0 162,7 158,5 

Darunter: Verarbeitendes 
Gewerbe 

329,5 192,2 166,7 150,9 147,0 144,2 

Baugewerbe 140,0 176,3 218,5 190,7 165,8 148,2 

Handel, Gastgewerbe und 
Verkehr 

250,4 241 246,1 243,7 250,6 250,0 

Finanzierung, Vermietung und 
Unternehmens-dienstleister 

71,7 82,5 95,1 102,7 114,0 114,9 

Öffentliche und private 
Dienstleister 

337,0 334,0 348,0 343,3 345,0 340,5 

Quelle: Eigene Darstellung nach Ministerium für Wirtschaft und Technologie in Sachsen Anhalt 
(Hrsg.) 1998, 1999 und 2000/Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt 

Tab . 4 -7 : E n t w i c k l u n g de r E r w e r b s t ä t i g e n in d e n n e u e n B u n d e s l ä n d e r n 
( in T a u s e n d , 1991 - 2000) 

Wirtschaftszweig 1991 1993 1995 1997 1999 2000 

Land- u. Forstwirtschaft, 
Fischerei 

495,0 251,6 239,7 223,9 220,0 213,3 

Produzierendes Gewerbe 
(o. Baugewerbe) 

1.990,4 1.118,5 1.021,0 963,6 952,0 944,5 

Darunter: Verarbeitendes 
Gewerbe 

1.750,6 973,4 904,8 870,2 870,1 869,1 

Baugewerbe 696,0 883,1 1049,4 970,9 859,3 789,2 

Handel, Gastgewerbe und 
Verkehr 

1.392,6 1.306,2 1.356,2 1.366,1 1.407,5 1.392,8 

Finanzierung, Vermietung und 
Unternehmensdienstleister 

404,8 481,5 558,9 604,5 677,3 692,8 

Öffentliche und private 
Dienstleister 

1.806,0 1.754,6 1 823,0 1.796,7 1.849,2 1.841,2 

Gesamt 6.785,0 5.795,5 6.048,2 5.925,8 5.965,2 5.873,8 

Quelle: Bundesamt für Statistik 

Die Arbei ts losenquote ist eine wicht iger Indikator zur Einschätzung d e r 
Arbei tsmarkts i tuat ion des Landes. Abbi ldung 4-8 zeigt, wie sich die sachsen-
anhal t in ische Arbei ts losenquote im Verhältnis zu der Arbei ts losenquote der 
neuen und alten Bundesländer verhält . Insgesamt ist zu konstat ieren, dass 
sowohl die Arbei ts losenquote von Sachsen-Anhal t als auch die Arbei ts losen­
quote der ostdeutschen Bundes länder weit über der von Westdeutschland 
l iegen. 1996 und 1998 sind sie nahezu doppel t so hoch. Im Jahr 2000 l iegen die 
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ostdeutsche und die sachsen-anhal t in ische Arbei ts losenquote sogar mehr als 
doppelt so hoch wie die der al ten Bundsländer. Die sachsen-anhal t in ische 
Arbei ts losenquote l iegt im Vergle ich zu d e m angegebenen durchschni t t l ichen 
Wer t für Ostdeutschland um mehr als 2-Prozentpunkte höher: Lag die Arbei ts­
losenquote 1996 in Sachsen-Anhal t noch bei 18,8%, so ist sie in den Jahren 
1998 weiter auf 2 1 , 7 % gest iegen. Zwischen 1998 und 2000 ist e in verschwin­
dend geringer Rückgang von 0 ,3% auf 2 1 , 4 % festzuhal ten. Abe r nach wie vor 
liegt Sachsen-Anhal t dami t über d e m ostdeutschen Durchschni t t und hat e ine 
der höchsten Arbei ts losenquoten in der gesamten Bundesrepubl ik . 

Abb. 4-8: Arbei ts losenquote in Sachsen-Anhalt im Vergle ich z u W e s t - und 
Ostdeutschland (Jahresdurchschnit t 2000) 

18,8 . . . . 

21 ,7 
_ . • 

21 ,4 
- • 

• 

16,7 " 
19,5 18,8 

10,1 10,5 
8,7 

1996 1998 2000 
Alte Bundesländer neue Bundesländer - Sachsen-Anhalt 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Bundesamt für Statistik, Datenbank 

Besonders interessant für die vor l iegende Arbei t ist die Insolvenzentwick lung. 
Anhand von Tabel le 4-9 kann eine negat ive Entwicklung für Sachsen-Anhal t 
gezeigt werden. Auffäl l ig dabei ist, dass Sachsen und Sachsen-Anhal t mehr als 
5 0 % aller Unternehmenszusammenbrüche in Ostdeutschland auf s ich vere inen. 

In Ostdeutschland ist der Ver lauf ähnl ich negativ wie in Sachsen-Anhal t : Die 
Werte bis einschl ießl ich 1994 verdoppeln sich pro Jahr. 1995 wurden dagegen 
bereits 5.874 "Ple i ten" registriert werden . 1997 und 1998 k o m m e n dann pro 
Jahr nochmals mehr als 8.000 Unternehmenszusammenbrüche h inzu. In Bezug 
auf die Insolvenzquote - Inso lvenzen bezogen auf 10.000 Unte rnehmen - liegt 
Sachsen-Anhal t an erster Stelle mit e inem Wer t von 2 6 1 , d icht gefolgt von 
Sachsen mit 221 Insolvenzen auf 10.000 Unternehmen. Ein Verg le ich der 
Insolvenzquote mit Ostdeutschland ist nicht mögl ich, da das Stat ist ische 
Bundesamt keine Angaben seit 1995 zu dieser Kennzif fer veröffent l icht hat. 

Für die Insolvenzentwicklung ist insgesamt ein besonders - a lso überdurch­
schnitt l ich - negat iver Trend für Sachsen-Anhal t zu e rkennen. 
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T a b . 4 -9 : I n s o l v e n z e n t w i c k l u n g de r U n t e r n e h m e n (1995 - 2 0 0 0 ) 1 3 3 

Land 1995 1996 1997 1998 1999 2000 

Brandenburg 1.023 1.274 1.319 1.459 1.317 1.511 
Mecklenburg-
Vorpommern 

514 548 741 802 838 556 

Sachsen 1.836 2.361 2 630 2.765 2.488 2.541 
Sachsen-Anhalt 841 1.136 1.327 1.608 1.549 1.644 
Thüringen 1.079 1.422 1.438 1.308 1.375 1.353 

Ostdeutschland 5.874 7.419 8.126 8.615 k. A k. A. 
Westdeutschland 15.612 18.111 19.348 19.213 k. A. k. A. 
Deutschland 21.486 25.530 27 474 27.828 k. A. -28.0001 

Insolvenzhäufigkeiten 1 34 

Brandenburg 150 

CO 182 195 k. A. k. A. 
Mecklenburg-
Vorpommern 

113 118 157 166 k. A k A. 

Sachsen 148 188 210 221 k. A. k. A. 
Sachsen-Anhalt 130 177 205 242 k. A. k. A. 
Thüringen 152 203 204 182 k. A. k. A. 

1 = geschätzte Anzahl an Unternehmensinsolvenzen. 
Quelle: Statistische Landesämter der neuen Bundesländer, Bundesamt für Statistik, Hoch-

muth/Ziegler 1999c: 13 

A b b . 4 -10 : I n s o l v e n z h ä u f i g k e i t e n n a c h W i r t s c h a f t s b e r e i c h e n in G e s a m t ­
d e u t s c h l a n d (1994 b is 1998) 

—*—Bergbau und 
Gewinnung von 
Steinen und Erden 

* Verarbeitendes 
Gewerbe 

Baugewerbe 

—X—Handel: 
Instandhaltung und 
Reparatur von KFZ 
und 
Gebrauchsgütern 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Bundesamt für Statistik 

A b b . 4-10 zeigt in welcher Branche besonders hohe Insolvenzen auftreten. Das 
Baugewerbe hat dabei seit 1994 eine Spitzenposit ion e ingenommen. Zwischen 

1 3 3 Die Anzahl der Unternehmensinsolvenzen schließt Insolvenzen im Kleingewerbe mit ein. 
1 3 4 Insolvenzen je 10.000 umsatzsteuerpflichtige Unternehmen. 
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1994 und 1998 haben sich die Insolvenzhäuf igkei ten in d ieser Branche nahezu 
verdoppelt . Al le anderen aufgezeigten Wir tschaf tszweige b le iben im Beobach­
tungszei t raum auf fast g le ichem Niveau. Im Verarbe i tende Gewerbe bspw. 
kommen 1994 106 und 1998 112 Insolvenzen auf 10.000 Unte rnehmen. 

4 .1.2 Wirtschaftsstrukturel le Unterschiede innerhalb des Landes 

Die Unterschiede der Wirtschaftsstruktur innerhalb des Bundes landes Sachsen-
Anhal t lassen sich u.a. auch nach Raumgesichtspunkten an e in igen statist i­
schen Kennzif fern auf Landkre isebene herausstel len. 

Zunächst fällt die insgesamt niedrige Anzahl der Erwerbstät igen auf. Ledigl ich 
der Landkreis Merseburg-Querfur t und die kreisfreien Städte Magdeburg und 
Hal le/S. weisen mehr als 65.000 Beschäft igte auf. 

Außerdem wird in Abbi ldung 4-11 die Erwerbstät igenstruktur erkennbar : In al len 
Landkreisen und kreisfreien Städten sind die meis ten Erwerbstät igen im 
Wirtschaftszweig "Sonst ige Dienst le is tungen" beschäft igt. Selbst in den als 
peripher und ländlich strukturiert ge l tenden Landkre isen wie bspw. Al tmark-
Salzwedel sind mehr als die Hälfte der Erwerbstät igen im tert iären Sektor 
beschäftigt. Etwa ein Drittel der Beschäft igten sind in den Landkre isen im 
Produzierenden Gewerbe tät ig. Herausragend dabei ist der Saalkreis. Dort 
gehören ca. 4 3 % aller Erwerbstät igen dem Produzierenden Gewerbe an . W ie 
bereits im vorangegangenen Kapitel festgestel l t wurde , spielt der pr imäre 
Sektor bei den Erwerbstät igenzahlen eine verschwindend ger inge Rol le. 
Ledigl ich in den Landkre isen Al tmark-Salzwedel und Sangerhausen gehören 
ca. 8% der Erwerbstät igen der Land- und Forstwirtschaft sowie der Fischerei an 
(vgl. Statist iken des Landesamtes für Statistik in Sachsen-Anhal t , Jahrgang 
2000 und Tabel le A1 und A2 im Anhang) . 
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A b b . 4 - 1 1 : E r w e r b s t ä t i g e n s t r u k t u r i n S a c h s e n - A n h a l t (1999) 

I | Land, Forstwirtschaft, 
Fischerei 

0 25 km 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Stat. Landesamtes in Sachsen-Anhalt 
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Abbi ldung 4-12 zeigt, dass sich die Betr iebe des Verarbe i tenden Gewerbes 
(einschließlich Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden) in einigen 
wenigen Landkreisen konzentr ieren, während andere Landkre ise kaum 
Betr iebes dieses Wir tschaf tszweiges a u f w e i s e n . 1 3 5 Ledigl ich in den Landkre i ­
sen Merseburg-Querfur t und Wi t tenberg sind relativ viele Un te rnehmen im 
Verarbei tenden Gewerbe zu verzeichnen (vgl. auch detail l ierte Angaben in der 
Tabel le A3 im Anhang) . 

A b b . 4 -12 : A n z a h l d e r Be t r i ebe im V e r a r b e i t e n d e n G e w e r b e , B e r g b a u , 
G e w i n n u n g v o n S te ine u n d E r d e n in S a c h s e n - A n h a l t (2000) 

Anzahl der Betriebe 

Landkreisgrenze 

0 2Stm 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Stat. Landesamtes in Sachsen-Anhalt 

Angaben über die Anzahl der Betriebe unabhängig vom Wirtschaftszweig werden im Stat. 
Landesamt Sachsen-Anhalt nicht gesammelt. Darüber hinaus stellt das Landesamt Sach­
sen-Anhalt weitaus weniger Kennziffern auf Landkreisebene zusammen als das Stat. 
Landesamt in Brandenburg (vgl Ausführungen in Kapitel 5.1.2). Daher sind die Detail­
strukturen der thematischen Karten von Sachsen-Anhalt (Kap. 4.1.1) anders als von Bran­
denburg (vgl Kapitel 5.1.1). 
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Die Arbei ts losenquote der e inzelnen Landkreise ist e in bedeutender Indikator 
für die Situat ion auf d e m regionalen Arbei tsmarkt . Die sachsen-anhal t in ische 
Landesarbei ts losenquote liegt im Jahr 2000 bei 21 ,4%. Abbi ldung 4-13 zeigt ein 
Ost-West-Gefä l le der Arbei ts losenquoten innerhalb des Landes. Hier steht zu 
ve rmuten , dass einige Erwerbstät ige die Mögl ichkeit nutzen, in die alten 
Bundes länder zur Arbei t zu pendeln. Damit ent lasten sie den Arbei tsmarkt der 
west l ichen Landkreise von Sachsen-Anhal t . Bemerkenswer t ist zudem die trotz 
insgesamt hoher Erwerbstät igenanzahl und hoher Beschäft igtenzahlen des 
Verarbe i tenden Gewerbes überdurchschnit t l ich hohe Arbei ts losenquote von 
2 2 , 9 % im Landkreis Merseburg-Querfur t . Die Arbei ts losenquoten der kreisfreien 
Städte l iegen nahe dem Landesdurchschni t t bei ca. 2 1 % . 
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A b b . 4-13: A r b e i t s l o s e n q u o t e i n S a c h s e n - A n h a l t ( J a h r e s d u r c h s c h n i t t 
2000) 
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Aussagen zu den Unternehmensinsolvenzen im Jahr 2000 auf Landkreisebe­
nen sol len das Bild über die wirtschaftsstrukturel len Unterschiede innerhalb des 
Landes abrunden. Zunächst fällt in Abbi ldung 4-14 auf, dass bei dieser 
Kennzif fer w iederum die Landkreise, die an Westdeutsch land grenzen, etwas 
günst iger abschneiden. Die Anzahl der Insolvenzen dieser Landkreise sind in 
der Regel zur zweitniedr igsten Kategor ie von 31 bis 50 Insolvenzen zuorden-
bar. Auch der Landkreis Weißenfe ls hat nur wenige Unternehmensinsolvenzen 
im Jahr 2000 zu verze ichnen. Dies kann aber u.a. darin begründet l iegen, dass 
Weißenfe ls eine sehr niedrige Betr iebsdichte im Verarbei tenden Gewerbe und 
insgesamt ger inge Erwerbstät igenzahlen aufzuweisen hat. Dagegen werden in 
den öst l ichen Landkre isen Merseburg-Querfur t , Bitterfeld und Wit tenberg die 
meisten Unternehmensinso lvenzen angemeldet . Sowohl im Landkreis Wit ten­
berg als auch im Landkreis Merseburg-Querfur t machten im Jahr 2000 100 
Betr iebe pleite. Auch in den kreisfreien Städten werden überdurchschnit t l ich 
viele Betr iebe insolvent. So liegt im Jahr 2000 Magdeburg mit 203 Unterneh­
mensinsolvenzen insgesamt an der Spi tze. In Hal le/S. mussten 138 Betriebe 
Insolvenz anmelden (vgl. Stat ist iken des Landesamtes für Statistik in Sachsen-
Anhal t , Jahrgang 2000 und Angaben in der Tabel le A4 im Anhang) . 
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A b b . 4-14: A n z a h l d e r i n s o l v e n t e n U n t e r n e h m e n i n S a c h s e n - A n h a l t (2000) 

Altmarkkreis Salzwedel 

Jerichower Land 

3 Magdeburg . 

^Wernigerode^ CüeMn] 
Bernburg L Kothen Bitterfeld 

Sangertiausen 

Mansfelder 
[Land 

Merseburg -
Querfurt 

Burgenlandkreis 1 

Anzahl der Unternehmens­
insolvenzen 

Landkreisgrenze 

0 25 km 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Stat. Landesamtes in Sachsen-Anhalt 
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Alles in a l lem hat sich die gesamtwirtschaft l iche Situat ion in Sachsen-Anhal t 
seit der Wiedervere in igung zwar insgesamt entspannt; sie weis t aber nach wie 
vor gravierende Schwächen auf. Als besonders dramat isch sind die Entwick­
lungen der Insolvenzen und die drast ischen Arbeitsplatzverluste im Produzie­
renden bzw. Verarbei tenden Gewerbe zu b e u r t e i l e n . 1 3 6 Eine Ausnahme bildet 
auf Landesebene die stat ist ische Größe "Veränderung der Brut towertschöp­
fung" . Hier weist Sachsen-Anhal t in einzelnen Wir tschaf tszweigen im Vergleich 
zu Ostdeutschland eine überdurchschnit t l ich hohe Steigerung auf: Al lerdings 
haben sich dadurch noch keine posit iven Impulse auf d e n Arbeitsmarkt 
e rgeben. Die Arbei ts losenquote in Sachsen-Anhal t liegt höher als die durch­
schnitt l iche Arbei ts losenquote in Ostdeutschland und ist somit insgesamt eine 
der höchsten in der Bundesrepubl ik . 

Auf Landkre isebene ist abschl ießend herauszustel len, dass nur einige wenige 
Landkreise überwiegend industriell geprägt s ind. Die meisten Erwerbstät igen 
sind im Dienst leistungssektor beschäft igt. Geht man davon aus, dass die 
Entwicklung des Dienst leistungssektors meist direkt bzw. indirekt von der 
Entwicklung des industriel len Bereichs abhängig ist, so wird sich insbesondere 
in den Landkreisen mit einer verhäl tn ismäßig hohen Arbei ts losenquote - wie 
bspw. in den Landkreisen Quedl inburg oder Aschersleben-Staßfurt - auch auf 
lange Sicht die Situat ion des Arbei tsmarktes nicht entspannen können. 

4.2 Gestaltung und Entwicklung der Sanierungs- und Konso­
lidierungspolitik 

Die fo lgenden Ausführungen geben zunächst einen Überbl ick über die 
angewendeten Instrumente im Politikfeld der Sanierungs- und Konsol id ierungs­
politik. Daran anschl ießend werden die einzelnen Akteure, die auf diese 

An dieser Stelle soll noch eine nicht mehr ganz aktuelle Einschätzung des Institutes für 
Wirtschaftsforschung Halle über die wirtschaftliche Situation in Sachsen-Anhalt für den 
Beobachtungszeitraum von 1991 bis 1996 angeführt werden: "Nach sechs Jahren wirt­
schaftlichen Um- und Aufbaus in Sachsen-Anhalt lässt sich feststellen, dass das Land die 
schwierige Transformationsphase von der Plan- zur Marktwirtschaft weitgehend überwun­
den hat ... Mithin führte zwischen 1991 und 1995 ein Wachstum des nominalen Bruttoin­
landsproduktes je Einwohner von über 50% dazu, dass die Hälfte des Wohlstandsniveaus 
der alten Bundesländer erreicht werden konnte. ... Negativ bleibt aber zu vermerken, dass 
das Wachstum zu einem erheblichen Teil aus Westdeutschland finanziert wurde, die 
Transferabhängigkeit folglich auch wie ein "Damoklesschwert" über der Entwicklung 
hängt." ( IWH 1997: 132) In der neueren Veröffentlichung von 2001 kommt das IWH zu 
einer ähnlich schlechten Einschätzung. Es konstatiert u.a. in Bezug auf die unternehmeri­
sche Initiative in Sachsen-Anhalt folgendes: "Zu den gravierendsten Schwächen der Wirt­
schaft des Landes kann eine zu geringe unternehmerische Initiative gezählt werden. Die 
geringe unternehmerische Initiative zeigt sich sowohl im Unternehmensbestand, der gerin­
ger als in den meisten anderen neuen Ländern ausfällt, als auch beim Bestandszuwachs 
im Zuge des Gründungsgeschehens. Mithin fehlt es der sachsen-anhaltinischen Wirtschaft 
im wesentlichen an Triebkräften für eine dynamische Wirtschaftsentwicklung. " ( IWH 2001 : 
365) 
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Instrumente zurückgrei fen, dargestel l t . In Kapitel 4.3 wird der Ver fahrensablauf 
in der Implementat ionsphase analysiert. 

4.2.1 Instrumentenpalette 

In Sachsen-Anhal t ist auf instrumentel ler Ebene vor a l lem das Konsol id ierungs­
programm IMPULS 2000 für d ie Sanierungs- und Konsol id ierungspol i t ik 
bedeutend. Das Programm zählt zu den F inanzhi l feprogrammen und besteht 
aus drei Bauste inen: dem Konsol id ierungsdar lehen, der Konsol id ierungsbetei l i ­
gung (beides Direktsubvent ionen) und der Konsol id ierungsberatung. Ergänzt 
wird dieses Programm u.a. über Instrumente wie Landesbürgschaf ten. 
Außerdem wendet die Landesregierung auch Auf fanggesel lschaf ten zur 
Konsol idierung und Sanierung von Kr isenunternehmen an . 

4.2.1.1 IMPULS 2000 

Konsolidierungsdarlehen 

Das Konsol id ierungsdar lehen des IMPULS 2000-Programms ist An fang 1995 
nach der Übert ragung der Mittel von der Treuhandansta l t an die jewei l igen 
Länder aufgelegt worden . Das Programm "Konsol id ierungsdar lehen an 
mittelständische Unternehmen im Land Sachsen-Anhal t " ist e ine Fremdkapi ta l ­
f ö r d e r u n g 1 3 7 , das der Wiederherste l lung der Wet tbewerbsfäh igke i t e ines 
Unternehmens dient. Es soll zur Behebung strukturel ler betr iebl icher Prob leme, 
zur Au fbau- und Ablauforganisat ion sowie zur Entwick lung und Kommerz ia l is ie­
rung neuer Produkte verwendet werden . Zuwendungsberecht ig t s ind kleine und 
mittlere Unternehmen (nach Definit ion der EU) der gewerb l ichen Wir tschaf t und 
Freiberufler, die e inen Geschäftssi tz in Sachsen-Anhal t haben . Der Förder­
höchstbetrag ist derzeit 500.000 D M . In Ausnahmefä l len und unter Vorbehal t 
der Einzelfal lnotif izierung von der Europäischen Union werden auch Konsol id ie­
rungsdarlehen an Betr iebe mit 250 bis 500 Beschäft igte vergeben. Dann beträgt 
der Höchstbetrag des Dar lehens 2 Mio. DM (vgl. zu den genauen Förderbedin­
gungen insbesondere Richtl inie über die Gewährung von Konsol id ierungsdar le-

1 3 7 Im Rahmen einer Eigenkapitalförderung werden dem kriselnden Unternehmen finanzielle 
Mittel von Dritten (wie z.B. Beteiligungskapital) bereitgestellt, die das Unternehmen wie 
Eigenkapitalmittel einsetzen kann. Diese Mittel haften i.d.R. wie Eigenkapital unbeschränkt 
und müssen bspw. Verluste mittragen (vgl. zum Unterschied zwischen Eigenkapital und 
Fremdkapital Fußnote 34). Der Eigenkapitalstock eines Unternehmens wird durch die 
Eigenkapitalförderung erhöht, so dass z.B. die Voraussetzungen für weitere Fremdfinan­
zierungen gegeben sind. Vorteilhaft ist auch, dass das Unternehmen i.d.R. keine Sicher­
heiten zu stellen hat. Außerdem ist von Vorteil, dass die Tilgungsraten für einen gewissen 
Zeitraum ausgesetzt werden und in Notzeiten keine Zinsen gezahlt werden müssen, die 
das Budget des Betriebes zusätzlich belasten. Die Kapitalgeber haben bei einer Eigenka­
pitalförderung Anspruch auf eine Gewinnbeteiligung. 
Fremdkapital haftet grundsätzlich nicht. Bei der Fremdkapitalförderung (wie z.B. 
Bankenkredite) wird dem Krisenunternehmen ein finanzieller Betrag zur Verfügung gestellt, 
der zu einer vereinbarten Zeit zurückgezahlt werden muss. Um bspw. einen Bankenkredit 
zu erhalten muss das Unternehmen generell Sicherheiten in Höhe des Kreditbetrages 
bereitstellen (vgl. z.B. ENDRISS 1996: 1104f). 
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hen an mit telständische Unternehmen im Land Sachsen-Anhal t v o m 2.2.1998 

oder H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999c: A n h a n g ) . 1 3 « 

Gewähr t werden hier nachrangig gesicherte Dar lehen. D.h. andere Verbindl ich­

keiten - wie bereits über die Hausbank gewähr te Kredite - sind grundsätzl ich 

prioritär zu b e h a n d e l n . 1 3 9 Wicht igste Fördervoraussetzung ist die Vor lage eines 

Sanierungs- und Konsol id ierungskonzeptes (in den Richtl inien auch Umstruktu­

r ierungskonzept genannt) , das eine dauerhafte Besei t igung der betriebswirt­

schaft l ichen Probleme in Aussicht stellt. Neben der Dar legung des Sanierungs­

und Konsol id ierungskonzeptes müssen e inem Antrag auf Förderung noch 

wei tere Unter lagen beigefügt werden , die Einbl icke in die wirtschaft l iche Lage 

des Unternehmens geben. Im wesent l ichen handelt es sich um Bi lanzen der 

letzten Jahre oder Auf t ragsbestände e t c . 1 4 0 

Sowohl das Landesförderinst i tut als auch der Konsol id ierungsausschuss 

können den Ant rag auf ein Konsol id ierungsdar lehen mit gewissen Auf lagen 

versehen. Nach Auskunf t des Wir tschaftsminister iums besteht die häufigste 

Auf lage dar in, dass das Kr isenunternehmen sich einer Beratung bzw. eines 

Coachings im Rahmen des "Beratungsprogramms für kleine und mittlere 

1 3 8 Zum Ende des Jahres 2000 wurde das Darlehensprogramm im Rahmen von IMPULS 2000 
durch die "Mittelstandsinitiative" weitestgehend abgelöst. Das Wirtschaftsministerium 
Sachsen-Anhalt schreibt zu dieser Neuorientierung der Mittelstandsförderung folgendes: 
"Neben der Bündelung von Richtlinien bzw. Fördergegenständen zu Querschnittspro­
grammen erfährt das Darlehensinstrument in der Wirtschaftsförderung eine Aufwertung. 
Kern der Mittelstandsinitiative ist ein Darlehensprogramm für mittelständische und techno­
logieorientierte Unternehmen, das die Kapitalmarktangebote dort erweitert und ergänzt, wo 
aussichtsreiche Unternehmensentwicklungen wegen mangelnder Eigenkapitalunterlegung 
am finanzielle Grenzen stoßen. Mit dem Fokus auf zukunftsfähige, wachstumsorientierte 
Unternehmen löst sich das neue Programm bewußt von der Konsolidierungsförderung 
nach IMPULS 2000." (Landesförderinstitut Sachsen-Anhalt 2000: 24) Wie bereits in Fuß­
note 20 erwähnt, konnten Entwicklungen nach 2000 nicht mehr in diese Arbeit aufgenom­
men werden. 

1 3 9 "Die Zuwendungen werden im Rahmen der Projektförderung in Form der Festbetragsfi­
nanzierung als hinter die übrigen Verbindlichkeiten des Unternehmens zurücktretende 
Darlehen bei einem Auszahlungskurs von 100% gewährt". (Richtlinie über die Gewährung 
von Konsolidierungsdarlehen an mittelständische Unternehmen im Land Sachsen-Anhalt 
vom 2.2.1998: 502) 

1 * 0 D a s Antragsverfahren gestaltet sich folgendermaßen aus: Der Antrag wird an die 
Hausbank gesandt, die ihn, mit einer Stellungnahme an das Landesförderinstitut weiter­
reicht. Das Landesförderinstitut übermittelt den Antrag weiter zur Begutachtung des Sanie­
rungs- und Konsolidierungskonzeptes an die PwC Deutsche Revision oder an einen ande­
ren Sachverständigen. Parallel erarbeitet das Landesförderinstitut eine eigene Stellung­
nahme zum Antrag und prüft des Weiteren, ob die vom Krisenunternehmen vorgelegten 
Unterlagen vollständig sind. Dann leitet die Hausbank den Antrag gemeinsam mit ihrer 
Stellungnahme und der Stellungnahme der P W C Deutsche Revision weiter an den Konso­
lidierungsausschuss, der den Antrag ggf. genehmigt. Stimmberechtigte Mitglieder des 
Konsolidierungsausschusses sind das Wirtschaftsministerium, das Finanzministerium und -
im Falle eines von einem ehemaligen Treuhandunternehmen gesteilten Antrages - die 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben. Die Federführung obliegt dem 
Wirtschaftsministerium (vgl. Richtlinie über die Gewährung von Konsolidierungsdarlehen 
an mittelständische Unternehmen im Land Sachsen-Anhalt vom 2.2.1998: 503 und Ausfüh­
rungen in Kapitel 4.3) 

122 



Unternehmen" unterz iehen muss (Interview Task Force, Landesebene 
Sachsen-Anhal t 1996 und 1999). 

Seit der Erstauf lage 1995 ist das Dar lehensprogramm in Bezug au f d ie 
Förderausr ichtung und hinsichtl ich seiner -Zielsetzung nicht veränder t wo rden . 
Von Anfang an konnte die Gewährung des Konsol id ierungsdar lehens mit der 
Auf lage versehen werden , dass sich das Kr isenuntemehmen e inem Coach ing 
bzw. einer Managementbera tung zu unterz iehen hat. Dieses Coach ing kann 
u.a. über das Bera tungsprogramm für kleine und mitt lere Unte rnehmen 
finanziert werden (vgl. unten). 

Dagegen hat die Landesreg ierung die Förderhöchstgrenze und die Laufzei t des 
Darlehens modif iziert: Erhiel ten kleine und mitt lere Unternehmen mit wen iger 
als 250 Beschäft igte bis 1997 maximal 2 Mio. D M , so können sie seit 1998 nur 
noch maximal 500.000 D M beant ragen (vgl. Richtl inie über die Gewährung von 
Konsol id ierungsdar lehen an mit telständische Unternehmen im Land Sachsen-
Anhalt vom 24.6.1996 und v o m 2.2.1998). Nur Unternehmen mit mehr als 250 
Beschäft igte können auch nach 1997 ein Dar lehen bis 2 Mio. D M gewähr t 
bekommen. Überdies betrug die Laufzeit des Konsol id ierungsdar lehens bis 
1997 10 Jahre - unabhängig von der Größe des beant ragenden Unternehmens. 
Sei tdem gilt e ine verkürzte Laufzeit : Kleine und mitt lere Unte rnehmen bis 250 
Mitarbeiter erhal ten ein Dar lehen mit einer max imalen Laufzeit von nur noch 5 
Jahren. Die Laufzeit e ines Dar lehens für größere Betr iebe mit mehr als 250 
Beschäft ige kann dagegen nach wie vor 10 Jahren betragen (Interview Task 
Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 1 9 9 9 ) . 1 4 1 

Das im Rahmen von IMPULS 2000 gewähr te Konsol id ierungsdar lehen bietet 
dem antragstel lenden Unternehmen den wesent l ichen Vortei l , dass die 
Hausbank von der Dar lehenshaf tung befreit ist und somit nicht ins e igene 
Obligo gehen muss. Das Dar lehen kann daher ohne die Zus t immung oder ohne 
einen Beitrag der Hausbank gewähr t w e r d e n . 1 4 2 Das Wir tschaf tsminis ter ium 

Diese Verschärfungen seien nach Auskunft des Wirtschaftsministeriums im wesentlichen 
den knapper werdenden Finanzmitteln geschuldet (Interview Task Force, Landesebene 
Sachsen-Anhalt 1999). Nach eigener Einschätzung ist die verkürzte Förderlaufzeit aber 
auch ein Zeichen dafür, dass die Regierung in diesem Politikfeld unter Erfolgsdruck steht. 
Eine Sanierung und Konsolidierung von Unternehmen bis 250 Beschäftigte sollte innerhalb 
der nächsten fünf Jahre erreicht werden. Eine längere Förderung könnte u.U. darauf hin­
weisen, dass das Unternehmen nur "künstlich am Leben erhalten" wird. Die Regierung 
kann eine Förderperiode über 10 Jahre für diese Betriebsgröße wohl nicht mehr legitimie­
ren. 

"Das vorzulegende Konsolidierungskonzept soll seitens der Unternehmerin oder des 
Unternehmers sowie der Geschäftsbank (der sogenannten Hausbank, d. V.) eigene Beiträ­
ge zur Konsolidierung nachweisen. Ersatzweise ist eine Erklärung vorzulegen, warum 
solche Beiträge unmöglich bzw. für die Geschäftsbank nach banküblichen Gepflogenheiten 
unzumutbar sind. Die Hilfe muss auf das zur dauerhaften Wiederherstellung der Wettbe­
werbsfähigkeit auf die Grundlage eines bestätigten Restrukturierungsplanes erforderlichen 
Minimum beschränkt sein. Bei Unternehmen, die in Märkten mit strukturellen Überkapazi­
täten tätig sind, ist ein angemessener Kapazitätsabbau nachzuweisen." (Richtlinie über die 
Gewährung von Konsolidierungsdarlehen an mittelständische Unternehmen im Land 
Sachsen-Anhalt vom 2.2.1998: 502) 
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selbst sieht d ie Rolle d ieses Programms vor al lem bei e iner drohenden 
Insolvenz verbunden mit Zahlungsunfähigkei t (Interview Task Force, Landes­
ebene Sachsen-Anhal t 1999 und 1996). 

Konsolidierungsbeteiligung 

Die "Konsol id ierungsbetei l igung im Mit telstand" ist der zweite Baustein des 
Programms " IMPULS 2000" . Sie ist im Gegensatz zum "Konsol id ierungsdar le­
hen" eine Eigenkapital förderung und nicht eine Fremdkapi ta l förderung. Die 
Mögl ichkeit , e ine Konsol id ierungsbetei l igung zu beantragen, wurde erst Ende 
1995 von der Landesregierung Sachsen-Anhal ts geschaf fen. Vorher bestand 
für Kr isenunternehmen nur die Mögl ichkeit , sich über Konsol id ierungsdar lehen 
im Rahmen von IMPULS 2000 zu sanieren bzw. zu konsol id ieren. Mit der 
Einführung der Konsol id ierungsbetei l igung trug die Landesregierung der 
zunehmend zu Tage t retenden Eigenkapi ta lschwäche der ostdeutschen bzw. 
der sachsen-anhal t in ischen Betr iebe Rechnung (Interview Task Force, 
Landesebene Sachsen-Anhal t 1996). 

Die Konsol id ierungsbetei l igung zielt in erster Linie auf die Existenzsicherung 
von kleinen und mitt leren K r i s e n u n t e r n e h m e n 1 4 3 ab . Die antragstel lenden, 
kapi ta lschwachen Unternehmen haben in der Regel e inen erhöhten Finanzbe­
darf, um auf ihrem Marktsegment wet tbewerbsfähig zu bleiben. Sie benöt igen 
zusätzl ich haf tendes Eigenkapital , das sie über eine stille B e t e i l i g u n g 1 4 4 im 
Rahmen dieses Programmes erhal ten können (vgl. HOCHMUTH/Z IEGLER 
1999c: 66). "Die Beteiligungen werden von ProjektträgernU5 übernommen zur 
HerstellungAA/iederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit mittelständischer 
Unternehmen innerhalb jeweils festgelegter Sanierungs- und Konsolidierungs­
konzepte durch Verbesserung der Eigenkapitalsituation zum Zweck der 

• Verbreitung der Haftbasis für ein weitergehendes Engagement der Kredit­
wirtschaft, 

• Finanzierung einer Konsolidierungs-ZUmstrukturierungsphase." (Richtlinie 
zur Förderung von Konsol id ierungsbetei l igungen im Mittelstand vom 
26.1.1996) 

Antragsberechtigt sind kleine und mittlere Unternehmen nach EU-Definition (vgl. Fußnote 
23) der gewerblichen Wirtschaft und Freiberufler und -beruflerinnen. 

Wenn von dem Beteiligungsgeber keine Einflussnahme auf die Geschäftsführung ausgeübt 
wird, so spricht man von einer stillen Beteiligung. 

Projektträger können bei der Konsolidierungsbeteiligung Kreditinstitute, Beteiligungsgesell­
schaften (in Sachsen-Anhalt also die Mittelständische Beteiligungsgesellschaft oder die 
Wagnisbeteiligungsgesellschaft Sachsen-Anhalt mbH), Versicherungen und Unterneh­
mensberatungen sein. Folgende Anforderungen bestehen an die Projektträger: Sie müs­
sen insbesondere über eine bereits erfolgreich durchgeführte Beteiligungsverwaltung, 
nachweisbare fachliche Eignung und über eine finanzielle Leistungsfähigkeit verfügen 
(Interview Task Force 1996, vgl. auch Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen, Sonder­
ausgabe 1997/98 Heft 1: 179). 
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Außerdem unterscheidet sich die Konsol id ierungsbetei l igung v o m Konsol id ie­
rungsdarlehen hinsichtl ich der Rückzahlungsmodal i tä ten: "Das Unternehmen 
zahlt bei der Konsolidierungsbeteiligung nach der Laufzeit die gewährte Summe 
in einem zurück und muss während der Laufzeit nur die Zinsen des Beteili­
gungsentgeltes tragen." ( H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999c: 66) 

Die Projektträger erhal ten ein rückzahlbares und zweckgebundenes Dar lehen 
von mindestens 100.000 D M und maximal 2 Mio. DM mit einer Laufzei t von fünf 
Jahren. Unter Vorbehal t der EU-Einzelfal lnot i f iz ierung kann e ine Betei l igungs­
summe über 2 Mio. bis maximal 5 Mio. D M gewähr t werden . Dann kann die 
Laufzeit 10 Jahre bet ragen. 

Grundvoraussetzung über die Gewährung einer Betei l igung ist auch hier wieder 
die Vor lage e ines Sanierungs- und Konsol id ierungskonzeptes, das die 
Wiederherstel lung der Wet tbewerbsfähigkei t nachweist ( Interview Task Force, 
Landesebene Sachsen-Anhal t 1999 und 1996). 

Das Antragsverfahren der Konsol id ierungsbetei l igung ist verg le ichbar mit dem 
Prozedere des Konsol id ierungsdar lehens: Der Ant rag wird über d ie Hausbank 
an das Landesförderinst i tut geleitet, das sodann den Antrag an die Wagn i sbe ­
tei l igungsgesel lschaft Sachsen-Anhal t m b H (vgl. Kapitel 4.2.2.6) weitergibt . 
Diese holt eine Ste l lungnahme eines unabhängigen Sachvers tänd igen oder der 
PwC Deutsche Revis ion (vgl. Kapitel 4.2.2.7) e in. 

Ähnl ich wie bei d e m Konsol id ierungsdar lehen besteht der Vortei l d ieses 
Programms dar in, dass die Hausbank des Kr isenunternehmens nicht ins e igene 
Obl igo gehen muss. Daher kann eine Betei l igung auch ohne e inen Bei t rag der 
Hausbank gewährt werden . 

Im Rahmen der Konsol id ierungsbetei l igung ist seit 1999 eine Aufs tockung der 
Mittel erfolgt: Der über die gbb-Akt iengesel lschaft - e ine 1 0 0 % Tochter der 
Deutschen Ausgle ichsbank - abzuwickelnde und vom Bund 1999 einger ichtete 
Konsol idierungs- und Wachs tumsfonds (vgl. Kapitel 3.2.1.2) soll in Sachsen-
Anhal t an das hier dargelegte Programm "Konsol id ierungsbetei l igung im 
Mit telstand" gekoppel t werden . D.h. die Gelder, die der Bund für d ie dritte 
Auf lage des Konsol id ierungsfonds für Ostdeutschland zur Ver fügung gestel l t 
hat, sollen in die Betei l igungen im Rahmen von IMPULS 2000 an kleine und 
mittlere Kr isenunternehmen (nach Definit ion der Europäischen Union) einf l ie­
ßen. Bisher ist aber noch kein Krisenfal l über den Konsol id ierungs- und 
Wachstumsfonds genehmigt worden , da sich die sachsen-anhaJt inische 
Landesregierung noch nicht mit der gbb-Akt iengesel lschaft über d ie genauen 
Fördermodal i täten geeinigt hat. Nach Auskunf t der Landesreg ierung ist z .B. 
unklar, ob sowohl die Landesregierung als auch die gbb-Akt iengesel lschaf t den 
Antrag prüfen soll oder ob nur das Land bzw. das Landesförder inst i tut die 
Prüfung der Ant räge durchführen wird ( Interview Task Force, Landesebene 
Sachsen-Anhal t 2000 und Hochmuth/Ziegler 1999c). 
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Beratungsprogramm für kleine und mittlere Unternehmen 

Mit Hilfe des "Beratungsprogramms für kleine und mitt lere Unternehmen in 
Sachsen-Anhal t " sol len Managementdef iz i te behoben werden . Das Programm 
ist als ergänzendes Hi l fs instrument zu den beiden oben dargelegten Konsol idie­
rungshi l fen "Konsol id ierungsdar lehen" und "Konsol id ierungsbetei l igung" zu 
vers tehen. 

Schon vor der Auf lage d ieses Programms hat die Landesregierung gemeinsam 
mit d e m Bund Beratungsle istung unterstützt. "Bereits 1993 hatte das Wirt­
schaftsministerium mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der Senior-Experten "Alt 
hilft Jung e.V." (vgl. Kapitel 3.2.2, E.H.) einen Vertrag geschlossen, der die 
Durchführung von Beratungen für sachsen-anhaltische Unternehmen zum 
Inhalt hat. Im vergangenen Jahr 1995 wurden auf dieser Grundlage 255 
Beratungen durchgeführt. Zur Vorbereitung einer wichtigen Stützungsmaßnah­
me für kleine und mittlere Unternehmen, führte das Ministerium für Wirtschaft 
und Technologie mit dem Projektträger "Rationalisierungs-Kuratorium der 
Deutschen Wirtschaft e.V." ein Pilotvorhaben durch. Kernpunkte waren die 
Anfertigung einer Situationsanalyse und darauf aufbauend die Erstellung eines 
Maßnahmekataloges. Wurde bei der Umsetzung der Maßnahme ersichtlich, 
daß das Unternehmen externe Hilfe benötigte, so erfolgte dies in Form der 
Moderation bzw. des Coachings." (Minister ium für Wir tschaft und Technologie 
in Sachsen-Anhal t (Hrsg.) 1996) Die posit iven Erfahrungen mit d iesem 
Pi lotvorhaben bi ldeten dann die Grundlage für die Auf lage des Beratungspro­
g ramms für kleine und mitt lere Unternehmen in Sachsen-Anhal t im Rahmen 
von IMPULS 2000. Paral lel zu d iesem Beratungsprogramm werden auch 
derzeit noch über die Bundesini t iat ive "Alt hilft Jung e.V." Beratungen durchge­
führt. 1998 wurden in d iesem Rahmen 279 Beratungsle istungen in Sachsen-
Anhal t gefördert (vgl . Minister ium für Wir tschaft und Technologie in Sachsen-
Anhal t (Hrsg.) 1999: 30) . 

Im Rahmen dieses Bera tungsprogramms werden zum einen U n t e r n e h m e n 1 4 6 

unterstützt, die bereits e inen Antrag auf Konsol idierungshi l fe gestellt haben. 
Z u m anderen können aber auch Unternehmen, die erst in Kürze einen Antrag 
auf Konsol idierungshi l fe stel len wol len, B e r a t u n g s l e i s t u n g e n 1 4 7 erhalten. 

1 4 6 Die Zielgruppe des Beratungsprogramms sind mittelständische Unternehmen: "Mittelstän­
dische Unternehmen sind Antragstellende mit bis zu 500 Arbeitskräften und nicht mehr als 
5 Mio. ECU (entsprechend EURO, d.V.) Jahresumsatz oder nicht mehr als 25 Mio. ECU 
Bilanzsumme" (vgl. Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für Beratungslei­
stungen an mittelständische Unternehmen vom 15.1.1996: Punkt 2.4). 

1 4 7 Es gibt eine Vielzahl von Beratungsformen (vgl. z.B. TITSCHER 1997). Im Politikfeld der 
Sanierungs- und Konsolidierungspolitik bietet es sich an, insbesondere für den hier inter­
essierenden Zusammenhang drei Arten voneinander zu unterscheiden: Die reine Unter­
nehmensberatung, in der insbesondere betriebswirtschaftliche Einzelfragen erörtert wer­
den. Sie hat in der Sanierungs- und Konsolidierungspolitik eine geringe Bedeutung. Dage­
gen spielt das Coaching des Managements eine sehr wichtige Rolle. Das Coaching ist 
dadurch gekennzeichnet, dass der sogenannte Coacher längerfristig dem Management 
des Krisenunternehmens zur Seite steht. Er stimmt seine Entscheidungen i.d.R. mit dem 
Management des Betriebes ab. Eine ähnlich wichtige Bedeutung hat auch das Inte­
rimsmanagement oder das Zeitmanagement; der Berater selbst wird Sanierungsberater 
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Letztere können bereits innerhalb der Ant ragsphase über das Beratungspro­

g ramm gefördert w e r d e n . 1 4 8 Daher spaltet s ich das gesamte Beratungspro­

g ramm in zwei versch iedene Zie l r ichtungen auf, die jewei ls in unterschiedl iche 

Module aufgefächert s ind: 

1. Die "F i tnessberatung" zielt auf Unternehmen ab, die noch keine Konsol id ie­

rungshi l fe beantragt haben . Fo lgende Beratungsle is tungen werden ange­

b o t e n : 1 4 9 

• Si tuat ionsanalyse mit e inem Förderumfang bis zu 10 T a g e n , 

• Erstel lung einer Unternehmenskonzept ion / Maßnahmekata log mit e inem 
Förderumfang bis zu 10 T a g e n , 

• M o d e r a t i o n 1 5 0 mit e inem Förderumfang bis zu 40 T a g e n . 

2. Die "Konsol id ierungsberatung" zielt dagegen auf Un te rnehmen, die bereits 

eine Konsol idierungshi l fe beantragt haben . Hier werden fo lgende Module 

angeboten: 

• Si tuat ionsanalyse mit e inem Förderumfang bis zu 10 Tagen , 

• Erstel lung eines F inanzierungskonzeptes/Konsol id ierungskonzeptes mit 
e inem Förderumfang bis zu 8 Tagen , 

• M o d e r a t i o n / C o a c h i n g 1 5 1 mit e inem Förderumfang mit bis zu 4 0 Tagen , 

oder Zeitmanager bzw. auch Trouble-Shooter genannt. Dieser Sanierungsberater über­
nimmt für einen längerfristigen Zeitraum die gesamte Verantwortung des Managements 
und trifft selbständig Entscheidungen. U.U. ist er auch finanziell an dem Krisenunterneh­
men beteiligt (vgl. KAUFMANN 1998: 316f). 

148 "We/ter sollen vor allem kleinere Unternehmen, deren Leitung vorwiegend über techni­
schen Sachverstand verfügt, im Bedarfsfall Unterstützungen bei der Schaffung von Vor­
aussetzungen für die Beantragung einer finanziellen Konsolidierungshilfe des Landes 
erhalten oder im Genehmigungsverfahren fachmännisch begleitet werden", (ebd.: Punkt 1.) 

1 4 9 Die Beratungsleistungen müssen aufeinanderfolgend von dem antragstellenden 
Unternehmen absolviert werden. Nur wenn eine oder zwei Beratungsleistungen vom 
Unternehmen bereits anderweitig durchlaufen wurden, kann direkt mit der nächsthöheren 
Beratungsleistung angefangen werden. "Die nächsthöhere Stufe soll jeweils erst dann 
verwirklicht werden, wenn sich ihre Erforderlichkeit nach einer Bewertung der Ergebnisse 
der vorangegangenen oder einer vergleichbaren Untersuchung herausgestellt hat. Verfügt 
ein Unternehmen vor Vertragsabschluß mit dem Projektträger bereits über eine Situations­
analyse, einen Maßnahmekatalog oder eine Unternehmenskonzeption, so kann mit einer 
Beratungsmaßnahme auf der nächsthöheren Stufe begonnen werden, wenn 
a) die fachliche Eignung der bisher eingesetzten Beraterin bzw. des bisher eingesetzten 

Beraters vom Projektträger positiv beurteilt worden ist und 
b) die Situationsanalyse in keinem Fall länger als drei Monate zurückliegt" (ebd.: Punkt 

5.1.3) 
1 5 0 "Moderation, das heißt, eine Fachkraft bzw. eine Beraterin oder ein Berater schult eine 

Mitarbeiterin bzw. einen Mitarbeiter des Unternehmens durch Anleitung am Arbeitsplatz." 
(Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für Beratungsleistungen an mittelständi­
sche Unternehmen vom 15.1.1996: Punkt 2.3) 

1 5 1 "Coaching bedeutet, eine Fachkraft bzw. eine Beraterin oder ein Berater übernimmt für 
einen begrenzten Zeitraum selbst die Funktionen/Aufgaben in dem Unternehmen." (Richtli­
nie über die Gewährung von Zuwendungen für Beratungsleistungen an mittelständische 
Unternehmen vom 15.1.1996: Punkt 2.2) In dieser von der Landesregierung formulierten 
Definition ist offen, wer für die Managemententscheidungen verantwortlich ist. Wie oben in 
Fußnote 167 dargelegt, differenziere ich in der vorliegenden Arbeit zwischen Coaching und 
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• Umfassende Beratung mit bis zu 65 Tagen (vgl. Prognos o. J . , Informati­
on) . 

Das beant ragende Unternehmen bekommt über das Beratungsprogramm 
zwischen 80 und 9 0 % der anfal lenden Beratungskosten erstattet. Den Rest 
muss es in Eigenleistung a u f b r i n g e n . 1 5 2 

Als Projektträger für d ieses Beratungsprogramm ist die Prognos GmbH vom 
Wir tschaftsminister ium Sachsen-Anhal t beauftragt worden (vgl. Kapitel 4.2.2.2). 
Die Gesel lschaft soll laut Richtl inie die Gewähr bieten für 

• "die sorgfältige Auswahl der zu beratenden Unternehmen, auch unter 
dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit der Maßnahme. 

• die sorgfältige Auswahl der qualifizierten Beraterinnen und Berater, die 
auch über die Erfahrungen und Kenntnisse bezüglich der jeweils betrof­
fenen Branche verfügen müssen. 

• die zügige Vorbereitung und Abwicklung der Maßnahmen, 

• die flächendeckende Umsetzung der Beratungsleistungen, 

• die Einhaltung der haushaltsrechtlichen Grundsätze." (Richtl inie über die 
Gewährung von Zuwendungen für Beratungsleistungen an mittelständi­
sche Unternehmen v o m 15.1.1996: Punkt 4) 

Die Prognos G m b H ist demnach sowohl für die gesamte Antragsabwick lung als 
auch für die Auswah l der Berater für die Unternehmen zuständig. Die Prüfung 
der Erforderl ichkeit des Beratungsprogramms fällt unterschiedl ichen Akteuren 
zu . Hier besteht eine komplexe Zuständigkei tsvertei lung: Falls das Unterneh­
men keine Konsol id ierungshi l fe beim Wirtschaftsminister ium beantragt hat, so 
hat die Prognos G m b H die Aufgabe zu überprüfen, ob es sinnvoll ist, dem 
Unternehmen über das Bera tungsprogramm im Modul "Fi tnessberatung" zu 
hel fen. Hat das Unternehmen dagegen bereits einen Antrag auf ein Konsol idie­
rungsprogramm gestellt, aber eine Bewil l igung durch den Konsol id ierungsaus­
schuss steht noch aus, so prüft das Landesförderinst i tut, ob eine Beratungslei­
stung im Modul "F i tnessberatung" zu gewähren ist. Im Ermessen des Konsol i ­
d ierungsausschusses liegt es , ob eine Konsol idierungshi l fe an eine Beratungs­

interimsmanagement nach KAUFMANN (1998): Beim Coaching trifft das Management in 
Absprache mit dem Coacher die Entscheidungen. Das Management ist dabei nach wie vor 
für diese Entscheidungen verantwortlich. Der Interimsmanager stimmt dagegen mit dem 
Management seine Entscheidungen ab und trägt dafür auch die volle Verantwortung. 

Um einen Eindruck zu vermitteln, wie hoch derzeit eine solche Beratung kalkuliert wird, 
führe ich folgendes Zitat an: "Die Unternehmen haben von den Gesamtkosten einen Ei­
genanteil zu tragen, dessen Höhe sich nach der Art der Beratungsleistungen richtet. 
Beratungsmodul Eig enanteil Gesamtkosten 
Unternehmensanalyse, Maßnahmeka­
talog, Unternehmenskonzept, 
Konsolidierungskonzept, Finanzie­
rungskonzept 

10% 115,63 DM 1.344,59 DM 

Coaching, Moderation, Umfassende 
Beratung 

20% 260,85 DM 1.513,05 DM 

Die Gesamtkosten pro Tagewerk betragen bei Unternehmen 1.344,59 DM bzw. 1.513,05 
DM inci; davon wird die öffentliche Zuwendung in Höhe von derzeit 1.043,40 DM pro 
Tagewerk in Abzug gebracht, so dass netto die genannten Eigenanteile verbleiben." (Pro­
gnos o. J.: o. S.) 
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leistung im Modul "F i tnessberatung" gekoppel t w i rd , fal ls bereits ein Ant rag auf 
Konsol idierungshi l fe vorl iegt. Des wei teren kann nur der Konsol id ierungsaus­
schuss eine Beratungsle istung im Modul "Konsol id ierungsberatung" genehmi ­
gen (vgl. Richtl inie über die Gewährung von Zuwendungen für Beratungsle i ­
stungen an mit telständische Unternehmen v o m 15.1.1996: Punkt 5.2.3). 

Das Beratungsprogramm ist im Frühjahr 1996 aufgelegt worden und hatte eine 
Laufzeit bis Ende 2000 . Nach Auskunf t des Wir tschaf tsminister iums sol l te das 
Beratungsprogramm aber auch über d iesen Zei t raum hinaus in unveränderter 
Form weitergeführt werden (Interview Task Force, Landesebene 2 0 0 0 ) . 1 5 3 Seit 
seiner Auf lage ist das Bera tungsprogramm in Bezug auf seine Inhalte nicht 
verändert worden . Änderungen gab es bisher nur in der Höhe des vom 
Kr isenunternehmen zu le istenden Eigenantei ls (vgl. Richtl inie über die G e w ä h ­
rung von Zuwendungen für Beratungsle istungen an mit te lständische Unterneh­
men vom 15.1.1996: Punkt 5.2.3). 

4 .2.1.2 Ausfal lbürgschaften der Bürgschaftsbank und Landesbürg­
schaften 

Im bundesrepubl ikanischen Fördersystem ist die Bereitstel lung von Bürgschaf­
ten arbeitsteil ig zwischen Bundes- und Landesebene ausgestal tet . Entspre­
chend der genannten Betragsgrenzen kommt der Bürgschaf tsbank des 
Bundeslandes die größte Bedeutung für Unternehmen mit bis zu 250 Mitarbei­
tern und Mitarbeiter innen zu . Unternehmen ab 250 Beschäft igte erhal ten in der 
Regel eine Landesbürgschaf t oder eine DtA-Bürgschaft (vgl. Kapitel 3.2.1.4). 

Ausfallbürgschaften 

Ausfal lbürgschaften der Bürgschaf tsbank Sachsen-Anhal t G m b H unterstehen 
ähnl ichen Fördermodal i täten wie Landesbürgschaf ten (vgl. Kapitel 3.2.1.4), 
unterscheiden sich aber wie oben dargelegt in Bezug auf d ie Bürgschaf tshöhe 
voneinander: Ausfal lbürgschaften der Bürgschaf tsbanken haben den Höchst­
betrag von 1,5 Mio. D M . Sie übernehmen bzw. besichern e inen Kredi tbetrag bis 
zu 8 0 % von mitt leren und kleinen Unternehmen des Handwerks, der Industr ie, 
des Handels, des Hotel - und Gaststät tengewerbes, des Verkehrsgewerbes , des 
Gartenbaus, der übr igen Gewerbezweige sowie der Angehör igen freier Berufe 
in Sachsen-Anhal t . Generel l werden d iesen Unternehmen Ausfa l lbürgschaf ten 
gewährt , "wenn ihnen bankmäßig ausreichende Sicherheiten nicht in erfordeiii-

Das Beratungsprogramm (Stand September 2001) ist nach telefonischer Auskunft von der 
Prognos GmbH und dem Wirtschaftsministerium Sachsen-Anhalt für das Jahr 2001 in 
modifizierter Form wieder aufgelegt worden. Die Landesregierung Sachsen-Anhalts hat im 
Jahre 2001 entschieden, als Projektträger nicht mehr die Prognos GmbH einzusetzen. Für 
die Vergabe des Beratungsprogramms sowie die Auswahl der Unternehmen und Berater 
ist nunmehr das Wirtschaftsministerium selbst zuständig. Diese neueste Entwicklung 
konnte in der vorliegenden Arbeit nicht mehr berücksichtigt werden (vgl. Ausführungen in 
Fußnote 20). Allerdings bestätigt sich auch in diesem Zusammenhang die Erkenntnis, dass 
einige Indizien in Sachsen-Anhalt auf eine Tendenz zu einer Hierarchisierung denn zu 
einer Enthierarchisierung in dem untersuchten Politikfeld hindeuten (vgl. Ausführungen in 
Kapitel 6). 
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chen Umfang zur Verfügung stehen." (Richtl inien für die Übernahme von 
Ausfal lbürgschaften durch die Bürgschaftsbank Sachsen-Anhal t G m b H vom 
1.1.1998: o. S.) Die rest l ichen 2 0 % des Risikos muss ein Kredit institut über­
nehmen . Des wei teren muss der Kredi tnehmer einige Voraussetzungen 
erfül len: Z u m einen soll er ein "nachweislich bewährter und zuverlässiger 
Fachmann" (ebd.) sein und z u m anderen soll "der Betrieb als existenz- und 
wettbewerbsfähig" e inzuschätzen sein (ebd.). Ant räge auf eine Ausfal lbürg­
schaft werden über ein Kredit institut - in der Regel über die Hausbank des 
Unternehmens - an die Bürgschaftsbank eingereicht. Das Kreditinstitut 
übersendet den Antrag an die Bürgschaf tsbank Sachsen-Anhal t G m b H , "die ihn 
eigenverantwortlich prüft und alsdann eine Stellungnahme einer Kammer zu 
dem Antrag einholt." (ebd.) Eventuel l holt sie eine zusätzl iche Stel lungnahme 
eines Wir tschaf tsverbandes e in . Dass dem Antrag ein Konsol id ierungs- bzw. 
Sanierungskonzept v o m Unternehmen beizufügen ist, wird in den Richtlinien 
nicht explizit erwähnt , in der Praxis wird nach Auskunf t des Wirtschaftsministe­
r iums aber ein solches Konzept verlangt. Die Bürgschaf tsbank genehmigt 
gegebenenfal ls den Antrag (Interview Task Force Landesebene 1999 und 
2000). 

Die Hausbank muss nicht nur das Restr isiko von 2 0 % bei Übernahme einer 
Bürgschaft durch die Bürgschaf tsbank t ragen, sondern spielt auch nach der 
Bewil l igung eine wicht ige Rol le. U.a. hat sie eine Anzeigepf l icht gegenüber der 
Bürgschaf tsbank. Sie muss der Bürgschaf tsbank sofort me lden, wenn z.B. das 
Unternehmen mit der Zah lung der Z insen mehr als zwei Monate in Verzug ist 
oder andere wesent l iche Kredi tbedingungen vom Unternehmen verletzt werden. 
Außerdem hat sie der Bürgschaf tsbank mitzutei len, wenn festgestel l t wird, dass 
das Unternehmen fa lsche Angaben - z .B. zu seinen Vermögensverhäl tn issen -
gemacht hat, d iese aber wesent l ich zur Bewil l igung der Bürgschaft beigetragen 
haben (vgl. Richtl inien für die Übernahme von Ausfal lbürgschaften durch die 
Bürgschaf tsbank Sachsen-Anhal t G m b H vom 1.1.1998: o. S.). 

Landesbürgschaften 

Landesbürgschaf ten sind ebenfal ls Ausfal lbürgschaften und sol len Maßnahmen 
für Unternehmen ermögl ichen, die volks- und betr iebswirtschaft l ich förderungs­
würd ig erscheinen und überdies betr iebswirtschaft l ich vertretbar s ind. In der 
Regel kann das Unternehmen, das eine Ausfal lbürgschaft beantragt, keine 
bankübl ichen Sicherhei ten nachweisen, u m diese Maßnahme zu verwirkl ichen. 
Das Land springt unter d iesen Bedingungen e in , und sichert vor al lem langfri­
st ige Invest i t ionskredite, kurz- und mittelfristige Betr iebsmittelkredite gegenüber 
der Geschäf tsbank oder e inem anderen Kredit institut für das Unternehmen ab. 
Landesbürgschaf ten werden als Ausfal lbürgschaften übernommen. Sie sind 
generel l auf 8 0 % des Ausfal ls zu beschränken (vgl. Bürgschaftsr icht l inien des 
Landes Sachsen-Anhal t v o m 10.10.1995, veröffentl icht am 30.10.1996). "In 
Sachsen-Anhalt werden Landesbürgschaften nur dann übernommen, wenn die 
Maßnahmen sonst nicht durchgeführt werden können, insbesondere weil keine 
ausreichenden Sicherheiten zur Verfügung stehen und andere Bürgschaften 
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nicht erreichbar sind. Sanierungsfälle dürfen nur verbürgt werden, wenn sie 
einer dauerhaften und nicht nur vorrübergehenden Ordnung der finanziellen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse dienen. In jedem Fall ist ein schlüssiges 
Sanierungs- bzw. Konsolidierungskonzept vorzulegen." (Hochmuth/Ziegler 
1999c: 66) 

Nach Auskunf t des Wir tschaf tsminister iums im Jahr 2000 wird in der Regel nur 
noch dann eine Bürgschaf t im Rahmen von einer Betr iebssanierung bzw. -
konsol idierung eingesetzt , wenn kurzfr ist ige Sicherhei ten benöt igt we rden . Das 
Wirtschaftsminister ium schi lderte in d iesem Zusammenhang ein Beispiel von 
einem Unternehmen, das seine Geschäftstät igkei t nur mit der Real is ierung 
eines Aus land Projektes aufrechterhal ten konnte. U m d iesen Auf t rag zu 
bekommen, hat der Betr ieb aber eine Ausfuhrsicherhei t nachzuweisen. In 
d iesem Fall wurde die benöt igte Sicherhei t über eine Landesbürgschaf t 
abgesichert. Derart ige Ant räge werden mit den erforderl ichen Unter lagen an die 
PwC Deutsche Revis ion eingereicht, d ie ihn nach Prüfung an das F inanzmin i ­
sterium weiterleitet. Dieses prüft und bewil l igt gegebenenfal ls die Bürgschaf t 
(Interview Task Force; Landesebene 2000 und 1999). 

Sowohl Ausfal lbürgschaf ten der Bürgschaf tsbank Sachsen-Anhal t G m b H als 
auch Landesbürgschaf ten sind mit anderen Förderprogrammen der Bundes­
und Landesebene kombinierbar. Die Fördermodal i täten haben sich in Sachsen-
Anhal t sowie in al len anderen Bundes ländern im Zeitverlauf nicht veränder t (vgl. 
z.B. Richtl inien für die Übernahme von Ausfal lbürgschaften durch die Bürg­
schaftsbank Sachsen-Anhal t G m b H v o m 1.1.1998). 

4 .2.1.3 A u f f a n g g e s e l l s c h a f t e n 

Das Instrument der Auf fanggesel lschaf ten ist sowohl in Wes t - als auch in 
Ostdeutschland eine bewähr te und in der Praxis häufig verwendete Konstrukt i ­
on , um e inem Kr isenunternehmen zu hel fen. Generel l t reten ein oder mehrere 
neue Rechtsträger neben das kr isengeschüttel te Unternehmen, u m im e igenen 
Namen und mit neuer R e c h t s f o r m 1 5 4 den gesamten Betr ieb oder einige 
Bereiche des Unternehmens for tzuführen, wobei dann die ver lustbr ingenden 
Bereiche eingestel l t bzw. aufgelöst we rden . 

1 5 4 Sowohl steuerlich als auch rechtlich unproblematisch ist die Wahl einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung (GmbH) für die zu gründende Auffanggesellschaft. Hier muss das 
Stammkapital als Bareinlage aufgebracht werden. "Im Anschluß an die Bargründung kann 
die Auffangpachtgesellschaft (oder Auffanggesellschaft, d.V.) Vermögen (Vorräte) von der 
Sanierungsgesellschaft erwerben und kommt in den Genuß der Vorsteuerabzugsberechti­
gung. Da gem. § 6 Abs. 1 GmbH-Gesetz nur die Hälfte des Stammkapitals durch Bareinla­
gen aufgebracht werden muss, ist es denkbar, den Rest durch Sacheinlagen in Form von 
Forderungen an das Sanierungsunternehmen aufzubringen. Das heißt, Banken, Lieferan­
ten und Gläubiger können ihre Forderungen an das Sanierungsunternehmen in die Auf­
fanggesellschaft als Sacheinlage einbringen. Durch diese Maßnahme könnten die erfor­
derlichen liquiden Mittel für die GmbH-Gründung auf ein Minimum gedrückt werden, was 
vor allem bei kleinen Unternehmen sinnvoll sein kann." (BAUMANN 1988: 41) 
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Es gibt zahlreiche Typen von Auffanggesel lschaften, die aber an dieser Stelle 
nicht dargestel l t werden sol len. Die wicht igste Form von Auffanggesel lschaften 
für Sanierungsfäl le ist d ie sogenannte Übernahmeauffanggesel lschaf t . Sie führt 
den Betr ieb bzw. Tei le des Betr iebes des zu sanierenden Unternehmens im 
e igenen Namen und mit e igenem Interesse weiter. Nach einschlägigen 
Er fahrungen mit d iesem Instrument wird eine Auffanggesel lschaft mögl ichst zu 
e inem Zei tpunkt eingerichtet, in dem das Unternehmen erst mögl ichst kurz 
i l l iquide ist und noch keine Insolvenz angemeldet hat. Denn je länger das 
Unternehmen bereits zahlungsunfähig ist, desto teurer und unbewegl icher wird 
das gesamte Ver fahren der Insolvenz. Die Mögl ichkei ten, eine Auffanggesel l ­
schaft zu gründen, sind dadurch wesent l ich eingeschränkter (vgl. B A U M A N N 
1988). "Das Verhältnis der Vertragsparteien - Übernahmeauffanggesellschaft 
und Krisenunternehmen - wird durch einen Pachtvertrag mit einer Option für 
den späteren Erwerb des Betriebes geregelt Die Übernahmeauffanggesell­
schaft kann am Ende der Sanierung von ihrem Recht Gebrauch machen und 
den vorher gepachteten Betrieb übernehmen." (ebd.: 40) 

In Sachsen-Anhal t werden Auffanggesel lschaften häufig installiert und von der 
Landesregierung f inanziel l get ragen. Insbesondere kurz nach der Einrichtung 
des Konsol id ierungsfonds richtete die Task Force (vgl. Kapitel 4.2.2.1) mit 
f inanziel ler Betei l igung der Landesregierung eine Reihe von Auffanggesel l ­
schaf ten e in, u m so wen igs tens einen Tei l der insolvenzbedrohten bzw. in 
Insolvenz bef indl ichen Betr iebe zu r e t t e n . 1 5 5 Die Landesregierung misst d iesem 
Instrument mit der Einr ichtung der GSA-Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t 
G m b H (vgl. Kapitel 4.2.2.3) im Rahmen des Polit ikfeldes der Sanierungs- und 
Konsol idierungspol i t ik nach wie vor ein erhebl iches Gewicht bei . 

4.2.2 A k t e u r e 

Sachsen-Anhal t legte in d iesem Polit ikfeld nicht nur das Programmpaket 
IMPULS 2000 auf, sondern initiierte ein Berater team - die sogenannte Task 
Force - im Wir tschaf tsminister ium, das sich seit 1995 mit Kr isenunternehmen 
beschäft igt und auf die versch iedenen zur Konsol id ierung und Sanierung von 
Bund und Land bereitgestel l ten Konsol id ierungs- und Sanierungshi l fen 
zurückgreif t . Außerdem gründete das Land eine Liegenschaftsgesel lschaft - die 
GSA-Grundstücks fonds Sachsen-Anhal t G m b H -, die von Insolvenz bedrohten 
Unternehmen bzw. insolventen Unternehmen Unterstützungsmögl ichkei ten 
anbietet. 

Das Wir tschaf tsmin is ter ium, die Prognos G m b H (Magdeburg) und die GSA-
Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H sind die wesent l ichen Akteure auf 
Landesebene im Polit ikfeld Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik. Ferner sind 

155 ui\jach Erfahrungen der Task Force melden sich Betriebe mit finanziellen bzw. wirtschaftli­
chen Schwierigkeiten oftmals viel zu spät. Häufig besteht die letzte Möglichkeit, das Unter­
nehmen bzw. Teile des Unternehmens zu retten, in der Installierung einer Auffanggesell­
schaft. ... Bisher hat die Task Force 45 Auffanggesellschaften erfolgreich aufbauen kön­
nen. " (HOCHMUTH/ZIEGLER 1999a: 40) 
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das Landesförderinst i tut und die Bürgschaf tsbank als Akteure zu n e n n e n . 1 5 6 

Die PwC Deutsche Revis ion spielt ebenfal ls eine Rolle in d e m hier interessie­
renden Polit ikfeld. 

4.2.2.1 Das Wirtschaftsminister ium 

Wie in al len anderen Bundes ländern ist in Sachsen-Anhal t das Min is ter ium für 
Wirtschaft und Technolog ie verantwort l ich für die Ausgesta l tung der Sanie-
rungs- und Konsol idierungspol i t ik des Landes. Es konzept ioniert und entwickel t 
die gesamten pol i t ischen Maßnahmen dieses Polit ikfeldes auf Grund lage des 
von der Europäischen Union und Bund vorgegebenen recht l ichen und pro­
grammat ischen Rahmens (vgl. Kapitel 3.1 und 3.2). Das Wir tschaf tsminis ter ium 
hat im wesent l ichen zwei Abte i lungen mit Au fgaben der San ierungs- und 
Konsol idierungspol i t ik betraut. Das ist einerseits die Task Force (Abtei lung 2 
"Wirtschaftspoli t ik", Referat 24) und anderersei ts die Abte i lung 3 "Mit te lstand, 
Regional is ierung, Tour ismus, Forschungs- und Technologiepol i t ik" , Referat 31 
"Grundsatzfragen der Mittelstandspoli t ik". 

Die Task Force 

Kurz nachdem die Treuhandansta l t Sachsen-Anhal t die Konsol id ierungsmit te l 
übertragen hatte, wurde auf Initiative des Wirtschaftsministers d ie Task Force 
gegründet. Sie wurde als Stabsstel le im Wir tschaftsminister ium einger ichtet und 
begann ihre Arbei t als Berater team für Kr isenunternehmen der gewerb l ichen 
Wirtschaft mit zunächst zwei Mitarbei tern. Zwischenzei t l ich waren aufgrund der 
Vielzahl der e ingereichten Ant räge auf Konsol id ierungs- und Sanierungsmit te l 
bis Ende 1996 fünf Berater bei der Task Force beschäft igt. Ende 1996 wurde 
sie umstrukturiert : Se i tdem ist sie keine Stabsstel le mehr, sondern ist in die 
Abtei lung 2 "Wirtschaftspol i t ik, Industriepolit ik, Strukturfonds, Beruf l iche Aus -
und Wei terb i ldung" integriert w o r d e n l 5 7 . Sie beschäft igt derzeit v ier Berater. 

Die Task Force hat seit ihrer Gründung im wesent l ichen zwei Au fgaben . Z u m 
einen dient sie als erste Anlaufstel le für sachsen-anhal t in ische Unte rnehmen 
des industriel len Bereiches bzw. des produzierenden Gewerbes , die s ich in 
einer nicht mehr e igenständig zu bewäl t igenden Krise bef inden. Handel t es sich 
um ein "regional bedeutsames Unternehmen" so betreut die Task Force; in 
al len anderen Fäl len ist das Referat 31 (siehe unten) zuständig . Al len als 
"regional bedeutsam eingestuf ten Unternehmen" soll die Task Force nach einer 
sogenannten Schwachste l lenanalyse individuell zugeschni t tene, f inanziel le 
Lösungsmögl ichkei ten für ihre betr iebswirtschaft l ichen Prob leme aufze igen. Die 
Task Force ordnet nach Anf rage bzw. d e m Hilferuf des not le idenden Betr iebes 
dem Unternehmen einen Berater zu . Anhand von versch iedenen betr iebswirt-

1 5 6 Sowohl die Bürgschaftsbank als auch das Landesförderinstitut haben in jedem Bundesland 
die gleiche Funktion und die gleichen Aufgaben. Im wesentlichen sind sie für die techni­
sche Abwicklung der verschiedenen oben dargelegten Konsolidierungshilfen zuständig. 

1 5 7 Die Task Force ist im Referat 24 "Industrie I, Grundsatzfragen der Industriepolitik, 
Treuhandnachsorge" innerhalb der Abteilung 2 angesiedelt. 
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schaft l ichen Kenndaten des Unternehmens (wie z.B. Gew inn - und Ver lustrech­
nungen, Kostenrechnungen usw.) soll dieser Berater zunächst prüfen, welche 
Prob leme und Defizite in dem Betr ieb auszumachen sind und inwieweit ihnen 
entgegengewirk t werden kann. 

In der Regel fehlen den Unternehmen aufgrund einer zu ger ingen Eigenkapital­
decke oder wegen Managementdef iz i ten Finanzmittel zur Gewähr le is tung ihres 
wei teren operat iven Geschäf ts . Der Berater der Task Force sucht dann nach 
e inem geeigneten Programm bzw. nach einer sinnvol len Kombinat ion aus 
versch iedenen F inanz ierungsprogrammen und unterstützt den Betrieb im 
wei teren Zeitver lauf bei der gesamten Antragstel lung. Im wesent l ichen greift die 
Task Force dabei auf Konsol id ierungshi l fen im Rahmen von IMPULS 2000 und 
auf Landesbürgschaf ten zurück. Die Task Force dient als Koordinator für die 
versch iedenen im Rahmen der Förderanträge anzusprechenden, ge ldgebenden 
Inst i tut ionen, wie z.B. der Hausbank des not le idenden Unternehmens, der 
Bürgschaf tsbank und/oder dem Landesförderinst i tut. Der Berater vermittelt dem 
Kr isenunternehmen auch die entsprechenden Ansprechpar tner in den für die 
wei tere Antragstel lung zu kontakt ierenden Institutionen (Interview Task Force, 
Landesebene Sachsen-Anhal t 1999). Bei einer Anfrage e ines bereits insolven­
ten Betr iebes kann die Task Force u.a. auch nach neuen Investoren suchen 
(Interview Task Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 1996). 

Z u m anderen berät d ie Task Force das Wir tschaftsminister ium bei Krisenfäl len. 
Anhand ihrer mögl ichst umfangre ichen Informationen über das notleidende 
Unternehmen soll die Task Force für die Landesregierung das Risiko abwägen, 
das mit e inem solchen Engagement verbunden ist ( Interview Task Force, 
Landesebene Sachsen-Anhal t 1996). Für die Gewährung der Finanzmittel in 
d iesem Polit ikfeld ist ein Bewi l l igungsausschuss (auch Konsol id ierungsaus­
schuss genannt) zuständig, dessen st immberecht igte Mitgl ieder das Finanzmi­
nister ium und das Wir tschaf tsminister ium sind. Die Task Force hat in d iesem 
Gremium generel l keine Entscheidungskompetenz, n immt aber an den 
Ausschusss i tzungen tei l . Ihre Aufgabe in d iesem Zusammenhang besteht dar in, 
den Vertretern der Minister ien Hintergrundinformat ionen über die Krisenunter­
nehmen zu geben . Die Vertreter der Landesregierung sol len so besser 
bewer ten und e inschätzen können, ob das antragstel lende Unternehmen 
konsol id ierungs- bzw. sanierungsfähig ist (Interview Task Force, Landesebene 
Sachsen-Anhal t 1999). In der Regel sol l ten die Berater der Task Force der 
Landesregierung vermit teln können, welche Chance das Unternehmen in 
Zukunf t auf d e m Mark tsegment hat und ob das im Rahmen des Konsol idie­
rungsantrages vorgelegte Sanierungskonzept tragfähig ist. Ein Berater der Task 
Force weis t in d iesem Z u s a m m e n h a n g aber ausdrückl ich darauf h in, dass die 
Berater zwar Hinweise und Informat ionen über das Kr isenunternehmen geben, 
konkrete Entscheidungen über die Vergabe der Konsol id ierungshi l fen treffen 
dann aber die Minister ien grundsätz l ich selbst (Interview Task Force, Landes­
ebene Sachsen-Anhal t 1999). 

Al le Berater der Task Force ver fügen auf der e inen Seite über betriebswirt­
schaft l iches Know-how und anderersei ts ver fügen sie über Kenntnisse in Bezug 
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auf die komplexen Förderregular ien der gesamten im Polit ikfeld Sanierungs­
und Konsol idierungspol i t ik angebotenen Programme (Interview Task Force, 
Landesebene Sachsen-Anhal t 1996 und 1999). Darüber h inaus müssen sie 
sowohl über spezi f ische Branchenkenntn isse als auch über ein gewisses 
Gespür für zukünft ige Trends in e inem Wir tschaftszweig ver fügen. 

Das Klientel der Task Force hat sich im Zeitverlauf ihrer Exis tenz sehr verän­
dert. Generel l betreut die Task Force überwiegend Industr iebetr iebe, die als 
"regional bedeutsam" gel ten (Interview Task Force Landesebene 1999 und 
2000). Im Anfangsstad ium ihrer Existenz (1995) bestand d ieses Klientel zu ca. 
6 0 % aus Treuhandbetr ieben mit mehr als 50 Beschäft igten. Die rest l ichen 4 0 % 
waren bedeutsame Pr ivatunternehmen. In der Regel hatten diese Unternehmen 
bereits versucht, beratende und f inanziel le Unterstützung über die DtA-Runden 
Tische (vgl. Kapitel 3.2.1.5) zu erhal ten. Dort konnte ihnen aber nicht wei terge­
holfen werden, denn ihnen fehlte die wicht igste Voraussetzung: U m ein Fall für 
den DtA-Runden T isch zu werden , muss die Hausbank gewil l t se in , ihre 
Kredit l inien für eine wei tere Zei tper iode aufrecht zu erhal ten. Die T reuhandun­
ternehmen, die keine Unterstützung über ihre Hausbank mehr erhiel ten, 
wendeten sich in der Regel an die Task Force (Interview Task Force, Landes­
ebene Sachsen-Anhal t 1 9 9 6 ) . 1 5 8 In dieser Phase bezeichnete sich die Task 
Force selbst als "Intensivstat ion für not le idende Treuhandbetr iebe" (ebd.). 

Im weiteren Zeitverlauf erweiterte sich die Zielgruppe der Task Force zuneh­
mend auf gefährdete kleine und mittlere Betr iebe der gewerb l ichen Wirtschaft , 
die nicht zum Portefeuil le der Treuhand gehören bzw. gehör ten. Gerade in den 
letzten beiden Jahren (1998 und 1999) spielen Unternehmen der T reuhandan­
stalt im Rahmen der sachsen-anhal t in ischen Sanierungs- und Konsol id ierungs­
politik fast keine Rolle mehr. Dagegen geraten in jüngster Zei t immer mehr 
neugegründete Betr iebe aus der gewerbl ichen Wirtschaft in Schwier igkei ten 
und nehmen sowohl beratende Hilfe der Task Force als auch Sanierungs- und 
Konsol idierungshi l fen in Anspruch (vgl. H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999c). Im 
Vergleich zu 1995 konstat iert die Task Force, dass die Anf ragen von bedeut­
samen Unternehmen insgesamt zurückgegangen sind (Interview Task Force, 
Landesebene Sachsen-Anhal t 1999 und 2000). 

Gleichzeit ig mit der Reduzierung der Anf ragen an die Task Force auf der e inen 
und mit den Veränderungen in Bezug auf das Klientel auf der anderen Seite 
haben sich nach Auskunf t der Task Force auch die Ursachen, die das Unter­
nehmen in die Not lage manövr ier t haben, etwas gewandel t . Zwar s ind nach wie 
vor Managementdef iz i te und -fehler sowie Eigenkapi ta lschwäche die Hauptur­
sachen für die betr iebswirtschaft l ichen Kr isen. Die betr iebswirtschaft l ichen 
Fehlentwicklungen sind aber in ihrer Dimension durchweg komplexer gewor­
den . Anfangs konnten die Berater der Task Force sehr leicht und schnel l 
feststel len, welche Fehler zu der betr iebswirtschaft l ichen Krise geführt haben. 
Meist war der Manager bzw. der Geschäftsführer des not le idenden Unterneh-

1 5 8 Das Konsolidierungsdarlehen ist das einzige Programm in Sachsen-Anhalt, bei dem die 
Hausbank nicht ins eigene Obligo gehen muss (vgl. Kap. 4.2.2.1). 
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mens mit den marktwir tschaft l ichen Gegebenhei ten nicht vertraut. Mittlerweile 
haben sich aber verschiedene Fehlentscheidungen des Managements 
aufsummier t und über Jahre manifestiert. Nach Auskunf t der Vertreter der Task 
Force seien Fehlentscheidungen zum Teil erhebl ich von den Geschäftsführern 
verschleppt worden , was e ine schnel le Lösung erhebl ich erschwere (Interview 
Task Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 1999). 

Wei tere Veränderungen schmälern mitt lerweile die Mögl ichkei ten der Task 
Force, e inem Betr ieb zu hel fen: Die strenge EU-Reglement ierung war in der 
Anfangsphase der Existenz der Task Force noch nicht gegeben. Prinzipiell 
s tand die Europäische Union den Ost ländern bis ca. 1995/6 in Bezug auf die 
Beihi l fekontrol le eher wohlwol lend gegenüber. Erst mit der Neuauf lage der EU-
Richtl inien für Unternehmen in Schwier igkeiten Anfang 1999 wird die Beihi l fen­
kontrol le in Ostdeutschland ähnl ich restriktiv wie in den alten Bundesländen und 
in den rest l ichen EU-Staaten gehandhabt (vgl. Kapitel 3 . 1 . und Interview Task 
Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 1999). 

Darüber hinaus hat sich im Zeitverlauf auch die Zusammenarbe i t von Task 
Force-Beratern und der Bundesansta l t für verein igungsbedingte Sonderaufga­
ben verändert . In der Anfangszei t , in der hauptsächl ich Treuhandunternehmen 
die Task Force um Rat ersuchten, fühlte sich die Bundesanstal t für eine 
Prob lemlösung mitverantwort l ich und kooperierte intensiv mit der Task Force. 
Sei tdem immer weniger Treuhandbetr iebe exist ieren und seit die Kompetenz 
der Bundesansta l t für verein igungsbedingte Sonderaufgaben seitens des 
Bundes auf ein M in imum reduziert worden ist, gibt es keinen intensiven Kontakt 
zwischen d iesen beiden Insti tut ionen mehr. War das anfängl iche Verhältnis 
noch wegen des häuf igen Kontaktes als kooperat iv und problemorientiert zu 
charakter is ieren, so ist es mitt lerweile abgekühl t (Interview Task Force, 
Landesebene Sachsen-Anhal t 1996 und 1999). Die Bundesanstal t für vereini­
gungsbedingte Sonderaufgaben ist z .B. nicht mehr bereit, derzeit anstehende 
T i lgungen von gewähr ten Dar lehen an ehemal ige Treuhandunternehmen für 
eine gewisse Ze i tspanne auszusetzen bzw. zu ver längern, obwohl das 
Unternehmen einen plausiblen und nachvol lz iehbaren Grund angibt. Sie 
handel t in e inem derart igen Fall sehr restriktiv und beruft sich auf die Regle­
ment ierungen der Europäischen Union. Die Bundesanstal t für vereinigungsbe­
dingte Sonderaufgaben verweist darauf, dass eine Beihilfe nur einmal ig gewährt 
werden darf. Jegl iche Ver längerung oder Stundung eines bestehenden 
Dar lehens der Treuhandansta l t ist nach ihren Aussagen als eine neue Beihilfe 
zu bewer ten (vgl. Kapitel 3.1 "One t ime, last t ime"- Prinzip) und somit regelwid­
rig ( Interview Task Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 1999). Nach Darstel­
lung der Gesprächspar tner wären ohne die guten Kontakte, die die Task Force-
Berater nach langjähr iger Zusammenarbe i t zu einzelnen Personen der 
Bundesansta l t für vere in igungsbedingte Sonderaufgaben aufgebaut habe, ein 
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derart iger Fall nicht mehr zu lösen und es würden sich keine Mögl ichkei ten 
ergeben, dem Unternehmen wei ter zu h e l f e n . 1 5 9 

Das Referat 31 "Grundsatzfragen der Mittelstandspolitik" in der Abteilung 3 

Im Gegensatz zur Task Force ist das Referat 31 eher ein Ansprechpar tner für 
kleine Kr isenf i rmen des Handwerks , des Handels und des Dienst le is tungsberei ­
ches. Diese Unternehmen haben in der Regel durchschnit t l ich 10 Beschäft igte 
(Interview Task Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 1 9 9 6 ) . 1 6 0 

Ähnl ich wie die Task Force berät das Referat 31 die not le idenden Betr iebe 
dieser Sparten über Mögl ichkei ten, Sanierungs- und Konsol id ierungsmit te l zu 
beantragen. Die Mitarbeiter des Referates 31 führen ähnl ich wie die Berater der 
Task Force zunächst eine Schwachste l lenanalyse in den Kr isenunternehmen 
durch, u m so mögl ichst schnel l festzustel len, we lche Prob leme vor l iegen und 
wie dem Betr ieb gehol fen werden kann bzw. ob es überhaupt noch Mögl ichkei ­
ten gibt, das ex is tenzbedrohte Unternehmen zu unterstützen. Da das Referat 
31 überwiegend nur kleinere Betr iebe betreut, s ind die Schwachste l lenanalyse 
und die Erstel lungen eines Förderkonzeptes bzw. die Erstel lung der Förderan­
träge nicht derart ig aufwendig und somit nicht ganz so zeit intensiv, w ie es bei 
der Task Force der Fall ist ( Interview Referat 3 1 , Landesebene Sachsen-Anhal t 
1999). Den kleinen Unternehmen kann entweder über den DtA-Runden Tisch 
(vgl. Kapitel 3.2.1.5) gehol fen werden oder die Mitarbeiter des Minister iums 
erarbeiten ein f inanziel les Lösungskonzept unter Zuh i l fenahme der angebote­
nen Konsol id ierungsprogramme für die Kr isenunternehmen. Es wird neben den 
Konsol idierungshi l fen im Rahmen von IMPULS 2000 auf Ausfa l lbürgschaf ten 
(vgl. Kapitel 4.2.1.2) zurückgegr i f fen. 

Das Referat 31 gibt überdies - genau wie die Berater der Task Force - im 
Bewi l l igungsausschuss Hintergrundinformat ionen über ein Kr isenunternehmen, 
dessen Förderantrag genehmigt werden sol l . Es ist aber nicht explizit v o m 
Wirtschaftsminister ium beauftragt worden, das Haus zu beraten, ob das 
Unternehmen sanierungsfähig ist oder nicht. Die beantragte Fördersumme 
eines kleinen Betr iebes liegt generel l weit unter einer beantragten S u m m e eines 
größeren - als regional bedeutsam eingestuften - Unternehmens. Daher braucht 
sich das Wir tschaf tsminister ium in d iesen Fäl len nicht g le ichermaßen abzus i ­
chern. Ein f inanziel ler Ausfal l d ieser Größenordnung würde generel l nicht so 

159 "Durch die langjährige intensive Arbeit der Task Force hat sich mittlerweile ein Personen­
netzwerk aus Insolvenzverwaltern, Gewerkschaftsvertretern und -Vertreterinnen, Betriebs­
räten, Politikern und Politikerinnen sowie Vertretern der Bundesanstalt für vereinigungsbe­
dingte Sonderaufgaben gebildet, auf das in akuten Fällen zurückgegriffen werden kann 
und manche bürokratischen Wege verkürzt." (HOCHMUTH/ZIEGLER 1999a: 49) 

1 6 0 Einschränkend muss an dieser Stelle erwähnt werden, dass die Zuständigkeit für die 
unterschiedlichen Zielgruppen zwischen Referat 31 und Task Force zwar formal geregelt 
erscheint, aber es praktisch immer wieder Kompetenzabgrenzungen gibt So kann z.B. 
auch ein Handwerksbetrieb mit 18 Beschäftigten durchaus als regional bedeutsam einge­
schätzt werden. Formal würde dieser Betrieb vom Referat 31 betreut, aber aufgrund seiner 
regionalen Bedeutung könnte er ebenfalls von der Task Force übernommen werden. Die 
Grenzen sind hier nicht eindeutig definiert. 
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hoch zu Buche sch lagen, wie ein Ausfal l e ines F inanzvolumens, das für ein 
über die Task Force betreutes Industr ieunternehmen zur Ver fügung gestellt 
werden müsste (Interview Task Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 1999). 

Das betreute Kl ientel des Referates 31 hat sich nicht derart verändert , wie es 
bei der Task Force zu beobachten ist: Seit jeher betreut es überwiegend 
kleinere Unternehmen aus den oben angeführten Wir tschaf tszweigen. Die 
stärkere Reglement ierung der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik durch die 
Europäische Union hat dagegen auch das Referat 31 verspürt (vgl. ebd.). 

4.2.2.2 Die Prognos G m b H 

Die Prognos G m b H ist ein Beratungsunternehmen, das bundeswei t tätig ist und 
in den e inzelnen Bundesländern über Nieder lassungen verfügt. Seit 1996 
existiert auch eine Einr ichtung in Magdeburg. Mit dem Runder lass des 
Wir tschaf tsminister iums des Landes Sachsen-Anhal t vom 15.1.1996 ist die 
Prognos G m b H Magdeburg als Projektträger für das "Beratungsprogramm für 
kleine und mitt lere Unternehmen" im Rahmen des IMPULS 2000 beauftragt 
w o r d e n . 1 6 1 Als Projektträger und -Organisator hat es mehrere Aufgaben für das 
Wir tschaftsminister ium übernommen: Zunächst ist es für die gesamte finanzielle 
Abwick lung des Beratungsprogramms zuständig und ist überdies damit betraut, 
die Anträge daraufh in zu überprüfen, ob die Fördervoraussetzungen für das 
Programm gegeben sind (vgl. Kapitel 4.2.1.1). 

Eine wei tere wesent l iche Aufgabe besteht dar in , dem über das "Beratungspro­
g ramm für kleine und mitt lere Unternehmen" geförderten Betr ieb e inen für sein 
speziel les Prob lem ausgewiesenen Berater bzw. eine Berater in zu vermit­
t e l n . 1 6 2 In d iesem Zusammenhang wähl t die Prognos GmbH in Abs t immung mit 
dem ex is tenzbedrohten Unternehmen aus den im Rahmen des Beratungspro­
g ramms zur Ver fügung stehenden Beratungsmodulen aus. Der Projektträger 
legt je nach spezi f ischer Problemlage des Kr isenunternehmens fest, welche 

1 6 1 Die Prognos GmbH ist vom Wirtschaftsministerium bis einschließlich 2000 als Projektträger 
für das Beratungsprogramm eingesetzt worden. Danach wird das Wirtschaftsministerium 
diese Aufgabe neu ausschreiben. Nach Auskunft des Wirtschaftsministeriums geht man 
davon aus, dass Prognos GmbH aufgrund der Erfahrungen, die sie mit diesem Programm 
in den letzten Jahren sammeln konnte, auch über das Jahr 2000 hinaus Projektträger 
bleiben wird (Interview Task Force Landesebene 2000). 

1 6 2 "Der Projektträger soll die Gewähr bieten für 
• die sorgfältige Auswahl der zu beratenden Unternehmen, auch unter dem Gesichts­

punkt der Erforderlichkeit der Maßnahme, 
• die sorgfältige Auswahl der qualifizierten Beraterinnen und Berater, die auch über die 

Erfahrungen und Kenntnisse bezüglich der jeweils betroffenen Branche verfügen müs­
sen, 

• die zügige Vorbereitung und Abwicklung der Maßnahmen, 
• die flächendeckende Umsetzung der Beratungsleistungen, 
• die Einhaltung der haushaltsrechtlichen Grundsätze." (Richtlinie über die Gewährung 

von Zuwendungen für Beratungsleistungen an mittelständische Unternehmen vom 
15.1.1996: Punkt 4) 
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Beratungsphasen, we lche Beratungsformen und welcher Bera tungsumfang für 
das Unternehmen gewähl t werden soll (vgl. Prognos o. J . und Kapi tel 4.2.1.1) . 

Für die Auswahl e ines geeigneten Beraters kann die Prognos G m b H mittler­
wei le auf einen e igens aufgebauten Beraterpool zurückgrei fen. Dieser Pool wird 
in Form einer Datenbank über verschiedene in Sachsen-Anhal t arbei tende 
Berater geführt. In d ieser Datenbank werden Informat ionen über d ie jewei l igen 
Berater und Berater innen gespeichert : Neben der Adresse s ind dar in im 
wesent l ichen Daten über Qual i f ikat ion, bisherige Tät igkei ten im Rahmen von 
betrieblicher Konsol id ierung und Sanierung, Branchenkenntn isse, etc. gespe i ­
chert (Interview Task Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 1996 und 1999). 

Die Landesregierung wol l te mit der Einr ichtung des Bera tungsprogramms und 
der gleichzeit igen Benennung von Prognos als Projektträger für d ieses 
Programm dem zu d iesem Zei tpunkt bereits bekannten Hauptgrund für 
Insolvenzen - den Managementdef iz i ten - Rechnung t ragen. V o n An fang an 
konnte das sachsen-anhal t in ische Wir tschaftsminister ium die Gewährung der 
Konsol idierungsmittel an ein Coaching koppeln. Nach Aussagen des Wir t ­
schaftsminister iums werden die Beratungsmodule Coaching/Moderat ion sowie 
umfassende Beratung nur durchgeführt , w e n n das Landesförder inst i tut bzw. der 
Konsol id ierungsausschuss die Erforderl ichkeit der Beratung festgestel l t haben 
und ein Konsol id ierungsdar lehen gewährt worden ist (vgl. Aus führungen über 
das Beratungsprogramm in Kapitel 4.2.2.1). Gleichzeit ig kann das Wir tschaf ts­
minister ium über die Prognos G m b H den Einsatz der Konsol id ierungsmit te l 
kontrol l ieren. Das Wir tschaftsminister ium erhielt über den Projektträger, der im 
engen Kontakt mit dem Coacher im Kr isenunternehmen steht, Rückme ldungen , 
ob das Konsol id ierungs- und Sanierungskonzept greift. Damit soll gewähr le is tet 
sein, dass etwaige Fehlentwick lungen in den zu konsol id ierenden Unternehmen 
von den Beratern relativ schnel l erkannt und entsprechende G e g e n m a ß n a h m e n 
eingeleitet werden können (Interview Task Force, Landesebene Sachsen-
Anhal t 1999). 

4 .2.2.3 Die G S A - G r u n d s t ü c k s f o n d s S a c h s e n - A n h a l t G m b H 

Die GSA-Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H wurde 1995 mit e inem 
Finanzvolumen von 20 Mio. D M aus dem Konsol id ierungsprogramm IMPULS 
2000 auf Initiative des Wir tschaftsminister iums als L iegenschaftsgesel lschaft 
gegründet. Sie ist e ine 1 0 0 % Tochter der Landesentwick lungsgesel lschaf t von 
No rd rhe in -Wes t f a l en 1 6 3 ( Interview GSA-Grundstücksfonds, Landesebene 

1 6 3 Diese Rechtsform wurde aus einem wesentlichen Grund gewählt: So kann auch auf 
Fördertöpfe - wie bestimmte europäische Mittel - zurückgegriffen werden, die z.B. einer 
Landesgesellschaft verwehrt bleiben. Die Grundstücksfonds Sachsen-Anhalt GmbH ar­
beitet mit dieser Rechtskonstellation "nur" im Treuhandauftrag für das Land Sachsen-
Anhalt (vgl. HOCHMUTH/ZIEGLER 1999c: 68). Nordrhein-Westfalen sammelte bereits im 
Rahmen der Umstrukturierung des Kohlebergbaus erhebliche Erfahrungen mit derartigen 
Liegenschaftsgesellschaften. Sowohl Struktur als auch die Zielsetzung übernahm daher 
die Grundstücksfonds Sachsen-Anhalt GmbH von den westfälischen "Vorbildern". 
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Sachsen-Anhal t G m b H , 1999). Sie hat im wesent l ichen die Aufgabe, Betr iebs­
stätte mit Masch inen etc. und Flächen eines bereits insolventen ( Insolvenzan­
trag ist meist schon gestell t) Kr isenunternehmens zu kaufen, und damit den 
bestehenden Liquidi tätsengpass zu überbrücken. So soll vor a l lem ein Zeitpuf­
fer geschaf fen werden , um mit Hilfe eines Mitarbeiters des Grundstücksfonds 
Sachsen-Anhal t G m b H oder e ines Insolvenzverwalters nach Sanierungsmög­
l ichkeiten für das Unternehmen in Schwier igkei ten zu suchen. Die GSA-
Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H spielt damit als letztes Glied in der 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik des Landes Sachsen-Anhal t eine 
wicht ige Rol le. Mit ihrer Einr ichtung hat die für das Polit ikfeld Sanierungs- und 
Konsol id ierungspol i t ik verantwort l iche Landesregierung das Signal gesetzt, 
dass es u.a. auch die Insolvenz e ines Betr iebes als eine - und zwar als die 
"härteste", aber u.U. wirkungsvol lste - Form (Interview GSA-Grundstücksfonds, 
Landesebene Sachsen-Anhal t G m b H , 1999) der Konsol id ierung und Sanierung 
ansieht (vgl. auch H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999c: 81). 

Die GSA-Grundstücks fonds Sachsen-Anhal t G m b H arbeitet im Detail fo lgen­
de rmaßen : Sie kauft die gesamte Betr iebsstätte eines Kr isenunternehmen auf. 
In der Regel kann sie unter d iesen Umständen die Flächen, die Gebäude und 
deren gesamtes Inventar zu e inem relativ günst igen Preis erwerben. Nach 
Aussagen eines Vertreters der GSA-Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t GmbH 
läge dieser Preis erhebl ich unter d e m Marktwert . Die gesamte Betriebsstätte 
oder nur Tei le werden dann von der GSA-Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t 
G m b H an eine andere Gesel lschaft z u m gleichen bzw. zu e inem leicht erhöhten 
Preis wei terverkauft . Diese "neue" Gesel lschaft ist in der Regel eine Auffangge­
s e l l s c h a f t 1 6 4 , die aus dem insolventen Unternehmen hervorgegangen ist. 
Vertragl ich wird geregelt , dass die neuen Gesel lschaft den Kaufpreis erst nach 
3-5 Jahren bezahlt , zwischenzei t l ich aber die Betr iebsstätte nutzen kann. Für 
die Zeit zwischen Nutzungsbeginn und endgült igen Erwerb der Betriebsstätte 
wird ein Stundungsentgel t in Höhe von derzeit ca. 6 % des Kaufpreises pro Jahr 
vereinbart . Die Höhe des Stundungsentgel tes entspricht ungefähr der Höhe 
einer or tsübl ichen Betr iebsstät tenpacht. Dieses Entgelt bezahlt die Auf fangge­
sel lschaft an die GSA-Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H sowohl als 
Miete/Pacht für die Betr iebsstätte, als auch als "Leihgebühr" bzw. als Z insen für 
den für e inen begrenzten Zei t raum "gestundeten" Kaufpreis. Die GSA-
Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H übern immt damit auch Funkt ionen 
einer Bank, denn sie "verleiht" für eine begrenzte Zeit der Auffanggesel lschaft 
das d e m Kaufpreis entsprechende Kapital (ebd.). 

1 6 4 Vgl. hierzu insbesondere Kapitel 4.2.1.3: Ganz allgemein werden bei Auffanggesellschaf­
ten die gesunden Bereiche des bedrohten Unternehmens in eine neue Gesellschaft mit 
neuer Geschäftsführung und anderer Gesellschaftsform sowie anderen Gesellschaftern 
transferiert. Gleichzeitig wird dabei bspw. die Produktpalette reduziert oder die Produktion 
eines Gutes erheblich erhöht. Die verlustbringenden Bereiche des Krisenunternehmens 
werden dagegen eingestellt bzw. aufgelöst. Generell werden bei Gründung einer Auffang­
gesellschaft ein Teil der ehemaligen Belegschaft entweder arbeitslos, frühverrentet oder 
über arbeitsmarktpolitische Instrumente für eine begrenzte Zeit "aufgefangen". 
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Die Auffanggesel lschaft bzw. die neu gegründete Gesel lschaft arbei tet somit 
unter sehr günst igen Bed ingungen: Einerseits muss sie relativ ger inge Kosten 
für die Benutzung von Gebäuden und insbesondere für die Masch inen t ragen. 
Zum anderen hat sie die Mögl ichkei t e ine Betr iebsstätte zu e inem ihr frühzeit ig 
bekannten und dadurch einkalkul ierbaren Preis mit relativ günst igen Kondi t io­
nen zu erwerben, nachdem sie s ich am Markt etabl ieren und posi t ionieren 
konnte. Neben d e m Stundungsentgel t hat sie keine zusätz l ichen Kosten , w ie 
z.B. Z inszahlungen, die anfal len würden , wenn sie über e ine Bank den 
Kaufpreis f inanziert hätte. 

Grundsätzl ich schal tet s ich die GSA-Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H 
in die Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik des Landes erst e in , w e n n sie 
vom Wirtschaftsminister ium beauftragt wi rd. Sie erhält zunächs t al le d e m 
Wirtschaftsminister ium zur Ver fügung s tehenden Informat ionen und Mater ia l ien 
über das Unternehmen - wie geschei ter ter Konsol id ierungsantrag und miss lun­
genes Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept , Unternehmensb i lanzen, etc. 
Mit Hilfe dieser Informat ionen gewinnt die GSA-Grundstücks fonds Sachsen-
Anhal t G m b H einen ersten Eindruck über die betr iebswirtschaft l ichen Gege ­
benheiten des von Insolvenz bedrohten bzw. bereits insolventen Unterneh­
mens. Des Wei teren erkundigt s ich ein Vertreter der GSA-Grundstücks fonds 
Sachsen-Anhal t G m b H in der Regel vor Ort in Gesprächen mit Geschäf ts führer 
und Mitarbeitern über das Unternehmen. Nach Aussagen der GSA-
Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H bekäme man durch eine Begehung 
des Betr iebes e inen entscheidenden Einblick über die vorher rschenden 
Betr iebsverhältnisse und den Zustand der Maschinen, Gebäude und Flächen 
(ebd.). 

4.2.2.4 Das Landesförderinst i tut 

Jedes Bundesland hat als Geschäf tsbesorger in ein Landesförder inst i tut 
eingerichtet. Generel l ist es eine Körperschaft des öffent l ichen Rechts und 
fungiert als Dienstleister für das Land . Das Landesförderinst i tut übt einersei ts 
verschiedene Finanzdienst le istungen für das jewei l ige Bundes land aus und 
versteht sich anderersei ts als Berater und Ansprechpar tner in al len Förderfra­
gen der Wohnungsbauförderung und der Wir tschaf tsförderung a l lgemein. "Das 
Landesförderinstitut Sachsen-Anhalt ist ein rechtlich unselbständiger Ge­
schäftsbereich der "Norddeutschen Landesbank, Girozentrale Mitteldeutsche 
Landesbank", in seiner Aufgabenstellung jedoch selbständig, betriebswirt­
schaftlich, organisatorisch und personell von den übrigen Geschäftsbereichen 
getrennt. Seine Aufgaben führt das Landesförderinstitut wettbewerbsneutral 
durch."(Landesförderinstitut Sachsen-Anhal t 1998: 5) 

Im Rahmen der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik des Landes Sachsen-
Anhal t übern immt das Landesförderinst i tut die technische Abwick lung der 
Anträge u.a. auf ein Konsol id ierungsdar lehen ( IMPULS 2000, vg l . 4.2.1.1) . Es 
ist zum einen für die Antragsbearbei tung und für die Abrechnung der Förder­
maßnahmen einschl ießl ich der Verwendungsnachweisprü fung zuständ ig . Z u m 
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anderen verwaltet das Landesförderinst i tut t reuhänder isch die für das Konsol i-
d ierungsdar lehen zur Ver fügung stehenden Mittel (vgl. Landesförderinst i tut 
Sachsen-Anhal t 1998: 5). 

Nach Aussagen des Wirtschaftsminister iums prüft das Landesförderinst i tut bei 
Antragste l lung auf ein Konsol id ierungsdar lehen, ob alle notwendigen Unterla­
gen von d e m Unternehmen in Schwier igkeiten eingereicht wurden . Der Antrag 
wird v o m Landesförderinst i tut dann in e inem wei teren Schritt der PwC Deutsche 
Revis ion oder e inem anderen Sachverständigen (vgl. Kapitel 4.2.2.7) zur 
Begutachtung vorgelegt. Gleichzeit ig beurteilt auch das Landesförderinst i tut 
den Ant rag . Beide Ste l lungnahmen gehen dann an den Konsol id ierungsaus­
schuss des Wir tschaf tsminister iums, der letztlich die Entscheidung für oder 
gegen e ine Förderung fällt ( Interview Task Force, Landesebene Sachsen-
Anhal t 1999). 

4.2.2.5 Die Bürgschaftsbank Sachsen-Anhalt 

In al len Bundesländern gibt es Bürgschaf tsbanken. Sie sind in den einzelnen 
Ländern alle mit den selben Aufgaben betraut und verstehen sich generel l "als 
Selbsthi l feeinr ichtung der privaten Wirtschaft". Aufgabe der Bürgschaftsbank im 
Bereich der Konsol id ierung und Sanierung von Unternehmen ist es, Bürg­
schaften für Vorhaben - z .B. Invest i t ionsvorhaben - gegenüber Hausbanken 
abzus ichern, die über keine bankübl ichen Sicherheiten ver fügen. Generel l gilt, 
dass bei einer Bürgschaf tsübernahme nur betr iebswirtschaft l iche Gesichts­
punkte aussch laggebend s ind. Es werden fehlende Sicherhei ten, nicht jedoch 
mange lnde Rentabil i tät besichert. Bürgschaften können daher nicht generel l als 
Liquidi tätshi l feinstrument angesehen werden (vgl. Bürgschaftsbank Sachsen-
Anhal t , Geschäftsber icht verschiedene Jahrgänge). 

Die Bürgschaf ten sind über die Hausbank bei der zuständigen Landes-
Bürgschaf tsbank zu beantragen. In den Genuss der Bürgschaften kommen 
Betr iebe des pr ivaten gewerbl ichen Mit telstandes, insbesondere gehören dazu 
Handwerk, Hande l , Kleinindustr ie, Gaststät ten- und Dienst leistungsgewerbe 
sowie Freie Berufe (vgl. ebd.) . Die e ingeräumten Bürgschaften decken max. 
8 0 % des Ausfal ls ab. Die Bürgschaften dürfen nicht mehr als 1,5 Mio. DM 
(Höchstbetrag) betragen und die Laufzeit der verbürgten Kredite beträgt 
max imal 15 Jahren (bei Bauvorhaben maximal 23 Jahre) (vgl. ebd.) . 

4.2.2.6 Die Mittelständische Betei l igungsgesellschaft und die Wagnis ­
betei l igungsgesel lschaft Sachsen-Anhalt m b H 

Die Mit te lständische Betei l igungsgesel lschaft Sachsen-Anhal t ist 1992 genau 
wie die Bürgschaf tsbank als Selbsthi l feeinrichtung der Wirtschaft eingerichtet 
worden und hat d ie Aufgabe, sich an mit telständischen Unternehmen zu 
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b e t e i l i g e n . 1 6 5 Im Rahmen der sachsen-anhal t in ischen San ierungs- und 
Konsol idierungspol i t ik spielt aber nur die Wagnisbete i l igungsgesel lschaf t e ine 
Rolle. Die mit telständische Betei l igungsgesel lschaft hat dagegen im wesent l i ­
chen die "Aufgabe und Zielsetzung durch Zuführung von Beteiligungskapital 
zu günstigen Konditionen die Nachteile auszugleichen, die für kleine und 
mittlere Unternehmen im Mechanismus des Kapitalmarktes begründet sind." 
(Mit telständischen Betei l igungsgesel lschaft von Sachsen-Anhal t 1998: 40) Sie 
stellt a lso insbesondere kleinen und mitt leren zukunftsträcht igen Wachs tums­
betr ieben mit L iquid i tätsengpässen Kapital in Form von sti l len Betei l igungen zur 
Ver fügung. 

1996 wurde die Wagnisbetei l igungsgesel lschaf t Sachsen-Anhal t m b H als 100% 
Tochter der Mit te lständischen Betei l igungsgesel lschaft gegründet . Sie ist vom 
Land beauftragt worden , die Konsol id ierungsbetei l igung des Förderprogramms 
IMPULS 2000 zu verwal ten (vgl. 4.2.1.1). Außerdem ist d ie Wagnisbete i l i ­
gungsgesel lschaft sowohl für die Antragsmodal i tä ten d ieses Programms 
zuständig, als auch mit der Antragsbearbei tung und der Abrechnung der 
Fördermaßnahmen einschl ießl ich der Verwendungsnachweisprü fung betraut 
worden. Die letztendliche Entscheidung, ob eine Konsol id ierungsbetei l igung 
e ingegangen wi rd , trifft der Betei l igungsgeber immer selbst. Die Wagnisbete i l i ­
gungsgesel lschaft trifft also nur dann die Entscheidung, w e n n sie auch selbst 
die Betei l igung eingeht. 

4.2.2.7 Die PwC Deutsche Revision 

Die PwC Deutsche Revision ist e ine überregionaltät ige Wir tschaf tsprüfungsge­
sellschaft und verfügt in j edem Bundes land über mindestens e ine Nieder las­
sung. Sie ist eine Akt iengesel lschaft , die sich 1998/99 aus d e m Z u s a m m e n ­
schluß von C&L Deutsche Revis ion und Pr iceWaterhouse e rgeben hat. Die 
PwC Deutsche Revision ist recht l iches Mitgl ied des Verbundes Pr iceWaterhou-
seCoopers International, einer führenden international tät igen Unternehmens-

1 6 5 Seit Anfang 1990 existiert ein Dachverband der Beteiligungsgesellschaften: Bundesver­
band deutscher Kapitalbeteiligungsgesellschaften - German Venture Capital Association 
e.V. (BVK). Dieser unterteilt die Formen von Beteiligungsgesellschaften in vier Gruppen: 1. 
Universalbeteiligungsgesellschaft: Sie bieten alle Beteiligungsmöglichkeiten aus einer 
Hand und unter einem Dach an. Träger sind insbesondere Banken, Sparkassen und Versi­
cherungen. 2. öffentlich geförderte Kapitalbeteiligungsgesellschaft: Sie sind Selbsthilfeein­
richtungen der Wirtschaft der einzelnen Länder, die sich durch ein Refinanzierungspro-
gramm der KfW, durch die Bürgschaftsbanken der Länder und durch Fördermittel der 
Länder finanzieren. Sie gehen in der Regel stille Beteiligungen ein und fördern vor allem 
kleine und mittlere Unternehmen. 3. Venture-Capital-Gesellschaft: Sie unterstützt vorwie­
gend innovative und wachsende Unternehmen in der Gründungsphase. Sie werden von 
Banken und Industrieunternehmen getragen. Und 4. Unternehmensbeteiligungsgesell­
schaft nach UBGG: Diese Beteiligungsgesellschaften unterliegen dem Gesetz über Unter­
nehmensbeteiligungsgesellschaften (UBGG) von 1986. Es schreibt den Gesellschaften 
Anlagegrenzen, Kreditbegrenzungen und Finanzierungsformen vor. Sie treten dann in 
Erscheinung, wenn es um Wachstumsfinanzierungen, MBO-Konzepte, Spin-offs und 
Brückenfinanzierungen bis zur Börseneinführung geht (vgl. BRUCH-
KRUMBEIN/HOCHMUTH/ ZIEGLER 1996a: 38ff). 
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beratung. Sie ist die Dachgesel lschaft unter der ein breites Dienst leistungs­
spekt rum von der Wir tschaf tsprüfung über die Unternehmensberatung, der 
Steuer- und Rechtsberatung bis zur Corporate Finance und Human-Ressource-
Beratung angeboten w i r d . 1 6 6 

Im Rahmen der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik in Sachsen-Anhal t ist 
die PwC Deutsche Revis ion mit der Nieder lassung in Magdeburg u.a. für die 
Wir tschaf tsprüfung der Ant räge auf ein Konsol id ierungsdar lehen betraut und ist 
des Wei teren für die Erarbei tung der Ste l lungnahmen der im Rahmen von 
Landesbürgschaf ten vorzu legenden Sanierungs- und Konsol id ierungskonzepte 
zuständig (vgl. H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999c: Anhang) . 

4.2.3 Förderergebnisse der Sanierungs- und Konsolidierungspoii t ik 

Dieses Kapitel trägt die Förderergebnisse der oben identif izierten Instrumente 
und Akteure der sachsen-anhal t in ischen Sanierungs- und Konsolidierungspoli t ik 
z u s a m m e n . Sie lassen sich anhand von Daten über die Fördervolumina, die 
Anzahl der gewähr ten Kredite und der damit gesicherten Arbeitsplätze auf 
Landkre isebene herausstel len. Insbesondere mit Hilfe des daraus result ieren­
den räuml ichen Verte i lungsmusters der gewährten Hilfen können einige 
(vorsichtige) Rückschlüsse auf eine (räumlich differenzierte) Entwicklung 
gezogen w e r d e n . 1 6 7 

Nach Angaben des Wir tschaftsminister iums suchten allein bis Ende 1996 420 
Unternehmen bei der Task Force Hilfe. Durchschnit t l ich werden in der Regel ca. 
5 0 % aller e ingereichten Anträge bewill igt. In den Jahren 1997 bis 2000 wurden 
insgesamt 240 Ant räge von Unternehmen positiv beschieden. Seit Anfang 1999 
sind die Anf ragen drast isch zurückgegangen (Interview Task Force, Landes­
ebene Sachsen-Anhal t 1996 und 1999). Nach Auskunf t eines Vertreters der 

1 6 6 Die speziellen Dienstleistungen der PwC Deutschen Revision werden über die Unterneh­
mensberatung GmbH, die Corporate Finance Beratung GmbH, die Umweltberatung 
GmbH, die WIBERA AG (Kommunale Beratung), die Veltins Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH und über die Schultze & Braun GmbH (Insolvenzberatung) getätigt. 
Insgesamt arbeiten bei PwC Deutsche Revision 8.700 Mitarbeiter an über 40 Standorten in 
Deutschland. Sie beschäftigt eine Vielzahl von Mitarbeiterinnen wie z.B. Wirtschaftsprüfer, 
Rechtsanwälte, Steuer- und Unternehmensberater, Umweltprüfer, Ingenieure, Bautechni­
ker, Immobilienfachleute, Insolvenzspezialisten, Naturwissenschaftler, Versicherungsex­
perten etc (vgl. P W C Deutsche Revision o. J: 3ff). 

1 6 7 Sowohl das Landesförderinstitut als auch die Bürgschaftsbank in Sachsen-Anhalt haben 
mir statistisches Material über die Fördervolumina der einzelnen Programme auf Landkrei­
sebene zur Verfügung gestellt. Das Landesförderinstitut schlüsselte mir die landkreisbezo­
genen Daten nicht nach Wirtschaftszweigen bzw. -branchen auf. Dagegen erhielt ich von 
der Bürgschaftsbank Sachsen-Anhalt die Angaben differenziert nach Landkreisen und 
Wirtschaftszweigen. Unternehmensbezogene Daten wurden mir aufgrund datenschutz­
rechtlicher Gründe von diesen beiden Institutionen verwehrt. Die Grundstücksfonds Sach­
sen-Anhalt GmbH stellte mir Daten über die Lage des Projektes, deren Grundstücksgröße 
und der damit gesicherten Arbeitsplätze zur Verfügung. Angaben über die vergebenen 
weichen Instrumente - wie Beratungsprogramm im Rahmen von IMPULS 2000 - wurden 
mir nicht gemacht. Aufgrund dieser eingeschränkten Datenlage konnte in diesem Kapitel 
kein umfassendes Bild über die Förderergebnisse der Sanierungs- und Konsolidierungspo­
litik sowie deren Wirksamkeit entstehen. 
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Task Force sei dieser Rückgang dami t zu erk lären, dass es in Sachsen-Anhal t 
nur noch wenige Industr iebetr iebe gibt. Die "schwachen" Betr iebe sind 
entweder bereits dem Marktberein igungsprozess z u m Opfer gefa l len, oder 
haben sich (mit Hilfe der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik) a m Markt 
etabl ieren können (Interview Task Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 
1 9 9 9 ) . 1 6 8 

Diese Angaben werden in den Tät igkei tsber ichten des Landesförder inst i tutes 
bestätigt. In der Tabel le 4-15 wird deut l ich, dass insgesamt die Anzah l der 1995 
und 1996 vergebenen Konsol id ierungshi l fen im Rahmen von IMPULS 2000 
erhebl ich höher waren als in den darauf fo lgenden Jahren. 

Aus der Tabel le 4-15 ist auch die Entwicklung des Kredi tvo lumens bzw. der 
durchschnitt l ich gewähr ten Dar lehenssummen bei den Konsol id ierungshi l fen im 
Rahmen von IMPULS 2000 abzu lesen. Lag das Kredi tvo lumen bei Dar lehen 
1995 noch bei fast 200 Mio. D M , so liegt es im Jahr 2000 "nur" noch bei ca. 14 
Mio. DM. Auffäll ig dabei ist, dass die gewähr te durchschni t t l iche S u m m e bei 
Dar lehen im Jahr 1996 noch bei 670.000 DM lag, und dann in den drei 
nachfolgenden Jahren um die Hälfte ger inger ausf iel . Erst 1999 und 2000 
wurden den Unternehmen durchschnit t l ich wieder ca. 500.000 D M bewil l igt. Ein 
Grund für d iesen erhebl ichen Anst ieg könnte in der Veränderung der Vergabe­
praxis l iegen. Die Vermutung liegt nahe, dass nunmehr vor a l lem wirtschaft l ich 
stabilere und umsatzstärkere Unternehmen mit entsprechend höheren 
Finanzierungsbedürfnissen unterstützt werden (vgl. Minister ium für Wir tschaft 
und Technologie des Landes Sachsen-Anhal t 1999: 23f). 

Interessant ist die Entwicklung auch bei den Betei l igungen des Konsol id ie­
rungsprogramms IMPULS 2000. Hier ist ein stetiger Anst ieg des gewähr ten 
Kredi tvolumens an die Kr isenunternehmen zu verze ichnen. Die S u m m e liegt 
zudem auch erhebl ich höher als bei den Dar lehen. Dies könnte ebenfal ls darauf 
h inweisen, dass insbesondere Wachstumsbet r iebe mit feh lenden Sicherhei ten 
oder mit mangelhaf tem Eigenkapital im Rahmen der Sanierungs- und Konsol i ­
dierungspolit ik unterstützt werden . Sie ver fügen insgesamt über e inen höheren 
Finanzbedarf, als Betr iebe die in L iquidi tätsengpässen s tecken und Investit io­
nen nicht beabsicht igen (vgl. auch Ausführungen in Kapitel 2.1). 

1 6 8 In den ersten Jahren bediente sich die Task Force zusätzlich externer Gutachter, um die 
Vielzahl der Anträge zu bewältigen. Diese externen Gutachter führten die Schwachstellen­
analyse durch und zeigten den Beratern der Task Force auf, welche Probleme in dem 
notleidenden Betrieben auszumachen waren. Eine sinnvolle Lösung wurde dann aber von 
den Beratern der Task Force selbst erarbeitet. Aufgrund der Reduzierung der Anfragen 
nach Sanierungs- und Konsolidierungshilfen werden die Schwachstellenanalysen von den 
vier Beratern der Task Force bearbeitet (Interview Task Force, Landesebene Sachsen-
Anhalt 1996 und 1999). 

145 



Tab . 4 - 1 5 : F ö r d e r e r g e b n i s s e v o n IMPULS 2000 in S a c h s e n - A n h a l t 
( in M i o . D M , 1 9 9 5 - 2 0 0 0 ) 

Jahr Programm Anzahl der bew. 
Anträge 

Fördervolumina durchschn. 
Darlehenssumme 

1995 Darlehen 299 198,2 0,67 1995 

Beteiligung -
1995 

Gesamt 299 198,2 0,67 
1996 Darlehen 134 46,6 0,35 1996 

Beteiligung 55 40,1 0,73 
1996 

Gesamt 189 86,7 0,46 
1997 Darlehen 70 25,4 0,36 1997 

Beteiligung 19 15,5 0,81 
1997 

Gesamt 89 40,9 0,46 
1998 Darlehen 52 14,6 0,28 1998 

Beteiligung 17 22,8 1,3 
1998 

Gesamt 69 37,4 0,54 
1999 Darlehen 36 18,9 0,53 1999 

Beteiligung 16 18,5 1,16 
1999 

Gesamt 52 37,4 0,72 
2000 Darlehen 26 14,0 0,54 2000 

Beteiligung 4 5,1 1,28 
2000 

Gesamt 30 19,1 0,64 

Quelle: Landesförderinstitut Sachsen-Anhalt, Tätigkeitsbericht, verschiedene Jahrgänge und 
eigene Berechnungen 

Das Landesförder inst i tut begründet den dargestel l ten Rückgang des Antrags­
vo lumens und der Bewi l l igungssumme im Jahresbericht 1998 offiziell fo lgen­
de rmaßen : "Mögliche Ursachen für den Antragsrückgang sind insbesondere 
darin zu sehen, dass in den Vorjahren bereits eine Vielzahl von Unternehmen 
eine Förderung im Rahmen des Programmes erhalten hat und dass seitens der 
Hausbanken eine kritischere Vorprüfung der Anträge auf Erfüllung der Förder­
voraussetzungen erfolgt." (Landesförderinst i tut 1998: 30) Des weiteren gibt sie 
auch Auskunf t darüber, dass die Bestandsbearbei tung der Anträge im Gegen­
satz zum Ant ragse ingang immer mehr Raum in ihrer Arbei t e innimmt. Grund 
dafür sei die zunehmende Zahl an Stundungs- und Aussetzungsanträgen 
fäl l iger Z ins- und Ti lgungsle istungen. Das Landesförderinst i tut gibt für 1998 ein 
Dar lehensvo lumen von 154 Mio. DM der bewil l igten Dar lehenssumme an 
Sequestrat ions- bzw. Gesamtvol ls t reckungsverfahren an . Spr ich: 4 1 % der 
gewähr ten S u m m e n konnten von den Unternehmen nicht geti lgt werden. Diese 
Unternehmen haben trotz der Konsol idierungshi l fe im Rahmen des IMPULS 
2000-Programms Insolvenz angemeldet . Diese Angaben zeigen m.E. zumin­
dest ansatzweise, dass die praktizierte Sanierungs- und Konsol idierungspoli t ik 
nur in Tei len wi rksam ist, woraus sich ein Anpassungsbedar f des Instrumentari­
ums ergeben würde (vgl. Landesförderinst i tut 1997 und 1998). 

Ergänzende Informat ionen gibt Tabel le 4-16. 
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Tab . 4 - 1 6 : A n g a b e n ü b e r IMPULS 2000 in S a c h s e n - A n h a l t (1997 - 2000) 

Anzahl der Bewill igungen 240 

davon Darlehen 184 

davon Beteiligungen 56 

Volumen ins. in DM 134.835.750 

davon Darlehen 72.989.750 

davon Beteiligungen 61.846.000 

Geförderte Arbeitsplätze 9.668 

davon Darlehen 5.924 

davon Beteiligungen 3.744 

Durchschnittliche Fördersumme pro gesicherten Arbeitsplatz 13.946,6 

davon Darlehen 12.321,0 

davon Beteiligungen 16 518,7 

Quelle: Datenbank des Landesförderinstituts Sachsen-Anhalt 

In Sachsen-Anhal t konnten zwischen den Jahren 1997 bis 2000 mit Unterstüt­
zung von IMPULS 2000 insgesamt knapp 10.000 Arbei tsplätze gesichert 
werden. Davon entf ielen ca. zwei Drittel auf das Dar lehensprogramm. Interes­
sant ist außerdem, dass in Sachsen-Anhal t im Rahmen von IMPULS 2000 
durchschnitt l ich pro gesichertem Arbeitsplatz ca. 14.000 DM aufgewendet 
werden. 

Unter regionalwissenschaft l ichen Gesichtspunkten ist u.a. die räuml iche 
Vertei lung der Fördervolumen sowie die Vertei lung der gesicher ten Arbei tsplät­
ze von besonderem Interesse. Abbi ldung 4-17 schlüsselt d iese Kennzi f fern auf 
Landkreisebene a u f . 1 6 9 

Es zeigt sich ein Nord-Süd-Gefäl le: Zwischen 1997 und 2000 sind die meisten 
Fördergelder von IMPULS 2000 insbesondere in die nördl ichen Landkreise 
Al tmark-Salzwedel , Stendal , Ohrekreis, Jer ichower Land und außerdem in den 
Landkreis Wit tenberg sowie in die kreisfreie Stadt Magdeburg gef lossen. 
Dagegen sind besonders ger inge Fördervolumina in den Landkre isen Schöne­
beck, Anhalt-Zerbst und Merseburg-Querfur t zu verze ichnen. Gar keine 
Förderungen aus IMPULS 2000 f lössen in den Landkreis Weißenfe ls (vgl. auch 
die genauen Angaben in Tabel le A5 im Anhang) . 

Abbi ldung 4-17 zeigt außerdem einen direkten Zusammenhang zwischen dem 
Fördervolumen im Landkreis und der Anzahl der geförderten Arbei tsplätze. Je 
mehr Mittel in die Landkreise gef lossen s ind, desto mehr Arbei tsplätze sind 

Die Detailstrukturen der thematischen Karten zu den Förderergebnissen auf Landkreise­
bene sind aufgrund der Unterschiedlichkeit der zur Verfügung stehenden Daten in Sach­
sen-Anhalt und Brandenburg nicht identisch aufgebaut. 
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gesichert bzw. gefördert worden . Einzige Ausnahme bildet die kreisfreie Stadt 
Dessau, in der mit e inem Fördervolumen von "nur" 5,8 Mio. DM 665 Arbeits­
plätze gesichert wurden . Dagegen wurden im Landkreis Kothen mit annähe­
rungsweise der g le ichen Fördersumme lediglich 116 Arbei tsplätze gesichert. 

Ein Blick auf d ie Abbi ldung 4-18, die die Antei le der beiden zur Verfügung 
s tehenden Förderarten "Dar lehen und Betei l igung" im Programm IMPULS 2000 
a m Fördervo lumen darstellt, zeigt, dass insgesamt höhere Dar lehenssummen 
in den Landkre isen gewährt werden . Ledigl ich in einigen wen igen Landkreisen 
(Ohrekreis, Halberstadt, Kothen, Bitterfeld und Bernburg) übersteigt die 
Fördersumme der Betei l igungen die der Dar lehen. In den Landkreisen Merse­
burg-Querfurt , Sangerhausen, Schönebeck und Quedl inburg wurden bspw. 
ausschl ießl ich Dar lehen ausgereicht (vgl. auch die genauen Angaben in Tabel le 
A5 und A 6 im Anhang) . Das lässt darauf schl ießen, dass die Landesregierung 
die Förderart der Betei l igung eher (noch) vernachlässigt. Ein Grund dafür 
könnte u.a. dar in l iegen, dass das Risiko der Landesregierung bei Betei l igungen 
höher als bei Dar lehen ist: Bei einer Betei l igung besteht kein Anspruch auf eine 
feste Verz insung und auch kein vol lständiger Anspruch auf eine Rückzahlung 
des Kapitalbetrages (vgl. Ausführungen in Fußnote 34 und 157). 
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A b b . 4 -17 : F ö r d e r v o l u m i n a , A n z a h l d e r b e w i l l i g t e n A n t r ä g e u n d A n z a h l 
d e r g e f ö r d e r t e n A r b e i t s p l ä t z e v o n I M P U L S 2000 i n S a c h s e n -
A n h a l t (1997-2000) 
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A b b . 4 -18 : F ö r d e r v o l u m e n u n d A n t e i l de r Fö rde ra r t v o n IMPULS 2000 in 
S a c h s e n - A n h a l t (1997-2000) 

Altmark-Salzwedel 

Jcr ichower Land. 

Anhalt-Zerbst 

Be rnburg ( Kothen 

Quedl inburg!, . 
Mar t fe lde r L. ^ S a a l k r e i s ^ B i t te r fe ld_ 

H alle/S \ 

Sangerhausen V 

Merseburg-Querfurt 

Höhe der F ö r d e r v o l u m i n a von Dar lehen 
und B e t e i l i g u n g e n 

12 Mio. DM 
10 Mio OM 
8 Mio DM 
6 Mio OM 
4 Mio DM 
2 Mio. OM 
1 Mio. DM 

Wcißenfels l 
(k. F.) 

8urgenlandkrels^ 

Betei l igungen 

Darlehen 

k. F. = keine Förderung Landkreisgrenze 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Landesförderinstituts Sachsen-Anhalt 
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Eine andere Unterstützungsmögl ichkei t für Kr isenunternehmen sind Ausfa l l ­
bürgschaften, die die Bürgschaf tsbank Sachsen-Anhal t übern immt . Die 
Bürgschaftsbank stellte nicht nur Angaben über die übe rnommenen Bürg­
schaften (1997 bis 2000) und die Anzah l der geförderten Arbei tsp lätzen zur 
Ver fügung, sondern machte außerdem Angaben , ob mit der Fö rdersumme eine 
Existenzgründung unterstützt wurde oder ein bereits bes tehendes Unterneh­
men. Außerdem stellte sie Daten bereit, d ie Aufschluss über den Wir tschaf ts­
zweig des geförderten Unternehmens geben. 

Im Zei t raum von 1997 bis 2000 wurden von der Bürgschaf tsbank Sachsen-
Anhal t insgesamt 1.448 Bürgschaf ten mit einer Fördersumme von 4 5 6 Mio. DM 
(Kredi tsumme 620 Mio. DM) übernommen. Davon entf ielen 945 Bürgschaf ten, 
also knapp 5 6 % , mit einer Fördersumme von ca. 326 Mio. D M (71%) auf 
Bürgschaften für bereits bestehende Unternehmen. Mit d e m Rest wurden 
Existenzgründungen unterstützt. Im Folgenden werden ausschl ießl ich Bürg­
schaften berücksicht igt, die in bereits bestehenden Unte rnehmen übernommen 
worden s i n d . 1 7 0 

Abbi ldung 4-19 zeigt die räuml iche Vertei lung der Fördervo lumen der Bürg­
schaften sowie die Anzah l der dami t geförderten Arbei tsplätze auf Landkre ise­
bene. Bei den Fördervo lumen der Bürgschaf ten zeigt s ich e in ähnl iches 
Verte i lungsmuster wie bei den Fördersummen des Programms IMPULS 2000: 
In den nördl ichen Landkreisen Sachsen-Anhal ts , wie bspw. S tenda l , Ohrekreis, 
Jer ichower Land , sind die Fördervo lumen höher als in den südl ichen Landkre i ­
sen. Exorbitant hohe Fördersummen haben die kreisfreien Städte Hal le/S: mit 
28 Mio. D M und Magdeburg mit 47 Mio. zu vermeiden. Ähnl ich wie bei IMPULS 
2000 wurden in den Landkreisen Schönebeck, Kothen und Merseburg-Quer fur t 
verhäl tnismäßig ger inge Bürgschaf tssummen gewährt . Auffäl l ig ist auch , dass 
genau wie bei IMPULS 2000 "Weißenfels" , der Landkreis mit d e m ger ingsten 
Fördervolumen ist. 

1 7 0 Zu beachten ist, dass die Bürgschaften für bereits bestehende Unternehmen nicht 
unbedingt ausschließlich an Krisenunternehmen im hier definierten Sinne vergeben wer­
den. Vielmehr stehen Bürgschaften gerade Unternehmen zur Verfügung, die z.B. eine 
Betriebsverlagerung oder eine Betriebserweiterung planen. Derartige Betriebe befinden 
sich nicht in einer Liquiditätskrise und fallen nicht unter die Rubrik des Krisenunternehmens 
(vgl. Ausführungen in Kap. 4.2.1.2). Die Bürgschaftsbank Sachsen-Anhalt konnte mir keine 
Angaben darüber machen, ob es sich bei der Übernahme der Bürgschaft, um ein Krisen­
unternehmen handelt oder nicht. Daher geben obige Angaben nur eingeschränkt Auskunft 
über das Politikfeld der Sanierungs- und Konsolidierungspolitik in Sachsen-Anhalt. Aus 
diesem Grund werden die Daten der Bürgschaftsbank nicht mit den Daten von IMPULS 
2000, ein Programm, das insbesondere Krisenunternehmen im hier definierten Sinne 
unterstützt, kumuliert. Eine gemeinsame Darstellung - z.B. in einer Abbildung - wäre stati­
stisch unsauber und würde in die Irre führen. 
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A b b . 4 -19 : A n z a h l de r g e f ö r d e r t e n A r b e i t s p l ä t z e u n d F ö r d e r v o l u m i n a der 
B ü r g s c h a f t e n in S a c h s e n - A n h a l t (1997 b is 2000) 

Altmark-Salzwedel 

Jerichower Larç 

Magdeburg 

\Wernig erode B e r n t W K ö t h e n 

- L Mansfelden 

Sangerhausen 
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Hl Anzahl der geförderten HM Fördervolumen der 
Arbeitsplätze Bürgschaf ten in 

Mio. DM 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben der Bürgschaftsbank Sachsen-Anhalt 
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Abbi ldung 4-20 zeigt, dass von der Bürgschaf tsbank Sachsen-Anhal t Ausfa l l ­
bürgschaften hauptsächl ich in Unternehmen des Wir tschaf tszweiges Industrie 
und Handwerk übe rnommen worden s ind. Einzige Ausnahme bi ldet dabei der 
Landkreis Al tmark-Salzwedel , in dem überwiegend Unternehmen der Wir t ­
schaftszweige Sonst iges Gewerbe und Freie Berufe unterstützt wurden . 
Besonders gewicht ig ist der Antei l des industriel len Bereichs in den Landkreisen 
Aschersleben-Staßfurt , Bit terfeld, Saalkreis, Wit tenberg und Jer ichower Land 
(vgl. auch Angaben der Tabel le A 7 im Anhang) . 

Es scheint nahel iegend, die Förderpräferenzen darauf zurückzuführen, dass der 
industrielle Sektor strukturell eine domin ierende Rolle in den Landkre isen spielt, 
so dass die Fördervolumen der Bürgschaf ten demnach der sektoralen Verte i ­
lung entsprechen. Schaut man sich jedoch die Beschäft igtenkonzentrat ion der 
Betr iebe des Verarbe i tenden Gewerbes, Bergbaus sowie Gewinnung von 
Steinen und Erden an (Abbi ldung 4-12 in Kapitel 4.1.2), so kann festgestel l t 
werden, dass selbst in den Landkreisen in denen nur eine verhäl tn ismäßig 
geringe Konzentrat ion von Beschäft igten in d iesem Wir tschaf tszweig zu 
vermelden ist - bspw. in den Landkreisen Sangerhausen oder Stendal -
überwiegend Bürgschaften im industriel len Bereich und Handwerk übernommen 
werden. Das räuml iche Verte i lungsmuster der Fördervolumen von Bürgschaf ten 
lässt sich demnach nicht allein mit der anhand des Verte i lungsmusters der 
Beschäft igten im sekundären Sektor gemessenen Bedeutung der Industrie 
erklären. Der industriel le Bereich scheint nach wie vor e inen insgesamt 
überdurchschnit t l ichen Bedarf an Unterstützungen zu benöt igen, was vermutl ich 
auch mit gesamtwir tschaft l ichen Entwick lungsprozessen - St ichworte: Struktur­
wandel , Transformat ionsprozess und Global is ierung - zusammenhängen 
dürfte. 
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A b b . 4 -20 : F ö r d e r v o l u m i n a d e r B ü r g s c h a f t e n s o w i e An te i l d e r e i nze lnen 
W i r t s c h a f t s z w e i g e a m G e s a m t f ö r d e r v o l u m e n in S a c h s e n -
A n h a l t (1997 b i s 2000) 
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Abschl ießend bleiben noch die Erfolge der Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t 
G m b H zu bi lanzieren. Die Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H ist e ine 
Institution in der u.a. Kr isenunternehmen im hier definierten Sinne Rat und Hilfe 
suchen (vgl. Aus führungen in Kap. 4.2.2.3): Bisher hat die Grundstücksfonds 
Sachsen-Anhal t G m b H in 23 Fäl len die Betr iebsstätten e ines insolventen 
Unternehmen übe rnommen. Ein Vertreter der Grundstücksfonds Sachsen-
Anhal t G m b H wies darauf h in, dass sich die neu gegründeten Unternehmen 
(Auffanggesel lschaften) nur mit Hilfe der Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t 
G m b H am Markt (wieder) posit ionieren konnten, wei l sie nahezu keine 
Anfangsinvest i t ionen und daher auch ger ingere Produkt ionskosten hat ten. Nur 
so war der f inanziel le Aufwand ger ing und sie fanden den Einst ieg in ihr 
Marktsegment (Interview Grundstücksfonds, Landesebene Sachsen-Anhal t 
G m b H , 1999). 

Diese positive Bewer tung der Arbei t der Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t 
G m b H wird durch Abbi ldung 4-21 gestützt (vgl. auch Tabel le A 8 im Anhang) . Es 
zeigt s ich, dass die Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H in ihrer b isher i ­
gen Laufbahn insgesamt 4,8 Mio. m 2 Fläche aufgekauft hat. Durch ihre Arbei t 
sind knapp 1.500 Arbei tsplätze gesichert bzw. erhal ten gebl ieben. Die größten 
Projekte wurden im Landkreis Merseburg-Querfur t (Krumpa mit 22 gesicher ten 
Arbeitsplätzen) und in Bitterfeld (Thalheim, Roitzsch mit 230 gesicherten 
Arbeitsplätzen) durchgeführt . Bei Betrachtung der Abbi ldung 4-21 fällt auf, dass 
hauptsächl ich Projekte in den südöst l ichen Landkreisen in alt industr iel len 
Wirtschaftsbereichen übernommen wurden. Blickt man zurück auf die Ver te i ­
lung der Fördervolumen von IMPULS 2000 für die Jahre 1997 bis 2000 in 
Abbi ldung 4-18, so ergänzen die Unterstützungen der Grundstücksfonds 
Sachsen-Anhal t G m b H die Fördersummen von IMPULS 2000 in Tei len 
insofern, als in denjenigen Landkre isen, in denen nur unterdurchschni t t l iche 
Fördersummen im Rahmen von IMPULS 2000 f lössen, große F lächen von der 
Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H aufgekauft worden s ind. So hat 
bspw. der Landkreis Schönebeck mit nur 0,5 Mio. DM Fördervo lumen im 
Rahmen von IMPULS 2000 ca. 60 Arbeitsplätze s ichern können. Al lerdings 
konnten hier mit Hilfe der Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H in 2 
Projekten zusätzl ich nochmals knapp 120 Arbeitsplätze gesicher t werden . 
Ähnl iches gilt auch für die Landkreise Bitterfeld, Kothen und bspw. Weißenfe ls . 
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A b b . 4 - 2 1 : P r o j e k t e i m T r e u h a n d a u f t r a g d e s L a n d e s S a c h s e n - A n h a l t 
e r w o r b e n e n B e t r i e b s s t ä t t e n d u r c h d ie G r u n d s t ü c k s f o n d s 
S a c h s e n - A n h a l t G m b H (1998 b is 2000) 

Rort/sdi (AulonuMfulMifara. 350) 

Groß* der angekauften Fläche 
des Projekte! (In qm) 
• bis 10.000 

• 10.0001 bis 100.000 

| 100.001 bis 200.000 

| 200.001 bis 400 000 

I 400.001 bis 600.000 

( ) Branche und Anzahl der Arbeitsplätze 
des Projektes 

Quelle; Eigene Darstellung nach Angaben der Grundstücksfonds Sachsen-Anhalt GmbH 

Die zuständigen Institut ionen für die we ichen Instrumente der Sanierungs- und 
Konsol id ierungspol i t ik (z.B. Beratungsprogramm von IMPULS 2000) stellten mir 
keine k le inräumigen Angaben zu den Fördervolumina zur Ver fügung, so dass 
im Folgenden lediglich auf Landesebene einiges stat ist isches Material zusam­
menget ragen werden konnte. 

Fo lgende Tabel le 4-22 schlüsselt die geförderten Ant räge des Beratungspro­
g r a m m s IMPULS 2000 in den Jahren 1996 bis 1999 nach Branchenzugehör ig-
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keit auf, ohne Angaben des Finanzvolumens. Es wird deut l ich, dass 1996 bis 
1999 insbesondere das Handwerk Beratungen nachgefragt und auch gewährt 
bekommen hat. An zweiter Stel le liegt das "Verarbei tende Gewerbe" . Es 
werden keine Informationen gegeben , ob sich diese Beratungen auf die 
Fi tnessberatung oder auf eine Konsol id ierungsberatung bez iehen. Die Konsol i ­
d ierungsberatung wird - wie oben dargelegt - nur dann gewährt , wenn das 
Unternehmen auch eine Konsol idierungshi l fe im Rahmen von IMPULS 2000 
gewährt bekommen hat. Daher können keine Aussagen getroffen werden , wie 
oft die Konsol id ierungsbetei l igung und die Konsol id ierungsdar lehen nur dann 
ausgereicht werden, wenn sich das Kr isenunternehmen auch eine Manage­
mentberatung bzw. e inem Coaching unterzieht. 

Tab . 4 - 2 2 : B e r a t u n g e n im R a h m e n v o n IMPULS 2000 in S a c h s e n - A n h a l t 

Branche Durchgeführte Beratungen Anteil in % 

Verarbeitendes Gewerbe 463 23,2 
Handwerk 829 41,5 
Handel 318 15,9 
Verkehr 55 2,7 
Gastronomie/Beherbergung 109 5,4 
Freie Berufe 37 1,8 
Organisation ohne Erwerbszweck 185 9,2 

Gesamt 1.996 100 

Quelle: Ministerium für Wirtschaft und Technologie in Sachsen-Anhalt (Hrsg.) 2000 und eigene 
Berechnungen (Angaben zum Finanzvolumen gibt es nicht) 

Für das Jahr 1998 werden etwas detail l ierte Angaben gemacht : 

Branche durchgeführte 
Beratungen 

Anteil in % Finanzvolumen in Mio. 
DM 

Verarbeitendes 
Gewerbe 

155 30 k. A. 

Handwerk 222 43 k. A. 
Handel 67 13 k. A. 
Sonstiges 72 14 k. A. 
Gesamt 516 100 10,6 

Quelle: Ministerium für Wirtschaft und Technologie in Sachsen-Anhalt (Hrsg.) 1999 und eigene 
Berechnungen 

Das Wirtschaftsminister ium lieferte zusätzl iche Informat ionen zu Tabel le 4-23: 
"Seit dem Start des Programmes 1996 bis zum Jahresende 1998 wurden 
insgesamt 975 Projekte, davon 516 in 1998, angeschoben. 78% wurden als 
Fitnessberatung durchgeführt. Das Land hat bisher dafür 24,3 Mio. DM, davon 
10,6 Mio. DM in 1998, bereitgestellt. Mit 43% nahmen Handwerksbetriebe 
dieses Programm vor Industriebetrieben mit 30% und Handelsbetrieben mit 
13% in Anspruch." (Minister ium für Wir tschaft und Technolog ie in Sachsen-
Anhalt 1999: 30) Das heißt gleichzeit ig, dass die Konsol id ierungsberatung im 
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Gegensa tz zur F i tnessberatung nur eine untergeordnete Rol le spielt (22%). Es 
erhiel ten nur ca . 113 Betr iebe die Auf lage, sich einer Konsol id ierungsberatung 
zu unterz iehen. Dies könnte u.a. darauf h inweisen, dass prinzipiell weniger 
wirtschaft l ich instabi le Unternehmen mit L iquid i tätsengpässen aufgrund von 
Managementdef iz i ten gefördert werden , als umsatzstarke Wachstumsbet r iebe, 
d ie z .B. aufgrund einer größeren Investi t ion, kurzfristig f inanziel le Unterstützung 
benöt igen, aber insgesamt über ein "geeignetes und ausre ichend qualif iziertes" 
Managemen t ver fügen. Darüber hinaus ist die Branchenzugehör igkei t der 
geförder ten Unte rnehmen laut Angaben des Landesförderinst i tuts breiter 
gestreut als im Verg le ich zu den vorhergehenden Jahren. 

U m konkrete Aussagen über die Wi rkungen der Finanzhi l fen im Polit ikfeld der 
San ierungs- und Konsol id ierungspol i t ik für d ie regionale Entwicklung treffen zu 
können , bedarf es umfangreicherer Ana lysen, als in dieser Arbei t geliefert 
werden können. T ro tzdem sol len einige Auffäl l igkeiten dargelegt werden , die 
Hinweise auf d ie Effekte des von der Landesregierung vergebenen Fördervo­
lumens geben . 

Setzt man die Fördervo lumen des für Kr isenunternehmen besonders wicht igen 
Prog ramms I M P U L S 2000 ins Verhäl tnis zur S u m m e der Invest i t ionszuschüsse, 
die im Rahmen der Gemeinschaf tsaufgabe "Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" (GRW) gewähr t werden , so zeigen sich zunächst einmal 
ernüchternde Größenverhäl tn isse. Nach Angaben des Landesförderinst i tuts 
wurden 1998 in Sachsen-Anhal t aus dem Programm Impuls 2000 Hilfen in 
Höhe von 37,4 Mio . DM ausgereicht . Im gleichen Zei t raum belief sich das 
Fördervo lumen der über die G R W an die gewerbl iche Wirtschaft gef lossenen 
Investi t ionshi l fen auf 9.951,7 Mio. D M . Das gesamte Fördervo lumen von 
IMPULS 2000 entspr icht dami t gerade mal e inem Antei l von 0,38 % der GRW-
Fördermit tel (vgl. Minister ium für Wir tschaft und Technologie des Landes 
Sachsen-Anhal t 1998: 52). 

So betrachtet kann es nicht verwundern , daß die nachweisbaren Erfolge der 
San ierungs- und Konsol id ierungspol i t ik s ich eher bescheiden ausnehmen. Von 
1997 bis 2000 konnten allein durch Fördermaßnahmen aus IMPULS 2000 
immerh in 9.668 Arbei tsplätze im Land Sachsen-Anhal t gesichert werden (vgl. 
Datenbank des Landesförder inst i tut Sachsen-Anhal t ) . Setzt man diese Zahl 
j edoch in Bezug zu den 272.801 Personen, die im Jahre 2000 in Sachsen-
Anha l t arbei ts los gemeldet waren , so lässt s ich der Arbei tsmarktef fekt nur noch 
schwer gre i fen. W ä r e n die geförderten Arbei tsplätze al lesamt ver loren gegan­
gen , so hätte s ich die Landesarbei ts losenquote gerade mal um 0 , 1 % jährl ich 
erhöht. Eine Di f ferenzierung auf Landkre isebene bestätigt die verhäl tn ismäßig 
ger ingen Arbei tsmarktef fekte. So sind bspw. in der kreisfreien Stadt Magdeburg 
in den Jahren 1997 bis 2000 mit einer relativ hohen Fördersumme von 12,1 
Mio. D M insgesamt 826 Arbei tsplätze gesichert worden. Bezogen auf die dort 
im Jahr 2000 gemelde ten 24.349 Arbei ts losen handel t es sich rein rechnerisch 
u m eine Ent lastung des Arbei tsmarktes u m weniger als 0 ,05%. 
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Rein quantitativ betrachtet mag die Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik zwar 
eine eher unbedeutende Rolle für die regionale Entwicklung spie len. Anges ichts 
der in vielen Te i l räumen Ostdeutschlands weiterhin grav ierenden Wir tschaf ts­
schwäche kann es aber von erhebl icher strukturpoli t ischer Bedeutung se in , daß 
auch einzelne Betr iebe für die Region nicht ver loren gehen. Z u d e m sind die 
Effekte der Sanierungs- und Konso l id ierungsmaßnahmen nicht so ger ing, w ie 
die genannten Zahlen sugger ieren mögen . Berücksicht igt man al le in, dass eine 
Unternehmensinsolvenz oft noch wei tere Insolvenzen nach sich zieht, so 
stehen in der Regel mehr Arbei tsplätze auf dem Spiel , als es die Beschäf t ig ten­
zahlen eines geretteten Betr iebes ausdrücken. So gesehen leistet d ie Sanie­
rungs- und Konsol idierungspol i t ik e inen wei teren wicht igen Bei t rag im Rahmen 
der industr iepol i t ischen Bemühungen um eine ausgegl ichene und stet ige 
Regionalentwicklung. 

Aus den Förderrichtl inien von IMPULS 2000 geht hervor, dass regionale 
Entwicklungskennzif fern, wie bspw. Arbei ts losenquote oder Beschäf t ig tenkon­
zentrat ion im industr iel len Bereich, bei der Vergabe der Unterstützungen nicht 
berücksichtigt werden. Entscheidend ist al lein die Vor lage e ines schlüssigen 
Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept. 

Stellt man einmal die Arbei ts losenquote der Landkreise - e ine Kennzif fer, die 
auch bei der G R W als aussch laggebendes Kri ter ium für d ie Fördervergabe 
zugrunde gelegt wird - den jewei l igen Fördervolumina gegenüber , u m festste l ­
len zu können, ob eventuel l auch regionale Entwicklungskennzi f fern mit in die 
Fördervergabe mit e inf l ießen, so lässt sich bestät igen, dass d iese Richtl inie die 
Förderpraxis zu bes t immen scheint. Es ist kein signif ikanter Zusammenhang 
zwischen der Arbei ts losenquote und der räuml ichen Verte i lung der Fördervolu­
men zu erkennen: Landkreise mit einer relativ hohen Arbei ts losenquote wurden 
sowohl mit niedrigen als auch mit hohen Förderungen im Rahmen von IMPULS 
2000 unterstützt. Und dies gilt ebenso für Landkreise mit relativ niedr igen 
Arbei ts losenquoten. 
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Abb. 4-24: Gegenüberste l lung von Arbei ts losenquote 2000 und Förder­
vo lumen des Programms IMPULS 2000 zwischen 1997 und 
2000 

14 

Fördervolumen in Mio. D M 

Erklärung: Punkte symbolisieren Residuen der Regression. 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Landesförderinstituts und des Statistischen 
Landesamts Sachsen-Anhalt 

Wie schon die Förderr icht l inien nahe legen, scheint sich hiermit zu bestät igen, 
dass die Fördermaßnahmen der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik nicht 
nach strukturpol i t ischen Gesichtspunkten ausgerichtet s ind. Hier wäre zu 
über legen, ob die Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik nicht effektiver 
eingesetzt werden könnte, w e n n sie um strukturpoli t ische Komponenten - wie 
es bspw. bei der G R W bereits festgeschr ieben ist - ergänzt würde . Das bisher 
in d iesem Polit ikfeld praktizierte "Gießkannenpr inzip" , das nach Aussagen des 
befragten Vertreters des Wir tschaftsminister iums lediglich dadurch aufgeweicht 
w i rd , dass vor a l lem regional bedeutsame Unternehmen gestützt werden sol len, 
verschenkt m.E. Gesta l tungsspie l raum, zumal die Bewer tung, ob ein Unter­
nehmen regional bedeutsam ist, äußerst dehnbar ist und als ein relativ 
subjekt ives Kr i ter ium erscheint. 

4.3 Verfahrensschritte und Strukturmerkmale der Sanierungs­
und Konsolidierungspolitik 

Dieses Kapitel analysiert d ie Entscheidungsarena des Polit ikfeldes der 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik auf Landesebene. Eine Arena im Sinne 
von B E N Z (1993) (vgl. Aus führungen in Kapitel 2.3.2) ist ein für das Politikfeld 
institutionell abgrenzbarer In terakt ionszusammenhang, der sich einer be­
s t immten Au fgabe widmet . Die Entscheidungsarena ist ein maßgebl icher Teil 
der Implementat ionsphase, in der z u m einen die Art und We ise der Polit ikent­
sche idung zu erkennen ist. Z u m anderen wird dar in das Zusammensp ie l der 
betei l igten Akteure und Instrumente sowie das Verhäl tnis der Akteure unter-
und zue inander verdeutl icht. Im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idie-
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rungspolit ik kommen In der Entscheidungsarena Akteure in e iner spezi f ischen 
Form zusammen, um zu klären, ob das Kr isenunternehmen die Vorausse tzun­
gen für eine Sanierungs- und Konsol id ierungsförderung erfüllt. In der Entschei ­
dungsarena wenden die betei l igten und involvierten Akteuren ihnen eigene 
Implementat ionsmethoden an , die Auskunf t darüber geben, we lche Rol le ihnen 
zukommt und in welcher Beziehung d ie Akteure zue inander s tehen (vgl. 
insbesondere z u m Begriff der Entscheidungsarena WINDHOFF-HERIT IER 
1987: 57 und Ausführungen in Fußnote 57). 

Im Politikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik weist d ie Entschei­
dungsarena verschiedene Merkmale auf: Zunächst ist zu konstat ieren, dass sie 
sich einerseits aus e inem informellen und anderersei ts aus d e m formel len 
Bewil l igungsverfahren zusammensetz t . Das formel le Ver fahren beginnt mit der 
Einreichung des Antrags auf Förderung und endet mit der Bewi l l igung bzw. 
Ablehnung der f inanziel len Mittel. Al le vorgeschal teten Regular ien gehören 
dagegen zu e inem eher informellen Ver fahren. Die Aus führungen von Kapitel 2 
geben Anlass zur Vermutung, dass im informel len Ver fahren andere Imple­
mentat ionsmethoden oder auch Selekt ivi tätsregeln (OFFE 1972) bzw. Selekt i ­
vitätsstrategien (HUCKE 1983) (vgl. Aus führungen in Kapitel 2.3.1) von den 
Akteuren angewendet werden , als im formel len Ver fahren. A u ß e r d e m werden 
im formel len Ver fahren jewei ls unterschiedl iche Akteure als be im informel len 
Verfahren mi te inbezogen. Zudem haben sie sicherl ich untere inander je nach 
spezif ischer Einzelaufgabe eine dif ferente Beziehung zueinander. Darüber 
hinaus treten die in den vorangegangenen Kapiteln charakter is ierten Akteure 
nicht gleichzeit ig in die Entscheidungsarena ein bzw. werden nicht zum 
gleichen Zei tpunkt von einzelnen (dominierenden) Akteuren zur Entscheidung 
über eine Förderung mi te inbezogen. Ein Grund dafür liegt in ihrer unterschiedl i ­
chen Fachkompetenz: Einzelne Akteure werden ledigl ich zur Bewäl t igung von 
Einzelaufgaben in die Entscheidungsarena involviert. U m aber die jewei ls 
spezif ischen Implementat ionsmethoden und Beziehungen der betei l igten 
Akteure herausarbei ten zu können, und um dem dif ferenten Eintritt der Akteure 
in die Entscheidungsarena gerecht zu werden , bietet es sich daher an , den -
doch recht groben - institutionellen In terakt ionszusammenhang der Entschei ­
dungsarena in kleinere Einheiten einzutei len - und zwar in e inzelne Ver fahrens­
s c h r i t t e . 1 7 1 Diese sind zeitl ich aufeinanderfo lgend und grenzen sich durch eine 

1 7 1 HOCHMUTH/ZIEGLER (1999c) haben in ihrer Studie einzelne Phasen der Krisen bewälti-
gung herausgearbeitet. Allerdings erfolgte dies unsystematisch, unvollständig und begriff­
lich unsauber. Sie sprechen von der Vorprüfphase, der Phase der technischen Abwicklung 
der Anträge, der Umsetzungsphase und von der Phase kurz vor der Insolvenz. Um die 
Entscheidungsarena des Politikfelds der Sanierungs- und Konsolidierungspolitik detailliert 
zu charakterisieren, bietet sich m.E. eher der Begriff des Verfahrensschrittes an. Darüber 
hinaus sind in der von HOCHMUTH/ZIEGLER bezeichnenden "Vorprüfphase" verschiede­
ne eindeutig abgrenzbare Verfahrensschritte zusammengefasst worden. Es werden näm­
lich differente Aufgaben von unterschiedlichen Akteuren bewältigt. Daher habe ich um der 
Zielsetzung dieses Kapitels gerecht zu werden, den Begriff der "Phase" von 
HOCHMUTH/ZIEGLER in oben dargelegter Form differenziert und modifiziert. 
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spezi f ische Einzelaufgabenste l lung a b . 1 7 2 Nur mit dieser Kleinarbeitung kann 
gezeigt we rden , ob es innerhalb der Entscheidungsarena zu Interaktionen 
zwischen den betei l igten Akteuren kommt, d ie s ich jensei ts von hierarchischen 
Strukturen bef inden. Au f Basis d ieses Analyserasters können dann steuerung­
stheoret ische Impl ikat ionen für das Polit ikfeld auf Landesebene gezogen 
werden , d ie Aussagen über die angewendeten Steuerungsinst rumente und -
fo rmen zu lassen. 

Es wird in den e inzelnen Verfahrensschr i t ten jewei ls geprüft , wie die charakter i ­
s ierten Akteure zusammensp ie len , wann , wa rum und in welcher Form die 
Akteure in den jewei l igen Verfahrensschr i t ten eintreten und welche Rolle ihnen 
zukommt . Z u d e m wird hinterfragt: We lche Instrumente und Regular ien werden 
von d e m jewei ls zuständ igen (dominierenden) Akteur bzw. von den jewei ls 
zuständigen Akteuren verwendet? Spie len in den einzelnen Verfahrensschr i t ten 
we iche Instrumente (vgl. Aus führungen in Kapitel 2.3.1) eine Rol le? Sind in den 
e inzelnen vone inander abgrenzbaren Verfahrensschr i t ten Ansätze von 
netzwerkart igen Strukturen vorzuf inden? Ist das Verhäl tnis der Akteure eher 
hierarchisch geprägt? 

Folgende Verfahrensschr i t te sind aus der empir ischen Dar legung voneinander 
abzugrenzen: 

1 . Verfahrensschri t t : Erstkontakt (Begründung der Entscheidungs­
arena) , 

2 . Verfahrensschri t t : Ana lyse der Problemursache (Schwachstel lena­
nalyse), 

3. Verfahrensschri t t : Erstel lung des Sanierungs- und Konsol idie­
rungskonzeptes, 

4. Verfahrensschri t t : Erarbei tung eines f inanziel len Lösungskonzeptes 
auf Grundlage des v o m Unternehmen erstellten 
Sanierungs- und Konsol id ierungskonzeptes, 

5. Verfahrensschri t t : Antragsprüfung und -bewi l l igung ( technische 
Abwick lung der Anträge) , 

6. Verfahrensschri t t : Umsetzung . 

Parallel dazu gibt es - wie oben dargelegt - in Sachsen-Anhal t auch Hilfestel­
lungen für ein Un te rnehmen, das kurz vor der Insolvenz steht oder bereits 
Insolvenzantrag gestel l t hat (vgl. Kapitel 4.2.2.3). Die Hi l fsmögl ichkeiten der 
Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H sind unabhängig vom obigen 
Ab lau fschema zu sehen und werden daher gesondert als e igenständiges 
Ver fahren analysiert : 

(7.) Ver fahren kurz vor der Insolvenz bzw. nach der Insolvenz. 

An dieser Stelle muss darauf hingewiesen werden, dass die Grenzen der unterschiedlichen 
Verfahrensschritte in der Praxis sicherlich fließend und nicht so eindeutig voneinander 
abzugrenzen sind, wie in den folgenden Ausführungen vereinfachend angenommen wird. 

162 



Zu den Verfahrensschr i t ten im Einzelnen: 

1. Verfahrensschritt: Erstkontakt (Begründung der Entscheidungsarena) 

Der Erstkontakt geht grundsätz l ich vom Adressaten selbst a u s . 1 7 3 In der Regel 
kontaktiert der Geschäftsführer des Kr isenunternehmens das Wir tschaf tsmin i ­
s t e r i u m . 1 7 4 Dort steht ihm entweder die Task Force oder das Referat 31 zur 
Ver fügung. Beide administrat iven Akteure d ienen dem Unternehmen als erste 
Anlaufstel le. Sowohl Task Force als auch das Referat 31 nehmen in d iesem 
ersten Verfahrensschr i t t e ine für das Kr isenunternehmen beratende Funkt ion 
ein. 

Das Kr isenunternehmen möchte beim Erstkontakt abk lären, ob ihm das 
Wirtschaftsminister ium wei ter hel fen kann. Der Geschäf tsführer l iefert den 
Akteuren des Wir tschaf tsminister iums - überwiegend telefonisch - g rund legen­
de Informationen über die Prob leme des kr isengeschüttel ten Betr iebes. In der 
Regel erhalten die Vertreter des sachsen-anhal t in ischen Wir tschaf tsminister i -
ums hier genügend Informat ionen, um einschätzen zu können , welche 
Probleme im Unternehmen a n l i e g e n . 1 7 5 Anhand dieser ersten Informat ionen 
entscheiden die Vertreter des Wir tschaftsminister iums, ob der Betr ieb wei ter 
"bearbeitet" wird und die wei teren Verfahrensschr i t te durchläuft ( Interview Task 
Force und Referat 3 1 , Landesebene Sachsen-Anhal t 1999). 

Dieser Ablauf verweist auf eine spezif ische, dem Verfahren zugrundel iegende 
Implementat ionsmethode der Landesregierung, die dem Kri ter ium der Größe 
des Adressatenkreises folgt: Im Wirtschaftsminister ium sind für Kr isenunter­
nehmen ein Referat und eine Unterabtei lung "Task Force" innerhalb der 
Abtei lung 2 eingerichtet worden . Sie gehen arbeitsteil ig vor: Die Task Force ist 
für größere, regional bedeutsame Industr iebetr iebe mit e inem dementspre­
chend zu erwartenden höherem Antragsvolumen und e inem umfangre icheren 
Betreuungsaufwand zuständig. Kleine Dienst leistungs- und Handwerksbetr iebe 
werden dagegen vom Referat 31 betreut. Als Grund für d ieses Methode wurde 
in den Interviews übere inst immend die Arbei tsent lastung genannt (Interview 

1 7 3 Einem Krisenunternehmen kann sich in Deutschland generell auch an seine entsprechen­
de Kammer wenden. In den neuen Bundesländern werden dann diese Unternehmen in der 
Regel von einem DtA-Runden Tisch betreut, wenn die notwendigen Voraussetzungen 
erfüllt sind (vgl. Kapitel 3.2.1.5). 

1 7 4 In seltenen Fälle kontaktierte der Betriebsrat eines Krisenunternehmens die Task Force 
(Interview Task Force, Landesebene Sachsen-Anhalt 1996 und 1999). 

1 7 5 Nach Aussagen der Vertreter des Wirtschaftsministeriums gibt es einige Standardfragen, 
deren Beantwortung auf die Kompetenz des Managements und auch auf die Lage des 
Unternehmens schließen lassen. So wird häufig z.B. nach Einzelpositionen der aktuellen 
"Betriebswirtschaftlichen Analyse (BWA)" gefragt, die vierteljährlich von einem Wirtschafts­
prüfer für jedes Unternehmen per Gesetz durchgeführt werden muss. Mit einigen gezielten 
Fragen wird dem Vertreter des Wirtschaftsministeriums klar, ob die Geschäftsführung des 
Krisenunternehmens diese Pflichtanalyse richtig interpretieren kann. Falls die Geschäfts­
führung betriebswirtschaftliche Defizite hat, gibt sie dem Wirtschaftsministerium wider­
sprüchliche Antworten. Die Vertreter des Wirtschaftsministeriums können aber bspw. auch 
feststellen, dass das Unternehmen bereits Konsolidierungshilfen erhalten hat. Damit ist 
eine weitere Förderung in der Regel ausgeschlossen (vgl. Ausführungen in Kapitel 3. 1) 
(Interview Task Force, Landesebene Sachsen-Anhalt 1999). 
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Task Force und Referat 3 1 , Landesebene Sachsen-Anhal t 1999 und Interview 
Task Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 2000). Ein derart iges Vorgehen ist 
verg le ichbar mit der in der Verwal tung gängigen Praxis, dass Ant räge mit e inem 
hohen F inanzvo lumen mindestens auf Abte i lungsebene vorberei tet werden, und 
Ant räge mit e inem verhäl tn ismäßig ger ingen Finanzbedarf auf Sachbearbeiter­
ebene geprüf t werden . Wei l d ie Task Force nach e igenen Angaben über mehr 
Kapazi tä ten als das Referat 31 verfügt, werden größere Kr isenunternehmen 
von ihr betreut ( Interview Task Force, Landesebene Sachsen-Anhal t 2000). 

Zw ischen Task Force und d e m Referat 31 exist ieren in der Regel keine 
Berührungspunkte . Ledigl ich in Einzelfäl len wird zwischen den beiden Refera­
ten die Zuständigkei t für die Unternehmen abgeklärt . E inen vom Haus aus 
systemat isch organis ier ten Er fahrungsaustausch zwischen d iesen beiden 
ersten Anlaufste l len gibt es nicht. Die Kontakte zwischen den beiden Abtei lun­
gen s ind als unorganis iert und sporadisch zu bezeichnen. In d iesem Schritt 
werden andere - pol i t isch-administrat ive oder gesel lschaftspol i t ische Akteure -
nicht kontakt iert . Dieser Verfahrensschr i t t wird ausschl ießl ich durch die 
administrat iven Akteure und den Adressaten best immt (Interview Task Force 
und Referat 3 1 , Landesebene Sachsen-Anhal t 1999). 

"Bürokrat ischer ou t reach" (vgl . H U C K E 1983: 91f und Ausführungen in Kapitel 
2.3.2), e ine von der Verwal tung angewendete Strategie, u m die Wirksamkei t 
von F inanzh i l feprogrammen zu opt imieren, wird in Sachsen-Anhal t im Politikfeld 
der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik nicht angewendet . Nach Auskunft 
der Task Force und des Referates 31 handeln beide Akteure rein reaktiv. Sie 
t reten nicht akt iv an ihren begrenzten Adressatenkreis der kleinen und mitt leren 
Unternehmen heran, u m bspw. den gesamten Unternehmensmit te ls tand über 
die im Poli t ikfeld der San ierungs- und Konsol idierungspol i t ik zur Ver fügung 
s tehenden Programme zu informieren und dadurch zu gewähr le is ten, dass nur 
bedürf t ige Unte rnehmen gefördert werden . Die Kr isenunternehmen erhalten in 
der Regel über ihre Geschäftspartner, w ie bspw. ihre Hausbanken , Kenntnis 
über die Exis tenz der landesspezi f ischen Finanzhi l feprogramme für Kr isenun­
te rnehmen. 

2. Verfahrensschritt: Analyse der Problemursache (Schwachstellenanalyse) 

Im zwei ten Schri t t werden v o m Wirtschaftsminister ium die Ursachen für die 
Schwier igkei ten des Kr isenunternehmens näher untersucht und geprüft. 
Schlüsselakteure s ind - w ie im ersten Verfahrensschr i t t - der Adressat und die 
Vert reter des Wir tschaf tsmin is ter iums. Sowoh l die Task Force als auch das 
Referat 31 führen eine Schwachste l lenanalyse über das Unternehmen anhand 
betr iebswir tschaft l icher Unter lagen durch. Im Al lgemeinen handel t es sich dabei 
u m Jahresb i lanzen, Kosten- /Nutzenrechnungen, Gewinn- und Ver lust rechnun­
gen etc. 

W ie aus den Interviews hervorgeht , ist das Ziel der Vertreter des Wir tschaf tsmi­
n ister iums dabe i , den berei ts be im Erstkontakt erhal tenen Eindruck über das 
Kr isenunternehmen zu überprüfen und zu vert iefen. Die Berater der Task Force 
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und die Sachbearbei ter des Referats 31 können mit Hilfe e iner e ingehenden 
Schwachstel lenanalyse beurtei len und e inschätzen, welche Schwier igkei ten 
das Kr isenunternehmen hat und wie d iesen entgegengewirkt we rden kann . Die 
Dauer dieser Analyse wurde übere inst immend mit 1-3 Tagen , j e nach Größe 
des Betr iebes, angegeben. Bereits während dieser Schwachste l lenanalyse wird 
von den Vertretern des Wir tschaf tsminister iums eruiert, we lches Finanzhi l fepro­
gramm bzw. we lche Kombinat ion von Programmen für die spezi f ische Pro­
blemlage des Kr isenunternehmens grei fen könnte (Interview Task Force und 
Referat 3 1 , Landesebene Sachsen-Anhal t 1999). 

Neben der e ingehenden Prüfung der betr iebswirtschaft l ichen Unter lagen 
kontaktieren die Vertreter der beiden Abte i lungen in der Regel andere Akteure, 
die Informationen über das Kr isenunternehmen haben. Da insbesondere die 
Hausbank des Unternehmens über einschlägige Erfahrungen mit d e m Kr isen­
unternehmen verfügt, wol len die Vertreter des Wir tschaf tsminister iums in erster 
Linie über Gespräche mit der Hausbank weitere aussagekräf t ige Informat ionen 
über das Kr isenunternehmen bekommen (ebd.). Die Hausbank selbst hat aber 
an dieser Stelle keine Einf lussmögl ichkeiten auf den wei teren Ver fahrenspro­
zess. 

In E i n z e l f ä l l e n 1 7 6 nutzt die Task Force (nicht das Referat 31) im R a h m e n dieses 
Verfahrensschri t tes die Möglichkeit , alle für das weitere Über leben des 
Unternehmens bedeutsamen Partner wie u.a. Hausbanken, Vert reter der 
Krankenkassen, Betr iebsrat, F inanzamt etc. an einen Tisch zu h o l e n . 1 7 7 Ziel 
dieses Zusammentref fens für die Task Force ist, erste Hi l fsmögl ichkei ten zu 
organisieren und vor a l lem Zeit zu gewinnen, um weitere Hi l festel lungen für das 
Unternehmen (wie z. B. gemeinsame Erarbei tung eines geeigneten Konsol id ie­
rungsantrages mit dem Unternehmen) einlei ten zu können. Die Partner oder ein 
Teil der Partner sol l ten sich während dieses "Runden T isches" bereit erk lären, 
für eine begrenzte Zeit ihre Forderungen zu s tunden oder auszusetzen bzw. 
ihre Kreditl inien nicht zu kündigen, damit die Liquidität des Un te rnehmens für 
einen begrenzten Zei t raum wieder sichergestel l t i s t . 1 7 8 Die von der Task Force 
angesprochenen Geschäftspartner des Kr isenunternehmens t reten somit in 

1 7 6 Diese Einzelfälle sind nicht näher zu charakterisieren. Die Einbindung von weiteren 
Akteuren liegt im Ermessensspielraum der Task Force und ist stark von dem jeweiligen 
Krisenfall abhängig. Generell ist aber festzuhalten, je mehr Arbeitsplätze gefährdet sind, 
desto mehr Partner werden in diesen Verfahrensschritt miteinbezogen, und desto wichtiger 
ist es für das weitere Bestehen des Unternehmens einen Konsens zwischen den Ge­
schäftspartnern des Krisenunternehmens herzustellen. Nach Aussagen der Task Force 
wird am häufigsten die Hausbank mit in diesem Verfahrensschritt einbezogen. Erfahrungen 
zeigen, dass die Fronten zwischen Hausbank und Krisenunternehmen meist so verhärtet 
sind, dass kein Gespräch ohne unabhängigen Dritten mehr geführt werden kann (Interview 
Task Force, Landesebene Sachsen-Anhalt 2000). 

1 7 7 Dieser von der Task Force initiierte Runde Tisch ist mit der Zielsetzung und Aufgabe her 
vergleichbar mit den Runden Tischen der Deutschen Ausgleichsbank (vgl. Kapitel 3.2.1.5). 

1 7 8 Die Hausbanken können ihre Kreditlinien aufrechterhalten, obwohl Tilgungen nicht 
geleistet wurden. Die Krankenkassen und die Finanzämter können mit Hilfe eines länger­
fristigen Rückführungsplanes die Beitragszahlungen stunden. Die Lieferanten können die 
Fristen der Bezahlung von ausstehenden Rechnungen verlängern. 
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Verhand lung . Nach Auskunf t des Vertreters der Task Force zeigen sich die 
unterschiedl ichen Akteure prinzipiell kooperat iv. Sie interpret ieren das Ein­
schal ten der Landesreg ierung bzw. auch die Bereitschaft des Landes, dem 
Unternehmen wei ter zu hel fen, als Ze ichen dafür, dass es eine Lösungsmög­
lichkeit für die Kr ise des Unternehmens gibt. Die betei l igten Geschäftspartner 
des Unternehmens erhof fen sich selbst daraus, ihre ausstehenden Forderun­
gen in absehbarer Zeit - zumindest zum Tei l - zu erhalten (Interview, Task 
Force Landesebene Sachsen-Anhal t 1996 und 1999). 

Wei l d ie Betei l igten daran interessiert s ind, eine Einigung zu erzielen und 
geme insam nach einer Lösung zu suchen, kann ihr Verhandlungsverhal ten 
zwar als verständigungsor ient ier t im Sinne von BENZ (1994: 348) charakter i­
siert we rden . Die harten Kri ter ien, die BENZ an ein kooperat ives Verwal tungs­
handeln anlegt, s ind aber nicht erfüllt. Zwar sucht das Wirtschaftsminister ium (in 
Einzelfäl len) mit al len Betei l igten nach einer gemeinsamen Lösung, die die 
administrat ive Entscheidung über die Art und Weise der Vergabe der Subven­
t ionen maßgebl ich beeinf lusst. Al lerdings hat das anschl ießende formelle 
Ver fahren, das sich an d iese informel len Vorverhandlungen anschl ießt, nicht 
den Charakter e iner förml ichen Rati f iz ierungsinstanz (vgl. BENZ 1994: 39). Das 
Wir tschaf tsminister ium prüft auf Grundlage der gemeinsam erzielten Lösung 
nochmals e ingehend, ob die Administrat ion das Risiko einer Förderung eingeht. 
Die Verwal tung verzichtet demnach nicht auf ihre Kompetenz zur einseit igen 
Entscheidung und Durchsetzung von Maßnahmen (ebd. : 345). 

Während man die "Runden T ische" nicht als kooperat ives 
Verwal tungshandeln im Sinne von BENZ interpretieren kann, kann man sie sehr 
wohl als Issue-Netzwerke in der von H E C L O (1978) geprägten Sichtweise 
ansehen . Diese Zusammenkünf te sind dadurch gekennzeichnet , dass sie eher 
informell und offen s ind; auch als " instabi l" kann man sie in dem Sinn verste­
hen, dass sie meist nur kurzfr ist ig exist ieren und je nach Krisenfall anders 
zusammengese tz t s ind. 

Die Task Force ist in d iesem Verfahrensschr i t t der federführende Akteur. Ihre 
Berei tschaft nicht nur mit d e m Adressaten selbst zu kooper ieren, sondern auch 
mit anderen Geschäf tspar tnern des Unternehmens, wird einerseits mit der 
komplexen Aufgabe der Kr isenbewäl t igung begründet. Anderersei ts will sie 
dami t die Pol i t ik- Implementat ion opt imieren und gegebenenfal ls das Antrags­
vo lumen mit Hilfe z .B. der Hausbank verr ingern. Diese Verhandlungsform ist 
u.a. a lso zur ökonomischen Eff iz ienzsteigerung des Verfahrensschr i t tes gewählt 
worden (Interview, Task Force Landesebene Sachsen-Anhal t 2000). 

Die Task Force übt bei den Verhand lungen eine spezif ische Moderatorenfunkt i ­
on aus und entscheidet, ob und welche anderen Akteure in den Prozess 
mi te inbezogen werden . V o n den jewei l igen Beratern der Task Force werden 
individuel le Prob lemlösungen unter Betei l igung von unterschiedl ichen Ge­
schäf tspartnern für das Kr isenunternehmen gesucht . Daher ist für die Task 
Force in d iesem Verfahrensschr i t t ein adressatenorient iertes Verhal ten zu 
konstat ieren. 
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Wie oben bereits erwähnt, werden diese Verhandlungen nur in Ausnahmefä l len 
geführt. Je nach Fall und Problemlage wird entsch ieden, ob ein derart iger 
Runder Tisch initiiert w i rd . "Kooperat ive Formen" (BENZ 1994: 24f) weist das 
Verwal tungshandeln der Task Force und des Referates 31 nur insofern auf, als 
die vol lz iehenden Akteure systemat isch die Adressaten mit in die Implementat i ­
onsphase mi te inbeziehen. Von der Task Force werden dagegen wei tere 
Akteure - wie bspw. die Arbei tnehmersei te (Mitarbeiter, Betr iebsräte, Gewerk­
schaften) - nur unsystemat isch integriert. Prinzipiell ausgesch lossen werden 
andere Akteure al lerdings nicht. 

3. Verfahrensschritt: Erstellung des Sanierungs- und Konsolidierungskonzeptes 

Für die Erarbeitung des Sanierungs- und Konsol id ierungskonzeptes, das 
nachweist, wie die Probleme des Unternehmens langfrist ig behoben werden 
können, ist das Kr isenunternehmen selbst verantwort l ich. Al le befragten 
Vertreter des Wir tschaf tsminister iums stellten übere inst immend fest, dass der 
Vor lage eines in sich schlüssigen Sanierungs- und Konsol id ierungskonzeptes 
für die Vergabe aller zur Ver fügung stehender Konsol id ierungshi l fen auf 
Landes- und Bundesebene eine hohe Bedeutung zukommt (vgl. z .B. Interview 
Task Force und Referat 3 1 , Landesebene Sachsen-Anhal t 1996, 1999 und 
2000). 

Die Vertreter des Wir tschaftsminister iums legen d e m Kr isenunternehmen nahe, 
das Konzept nicht selbst bzw. ohne externe Hilfe zu erstel len, sondern sich an 
eine Unternehmensberatung zu wenden , die einschlägige Er fahrungen auf 
d iesem Gebiet hat. Wei l das Wir tschaftsminister ium im Rahmen von IMPULS 
2000 mit der Prognos G m b H zusammenarbei te t ( insbesondere im Rahmen des 
Beratungsprogramms für kleine und mitt lere Unternehmen) , wäh l t das Kr isen­
unternehmen in der Regel d iese Unternehmensberatungsgesel lschaf t , die ihm 
bei der Erstel lung des Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept hel fen k a n n . 1 7 9 

Die Prognos G m b H sucht für das Kr isenunternehmen und dessen spezi f isches 
Problem aus ihrem eigens aufgebauten Beraterpool eine geeignete Person, die 
dem Unternehmen bei der Erstel lung des Konzeptes beratend zur Seite steht 
(vgl. Ausführungen in Kapitel 4.2.2.2). 

Wei l kleine und mitt lere Unternehmen in der Regel nicht über die nöt igen 
f inanziel len Ressourcen ver fügen, um sich in einer Situat ion der f inanziel len 
Bedrängnis eine Unternehmensberatung zu leisten, stellt das sachsen-
anhalt inische Wir tschaftsminister ium eine Beratungsförderung für das Mana­
gement zur Ver fügung (vgl. Kapitel 4.2.1.1). Im Rahmen dieses Programms 
kann auch ein Tei l der Kosten für die Erstel lung des für d ie Vergabe der 
Sanierungs- und Konsol id ierungsmit tel notwendigen Unternehmenskonzepts 

1 7 9 Nach Aussagen des Wirtschaftsministeriums gibt die Task Force oder das Referat 31 
lediglich dem Unternehmen den Tipp, sich an die Prognos GmbH zu wenden (Interview 
Task Force, Landesebene Sachsen-Anhalt 1996). 
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übe rnommen w e r d e n . 1 8 0 Die Task Force und auch das Referat 31 können 
d iesen Ver fahrensschr i t t beglei ten und auch Hi l festel lungen geben. Die 
Au fgabe e in San ierungs- und Konsol id ierungskonzept zu erstel len, liegt 
al lerdings ausschl ießl ich in der Verantwor tung des K r i s e n u n t e r n e h m e n s . 1 8 1 

Das Wir tschaf tsmin is ter ium tritt in d iesem Verfahrensschr i t t in den Hintergrund. 
Als Schlüsselakteure sind hier vor a l lem die Kr isenunternehmen selbst zu 
beze ichnen. Eine wei tere Rolle spielt die v o m Kr isenunternehmen beauftragte 
Unternehmensberatungsgesel lschaf t . 

Das Wir tschaf tsminis ter ium bietet zwar über das Bera tungsprogramm die 
Mögl ichkei t der f inanziel len Förderung für kleine und mitt lere Unternehmen an, 
hat al lerdings die Überprüfung der Fördervoraussetzungen und die technische 
Abwick lung des Prog ramms an die Prognos G m b H delegiert. Das Wirtschafts­
minister ium hat e ine öffentl iche Aufgabe - und zwar d ie Überprüfung der 
Fördermodal i tä ten - an ein privates Unternehmen ausgelagert , um hier durch 
Nutzung von ex te rnem Know-how ökonomisch effektiv zu handeln . Eine 
Implementat ionsaufgabe wird somit von e inem nicht-staat l ichen Akteur 
übe rnommen . 

4. Verfahrensschritt: Erarbeitung eines finanziellen Lösungskonzeptes auf 
Grundlage des vom Unternehmen erstellten Sanierungs­
und Konsolidierungskonzeptes 

In d iesem Verfahrensschr i t t übern immt w iederum das Wirtschaftsminister ium 
die Feder führung. Die Vertreter der be iden administrat iven Abte i lungen - Task 
Force und Abte i lung 31 - erarbei ten auf Grundlage des vorgelegten Sanierungs­
und Konsol id ierungskonzeptes ein f inanziel les Lösungskonzept . Dieses 
Lösungskonzept ist für "regional bedeutsame" Industr ieunternehmen - also für 
das Klientel der Task Force - in der Regel eine Kombinat ion aus mehreren auf 
Bundes- und Landesebene zur Ver fügung stehender Programme. Die Berater 
bzw. Mitarbei ter d ieser be iden Abte i lungen des Wir tschaftsminister iums 
arbei ten dabei mit al len Konsol id ierungshi l fen, greifen aber im wesent l ichen auf 
Landes- bzw. Ausfa l lbürgschaf ten sowie auf das Konsol id ierungsdar lehen und 
die Konsol id ierungsbetei l igung im Rahmen von IMPULS 2000 zurück. 

1 8 0 Die Prognos GmbH ist vom Wirtschaftsministerium mit der Überprüfung der gesamten 
Fördermodalitäten betraut worden (vgl. Kap. 4.2.1.1). In diesem Zusammenhang muss 
darüber hinaus betont werden, dass eine Beratung im Modul "Fitnessberatung", das zur 
Unterstützung der Erstellung des Sanierungs- und Konsolidierungskonzeptes dient, nur 
maximal 10 Beratungstage umfassen kann. Das Unternehmen hat dabei einen Eigenanteil 
von 2 0 % an den Beratungskosten zu tragen. Dieser Anteil wiegt schwer, wenn man über­
legt, dass die Unternehmen bereits vor der Beratung meist in Liquiditätsschwierigkeiten 
sind (vgl. ebd.). Auch auf Bundesebene stehen einige Beratungsprogramme (vgl. Kapitel 
3.2.1.5) zur Verfügung, die eine Beratung zur Erstellung des Sanierungs- und Konsolidie­
rungskonzeptes fördern können. 

1 8 1 Die Beziehungsform zwischen dem Krisenunternehmen und Prognos GmbH wird allein 
über Preis und vertragliche Regularien bestimmt. Ihre Beziehung ist daher als eine am 
Markt orientierte Austauschbeziehung zwischen einem "Dienstleister" und einem Unter­
nehmen zu charakterisieren. 
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Das Unternehmen hat die Aufgabe, weitere für den Antrag benöt igte Unter lagen 
wie Bi lanzen der letzten Jahre oder Auft ragsübersichten etc. zusammenzus te l ­
len und ggf. im Sinne der Programmricht l in ien aufzuberei ten. Nur wenn diese 
Unter lagen vol lständig und lückenlos s ind, kann die für den Ant rag zuständige 
Institution eine schnel le Bearbei tung gewähr le isten (Interview Task Force, 
Landesebene 2000). Für die Aufberei tung der vom Unternehmen vorzu legen­
den betr iebswirtschaft l ichen Unter lagen stehen dem Kr isenunternehmen keine 
Hil fsmöglichkeiten von Landessei te zur Ver fügung. Die be iden Abte i lungen 
stehen aber dem Unternehmen beratend zur Seite. 

Das f inanzielle Lösungskonzept wird von den administrat iven Akteuren des 
Wirtschaftsminister iums - Task Force und Referat 31 - erarbeitet, dami t die 
unterschiedl ichen fo rmgebundenen Anträge auf Konsol id ierungshi l fen ausgefül l t 
werden können. Insbesondere die Task Force muss - je nach f inanziel lem 
Lösungskonzept und Kombinat ion von Konsol id ierungshi l fen - verschiedene 
andere administrat ive Akteure der unterschiedl ichen Abte i lungen des Wir t -
schaftsminister iums kontakt ieren. In Gesprächen mit versch iedenen Vertretern 
der Abtei lungen (wie z .B. Referat 25, Bürgschaften) wird ein Lösungskonzept 
unter Leitung der Task Force erarbeitet. In d iesem Schritt werden insbesondere 
von Task Force auch Vertreter der Bürgschaf tsbank Sachsen-Anhal t und 
Vertreter der Mit telständischen Betei l igungsgesel lschaft oder der Wagnisbete i l i ­
gungsgesel lschaft kontaktiert, um auch die Mögl ichkei ten der F inanzierung über 
eine Bürgschaft bzw. über eine Betei l igung auszuloten. Falls der Kr isenbetr ieb 
ein ehemal iger Treuhandbetr ieb war, n immt die Task Force auch Kontakt zur 
Bundesanstal t für verein igungsbedingte Sonderaufgaben auf. Die Task Force 
arbeitet hier in der Regel ausschl ießl ich mit anderen administrat iven Akteuren 
bzw. mit Akteuren von ge ldgebenden Institutionen zusammen . 

Hervorzuheben ist, dass es für die Erarbeitung des Lösungskonzeptes e inen 
Koordinator und Organisator gibt. Die Erarbeitung des spezi f ischen Lösungs­
konzeptes ist nicht in eine Vielzahl von isoliert zu lösenden Einzelproblemen 
aufgefächert worden, die getrennt voneinander behandel t werden müssen . Hier 
ist ein querschnit ts- und abst immungsor ient ier tes Ver fahren gewähl t worden . 
Alle Aufgaben gehen durch eine Hand. Der Vertreter der Task Force bezieht je 
nach Problemlage verschiedene andere administrat ive Akteure in den Prozess 
ein. Die Beziehungen zwischen den Betei l igten sind als formal und bürokrat isch 
zu charakter is ieren. Es f indet also eine innerbürokrat ische Abs t immung je nach 
Problemfal l statt. Ziel d ieser Zusammenarbe i t ist, abzuklären, ob es in d e m 
spezif ischen Fall sinnvoll und mögl ich ist, die versch iedenen Programme zu 
kombinieren. Die aufgezeigten Merkmale der Bez iehungen unter den involvier­
ten administrat iven Akteuren entsprechen den Kri ter ien, die an ein tradit ionel les 
bürokrat isches und hierarchisches Verwal tungshandeln angelegt werden (vgl. 
SCHARPF 1992 bzw. Ausführungen in Kapitel 2.3.2). 

Die Task Force (und das Referat 31) kann hier als domin ierender Akteur 
bezeichnet werden. Der Adressat wird insofern in d iesen Verfahrensschr i t t 
involviert, als er bspw. feh lende Unter lagen noch einreichen kann und letz tend­
lich die von den Vertretern des Wir tschaftsminister iums ausgewäh l ten Pro-
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grammant räge unter ihrer Hil festel lung ausfüll t . Auch in d iesem Verfahrens­
schritt ist e in adressatenor ient ier tes Verwal tungshandeln zu konstat ieren. 

Kennze ichen wie strukturel le, prozessuale und ergebnisbezogene Aspekte, die 
B E N Z (1994: 345) an den Begriff der Kooperat ion anlegt, sind in d iesem 
Verfahrensschr i t t von Verwal tungssei te nicht erfüllt. 

Wei l d ie Vergabebehörde den Adressaten mit in den gesamten Prozess des 
informel len Ver fahrens einbezieht, hat das Kr isenunternehmen einen erhebl i­
chen Einf luss auf Erfolg und Misserfolg der Fördermaßnahmen (BENZ 1994: 
24f). Mit d iesem Verfahrensschr i t t ist das informelle Bewi l l igungsverfahren 
abgesch lossen. 

5. Verfahrensschritt: Antragsprüfung und -bewilligung (technische Abwicklung 
der Anträge) 

Das Wir tschaf tsminister ium hat die Überprüfung und die technische Abwicklung 
der fo rmgebundenen Ant räge auf Konsol idierungshi l fe an andere Akteure 
delegiert. 

Die Ant ragsprüfung erfolgt wei tes tgehend unabhängig vom Unternehmen -
sofern die e ingereichten Unter lagen und der Antrag vol lständig s ind. Generel l 
wird der Ant rag über die Hausbank an den zuständigen Akteur bzw. an die 
zuständige Institution weitergelei tet , auch wenn die Hausbank selbst keinen 
e igenen Beitrag zu der beantragten Konsol idierungshi l fe leistet. Je nach 
spezi f ischer Problemlage des Kr isenunternehmens wird ein Konsol id ierungs­
dar lehen oder eine Konsol id ierungsbetei l igung beantragt. In d iesem Fall muss 
der Ant rag an das Landesförder inst i tut geleitet werden . Sind die Voraussetzun­
gen gegeben , eine Bürgschaft zu beantragen (vgl. Kapitel 4.2.1.2), so muss der 
fo rmgebundene Ant rag über die Hausbank an das Finanzminister ium weiterge­
leitet we rden ; und wird e ine Bürgschaf t über die Bürgschaf tsbank in Erwägung 
gezogen , so ist der Ant rag an die Bürgschaf tsbank Sachsen-Anhal t G m b H zu 
r ichten (vgl. ebd.) . 

Hier kommt nun bei al len d iesen aufgezeigten Konsol id ierungshi l fen ein 
kompl iz iertes Antragsver fahren in Gang , das bereits im Rahmen der jewei l igen 
Konsol id ierungshi l fe in vorangegangenen Kapiteln beschr ieben worden ist. Die 
diffizile Arbei tsauf te i lung der betei l igten Akteure kann durchaus für den 
Ver fahrensablauf verzögernd w i rken. Nach Auskunf t des Wirtschaftsminister i ­
ums ist aber bisher noch kein Fall wegen einer zu langen Bearbeitungszeit 
geschei ter t (vgl . Interview Task Force, Landesebene 2000). 

Das Prüfver fahren ist bei fast al len dargestel l ten Instrumenten aufgrund der 
Einschal tung diverser Inst i tut ionen äußerst komplex und zei taufwendig (vgl. 
Aus führungen 4.2.1). Verhand lungen zwischen den bes t immenden Akteuren 
sind nicht auszumachen , sie ag ieren insbesondere in best immten vorgegebe­
nen Handlungsrout inen. Es geht hier zwischen den e inzelnen beteil igten 
Akteuren einzig und al lein u m die Bewäl t igung verschiedener, zeit l ich aufe inan­
derfo lgender, bürokrat ischer Au fgaben . So ist z .B. die Hausbank nur durchrei-
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chende Station für die wei tere Antragsbearbei tung; oder die P W C ist beauftragt 
worden, eine Ste l lungnahme zum Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept zu 
erarbeiten (vgl. z. B. insbesondere Richtl inie über die Gewährung von Konsol i ­
d ierungsdarlehen an mit telständische Unternehmen im Land Sachsen-Anhal t 
vom 2.2.1998 oder Richtl inien für die Übernahme von Ausfal lbürgschaf ten 
durch die Bürgschaftsbank Sachsen-Anhal t G m b H vom 1 . 1 . 1 9 9 8 ) . 1 8 2 

Letztendliche Entscheidungsinstanz für die Bewil l igung der e ingereichten 
Anträge auf Konsol id ierungshi l fen ist der Konsol id ierungsausschuss, der 
federführend vom Wirtschaftsminister ium geleitet wird (bei Beant ragung einer 
Landesbürgschaft hat das Finanzminister ium die Feder führung innerhalb des 
Bewi l l igungsausschusses, vgl . Ausführungen Kapitel 4 . 2 ) . 1 8 3 Im Konsol id ie­
rungsausschuss sind in der Regel das Wir tschaftsminister ium und das 
Finanzminister ium s t i m m b e r e c h t i g t . 1 8 4 Das Wir tschaf tsminister ium prüft auf 
Basis der Ste l lungnahmen der unterschiedl ichen Akteure den Ant rag . Die Task 
Force und auch das Referat 31 liefert zudem die bis dahin zusammenget rage­
nen Informationen über das Kr isenunternehmen. Andere, z .B. gesel lschaftspol i ­
t ische, Akteure sind nicht in dem Gremium beteiligt. 

Im Falle der Bewil l igung kann das Wir tschaftsminister ium die f inanziel le 
Unterstützung im Rahmen von IMPULS 2000 an die Auf lage koppeln , dass das 
Kr isenunternehmen sich einer Beratung zu unterziehen hat. Die Beratung kann 
über das Beratungsprogramm für kleine und mittlere Unternehmen finanziel l 
unterstützt werden. Diese Mögl ichkeit , ein weiches Steuerungsinst rument -
Beratung - an eine harte f inanziel le Unterstützung zu koppeln, ist herauszuste l ­
len. Mit dieser Auf lage bezweckt die Landesregierung z u m e inen, dass die 
f inanzielle Förderung so effektiv w ie mögl ich eingesetzt w i rd . Z u m anderen trägt 
sie damit den Managementdef iz i ten, die als Hauptursache für d ie Insolvenzen 
gelten, Rechnung. 

1 8 2 Durch dieses aufwendige Procedere können deutlich zu lange Bearbeitungszeiten 
entstehen. Zwar hat die Task Force die Möglichkeit, den Antrag mit einem Prioritätsschrei­
ben zu versehen, das eine zügigere Bearbeitung gewährleisten soll. Nach Auskunft der 
Task Force ist aber nur bei der Einreichung aller notwendigen Unterlagen diese schnellere 
Bearbeitung sicher (Interview Task Force Landesebene 2000). 

1 8 3 In Bezug auf die Landesbürgschaften ist festzustellen, dass die Zuständigkeiten für das 
Förderinstrumentarium und somit auch die EntScheidungsprozesse im Landeskreditaus-
schuss (oder auch Landesbürgschaftsausschuss) in den Bereich des Finanzministeriums 
fallen, während die durch das Landesförderinstitut und die Wagnisbeteiligungsgesellschaft 
ausgereichten Sanierungs- und Konsolidierungshilfen im Rahmen von IMPULS 2000 beim 
Wirtschaftsministerium angesiedelt sind. Daraus können sich Koordinierungsschwierigkei­
ten ergeben, insbesondere wenn die Landesbürgschaften mit anderen Fördermitteln kom­
biniert werden sollen (Interview Task Force, Landesebene Sachsen-Anhalt 1996). 

1 8 4 Sowohl die Task Force als auch das Referat 31 haben in diesem Gremium keine 
Stimmberechtigung. Dies birgt insbesondere für die Berater der Task Force bzw. der 
Mitarbeiter des Referates 31 den Vorteil, dass sie - z.B. im Fall eines finanziellen Ausfalls -
nicht in persönliche Rechenschaft gezogen werden können. 
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Im Zen t rum d ieses Schri t tes s tehen bürokrat ische Aufgaben - die Antragsüber­
prüfung und die technische Abwick lung der A n t r ä g e . 1 8 5 Die verschiedenen 
Akteure handeln g e m ä ß einer v o m Wir tschaf tsminister ium erarbei tenden 
Richtl inie und bewegen sich in e inem v o m Wir tschaf tsminister ium definierten 
Handlungskorset t . Durch die Vorgabe dieser Antragsricht l in ien ist die Bewält i ­
gung in e inzelne von unterschiedl ichen Akteuren zu bewäl t igende Aufgaben 
aufgegl iedert wo rden und daher äußerst schemat isch. Der gesamte Prozess 
der Ant ragsabwick lung ist festgelegt. Flexible Handhabungen in Einzelfäl len 
s ind nicht auszumachen . Die Bez iehungsmuster der Akteure die a m Prüfverfah­
ren bzw. bei der techn ischen Abwick lung beteil igt s ind, sind a ls tradit ionell, 
h ierarchisch und überwiegend bürokrat isch zu charakter is ieren. 

Bemerkenswer t ist, dass die Landesregierung bzw. das Wir tschaftsminister ium 
den wei teren Prozess der Kr isenbewäl t igung mit der Koppelung von harten und 
we ichen Faktoren bzw. Med ien regul ieren kann. Dies stellt aber ledigl ich eine 
Ergänzung zu der tradit ionel len hierarchisch- bürokrat ischen Verfahrensablauf 
dar. 

6. Verfahrensschritt: Umsetzung 

Das Unternehmen wird in d iesem Verfahrensschr i t t in der Regel von der 
Hausbank über die Bewi l l igung des Ant rages in Kenntnis gesetzt. Gleichzeit ig 
mit der Bewi l l igung erhält das Unternehmen auch die Informat ionen über die 
Auf lagen, unter denen die Konsol id ierungshi l fe gewährt wurde. Eine Auf lage ist 
häuf ig - w ie bereits oben dargelegt -, dass sich das Unternehmen einer 
Beratung unterz iehen sol l . In derart igen Fäl len kontaktiert das Unternehmen die 
Prognos G m b H , die v o m Wir tschaf tsminister ium mit der technischen Abwick­
lung des Förderprogrammes "Bera tungsprogramm für kleine und mittlere 
Un te rnehmen" beauftragt wurde . Die Prognos G m b H sucht für das Unterneh­
m e n e inen geeigneten Berater aus, dessen Kosten über das Beratungspro­
g r a m m zu max imal 9 0 % übe rnommen werden können. Den Rest des Betrages 
muss das Unternehmen in Eigenleistung erbr ingen (Interview Task Force, 
Landesebene Sachsen-Anha l t 1996 und 1 9 9 9 ) . 1 8 6 

Der Hausbank kommt hier insbesondere in Bezug auf Landesbürgschaf ten oder 
hinsicht l ich der Ausfa l lbürgschaf ten der Bürgschaf tsbank eine wicht ige Rolle zu. 

1 8 5 Z.B. prüft das Landesförderinstitut eingegangene Anträge auf eine Landesbürgschaft 
weitgehend formell auf Vollständigkeit. Dann wird der Antrag und das zugrunde liegende 
Sanierungs- und Konsolidierungskonzept einem unabhängigen Sachverständigen oder der 
PwC Deutsche Revision zur Begutachtung vorgelegt. Seitens dieses Sachverständigen 
oder der PwC Deutsche Revision kommt es häufig zu Rückfragen, die über das Landes­
förderinstitut wieder an das antragstellende Unternehmen weitergeleitet werden. In der 
Regel erarbeitet das Landesförderinstitut parallel ebenfalls eine Stellungnahme zum Sanie­
rungs- und Konsolidierungskonzept. Auf der Basis der erarbeiteten Stellungnahmen erfolgt 
schließlich die Vorlage an den Bewilligungsausschuss. 

1 8 8 Auch wenn das Krisenunternehmen vom Wirtschaftsministerium die Auflage einer 
Beratung oder eines Coachings erhält, muss das Unternehmen trotz seines meist bereits 
engen finanziellen Spielraums einen Teil der anfallenden Kosten übernehmen. 
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Sie hat generel l gegenüber dem Wirtschaftsminister ium bzw. der Bürgschaf ts­
bank die Meldepfl icht, falls sich Ti lgungsschwier igkei ten e ines verbürgten 
Kredites ergeben oder sich anderweit ige Probleme ze igen, die auf e ine wei tere 
betr iebswirtschaft l iche Verschlechterung der Situat ion des Kr isenunternehmens 
schl ießen lassen. Im Rahmen des Konsol id ierungsdar lehens - vor a l lem w e n n 
das Unternehmen ein Dar lehen ohne die Auf lage sich e inem Coach ing zu 
unterziehen, gewährt bekommen hat - gibt es dagegen keine explizit ausgewie­
sene Kontrol l instanz bzw. e inen Akteur, der z.B. die Umsetzung des Sanie-
rungs- und Konsol id ierungskonzeptes begleitet und gegebenenfa l ls auf t reten­
den Schwier igkeiten sofort entgegenwirken kann. Im Rahmen der Konsol id ie­
rungsbetei l igung ist es demgegenüber eher mögl ich e inzugrei fen, wenn sich 
Probleme bei der Umsetzung des Konzeptes ergeben. Der Betei l igungsgeber, 
der in der Regel a m Gewinn des Unternehmen beteil igt ist, hat e in Interesse, 
dass das Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept erfolgreich umgesetz t wi rd. 
In dieser Hinsicht fungiert der Betei l igungsgeber bei der Umsetzung als 
Kontrol l instanz (vgl. Bürgschaftsr icht l inien des Landes Sachsen-Anhal t vom 
10.10.1995, veröffentl icht a m 30.10.1996). 

Das Wir tschaftsminister ium bzw. die Landesregierung hat die Zuständigkei t an 
verschiedene andere Akteure wie Prognos G m b H , Hausbank etc. wei terdele­
giert. Das Wir tschaftsminister ium kann nur noch über die aufgezeigten Akteure 
den wei teren Ver fahrensprozess beeinf lussen. Die nicht-staat l ichen Akteuren 
stehen in keiner Beziehung zueinander. Auch in d iesem Verfahrensschr i t t s ind 
keine kooperat iven oder netzwerkart igen Strukturen erkennbar. 

Wie einleitend zu d iesem Kapitel bereits erwähnt, gibt es in Sachsen-Anhal t 
Unterstützungsmögl ichkei ten, wenn e inem Betrieb nicht mehr über die oben 
dargelegten verschiedenen Konsol id ierungsprogramme gehol fen werden kann: 

(7.) Verfahren kurz vor der Insolvenz bzw. nach der Insolvenz. 

Die Landesregierung hat die gesamte Koordinierung und Organisat ion d ieses 
Verfahrens auf die Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H über t ragen. 

Mit der Einrichtung der GSA-Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H ist e ine 
zusätzl iche Institution von der Landesregierung geschaffen worden , die den 
gesamten Prozess des Betr iebsstättenverkaufs und (Wieder- )Erwerbs von 
Unternehmen in Schwier igkei ten zu koordinieren hat. Sie hat d ie Au fgabe , alle 
Voraussetzungen für den Erwerb der Betr iebsstätte für die Landesreg ierung zu 
prüfen. Bis zum Kauferwerb wird somit das Verfahren über e ine zuständige 
Institution organisiert und ist daher nicht in einzelne von unterschiedl ichen 
Akteuren zu bewäl t igende Aufgaben aufgefächert worden (vgl. Aus führungen in 
Kapitel 4.2.2.3). 

Die Entscheidung über den Kauf der Betr iebsstätte wird von der Grundstücks­
fonds Sachsen-Anhal t G m b H geme insam mit verschiedenen administrat iven 
Akteuren gefällt. Dazu tauschen sich die relevanten Akteure in mehrmal igen 
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Gesprächen aus , u m das Risiko e ines Betr iebsstät tenerwerbes anhand der von 
der Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H vorgelegten Unter lagen abzuwä­
gen . Je nach Fall ist d iese "Runde" unterschiedl ich zusammengesetz t . Es 
können dabei Vert reter des Wir tschaf tsminister iums aus den Abtei lun­
gen/Referaten Bürgschaf ten, Industr ieansiedlung oder Industr iebetreuung etc., 
Vertreter des Finanzminister iums, Vertreter des Minister iums für Arbeit und 
Soziales z u s a m m e n k o m m e n . Falls das Unternehmen berei ts e inen Insolvenz­
antrag gestel l t hat, ist außerdem der Insolvenzverwalter ein wicht iger beteil igter 
Akteur. Ggf. wird auch der Betr iebsrat sowie die zuständige Einzelgewerkschaft 
an d iesen Gesprächen beteil igt ( Interview Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t 
G m b H , Landesebene Sachsen-Anhal t 1999). 

Die Landesreg ierung hat die Vorbere i tung und Koordinat ion des Ver fahrensab­
lauf in e ine Hand gegeben . Es besteht e ine intensive Zusammenarbe i t 
zwischen überwiegend administ rat iven Akteuren. Nach Auskunf t des Vertreters 
der Grundstücksfonds Sachsen-Anhal t G m b H ist hier aufgrund der langjährigen 
Zusammenarbe i t auch ein starkes Vertrauensverhäl tn is zwischen den invol­
vierten Akteuren ents tanden. Darüber h inaus wurden in den Gesprächen bisher 
immer ein Konsens bzw. Kompromiss lösungen angestrebt (ebd.). Die Orient ie­
rung a m geme insamen Erfolg bi ldet die Handlungslogik der Akteure. Diese 
Akteursbez iehung birgt den Vortei l , dass eine nahezu opt imale Ressourcen­
bündelung stattf indet. Nicht-administrat ive Akteure werden nur in Einzelfäl len in 
d iesen Verfahrensschr i t t mi te inbezogen. Die (recht hohen) Anforderungen, die 
BENZ (1994) an kooperat ive Formen von Verwal tungshandeln anlegt, sind nicht 
festzustel len. 

Zwischenresümee 

Aus den oben dargelegten Ausführungen lassen sich für die Entscheidungsare­
na der Implementat ionsphase fo lgende Schlussfo lgerungen ablei ten: Das 
Wir tschaf tsminister ium erscheint insgesamt als die entscheidende gestalterisch 
tät ige Kraft für das Polit ikfeld San ierungs- und Konsol idierungspol i t ik. Andere 
Akteure s ind an der Implementat ionsphase des Polit ikfeldes in Sachsen-Anhal t 
nur sporadisch und in Einzelfäl len beteil igt. Kooperat ionsstrukturen der 
betei l igten Akteure im Sinne von B E N Z sind nicht erkennbar. Tendenzen zu 
umfassenden und stabi len Pol i t iknetzwerken sind für die Implementat ionsphase 
nicht auszumachen . Damit hat sich die e ingangs aufgestel l te These , dass die 
tradit ionelle Steuerungsform Hierarchie durch netzwerkart ige Strukturen ergänzt 
w i rd , für Sachsen-Anhal t al lenfal ls insofern bestätigt, als in der Entscheidungsa­
rena partiell und unsystemat isch e inzelne Merkmale von Issue-Netzwerken 
nach H E C L O (1978) auszumachen s ind. 

Posit iv hervorzuheben ist, dass die Landesregierung die Task Force für 
"regional bedeutsame" Industr iebetr iebe initiiert hat. Sie wurde parallel zum 
bestehenden Referat 31 eingerichtet. Damit hat sie für ein best immtes Klientel 
e inen zusätz l ichen Ansprechpar tner eingerichtet und die "Bearbei tung" dieser 
Kr isenbetr iebe nicht vol lständig in bes tehende, institutionelle in Einzelaufgaben 
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unterteilte Verwal tungsabläufe integriert. Dies ist zumindest bedingt als 
innovativ zu beze ichnen. Mit der Einr ichtung der GSA-Grundstücksfonds 
Sachsen-Anhal t G m b H ist ebenfal ls eine zusätzl iche Institution von der 
Landesregierung geschaf fen worden , die den Betr iebsstättenverkauf und 
(Wieder)erwerb von Unternehmen zu koordinieren hat, die in wirtschaft l icher 
Bedrängnis sind und somit kurz vor der Insolvenz s tehen. Auch hier wird das 
gesamte Verfahren über eine Institution koordiniert und organisiert . Es konnte 
festgestellt werden , dass sich leichter und eher netzwerkart ige Strukturen 
(Ansätze von Issue-Netzwerken) bi lden können, sobald nur eine einzige 
Institution mit der Koordinat ion eines ganzen Ver fahrensprozesses betraut ist. 
Ist der Verfahrensablauf dagegen in einzelne von unterschiedl ichen Akteuren 
zu bewält igende Aufgaben aufgegl iedert, können sich selbst Ansätze von Issue-
Netzwerken nicht entwickeln. 
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5 DIE SANIERUNGS- UND KONSOLIDIERUNGSPOLITIK AUF 
LANDESEBENE: DAS BEISPIEL BRANDENBURG 

5.1 Die Wirtschaftsstruktur in Brandenburg 
5.1.1 Wirtschaftsstrukturel le Entwicklung 

Das Land Brandenburg ist mi t einer Fläche von 29.476 qkm das größte unter 
den fünf os tdeutschen Bundes ländern. Die insgesamt 1.700 Gemeinden 
gl iedern s ich nach der gesetz l ichen Neugl iederung 1993 in 18 Verwal tungsbe­
zirke, darunter 14 Landkre ise und 4 kreisfreie Städte (Brandenburg, Potsdam, 
Frankfur t /Oder und Cot tbus) . In Brandenburg lebten am Ende des Jahres 1998 
2,59 Mio. Menschen , dies s ind etwa 3% aller Bundesbürger. Das Land weist 
e ine sehr ger inge Anzah l von Einwohnern und Einwohner innen gemessen an 
der Fläche auf: Mit 88 Personen je qkm ist es in der Bundesrepubl ik Deutsch­
land (230 Personen je qkm) nach Meck lenburg-Vorpommern das Land mit der 
ger ingsten Bevölkerungsdichte. Ein Drittel der Einwohner Brandenburgs lebt im 
engeren Ver f lechtungsraum Brandenburg-Ber l in (vgl. www.branden-burg.de) . 

Schon zu DDR-Zei ten war Brandenburg überwiegend agrar isch geprägt. So 
gab es ca. 281.000 ha Agrar f läche (zum Vergle ich: Sachsen hatte nur ca. 
97.000 ha, dagegen Meck lenburg-Vorpommern ca. 458.000 ha) (vgl. Wir t ­
schaftsat las Neue Bundes länder 1994: 164). Außerdem kennzeichnet dieses 
Bundes land das V o r k o m m e n von natürl ichen Ressourcen wie Braunkohle, 
Steine und Erden sowie Holz. Diese Vo rkommen begründen auch die hohe 
Grundstoff last igkeit der Industr ie. Nach wie vor spielt die Vorleistungsindustr ie 
in acht von 14 Landkre isen Brandenburgs eine wicht ige Rol le. Sie weist auch 
heute noch von der Ostpr igni tz über die west l ichen Kreise des Landes zur 
Lausi tz und von dort in nördl icher Richtung durch die ostbrandenburgischen 
Kreise bis zur Uckermark eine überdurchschnit t l iche Verdichtung auf (vgl. 
Minister ium für Wir tschaft , Mit telstand und Technologie 1998b: 11). 

A n der südl ichen Landesgrenze von Brandenburg zu Sachsen ist die Region 
nach wie vor durch den Bergbau geprägt. Das Lausitzer Revier ist dominiert 
durch den Abbau von Braunkohle und deren Aufberei tung zur Energieerzeu­
gung . V ier Braunkohlekraf twerke, sowie wei t re ichende Tagebaue, die bis nach 
Sachsen re ichen, kennze ichnen den wirtschaft l ichen Standort im Süden 
Brandenburgs (vgl. Wir tschaf tsat las Neue Bundesländer 1994). Im Folgenden 
sol len, ähnl ich wie für Sachsen-Anhal t , einige statist ische Kennzif fern näher 
beleuchtet we rden , u m e inen Eindruck über die wirtschaft l iche Situat ion des 
Untersuchungs landes Brandenburg zu vermit te ln. 

Legt man die Brut tower tschöpfung nach Wir tschaf tsbereichen zu Grunde, so ist 
der bedeutendste Wir tschaf tszweig der der "Öffent l ichen und privaten Dienstlei­
ster" mit e inem Antei l von 2 7 , 2 % (vgl. Abb i ldung 5-1). Dicht gefolgt von dem 
Wir tschaf tsbereich "F inanz ierung, Vermie tung und Unternehmensdienst le ister" 
mit e inem Antei l von 23 ,8%. Das "Verarbei tende Gewerbe" liegt gemeinsam mit 
d e m übr igen Produz ierenden Gewerbe mit e inem Antei l von insgesamt 17,8% 
an der Brut tower tschöpfung minimal vor d e m Wirtschaftszweig "Handel , 
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Gastgewerbe und Verkehr" . Ähnl ich wie in Sachsen-Anhal t bi ldet die Land- und 
Forstwirtschaft, Fischerei mit 2 ,6% das Schlussl icht. 

A b b . 5 - 1 : B r u t t o w e r t s c h ö p f u n g n a c h W i r t s c h a f t s b e r e i c h e n in P r o z e n t in 
B r a n d e n b u r g (2000 in P re i sen des J a h r e s 1995) 

Öffentliche und 
private 

Dienstleister 
27,2% 

Finanzierung, 
Vermietung und 
Unternehmens­

dienstleister 
23,8% 

Land- und 
Forstwirtschaft, 

Fischerei 
2,6% 

Verarbeitendes 
Gewerbe 

12,8% 
Baugewerbe 

11,6% 

Übriges 
Produzierendes 

Gewerbe 
5,0% 

Handel, 
Gastgewerbe und 

Verkehr 15,8% 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Landesbetriebes für Datenverarbeitung und 
Statistik Land Brandenburg 

Bei der Betrachtung der fo lgenden Tabel le 5-2 ergibt sich ein relativ eindeut iges 
Bild über die wirtschaft l iche Entwicklung in Brandenburg. Nahezu alle Bereiche 
mussten eine Minderung ihrer Umsätze h innehmen, wenn auch die Zahlen 
überwiegend im posit iven Bereich l iegen. Im Vergleich zu Sachsen-Anhal t zeigt 
sich bei dieser stat ist ischen Größe aber eine etwas posit ivere Entwick lungsten­
denz in den einzelnen Wir tschaf tsbranchen. 

Tab . 5-2: V e r ä n d e r u n g de r rea len B r u t t o w e r t s c h ö p f u n g n a c h W i r t s c h a f t s ­
b e r e i c h e n , V e r ä n d e r u n g e n g e g e n ü b e r V o r j a h r in P rozen t in 

Wirtschaftszweig 1993 1995 1997 1999 2000 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 42,6 

in 

CO
 -1 -0,3 

Produzierendes Gewerbe ohne 
Baugewerbe 

17 3 1,5 0,9 4,6 

Baugewerbe 15,1 17,4 -4,3 -1,1 -11,3 

Handel, Gastgewerbe und Verkehr 11,7 4 6,3 4,6 1,1 

Finanzierung, Vermietung und 
Unternehmensdienstleister 

16 6,9 5,7 6,1 5,4 

Öffentliche und private Dienstleister 4 1,6 1,7 0,3 0,6 

Gesamt 12 5,9 2,2 2,2 0,9 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Landesbetriebes für Datenverarbeitung und 
Statistik Land Brandenburg 

Exemplar isch sol len die Entwick lungen der Wir tschaf tszweige "Land- und 
Forstwirtschaft, Fischerei" , "Baugewerbe" , "Produzierendes Gewerbe ohne 
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Baugewerbe" , "F inanzierung, Vermietung und Unternehmensdienst le ister" 
näher beschr ieben werden : Kein anderer Wir tschaf tszweig hat mit derartig 
starken Veränderungen wie die "Land- und Forstwirtschaft , Fischerei" zu 
kämpfen. Zwischen 1993 und 1995 ist ein dramat ischer Umsatzrückgang zu 
konstat ieren: Lag der Wer t für die Veränderung der realen Brut towertschöpfung 
im Vergle ich z u m Vor jahr 1993 bei d ieser Branche noch bei 42 ,6%, so 
reduzierte er sich innerhalb von zwei Jahren u m ein Vie l faches auf nur 5 , 1 % . 
Dieser negat ive Trend setzte sich in den darauf fo lgenden Jahren weiter fort, bis 
zu e inem negat iven Wer t im Jahr 2000 auf - 0 , 3 % . Eine ähnl ich schlechte 
Entwicklung ist für das Baugewerbe zu konstat ieren: Innerhalb von sieben 
Jahren gab es in d iesem Wir tschaf tszweig Wachs tumsrückgänge von mehr als 
25 Prozentpunkten. 

In Bezug auf das "Produzierende Gewerbe ohne Baugewerbe " ist zwar nicht 
ganz so ein drast ischer Rückgang zu vermelden, aber auch in d iesem Wirt ­
schaf tszweig mussten erhebl iche Wachs tumse inbrüche h ingenommen werden. 
Noch 1993 lag der Wer t für die Veränderung der realen Brut towertschöpfung im 
Vergle ich z u m Vorjahr bei 17%. Bis 1995 reduzierte sich dieser Wer t auf 3%. 
Zwischen 1995 und 1997 verr ingerte er sich abermals u m die Hälfte auf 1,5%. 
Erst 2000 ist e ine leichte Kehr twende bei d ieser Entwicklung auszumachen . 

Auch im Bereich "F inanzierung, Vermietung und Unternehmensdienst le ister" ist 
im Beobachtungszei t raum zwischen 1993 und 2000 ein insgesamt rückläufiger 
Trend zu konstat ieren: Lag der Wer t dieser stat ist ischen Größe 1993 noch bei 
16%, so ist er berei ts 1995 auf 6 ,9% gefal len. Bis zum Jahr 1997 sind die Wer te 
u m 1,2 Prozentpunkte wei ter gesunken. Eine leichte Erholung dieses Trends ist 
im Jahr 1999 mit 6 , 1 % zu beobachten. Im Jahr 2000 ist w iederum ein leichter 
Rückgang auf 5 ,4% zu konstat ieren. 

Ein Blick auf die Tabel le 4-3 des vorangegangenen Kapitels zeigt die Verände­
rung der realen Brut towertschöpfung nach den einzelnen Wir tschaftsbereichen 
für Ostdeutsch land. Brandenburg hat für 1999 nur im Wirtschaftszweig 
"F inanzierung, Vermie tung und Unternehmensdienst le ister" e inen überdurch­
schnit t l ichen Wer t im Verg le ich zu al len neuen Bundes ländern aufzuweisen. 
Al le anderen Bereiche (inkl. dem Produzierenden Gewerbe ohne Baugewerbe) 
haben sich im Vergle ich zu al len Ost ländern unterdurchschnit t l ich entwickelt. 

Ein Vergle ich der Entwicklung der Betr iebsgrößenstruktur zwischen Branden­
burg und Ostdeutsch land ergibt ähnl iche Ergebnisse wie für Sachsen-Anhal t : 
Die Anzah l der Großbetr iebe ist zugunsten einer Vielzahl von Betr ieben mit bis 
zu 49 Beschäft igte zu rückgegangen. Al lerdings gab es in Brandenburg 1993 
bereits "nur" 15 Betr iebe mit über 1000 Beschäf t igten. Sachsen-Anhal t hatte 
z u m gle ichen Zei tpunkt 26 Unternehmen in d ieser Betr iebsgrößenkategor ie. 
1993 sind dagegen 487 Kleinbetr iebe (Belegschaft zwischen 1-49) in Branden­
burg registriert worden , 6 Jahre später hat s ich d iese Anzah l u m fast ein Drittel 
auf 752 Unternehmen vergrößert . Die anderen Größenk lassen betreffend kann 
eher von einer Stagnat ion gesprochen werden . 
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Abb. 5-3: Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes, sowie im Bergbau und 
in der Gewinnung von Steinen und Erden in Brandenburg (Sep­
tember 1993 - 2000) 

2000 

1999 

1997 

1995 

333 

1993 
41 20 15 

/ 

10% 20% 

11 bis 49 Beschäftigte 
9 500 bis 999 Beschäftigte 

70% 80% 90% 

O 50 bis 199 Beschäftigte 
• 1000 und mehr Beschäftigte 

• 200 bis 499 Beschäftigte 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Landesbetriebes für Datenverarbeitung und 
Statistik Land Brandenburg 

Ähnl ich wie für Sachsen-Anhal t hat Brandenburg (vgl. Aus führungen von 
Kapitel 4.1) im Vergleich zu dem gesamten Gebiet von Ostdeutschland eine 
nicht abweichende Entwicklung bei dieser stat ist ischen Kennzif fer zu verbu­
chen. Generel l domin ieren in ganz Ostdeutschland kleinere Betr iebe mit einer 
Belegschaftsgröße von max imal 199 Beschäft igten. 

Als nächstes soll nun die Situation auf dem Arbei tsmarkt ins nähere Blickfeld 
gerückt werden: Nachstehende Tabel le verdeutl icht die Entwicklung der 
Erwerbstät igenstruktur in den einzelnen Branchen zwischen den Jahren 1991 
und 2000. Zwischen 1993 und 1999 ist eine anste igende Tendenz der Er­
werbstät igenzahlen in den einzelnen Wir tschaf tsbereichen zu beobachten. 
Dagegen sind für das Jahr 2000 al lgemeine Einbußen zu vermelden. Ausnah­
men bilden die Land- und Forstwirtschaft sowie das Produzierende Gewerbe . In 
beiden Wir tschaf tszweigen zeigt sich eine besonders ungünst ige Entwicklung. 
Zwischen 1991 und 2000 verloren im pr imären Sektor insgesamt mehr als 
60.000 Personen ihren Arbei tsplatz und im Produzierenden Gewerbe reduzierte 
sich das Arbei tsplatzangebot in der gleichen Zei tspanne um ca. 160.000. 
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Tab . 5-4: Entwicklung der Erwerbstät igen nach Wirtschaftsbereichen in 
Brandenburg (in Tausend , Jahresdurchschnit t 1991 - 2000) 

Wirtschaftszweig 1991 1993 1995 1997 1999 2000 

Land- u. Forstwirtschaft, 
Fischerei 

108,1 56,1 53,9 47,6 46,1 45,7 

Produzierendes Gewerbe 312,4 183,6 167,7 158,3 148,7 145,7 

Darunter: Verarbeiten­
des Gewerbe 

241 140,5 135,5 135,8 130,2 128,2 

Baugewerbe 125,4 156,6 188,4 178,5 1.61,7 151,1 

Handel, Gastgewerbe und 
Verkehr 

244,5 232,8 246,4 253,5 253,1 247,0 

Finanzierung, Vermietung und 
Unternehmensdienstleister 

66,8 80 89 99,7 112,8 113,9 

Öffentliche und private 
Dienstleister 

329,7 313,5 322,9 325,4 343,3 341,8 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Stat. Landesamtes Brandenburg 

Im Gegensatz zu Sachsen-Anhal t s ind trotz stagnierender Wer te der Verände­
rung der Brut towertschöpfung posit ive Impulse in der Beschäft igungsstruktur 
auszumachen . So pendel t d ie Veränderung der realen Brut towertschöpfung des 
Wir tschaf tszweiges "F inanz ierung, Vermie tung und Unternehmensdienst le ister" 
zwischen 1995 und 2000 u m die 6%-Marke, gleichzeit ig hat sich die Zahl der 
Erwerbstät igen in dieser Ze i tspanne um ca. 25.000 erhöht. Daher ist für 
Brandenburg ein leichter posit iver Zusammenhang zwischen der Entwicklung 
der Brut towertschöpfung und der Beschäft igtenstruktur festzustel len. 

A ls e rgänzende Information z u m Wir tschaf tszweig "Verarbei tendes Gewerbe" 
sol len noch die Aus führungen vom Wir tschaftsminister ium des Landes 
Brandenburg angeführt we rden : Das "Verarbei tende Gewerbe" weist "die 
größte Produktions- bzw. Beschäftigungslücke aus. So beträgt der Industriebe­
satz 58 Erwerbstätige je 1.000 Einwohner. Die alten Bundesländer weisen 
demgegenüber einen Besatz von 108 Erwerbstätigen je 1.000 Einwohner auf. 
Damit liegt die brandenburgische Industrie bei 54% des Niveaus der alten 
Bundesländer, das entspricht einem Defizit von über 107.000 Erwerbstätigen." 
(Minister ium für Wir tschaft , Mit telstand und Technologie des Landes Branden­
burg 1999b: 8) 

Vergle icht m a n die Entwick lung der Erwerbstät igen in Brandenburg insgesamt 
mit der von Ostdeutschland (vgl. Tabel le 4-7 in Kapitel 4.1), so kann festgestell t 
werden , dass in Brandenburg keine außergewöhnl ichen Trends zu verzeichnen 
s ind: In al len Wir tschaf tsbere ichen können dramat ische Rückgänge an 
Erwerbstät igen zwischen 1991 und 1995 registriert werden . Die Entwicklung in 
Brandenburg ist insgesamt bei d ieser Kennzif fer als durchschnit t l ich zu 
beze ichnen. 

Die brandenburg ische Arbei ts losenquote ist zwischen den Jahren 1996 und 
1998 u m mehr als 2 % gest iegen. Die gleiche Ste igerung weist die Arbeits lo­
senquote al ler neuen Bundes länder auf. 2000 halten sich die Quoten auf ihrem 
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jewei l igen Niveau: Ostdeutschland hat eine Arbei ts losenquote von 18 ,8%, und 
in Brandenburg liegt sie bei 18 ,4%. Insgesamt ist festzuhal ten, dass die 
Arbei ts losenquote von Brandenburg leicht unter dem Durchschni t t der neuen 
Bundesländer rangiert. Z u m Vergle ich: In Sachsen-Anhal t l iegt sie im Beob­
achtungszei t raum höher als der Durchschnit tswert für Ostdeutsch land. 

Abb. 5-5: Arbei ts losenquoten in Brandenburg im Vergleich zu West - und 
Ostdeutschland (2000) 

19,5 18,8 
16/7 r r r r r - r T - r r r r r 

18,8 18,4 
16,2 

10,1 10,5 
8.7 

1996 1998 2 0 0 0 

• — a l t e Bundesländer neue Bundesländer Brandenburg 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben der Bundesanstalt für Arbeit 

Als letztes soll die Insolvenzentwicklung betrachtet werden . Anhand der 
Tabel len 4-9 in Kapitel 4.1 wird deut l ich, dass die Anzahl der Insolvenzen in 
Brandenburg von 1995 bis 2000 sehr stark angest iegen ist und die Wer te 
ähnlich hoch wie in den anderen ostdeutschen Bundesländern l iegen. 1995 sind 
1.023 Insolvenzen zu verze ichnen. Dieser Kennwert steigt bis zum Jahr 2000 
auf insgesamt 1.511 an . Betrachtet man die Insolvenzhäufigkeit , die Bezug auf 
die Anzahl der Unternehmen nimmt, so liegt Brandenburg im ostdeutschen 
Ranking im Mittelfeld. Lag die Insolvenzhäufigkeit 1995 in Brandenburg noch 
bei 150, so ist sie über die Jahre stetig angest iegen. 1998 sind von 10.000 
Unternehmen 195 insolvent geworden. Im Verhältnis zu Sachsen-Anhal t hat 
aber Brandenburg gerade bei dieser Kennziffer eine deut l ich günst igere 
Entwicklung zu verze ichnen. 

5.1.2 Wirtschaftsstrukturel le Unterschiede innerhalb des Landes 

Zunächst werden die jewei l ige Anzahl der Betr iebe sowie die Bet r iebsgrößen­
struktur vom Jahr 2000 in den brandenburgischen Landkreisen näher bet rach­
tet. In Abbi ldung 5-6 wird deut l ich, dass gerade die Landkreise, die direkt an 
das Bal lungszentrum Berlin angrenzen, eine hohe Anzahl von Betr ieben 
aufzuweisen haben. Hier sind in den jewei l igen Landkreisen mehr als 41 
Betr iebe ansässig. "Spitzenreiter" ist dabei der Landkreis Potsdam-Mi t te lmark 
mit insgesamt 106 Betr ieben (Landesamt für Statistik in Brandenburg 2000) . Im 
Gegensatz dazu haben die nördl ichen Landkreise Prignitz und Uckermark eine 
relativ ger inge Betr iebsdichte zu verze ichnen (vgl. Stat ist iken des Landesamt 
für Statistik in Brandenburg, Jahrgang 2000 und Tabel le A 9 im Anhang) . 

181 



Abbi ldung 5-6 zeigt außerdem die Betr iebsgrößenstruktur der einzelnen 
brandenburg ischen Landkreise. W ie bereits im vorangegangenen Kapitel 
festgestel l t werden konnte, ist die Anzahl der Großbetr iebe in al len Landkreisen 
relativ ger ing. Mindestens 5 0 % der Betr iebe in den Landkreisen gehören zur 
Betr iebsgrößenkategor ie mit maximal 50 Beschäf t ig ten. Besonders auffällig 
s ind dabei der Landkreis Potsdam-Mit te lmark und die kreisfreie Stadt Frankfurt/ 
Oder. In Potsdam-Mit te lmark gehören Insgesamt 7 0 % zur untersten Betr iebs­
größenklasse (bis unter 50 Beschäft igte). Schl ießt man die nächst höhere 
Betr iebsgrößenkategor ie in die Betrachtung mit e in, so zählen sogar ca. 9 0 % 
der in d iesem Landkre is ansäss igen Betr iebe zu den be iden untersten Größen­
klassen bis maximal 99 Beschäft igten (vgl . Stat ist iken des Landesamt für 
Statistik in Brandenburg , Jahrgang 2000 und Tabel le A 9 im Anhang) . 
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A b b . 5-6: B e t r i e b s g r ö ß e n s t r u k t u r i n B r a n d e n b u r g ( S e p t e m b e r 2000) 

BetriebigrQfienilruktur im 
Landesdurchschnitt 

Brandenburg [%) 

Potsdam-
Wittelmark 

Anzahl aller Wirtschafts­
betriebe 

Teltow -
Fläming 

Oberspree­
wald-Lausitz 

Màrksch-Odertand 

unter 50 SO 50 bis 99 • 100 bis 199 200 bis 499 Hl 500 und mehr 

Beschäft igte 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Statistischen Landesamtes in Brandenburg 

Abbi ldung 5-7 gibt auf Landkre isebene Aufschluss über die Beschäft igtenanzahl 
und den Antei l des Umsatzes der im Landkreis ansäss igen Betr iebe am 
Gesamtumsatz des Landes. Betrachtet man in dieser Abbi ldung zunächst 
isoliert die Beschäft igtenanzahl , so wird deut l ich, dass relativ viele Landkreise 
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über 6.000 Beschäft igte haben. Eine besonders ger inge Beschäft igtenanzahl 
haben dagegen die Landkreise Prignitz und Ostpr igni tz-Ruppin aufzuweisen 
(vgl. auch die Tabel le A10 im Anhang) 

Wird das Augenmerk auf die jewei l igen Umsätze der Landkreise gerichtet, so 
fällt außerdem in d ieser Abbi ldung auf, dass die Betr iebsdichte nicht unbedingt 
mit der Kennzi f fer "Antei l des Umsatzes a m Gesamtumsatz der Landes" 
korrespondiert . So hat bspw. der Landkreis mit der höchsten Betr iebsdichte 
(Potsdam Mit te lmark) nur e inen Umsatzantei l von 4 , 7 % am Gesamtumsatz des 
Landes. A ls besonders umsatz intensiv ( im Verhäl tn is zum Gesamtumsatz von 
Brandenburg) mit gleichzeit ig hoher Beschäft igtenanzahl können die Landkreise 
Oder-Spree und Tel tow-Fläming identif iziert werden . Eine Besonderhei t ist für 
den Landkre is Uckermark zu vermelden: Dort gibt es ledigl ich 55 Betr iebe; 
davon gehören mehr als 8 7 % zu den be iden untersten Betr iebsgrößenkategor i ­
en bis max imal 99 Beschäft igte. Diese Betr iebe t ragen al lerdings erhebl ich (mit 
e inem Antei l von 15,9%) z u m Gesamtumsatz des Landes bei . (vgl. Statist iken 
des Landesamt für Statistik in Brandenburg, Jahrgang 2000 und Tabel le A10 im 
Anhang) . 
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A b b . 5-7: B e s c h ä f t i g t e in a l l en B e t r i e b e n u n d An te i l des U m s a t z e s a l le r 
B e t r i e b e a m G e s a m t u m s a t z d e s L a n d e s in B r a n d e n b u r g (2000) 

Landkreisgrenze 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Statistischen Landesamtes in Brandenburg 
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Abbi ldung 5-8 schlüssel t d ie relative Vertei lung der Erwerbstät igen nach den 
Wir tschaf tszweigen "Produzierendes Gewerbe" , "Hande l , Gastgewerbe und 
Verkehr" , "Sonst ige Dienst le is tungen" sowie "Sonst iges" auf (vgl. auch Tabel le 
A11 im Anhang) . Es wird deut l ich, dass der überwiegende Antei l der Erwerbs­
tät igen in Brandenburg im Wir tschaf tszweig "Sonst ige Dienst le istungen" 
beschäft igt ist. Im Wir tschaf tszweig "Produz ierendes Gewerbe" sind im 
Durchschni t t e twa ein Drittel der Erwerbstät igen der Landkreise beschäft igt. Wie 
berei ts im vorangegangenen Kapitel konstatiert wurde , spielt der Wirtschafts­
zweig "Land- und Forstwirtschaft, Fischerei" , der in Abb i ldung 5-8 unter 
"Sonst iges" subsummier t wurde , in Bezug auf die Erwerbstätrgenzahl eine 
verschwindend ger inge Rolle (vgl. Stat ist iken des Landesamt für Statistik in 
Brandenburg , Jahrgang 2000 und Tabel le A11 im Anhang) . 
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Abb. 5-8: Erwerbstätigenstruktur in Brandenburg (Mai 2000) 



Welche regionalen Unterschiede sind nun bei der Arbei ts losenquote auszuma­
chen? Die Abbi ldung 5-9 zeigt die jewei l ige Arbei ts losenquote der Landkreise 
für das Jahr 2000 . Es wird dabei anschaul ich, dass es starke regionale 
Unterschiede gibt. Eine besonders hohe Arbei ts losenquote mit ca . 2 4 % ist für 
den Landkre is Oberspreewald-Lausi tz und für den Landkreis Uckermark zu 
konstat ieren. Beide Landkreise t ragen auf der e inen Seite zwar jewei ls mit mehr 
als 1 0 % z u m Gesamtumsatz des Bundeslandes bei , haben aber auf der 
anderen Sei te landeswei t die höchste Arbei ts losenquoten. Ebenfal ls eine 
erhebl ich über d e m Landesdurchschni t t (18,4%) l iegenden Arbei ts losenquote 
haben die Landkreise Prignitz und Elbe-Elster. Dagegen haben die Landkreise 
Potsdam-Mi t te lmark und Dahme-Spreewald die niedrigsten Arbei ts losenquoten 
zu verme lden . Beide Landkreise t ragen zwar verhäl tn ismäßig wen ig zum 
Gesamtumsatz des Landes bei , verzeichnen aber eine unterdurchschnit t l iche 
Anzah l von Arbei ts losen und ver fügen dami t über eine relativ ger inge Arbei ts lo­
senquote. 
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A b b . 5-9: A r b e i t s l o s e n q u o t e n in B r a n d e n b u r g ( J a h r e s d u r c h s c h n i t t 2000) 
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Genau w ie in Sachsen-Anhal t soll als letztes den regionalen Unterschieden in 
Bezug auf d ie Unternehmensinso lvenzen zwischen 1998 und 2000 nachgegan­
gen we rden . Aufsch luss darüber gibt die nachstehende Abbi ldung 5-10. 

Sowoh l im Landkre is Oberhavel als auch im Landkreis Potsdam-Mit te lmark sind 
im Beobachtungsze i t raum mehr als 351 Unternehmen insolvent g e w o r d e n . 1 8 7 

Dicht gefolgt von den Landkre isen Tel tow-Fläming und Märk isch-Oder land. In 
d iesen be iden Landkre isen lag die Arbei ts losenquote 2000 - wie eben 
dargelegt worden ist - noch unter dem Landesdurchschni t t von 18,4%. Die 
ger ingste Anzah l von Unternehmensinso lvenzen sind in der kreisfreien Stadt 
Cot tbus und im Landkreis Prignitz auszumachen . Al lerdings ist h ier - w ie im 
vo rangegangenen Tex t herausgestel l t worden ist - auch e ine relativ geringe 
Betr iebsdichte zu konstat ieren (vgl. auch Tabel le A12 und A13 im Anhang) . 

In den Landkre isen Uckermark und Oberspreewald-Lausi tz , die e ine über­
durchschni t t l iche Arbei ts losenquote haben, sind nur wen ige Unternehmensin­
so lvenzen zwischen 1998 und 2000 zu vermelden. Das legt die Schlussfolge­
rung nahe, dass in d iesen Landkre isen eher größere Betr iebe mit verhäl tn ismä­
ßig v ie len Beschäft igten Insolvenz anmelden mussten. Sowohl 1998 und 1999 
als auch 2000 sind in al len Landkre isen insbesondere Baubetr iebe insolvent 
geworden , dicht gefolgt von Handelsbetr ieben (vgl. Stat ist iken des Landesamt 
für Statist ik in Brandenburg , Jahrgang 2000 und Tabel le A12 und A13 im 
Anhang) . 

1 8 7 Wegen der gleichzeitig verhältnismäßig geringen Arbeitslosenquote im Landkreis 
Potsdam-Mittelmark ist zu vermuten, dass hier überwiegend kleinere Betriebe mit einem 
geringen Arbeitsplatzangebot Insolvenz anmelden mussten. 
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A b b . 5-10: A n z a h l d e r i n s o l v e n t e n U n t e r n e h m e n in B r a n d e n b u r g 
( z w i s c h e n 1998 u n d 2000) 

20J 
100 

Amt hl dir Unt«rn«tim*n«-

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Stat. Landesamtes Brandenburg 

Bei dem Vergleich der ausgewähl ten Kennzif fern auf Landkre isebene zeigte 
sich zusammengefass t gesagt, dass der Landkreis Prignitz besonders hohe 
Strukturschwächen aufzuweisen hat. Aber auch für den Landkreis Uckermark 
mit seiner ger ingen Betr iebsdichte bei gleichzeit ig hoher Arbeits losigkeit und für 
den Landkreis Oberspreewald-Lausi tz mit seiner enorm hohen Arbei ts losen­
quote von 2 4 , 1 % sind erhebl iche wirtschaftsstrukturel le Defizite auszumachen . 
Sowohl der Landkreis Oder-Spree als auch der Landkreis Te l tow-F läming sind 
dagegen als verhäl tn ismäßig strukturstark zu beurtei len. Bei den kreisfreien 
Städten fällt die schlechte Wirtschaftssi tuat ion in Frankfur t /Oder ins Auge. 
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Inwieweit d iese Strukturstärken bzw. St rukturschwächen auch im Rahmen der 
landeswei ten Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik Berücksicht igung f inden, 
soll anhand der Förderergebnisse der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik 
nachgegangen werden (vgl. Kapitel 5.2.3). 

Die Aus führungen in Kapitel 5.1 zeigten, dass in Brandenburg - genau wie in 
Sachsen-Anhal t - die Anzah l der Unternehmensinso lvenzen stetig ansteigt bei 
g le ichzei t igem Rückgang der realen Brut towertschöpfung in den einzelnen 
ausgewiesenen Wir tschaf tszweigen. Damit wird sich das Prob lem der Arbeits­
losigkeit im Land bzw. in den einzelnen Landkreisen in Zukunft noch zusätzl ich 
verschär fen. Erhebl iche Strukturschwächen sind für beide ostdeutschen 
Untersuchungs länder zu konstat ieren. Trotz dieser verhäl tn ismäßig ähnl ichen 
"sch lechten" Entwick lung der beiden ausgewähl ten Untersuchungsländer ist 
Brandenburg insbesondere aufgrund seiner zu DDR-Zei ten ausgeprägten 
agrar ischen Struktur doch ein ganz anderer Typ eines ostdeutschen Landes, 
als Sachsen-Anhal t , das durch die Lei tbranchen Chemie und Maschinenbau 
geprägt war. We lche Strategien die brandenburgische Landesregierung im 
Rahmen ihrer Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik bei d iesen ganz unter­
schiedl ichen Ausgangsbed ingungen gewähl t haben, soll in den nächsten 
Kapi te ln näher beleuchtet werden . 

5.2 Gestaltung und Entwicklung der Sanierungs- und Konso­
lidierungspolitik 

Anders als in Sachsen-Anhal t bekennt sich das Wirtschaftsminister ium des 
Landes Brandenburg offiziell - und zwar in den Jahreswir tschaftsber ichten des 
Wir tschaf tsminister iums - zum Betreiben einer Sanierungs- und Konsol idie­
r u n g s p o l i t i k . 1 8 8 Entgegen aller ordnungspol i t ischer Bedenken äußert sich das 
Wir tschaf tsminister ium fo lgendermaßen: "Konsolidierungs- und Sanierungspoli­
tik ist auch deshalb (vorerst) unverzichtbar, weil es nicht selten aussichtsreicher 
ist, Unternehmen mit staatlicher Unterstützung zu erhalten, als neue anzusie­
deln oder durch Existenzgründungen neue schaffen zu wollen. Vor allem für 
eine erfolgreiche Reindustrialisierung des Landes - die wichtigste Aufgabe auf 
dem Weg zu einem selbsttragenden Aufschwung - ist die Bestandssicherung 
unabdingbar. Existenzgründungs-, Ansiedlungs- und Sanierungspolitik stehen 
dabei nicht in Konkurrenz zueinander, sondern ergänzen sich." (Minister ium für 
Wirtschaft , Mit telstand und Technolog ie des Landes Brandenburg 1999a: 
! 01 )189 

1 8 8 Ein Vergleich der beiden Sanierungs- und Konsolidierungspolitiken von Sachsen-Anhalt 
und Brandenburg unter steuerungstheoretischen Gesichtspunkten erfolgt in Kapitel 6. 

189 weiter heißt es im Text: "Bei der Konsolidierungs- und Sanierungspolitik geht es nicht um 
die Neuauflage eines staatlichen Wirtschaftssektors oder um die Erhaltung maroder Fir­
men. Staatliche Hilfen zielen ausdrücklich auf im Kern gesunde Unternehmen mit grund­
sätzlich guten Zukunftsaussichten, die etwa durch Forderungsausfälle in zeitweilige Liqui­
ditätsschwierigkeiten geraten sind oder Mittel für die Vorfinanzierung von Aufträgen benöti-
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5.2.1 Instrumentenpalette 

Das brandenburgische Instrumentar ium für kleine und mitt lere Unte rnehmen in 
Schwier igkeiten umfasst den Konsol id ierungsfonds zur Sicherung mit te lständi­
scher Unternehmen (KONSI) und das Programm zur Liquidi tätssicherung für 
kleine und mitt lere Betr iebe (LISI). Zudem gibt es ein Bera tungsprogramm, über 
das not leidende Betr iebe beratend unterstützt werden können. Das D U O -
Programm soll Kr isenunternehmen in Zukunft Betei l igungskapital zur Ver fügung 
stel len, ist aber bisher nicht offiziell aufgelegt worden . 

5.2.1.1 Konsol id ierungsfonds zur Sicherung mit te lständischer Unter­
nehmen (KONSI) 

Im Rahmen des Programms "Konsol id ierungsfonds zur S icherung mit te lständi­
scher Unternehmen (KONSI) " werden sowohl eine Fremdkapi ta l förderung über 
Darlehen als auch eine Eigenkapi ta l förderung über stille Betei l igung angeboten . 
Ziel des Programms ist es , e ine Überbrückung von L iquid i tätsengpässen zur 
Konsol idierung und E x i s t e n z s i c h e r u n g 1 9 0 für kleine und mitt lere Unternehmen 
(nach Definit ion der EU) der gewerbl ichen Wir tschaft anzub ie ten. Größere 
Unternehmen sowie Unternehmen, die anderen Branchen angehören , werden 
nur in Ausnahmefä l len und unter Vorbehal t der Einzelfal lnoti f iz ierung durch die 
Europäischen Union unterstützt (Richtl inie über die Gewährung von Mitteln aus 
dem Konsol id ierungsfonds zur Sicherung mit telständischer Unternehmen der 
gewerbl ichen Wirtschaft (-KONSI-) vom 17. Juli 1995 in der Fassung v o m 17. 
Juli 1998: Absatz 3.2). 

Bis 1998 war das Programm beschränkt auf Unte rnehmen, die von der 
Treuhandanstal t bzw. der Bundesansta l t für vere in igungsbedingte Sonderauf­
gaben (re)privatisiert wurden . Im Juli 1998 wurde das Programm neu aufgelegt. 
Sei tdem können auch andere Unternehmen der gewerb l ichen Wir tschaft 
gefördert w e r d e n . 1 9 1 Die zu fördernden Unternehmen müssen über eine 
Betriebsstätte im Land Brandenburg ver fügen (vgl. ebd.) . 

gen. Diesen Zwecken dienen das Liquiditätssicherungsprogramm (LISI) und der Konsoli-
dierungsfonds (KONSI); sie richten sich an kleine und mittlere Unternehmen. Die wirt­
schaftspolitischen Maßnahmen zur Sanierung und Bestandssicherung setzen bereits im 
Vorfeld akuter Problemlagen an, z.B. durch Marktzugangsförderung und Beratungspro­
gramme. " (Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie des Landes Branden­
burg 1999a: 101) Die gesamten Ausführungen in den Jahresberichten des Landes Bran­
denburg sind entgegen den üblichen Gepflogenheiten der Wirtschaftsministerien anderer 
Bundesländer in jeglicher Hinsicht aussagekräftig. Es werden eindeutige Aussagen zur 
verfolgten Strategie und zur Position der Landesregierung gemacht. Die Jahreswirtschafts­
berichte anderer Bundesländer erscheinen dagegen eher als Werbebroschüre für potenti­
elle Investoren. 

190 »QjQ Konsolidierungshilfen dienen der Vorfinanzierung von Aufträgen, dem Ausgleich von 
Forderungsausfällen dem Ausgleich von Absatzeinbrüchen sowie der Umschuldung kurz­
fristiger Verbindlichkeiten."(Richtlinie über die Gewährung von Mitteln aus dem Konsoiidie-
rungsfonds zur Sicherung mittelständischer Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (-
KONSI-) vom 17. Juli 1995 in der Fassung vom 17. Juli 1998: Absatz 2.) 

1 9 1 "Im Rahmen der Zweckbindung der Mittel aus dem Parteienvermögen (...) können nun 
auch andere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft Konsolidierungshilfen nach dieser 
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Die Förderhöchstgrenze der Betei l igung und des Dar lehens beträgt 2 Mio. D M , 
der Mindestbet rag einer Förderung liegt generel l bei 30.000 D M . Der Zinssatz 
für beide Förderar ten richtet sich nach dem aktuel len Zinssatz von Banken auf 
d e m fre ien Markt . Die Förderungslaufzei t für Betei l igungen darf 10 Jahre nicht 
überschre i ten. Dagegen beträgt d ie maximale Darlehenslaufzei t nur 5 J a h r e . 1 9 2 

Die Entsche idung, ob d e m Kr isenunternehmen eine Betei l igung oder ein 
Dar lehen gewähr t w i rd , hängt v o m Einzelfall ab und obl iegt dem Förderaus­
schuss (vgl. zu den genauen Kondi t ionen die Richtl inie über die Gewährung 
von Mitteln aus d e m Konsol id ierungsfonds zur Sicherung mittelständischer 
Unternehmen der gewerb l ichen Wirtschaft (-KONSI-) v o m 17. Juli 1995 in der 
Fassung v o m 17. Juli 1 9 9 8 ) . 1 9 3 

U m eine Konsol id ierungshi l fe im Rahmen dieses Programms gewährt zu 
b e k o m m e n , muss das Unternehmen mehrere Voraussetzungen erfül len: 
Zunächst muss es - genau wie bei den Programmen des Untersuchungslandes 
Sachsen-Anhal t - e in schlüssiges Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept 
vor legen. Dieses Konzept soll ze igen, wie die betr iebswirtschaft l ichen Probleme 
dauerhaf t beseit igt werden können. Des Wei teren ver langt das Wirtschaftsmini­
ster ium des Landes Brandenburg einen Nachweis darüber, dass andere 
Mögl ichkei ten der F inanzierungen nicht bestehen. Das Unternehmen in 
Schwier igkei ten muss z .B. nachweisen können, dass unter den gegebenen 
Umständen eine Bürgschaft nicht in Frage kommt oder auch ein anderes 
Dar lehensprogramm des Bundes oder des Landes Brandenburg nicht einsetz­
bar ist. Eine Kombinat ion mit anderen Förderprogrammen sowohl auf Bundes­
ais auch auf Landesebene ist somit ausgeschlossen. 

Richtlinie gewährt werden." (Richtlinie über die Gewährung von Mitteln aus dem Konsoli­
dierungsfonds zur Sicherung mittelständischer Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
(-KONSI-) vom 17. Juli 1995 in der Fassung vom 17. Juli 1998: Absatz 1.1) 

1 9 2 "Die Laufzeit richtet sich nach den Erfordernissen des Einzelfalls, beträgt aber höchstens 
10 Jahre. Sie beträgt bei der Gewährung der Hilfe als Darlehen in der Regel bei der Vorfi­
nanzierung von Aufträgen bis zu 12 Monate, bei dem Ausgleich von Forderungsausfällen 
bis zu 2 Jahre, beim Ausgleich von Absatzeinbrüchen bis zu 2 Jahre, bei Umschuldun­
gen/der Konsolidierung bis zu 5 Jahre." (Richtlinie über die Gewährung von Mitteln aus 
dem Konsolidierungsfonds zur Sicherung mittelständischer Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft (-KONSI-) vom 17. Juli 1995 in der Fassung vom 17. Juli 1998: Absatz 5.4.1. bis 
5.4.4). 

1 9 3 Der Bewilligungsausschuss entscheidet, ob dem Krisenunternehmen ein Darlehen oder 
eine stille Beteiligung gewährt wird. Nach Aussagen des Vertreters des Referates 33 
gewährt der Ausschuss eine stille Beteiligung, wenn bereits bei der Antragstellung abzu­
schätzen ist, dass das Krisenunternehmen ausschließlich Liquiditätsschwierigkeiten hat. 
Meist könne sich das Krisenunternehmen in derartigen Fällen mit Hilfe von Investitionen 
wieder am Markt neu positionieren und es würden keinen grundlegenden Veränderungen 
des bestehenden Unternehmenskonzepts erforderlich sein. Zu zahlende Zinsen und auch 
Tilgungen, wie sie bei Darlehen anstehen, würden dieses Unternehmen nur zusätzlich be-
und nicht wie beabsichtigt entlasten. Darüber hinaus würde nach Einschätzung des Wirt­
schaftsministeriums bereits bei Antragstellung deutlich, dass der Betrieb die betriebswirt­
schaftlichen Probleme überwinde, und das Beteiligungsentgelt nach fünf Jahren als Ge­
samtsumme zurückzahlen könne. In derartigen Fällen sei die Vergabe einer stillen Beteili­
gung aus Sicht des Wirtschaftsministeriums sinnvoller. Generell wird aber eher ein Konso­
lidierungsdarlehen gewährt, als eine Beteiligung (Interview, Referat 33, Landesebene 
Brandenburg 2000). 
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Das Kr isenunternehmen reicht den Antrag über seine Hausbank e in , die eine 
Stel lungnahme zum Antrag insbesondere zum Sanierungs- und Konsol id ie­
rungskonzept erstellt. Die Hausbank leitet den vol lständigen Ant rag inkl. ihrer 
Stel lungnahme zur Invest i t ionsBank des Landes Brandenburg weiter. "Sofern 
Umstrukturierungsmaßnahmen einen Darlehensbetrag von 1 Mio. DM überstei­
gen, ist ein Gutachten eines unabhängigen Experten vorzulegen. (...) Das 
Konzept ist durch Sachverständige innerhalb einer Frist von höchstens vier 
Wochen auf seine Plausibilität zu überprüfen. Der Sachverständige kann 
Empfehlungen aussprechen, z.B. Änderungen des Konzeptes vorzunehmen 
oder Auflagen mit der Vergabe der Konsolidierungshilfe zu verbinden. Zu den 
Auflagen kann auch die Inanspruchnahme von externer Beratung gehören. Die 
Kosten für das Gesamtkonsolidierungskonzept sowie für etwaige weitere 
Sachverständigenkosten sind vom Antragsteller selbst zu tragen." (Richtl inie 
über die Gewährung von Mitteln aus dem Konsol id ierungsfonds zur Sicherung 
mittelständischer Unternehmen der gewerbl ichen Wirtschaft ( -KONSI-) vom 17. 
Juli 1995 in der Fassung vom 17. Juli 1998: Absatz 4.2) Nach Aussagen des 
Wirtschaftsminister iums ist die häufigste Auf lage, dass das Unternehmen sich 
aufgrund offensichtl icher Managementdef iz i te einer externen Beratung zu 
unterziehen habe. Diese Beratung kann über das Bera tungsprogramm "Projekt 
zur Förderung des Aufbaus und der Fest igung kleiner und mitt lerer Unterneh­
men im Land Brandenburg (Beratungsprogramm des RKW) (vgl. Aus führungen 
Kapitel 5.2.1.3), gefördert werden (vgl. Interview, Referat 33, Landesebene 
Brandenburg 1 9 9 9 ) . 1 9 4 

Das Programm existiert seit Mitte Juli 1995 und ist nur im Juli 1998 - wie oben 
dargelegt - in Bezug auf das Klientel verändert worden. Sowohl Z ie lsetzung als 
auch die Fördermodal i täten sind dagegen nicht modifiziert worden (vgl. ebd.) . 

Der Vorteil für das Unternehmen in Schwier igkei ten ist, dass die Finanzierung 
ohne die Hausbank erfolgt. Die Hausbank haftet nicht für den bewil l igten 
Betrag, muss also nicht ins e igene Obl igo gehen. 

Ist der Antrag in dieser Form vorbereitet, so tagt der Förderausschuss und entscheidet 
über die Bewilligung der Finanzierungsmittel. Er ist aus einem Vertreter des Wirtschaftsmi­
nisteriums, einem Vertreter der Finanzen und einem Vertreter der InvestitionsBank Bran­
denburg zusammengesetzt. Falls der zu fördernde Betrieb ein durch die Treuhandanstalt 
bzw. Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (re)privatisierter Betrieb ist, 
so wird die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben zur Entscheidung im 
Ausschuss mit hinzugezogen. Alle beteiligten administrativen Akteure sind stimmberech­
tigt. Die Federführung des Ausschusses obliegt aber dem Wirtschaftsministerium. "Bei 
Stimmgleichheit entscheidet die Stimme des Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand und 
Technologie, gegen dessen Stimme im Förderausschuss keine Förderbeschlüsse gefaßt 
werden dürfen." (Richtlinie über die Gewährung von Mitteln aus dem Konsolidierungsfonds 
zur Sicherung mittelständischer Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (-KONSI-) vom 
17. Juli 1995 in der Fassung vom 17. Juli 1998: Absatz 6.3) 
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5.2.1.2 P r o g r a m m zur Liquiditätssicherung für kleine und mittlere 
Betr iebe (LISI) 

Das "Programm zur Liquidi tätssicherung für kleine und mitt lere Betr iebe (LISI)" 
ist zeit l ich f rüher als das KONSI -Programm aufgelegt worden , und zwar bereits 
Mitte Juli 1 9 9 4 . 1 9 5 Bis zur Auf lage des KONSI -Programms richtete sich das 
L ISI -Programm an kleine und mitt lere Unternehmen der gewerbl ichen Wirt­
schaft , unabhäng ig davon , ob sie ein ehemal iges Treuhandunternehmen waren 
oder nicht. Erst mit der Auf lage des KONSI -Programms, das zunächst aus­
schl ießl ich T reuhandun te rnehmen beanspruchen konnten, richtet sich das LISI-
P rog ramm an kleine und mitt lere Unternehmen der gewerb l ichen Wirtschaft , die 
nicht z u m Klientel der Treuhandansta l t bzw. der Bundesansta l t für vereini­
gungsbed ingten Sonderau fgaben gehören. Unternehmen anderer Branchen als 
der gewerb l ichen Wir tschaf t können zwar auch gefördert werden . Al lerdings 
bedar f es dann einer Ausnahmegenehmigung des Wir tschaf tsminister iums (vgl. 
genaue Kondi t ionen in der Förderrichtl inie über die Gewährung von Darlehen 
im Rahmen des Prog ramms zur Liquidi tätssicherung für kleine und mittlere 
Betr iebe im Land Brandenburg v o m 28. Juli 1994 in der Fassung vom 1 . Januar 
1997). 

Sowoh l d ie Z ie lsetzung als auch alle prinzipiel len Fördermodal i täten (Darle­
henslaufzei t , Dar lehenshöhe, Fördervoraussetzungen, Auf lagen, kein Obl igo 
der Hausbank) des L ISI -Programms entsprechen denen des KONSI -
Programms. Das gle iche gilt für den Verfahrensablauf. Es gibt nur zwei 
generel le Unterschiede zwischen d iesen beiden Programmen: Z u m einen 
werden im LISI -Programm ausschl ießl ich Dar lehen g e w ä h r t . 1 9 6 Stille Beteil i-

1 9 5 Die Landesregierung Brandenburg stellte schon frühzeitig einen Bedarf fest, Krisenunter­
nehmen finanziell zu unterstützen. Insbesondere ehemalige Treuhandunternehmen gerie­
ten bereits vor der Auflage des Konsolidierungsfonds häufig in finanzielle Nöte, so dass die 
Landesregierung Brandenburg das LISI-Programm zu deren Unterstützung auflegte und 
auch bereits 1994 eine Notifizierung von der Europäischen Union erhielt. Kurz nachdem 
die brandenburgische Landesregierung eigene Haushaltsmittel für das Programm einge­
stellt hatte, übertrug der Bund den neuen Bundesländern zur Nachsorge der Treuhandun­
ternehmen die Mittel des Konsolidierungsfonds I. Die Konditionen und der Wortlaut des 
LISI-Programms wurden für das KONSI-Programm übernommen. Nach Auskunft des 
Vertreters des Wirtschaftsministeriums verzögerte sich aufgrund einer langen Krankheit 
des entsprechenden Sachbearbeiters bei der Europäischen Union die Notifizierung des 
KONSI-Programms aber auf eine unerträglich lange Zeit, so dass zunächst über das 
KONSI-Programm keine Mittel an Treuhandunternehmen ausgereicht werden konnten. 
Brandenburg nutzte infolgedessen das LISI-Programm zunächst zur Vorfinanzierung der 
Fälle, die eigentlich über das KONSI-Programm hätten gefördert werden sollten. Für die 
Krisenunternehmen sei die Existenz des LISI-Programms glücklich gewesen, da sie sonst 
keine Unterstützung erhalten hätten können, und es wären noch mehr Arbeitsplätze in 
Brandenburg verloren gegangen - so äußerte sich der Vertreter des Wirtschaftsministeri­
ums in diesem Zusammenhang (Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 2000). 

1 9 6 Es wird in der Regel gefördert: 
"ein einmaliges Darlehen, 
• Ergänzung zu den vom Antragsteller und seiner Hausbank aufgebrach­

ten/aufzubringenden eigenen Finanzierungsbeiträgen, 
• Darlehen in Höhe von höchstens 20% der letzten festgesetzten Bilanzsumme, max. 2 

Mio. DM, 
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gungen werden im Gegensatz z u m KONSI -Programm nicht e ingegangen . Das 
heißt, dass Nicht -Treuhandunternehmen der gewerbl ichen Wir tschaf t erst seit 
Juli 1998 stille Betei l igungen im Rahmen des KONSI -Programms beant ragen 
können, und somit erst seit d iesem Zei tpunkt eine Eigenkapi ta l förderung 
erhalten (vgl. ebd.) . Z u m anderen wurde die Bemessungsgrund lage für das zu 
gewährende Dar lehen auf 2 0 % der festgestel l ten B i lanzsumme festgelegt . Die 
Höhe der Finanzierung darf aber die Förderhöchstgrenze von 2 Mio. D M nicht 
über- und die Fördermindestgrenze von 30.000 D M nicht u n t e r s c h r e i t e n . 1 9 7 

Der Antrag wird zunächst an die Hausbank eingereicht, die dazu e ine e igene 
Stel lungnahme erarbeitet und die Unter lagen anschl ießend an die Invest i t ions-
Bank Brandenburg weiterleitet. Detail l iertere Aussagen z u m Ver fahrensweg 
werden in den Richtl inien nicht gemach t (vgl. ebd.). 

Nach Aussagen des aktuel len Jahreswir tschaftsber ichtes des Wir tschaf tsmin i ­
ster iums wird der Plafonds des L iquid i tä tss icherungsprogramms u m wei tere 50 
Mio. DM aufgestockt (LISI II). Diese Maßnahme wird aber erst z u m Jahre 2002 
wirksam, weil nach Angaben des Wir tschaftsminister iums erst dann die 
ursprüngl ichen Mittel verbraucht sind (vgl. Minister ium für Wir tschaf t Branden­
burg 2000: 87). 

5.2.1.3 Projekt zur Förderung des Aufbaus und der Fest igung kleiner 
und mittlerer Unternehmen im Land Brandenburg (Beratungs­
projekt über RKW) 

Das "Projekt zur Förderung des Aufbaus und der Fest igung kleiner und mitt lerer 
Unternehmen im Land Brandenburg (Beratungsprojekt über R K W ) " ist ein 
Beratungsprogramm, das mit Landesmit te ln gespeist wi rd. Das Wir tschaf tsmin i ­
sterium hat das Rat ional is ierungs- und Innovat ionszentrum Brandenburg G m b H 
(RKW) seit 1997 mit der Durchführung dieses Förderprojektes beauft ragt (vgl. 
Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg vom 30.11.1999: 38). 

Im Rahmen dieses Programms können sowohl betr iebswirtschaft l iche als auch 
konzeptionel le und strategische Beratungen zur Unternehmensentwick lung 
durchgeführt werden . Es sol len insbesondere die krit ischen Fälle der aus dem 
Liquiditätssicherungs- und d e m Konsol id ierungsprogramm geförderten 
Unternehmen eine Beratung e r h a l t e n . 1 9 8 Der Adressatenkre is beschränkt sich 

• Begrenzung auf den Betrag, der für die Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmens erforderlich ist; 30.000 DM sollten nicht unterschritten werden, 

• Zinssatz: aktueller banküblicher Zinssatz, zzgl. Bearbeitungsgebühren. In besonders 
gelagerten Ausnahmefällen kann die Bewilligungsbehörde (als der Förderausschuss 
bzw. das Wirtschaftsministerium, d. V.) Abweichungen von der Dariehenshöhe zulas-
sen." (Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg 30.11.1999: 35) 

1 9 7 Nach Aussagen des Wirtschaftsministeriums könne mit Hilfe der Festlegung der 
Bemessungsgrundlage der Finanzierungsbedarf des Krisenunternehmens einfacher be­
rechnet werden, sonst ergebe sich aber kein Vorteil daraus (Interview, Referat 33, Landes­
ebene Brandenburg 2000) 

1 9 8 Für die Praxis ist dem Wirtschaftsministerium wichtig, dass das Unternehmen sich selbst 
an das RKW wendet. Die Initiative eine Beratung in Anspruch zu nehmen, sollte also das 
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aber nicht nur auf d iese Unternehmen. Darüber h inausgehend können auch 

andere kleine und mitt lere Unternehmen des produzierenden Gewerbes, des 

verarbei tenden Handwerks , des produkt ionsnahen Dienst leistungsbereiches 

und der Fremdenverkehrswir tschaf t mit max. 100 Betten gefördert werden (vgl. 

R K W Brandenburg G m b H , Flyer z u m Projekt zur Förderung des Aufbaus und 

der Fest igung kleiner und mitt lerer Unternehmen in Brandenburg für das Jahr 

2000 : o. S.). 

Die Bera tung, d ie max imal 30 Tagewerke andauern darf, wird über dieses 

Bera tungsprogramm zu 5 0 % bezuschusst . Die andere Hälfte der anfal lenden 

Kosten ist v o m Unte rnehmen zu t ragen. Andere Nebenkosten, wie z.B. 

Fahr tkosten oder Verpf legungskosten des Beraters, können nicht bezuschusst 

oder übe rnommen werden . Im Jahr 2000 beträgt der förderfähige Honorarsatz 

in Abhängigke i t von der Problemstel lung und der Schwier igkei t der Beratung 

900 bis 1.800 D M ( e b d . ) . ™ 9 

Das Bera tungsprogramm ist von der Landesregierung aufgelegt worden , damit 

den Managementdef iz i ten in den brandenburgischen Kr isenunternehmen 

entgegengewirk t werden kann. Daneben bezweckte die Landesregierung mit 

Krisenunternehmen selbst ergreifen. Das Wirtschaftsministerium kann aber das Krisenun­
ternehmen dazu anhalten, sich einer Beratung zu unterziehen. Dies kann soweit gehen, 
dass das Krisenunternehmen nur dann eine finanzielle Förderung über die bereitgestellten 
Konsolidierungs- und Sanierungsprogramme erhält, wenn es sich extern beraten lässt. Das 
Wirtschaftsministerium kontaktiert bei den Konsolidierungsfällen das RKW, erkundigt sich 
nach dem Verlauf der Beratung und tauscht auch mit dem zuständigen Berater des RKW 
Erfahrungen oder Einschätzungen über das Krisenunternehmen aus (Interview, Referat 33, 
Landesebene Brandenburg 2000). 

Das genaue Verfahrensprocedere gestaltet sich folgendermaßen: Die an diesem 
Beratungsprogramm interessierten Unternehmen stellen zunächst einen formlosen Antrag 
an das RKW Brandenburg. Daran schließt sich ein kostenloser Besuch eines RKW-
Mitarbeiters im Unternehmen an. Bei diesem Besuch erhält das Unternehmen zum einen 
grundlegende Informationen über die Möglichkeit einer Förderung und zum anderen wird 
mit der Geschäftsführung der mögliche Aufbau einer Beratung besprochen. Aufgaben, 
Zeitabläufe und Kosten der Beratung sowie Förderanteile und auch Förderwürdigkeit 
werden hier näher diskutiert. Auf Grundlage dieses Gespräches sucht das RKW Branden­
burg einen geeigneten Berater/Beraterin aus ihrem aufgebauten Beraterpool aus. Der 
ausgewählte Berater muss nicht nur fachlich für die spezifische Problemlage qualifiziert 
sein, sondern muss über ein hohes Maß an sozialen Kompetenzen, wie Einfühlungsver­
mögen oder Gesprächsführung, verfügen. Nach Aussagen des Wirtschaftsministeriums sei 
es für eine effiziente Beratung elementar, dass die "Chemie" zwischen dem Bera­
ter/Beraterin und der Geschäftsführung des Krisenunternehmens stimme. Nur so könne 
der Geschäftsführer das notwendige Vertrauensverhältnis zum Berater aufbauen (Inter­
view, Referat 33, Landesebene Brandenburg 2000). Erst wenn ein geeigneter und auch für 
die Geschäftsführung akzeptabler Berater gefunden ist, wird das Angebot durch das RKW 
Brandenburg unter Einbeziehung der Fördermittel unterbreitet. Dann erfolgt der Vertrags­
abschluss zwischen Unternehmen und RKW (ebd. und Interview RKW Brandenburg, 
2000). Die Arbeit des Beraters bzw. der Beraterin im Unternehmen wird durch das RKW 
betreut und begleitet. So ist der Berater verpflichtet das RKW über Stand der Beratung und 
nach Abschluss der Beratung, über die Ergebnisse zu informieren. Damit sichert das RKW 
Brandenburg ab, dass einerseits die Beratungsleistung für das Unternehmen so effizient 
wie möglich gestaltet ist. Andererseits dient diese Vorgehensweise dem RKW dazu, den 
Berater im gewissen Maße zu kontrollieren (ebd.). 

198 



dieser Programmauf lage, dass die Mittel des K O N S I - und L IS I -Programms so 
effektiv wie mögl ich eingesetzt werden können (ebd.). 

5.2.1.4 Beratungen über den Senior-Experten-Service 

Das Land Brandenburg stellt seit 1994 bis 1998 jähr l ich ca. 100.000 D M und 
seit 1999 200.000 DM für den Einsatz von Seniorexperten in Un te rnehmen zur 
Ver fügung (vgl. Minister ium für Wirtschaft , Mittelstand und Techno log ie des 
Landes Brandenburg (1999a): 92). 

Im Rahmen dieses Einsatzes kann das Management des Kr isenunternehmens 
in verschiedenen Schwerpunktbere ichen wie z.B. Finanz- und Rechnungswe­
sen, Einkauf und Lagerhal tung, Market ing und Vertr ieb, Organisat ion und 
Personal , EDV und Logist ik oder Finanzierung, Steuern und Vers icherungen 
beraten werden. Der Adressatenkre is beschränkt sich auf kleine und mitt lere 
Unternehmen des Landes Brandenburg (vgl. Minister ium für Wir tschaft , 
Mittelstand und Technologie des Landes Brandenburg vom 30.11.1999: 40) . 

Die Seniorexperten arbeiten generel l ehrenamtl ich (vgl. auch Aus führungen in 
Kapitel 3.2.2) und bekommen ihre anfal lenden Kosten wie bspw. Fahrkosten, 
Unterkunft, Verpf legung und Taschengeld von 30 DM pro T a g erstattet. 
Lediglich die Reisekosten vom W o h n - zum Einsatzort und das Taschenge ld 
sind vom Unternehmen zu t ragen, alle anderen Kosten übern immt das Land 
Brandenburg. Die Beratungsdauer ist äußerst unterschiedl ich und wird v o m 
Wirtschaftsminister ium nicht beschränkt (vgl. ebd.) . 

5.2.1.5 DUO-Programm 

Das D U O - P r o g r a m m 2 0 0 soll in Zukunft Kr isenunternehmen zur Ver fügung 
stehen: Es ist im Rahmen des gbb-Konsol id ierungs- und Wachs tums fonds Ost 
(KWFO) von der Landesregierung Brandenburg Anfang 1999 aufgelegt wo rden . 
Bisher ist das Programm noch nicht autorisiert und die Richtl inien noch nicht 
veröffentl icht worden (vgl. Kapitel 3 . 2 . 1 . 2 ) . 2 0 1 D U O richtet s ich insbesondere an 
kleine Unternehmen mit bis zu 50 Beschäft igten. Dabei werden ausschl ießl ich 
Betei l igungen in Verb indung mit einer Managementbera tung gewähr t . Nach 
Angaben des Wir tschaftsminister iums stehen Brandenburg aus d iesem Fonds 
ca. 40,25 Mio. DM zur Ver fügung. Diese Gelder werden aber nicht al lein über 
das DUO-Programm ausgereicht, sondern können auch über das K O N S I - bzw. 
LISI-Programm abgerufen werden (vgl. Interview, Referat 33 , Landesebene 
Brandenburg 2000). 

200 »Qer i\jame DUO soll signalisieren, dass zwei Partner (das Land Brandenburg und die gbb) 
gemeinsam das DUO-Programm ausm/?ren. " (HOCHMUTH/ZIEGLER 1999c: 45) 

2 0 1 Seit Mitte 1999 versuche ich die Richtlinien des DUO-Programms von der Landesregierung 
bzw. von der gbb-Beteiligungs- und Aktiengesellschaft zu bekommen. Alle Bemühungen 
sind bisher gescheitert. 
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Nach Auskunf t e ines Vertreters des Brandenburger Wir tschaftsminister iums 
sind d ie Fördermodal i tä ten zwischen der Landesregierung und der gbb-
Betei l igungs- und Akt iengesel lschaf t immer noch nicht geklärt . Daher konnte 
bisher kein Krisenfal l über den gbb-Konsol id ierungs- und Wachs tumsfonds Ost 
gefördert we rden . Das heißt, dass die v o m Bund für Brandenburg bereitge­
stel l ten 4 0 Mio. D M seit 1999 "brach" l iegen und bisher al le Krisenfäl le über die 
oben darge legten Programme aus e igenen Landesmit te ln f inanziert werden 
müssen (ebd. und H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999c) . 2 ( > 2 

Der Vertreter des Wir tschaf tsminis ter iums äußerte sich krit isch über die geringe 
Kooperat ionsberei tschaf t der gbb-Betei l igungs- und Akt iengesel lschaft . Obwohl 
die Landesreg ierung berei ts das Kr isenunternehmen st ichhalt ig geprüft habe 
und ein für das Wir tschaf tsminister ium schlüssiges Sanierungs- und Konsol idie­
rungskonzept vor lag, habe die gbb-Betei l igungs- und Akt iengesel lschaft das 
Kr isenunternehmen nicht über den gbb-Konsol id ierungs- und Wachstumsfonds 
Ost fördern wo l len . Nach Angaben des Wir tschaf tsminister iums legt die gbb ein 
gemessen a m Land höheren - allein auf harte Zah len konzentr ierten -
Bewer tungsmaßstab an die e inzure ichenden Anträge inkl. des Sanierungs- und 
Konsol id ierungskonzeptes an . Daher wurde bisher der Krisenfal l von der gbb 
als nicht sanierungsfähig und als f inanziel l unt ragbar eingeschätzt . Solange die 
Prüfung sei tens der gbb und der jewei l igen Landesregierung nicht nach 
einhei t l ichen Kri ter ien durchgeführ t w i rd , kann kein Kr isenunternehmen über 
den gbb-Konsol id ierungs- und Wachs tumsfonds Ost gefördert werden (ebd.). 

5.2.1.6 Bürgschaf ten der Bürgschaf tsbank Brandenburg 

Wie in Kapi te l 3.2.1.4 herausgearbei tet , ist die Bereitstel lung von Bürgschaften 
im Fördersys tem der Bundesrepubl ik arbeitsteil ig zwischen Bundes- und 
Landesebene ausgestal tet . Im Gegensatz zu Sachsen-Anhal t werden nach 
Auskunf t des Wir tschaf tsmin is ter iums Landesbürgschaf ten, die in der Regel mit 
e inem Vo lumen von 2 bis 20 Mio. DM ausgereicht werden , für kleine und 
mitt lere Kr isenunternehmen in Brandenburg nicht gewährt . 

Die Ausfa l lbürgschaf ten der Bürgschaf tsbank Brandenburg können bis zu 
e inem Betrag von 1,5 Mio. D M gewähr t werden . Bürgschaf ten werden in der 
Regel nur dann übe rnommen , w e n n sonst ige Sicherhei ten nicht oder nicht im 
erforder l ichen Umfang zur Ver fügung s tehen. Das Kreditr isiko wird vom 
Kredi tgeber (in der Regel d ie Hausbank des Kr isenunternehmens) und der 
Bürgschaf tsbank geme insam get ragen. Dabei darf die Bürgschaft der Bürg­
schaf tsbank - w ie berei ts im Fal lbeispiel Sachsen-Anhal t erwähnt - 8 0 % des 
Kredi tbetrages nicht überste igen. Die rest l ichen 2 0 % des Risikos muss also ein 
Kredit inst i tut übernehmen. Bürgschaf ten können in erster Linie kleine und 
mitt lere Un te rnehmen der gewerb l ichen Wir tschaft einschl ießl ich Betr iebe im 

202 Q j e v o m ß u n c | ( V g | Kapitel 3.2.1.1) bereitgestellten Mittel im Rahmen des Konsolidie­
rungsfonds I und II seien bereits seit langem ausgeschöpft (Interview, Referat 33, Landes­
ebene Brandenburg 2000). 
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Gartenbau, der Baumschu len und der Landschaftsgärtnereien und Angehör iger 
Freier Berufe beant ragen. Die Bürgschaftslaufzeit beträgt max imal 15 Jahre 
(vgl. Richtlinie für die Übernahme von Bürgschaften durch die Bürgschaf tsbank 
Brandenburg in der Fassung vom 1 . Januar 1999: Absatz 1 bis 6). 

Nach Auskunf t des Wir tschaftsminister iums spielt die Ausfal lbürgschaf t der 
Bürgschaftsbank für not le idende Betr iebe im Vergleich zu den be iden Pro­
grammen - LISI und KONSI - nur e ine untergeordnete Rol le. Das Wir tschaf ts­
ministerium führt dies darauf zurück, dass sich selten eine Bank f indet, d ie für 
eine Kr isenunternehmen zu 2 0 % ins e igene Obl igo g e h t . 2 0 3 Grundvorausset ­
zung für die Übernahme einer Bürgschaft ist der Nachweis , dass das Kr isen­
unternehmen konsol id ierungsfähig ist (Interview, Referat 33, Landesebene 
Brandenburg 2000) . 

Die Richtl inien zur Übernahme einer Bürgschaft s ind zwar 1999 neu aufgelegt 
worden, aber im Wort laut ident isch. Ledigl ich die Förderhöchstbeträge sind in 
der neuesten Fassung in E U R O ausgewiesen. 

5.2.1.7 S o n s t i g e M a ß n a h m e n 

Die Einrichtung von Auffanggesellschaften (vgl. Kapitel 4.2.1.3) gehört für 
Brandenburg nicht in die Instrumentenpalette der Sanierungs- und Konsol id ie­
rungspolit ik. Zwar unterstütze das Wir tschaftsminister ium die Einr ichtung von 
Auffanggesel lschaften im Falle einer Insolvenz, in dem es den Prozess der 
Initi ierung moder iere oder auch koordiniere und Weichen in andere Minister ien 
stelle. Damit will das Wirtschaftsminister ium den bürokrat ischen Ak t der 
Einrichtung forc ieren, um so ihrem priori tären, wir tschaftspol i t ischen Ziel "der 
Erhaltung und Sicherung von Arbei tsplätzen" entsprechen zu können. Aller­
dings hat sich die Landesregierung - im Gegensatz zu Sachsen-Anhal t - b isher 
nicht an einer Auffanggesel lschaft f inanziel l beteil igt. 

Aus den Ausführungen des Kapitels 5.2.1 ist deutl ich geworden , dass es in 
Brandenburg im wesent l ichen drei Programme gibt, die für Kr isenunternehmen 
zur Ver fügung s tehen. Das sind zum Ersten das KONSI - und z u m Zwei ten das 
LISI-Programm. Beratende Unterstützungen erhalten Kr isenunternehmen z u m 
dritten im Rahmen des Beratungsprogramms des R K W Brandenburg . Insge­
samt erscheint das brandenburg ische Instrumentar ium gegenüber d e m des 
Bundeslandes Sachsen-Anhal t schmaler, aber dadurch wesent l ich überschau­
barer. 

2 0 3 Genau wie in Sachsen-Anhalt kommt der Hausbank bzw. dem vom Krisenunternehmen 
gewählten Kreditinstitut für Bürgschaften eine wichtige Rolle zu: Die Bank muss sich bereit 
erklären 2 0 % des Risikos der gewährten Kreditsumme zu tragen. In den Richtlinien der 
Bürgschaftsbank Brandenburg gibt es im Gegensatz zu den Richtlinien der Bürgschafts­
bank Sachsen-Anhalt keine Aussagen darüber, inwieweit sich das Kreditinstitut während 
der Bürgschaftslaufzeit über die Liquidität des Unternehmens informieren sollte. 
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5.2.2 Akteure 

In Brandenburg ist das Wir tschaftsminister ium des Landes Brandenburg der 
maßgeb l iche Akteur des Poli t ikfeldes der Sanierungs- und Konsol id ierungspol i ­
tik. Außerdem spielt d ie Invest i t ionsBank Brandenburg eine wicht ige Rolle. 
Daneben ist das R K W Brandenburg für Konsol id ierungs- und Sanierungsbera­
tungen zuständig . Ferner gibt es noch die an die Kammern angebundenen und 
v o m Land einger ichteten Serv ice- und Beratungs-Center; sie spielen allerdings 
für Kr isenunternehmen nur eine untergeordnete Rol le. Ähnl iches gilt für die 
be iden Betei l igungsgesel lschaf ten des Landes Brandenburg. Sowohl die 
Serv ice- und Beratungsgesel lschaf ten als auch die beiden Betei l igungsgesel l ­
schaf ten werden aufgrund des Anspruches auf Vol lständigkeit hier kurz 
skizziert. 

5.2.2.1 Das Wirtschaftsminister ium 

Das Minister ium für Wir tschaft , Mit telstand und Technologie gestaltet auf Basis 
der v o m Bund und der Europäischen Union vorgegebenen recht l ichen Rah­
menbed ingungen (vgl. Kapitel 3) das Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idie­
rungspol i t ik. Im Wir tschaf tsminister ium widmet sich das Referat 33 "Unterneh­
mensbegle i tung und Konsol id ierung" in der Abtei lung 3 "Exis tenzgründung und 
Unternehmensbegle i tung in Industr ie, Mittelstand und Handwerk" der Aufgabe 
Kr isenunternehmen Hi l festel lungen a n z u b i e t e n 2 0 4 . Es verfügt über einen 
Mitarbei terstab von 10 Personen incl. des Referatsleiters. 

Nach Auskunf t e ines Vertreters des Wir tschaftsminister iums schaffe das 
Referat 33 zunächst die Bed ingungen, die für eine Betr iebssanierung bzw. -
konsol id ierung notwendig se ien. Wicht ig sei neben der Bereitstel lung von 
ex te rnem Kapital u.a., dass die wesent l ichen Akteure zur Konsol id ierung und 
Sanierung des Betr iebes z u s a m m e n k o m m e n . Es soll sich dabei auf ein für das 
Unternehmen prakt ikabler Lösungsweg geeinigt werden, der alle beteil igten 
Partner des Kr isenunternehmens (Gläubiger, Arbei tnehmer etc.) zufr ieden stelle 
(Interview, Referat 33 , Landesebene Brandenburg 2000). Ob und wie 

Für das Wirtschaftsministerium liegt der Unterschied zwischen einer Sanierung und 
Konsolidierung darin, dass bei einer Sanierung die Gläubiger grundsätzlich auf Forderun­
gen verzichten müssen. Bei der Konsolidierung sind dagegen keine Forderungsverzichte 
notwendig (Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 2000). Nach dem neuen 
Insolvenzrecht sind Forderungsverzichte möglich und prinzipiell nicht besteuerbar, was für 
das Unternehmen in Liquiditätsengpässen einen enormen Vorteil darstellt: "Mit einem 
Forderungsverzicht eines Gesellschafters (oder Gläubiger, d. V.) reduziert sich oder verhin­
dert man eine Überschuldung und/oder eine Unterbilanz der Krisengesellschaft (oder eines 
Krisenunternehmens, d. V.). Ob die Forderung aus einer Darlehenshingabe oder einem 
Leistungsaustausch herrührt, ist hier nicht entscheidend. Mit einem gegenseitigen Vertrag 
kann die Forderung erlassen werden. Möglich ist auch ein Forderungsverzicht mit Bemes­
sungsschein oder eine schuldrechtlich vereinbarter Rangrücktritt, (....). Der unbedingte 
ForderungsverzichtZ-eriass ist unproblematisch, wenn die Ansprüche zum Erlasszeitpunkt 
werthaltig sind. Die Vermögensmehrung ist durch das Gesellschaftsverhältnis begründet 
und handelsrechtlich als Kapitalrücklage bzw. steuerlich als nicht steuerbare verdeckte 
Einlage zu werten. Ein zu versteuernder Sanierungsgewinn liegt nicht vor." 
(BUTH/HERRMANNS 1998: 232) 
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dieser Anspruch in der Implementat ionsphase berücksicht igt w i rd , soll im 
weiteren Verlauf der Arbei t untersucht werden (vgl. insbesondere Aus führungen 
in Kapitel 5.3). 

Das Referat 33 ist die zentrale Anlaufstel le im Wir tschaf tsminister ium für 
Unternehmen in Schwier igkei ten - unabhängig von dessen Betr iebsgröße und 
dessen Branchenzugehör igkei t . Es werden sowohl Industr iebetr iebe als auch 
Handwerksbetr iebe - insbesondere der gewerbl ichen Wir tschaf t - in d iesem 
Referat betreut. Der Referatsleiter arbeitet seit Einr ichtung d ieses Referates im 
Rahmen der Konsol id ierung und Sanierung von Kr isenunternehmen und kann 
mittlerweile auf einschlägige Erfahrungen in d iesem Z u s a m m e n h a n g zurück­
grei fen. Sein gesamter Stab an Mitarbeitern und Mitarbei ter innen verfügt über 
vertiefte betr iebswirtschaft l iche Kenntnisse. Außerdem haben sie e inschlägige 
Erfahrungen mit al len im Polit ikfeld in Frage kommenden Hi l fen. Sowoh l für das 
LISI- als auch für das KONSI -Programm gibt es im Referat 33 jewei ls e ine 
zuständige Person, die geme insam mit mehreren Sachbearbei tern den 
Kr isenunternehmen beratend zur Seite s tehen. Al le Mitarbeiter des Referates 
einschl ießl ich dem Referatsleiter beschäft igen sich ausschl ießl ich mit Sanie-
rungs- und Konsol id ierungsmögl ichkei ten für not leidende Unte rnehmen. 

Ähnl ich wie in Sachsen-Anhal t hat sich auch nach Ansicht des Brandenburger 
Wirtschaftsminister iums die Zielgruppe der Kr isenunternehmen verändert : 
Waren es in den ersten Jahren bis ca. 1998 noch hauptsächl ich ehemal ige 
Treuhandbetr iebe die einen Rat im Wirtschaftsminister ium ersuchten, so sind 
es mitt lerweile hauptsächl ich Unternehmen der gewerbl ichen Wir tschaft , die 
keine "Treuhand-Er fahrungen" haben. Insgesamt kann aber nicht beobachtet 
werden, das es generel l weniger Anfragen auf Konsol id ierungshi l fe gibt 
(Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 2000). 

Das Wirtschaftsminister ium konnte ebenfal ls wie die Task Force in Sachsen-
Anhal t rückbl ickend feststel len, dass die betr iebswirtschaft l ichen Fehlentwick­
lungen der ratsuchenden Unternehmen insgesamt in ihrer D imens ion durchweg 
komplexer geworden sind (vgl. Kapitel 4.2.2.1). Der Vertreter des brandenbur­
gischen Wirtschaftsminister iums begründet diese Entwicklung in erster Linie mit 
den vielfält igen Finanzierungskonzepten, die die Kr isenunternehmen haben. 
Häufig sprechen Unternehmen das Wirtschaftsminister ium a n , d ie von unter­
schiedl ichen Kredit insti tuten verschiedene Finanzierungen gewähr t b e k o m m e n 
haben. Derart ige Finanzierungskonzepte schmälern nach Aussagen des 
Wirtschaftsminister iums die Mögl ichkei ten, dem Unternehmen zu hel fen, wei l 
die unterschiedl ichen Interessen der beteil igten Akteure - insbesondere der 
Banken - nicht vereinbar s ind. Aber auch verschleppte und manifest ierte 
Management fehler treten derzeit häufiger als kurz nach der Wiedervere in igung 
auf (ebd.). 

Des Wei teren gestaltet s ich nach Ansicht des Wir tschaf tsminister iums die 
Bearbei tung von ehemal igen Treuhand-Unternehmen immer schwier iger. 
Nachdem zum 1.1.2000 die Bundesanstal t für vere in igungsbedingte Sonder­
aufgaben aufgelöst wurde und die Verantwor tung des Ver t ragsmanagements 
der ehemal igen Treuhand-Unternehmen auf die Kreditanstalt für Wiederau fbau 
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übergegangen ist, habe das Wir tschaf tsminister ium keine kompetenten 
Ansprechpar tner für d ie jewei l igen ra tsuchenden (re)privatisierten Krisenunter­
nehmen mehr. Die Mitarbeiter der Kreditanstal t für Wiederaufbau seien noch 
nicht e ingearbei tet und verfügten über keine Er fahrungen mit den ehemal igen 
Treuhand-Unte rnehmen. Somi t könnten Nachfragen aus d e m Wirtschaftsmini­
s ter ium nicht schnel l genug beantwortet werden und der Prozess der Kr isenbe­
wäl t igung könne unter Umständen zu lange dauern , u m den Unternehmen noch 
zu hel fen (ebd.). 

Überdies gibt das Wir tschaf tsminister ium noch zwei wei tere Gründe an , warum 
sich die Mögl ichkei ten, e inem Kr isenunternehmen zu hel fen, verr ingert haben: 
Z u m einen sei d ies auf die restr ikt iveren Reglement ierungen der Beihilfen 
sei tens der Europäischen Union zurückzuführen. Mit den 1999 von der 
Europäischen Union aufgelegten Richtl inien über die Gewährung von Beihilfen 
habe sich nach Aussage des Wir tschaf tsminister iums das Wet tbewerbsrecht 
erhebl ich verschärf t worden : Eine f inanziel le Unterstützung, die 1998 ohne 
Prob leme und Rückf ragen an die Europäischen Union v o m Bundesland 
gewähr t werden konnte, könne derzeit nicht mehr ausgereicht werden. Sie 
gel te, mitt lerweile als eine ungerechtfert igte Subvent ion ( e b d . ) 2 0 5 . Z u m anderen 
habe sich das Verhal ten der Kredit insti tute verändert : 1995 zeigten sich die 
Banken bei betr iebswirtschaft l ichen Schwier igkei ten in den Unternehmen trotz 
mangelnder Sicherhei ten bereit, Kredite zu vergeben. Mitt lerweile prüften die 
Banken genauestens , ob das Unternehmen eine Chance hat, am Markt zu 
bestehen. Nur w e n n es fakt isch kein Risiko eines Ausfal ls gibt, würden Kredite 
in Form von Dar lehen gewähr t (ebd.). 

5.2.2.2 Invest i t ionsBank des Landes Brandenburg 

Die Invest i t ionsBank des Landes Brandenburg ist die Geschäf tsbesorger in der 
L a n d e s r e g i e r u n g 2 0 6 und 1992 als Anstal t des öffentl ichen Rechts per Gesetz 
gegründet wo rden . Sie ist von der Landesregierung beauftragt worden , den Auf-
und Umbauprozess des wirtschaft l ichen Lebens in Brandenburg zu beglei ten. 
Sie fördert insbesondere im Auf t rag der Fachressorts der Landesregierung 
öffentl iche und private Invest i t ionsvorhaben aus ca. 50 Förderprogrammen. Die 
Invest i t ionsBank Brandenburg ist für die meis ten Programme Bewil l igungsstel le. 

2 0 5 Prinzipiell befürwortet der Vertreter des Wirtschaftsministeriums den strengen Umgang der 
Europäischen Union mit Beihilfen. Gleichzeitig weist er aber darauf hin, dass das prakti­
zierte Notifizierungsverfahren innerhalb der Europäischen Union nicht zu akzeptieren sei. 
Das gesamte Verfahren innerhalb der Europäischen Union dauere in der Regel mehr als 
ein halbes Jahr. In Anbetracht dieser langen Bearbeitungszeit sei die Erstellung eines 
Finanzierungskonzeptes gemeinsam mit Kreditinstituten nicht möglich. Die Banken müs­
sen über diese Zeit ihre Kreditlinien aufrecht halten, was berechtigterweise für sie ein zu 
hohes finanzielles Risiko bedeute (Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 
2000). 

2 0 6 In den anderen neuen Bundesländern heißen die Geschäftsbesorgerinnen "Landesför-
derinstitut" (vgl. Kapitel 4.2.2.4). 
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Die Förderung erfolgt mittels Zuwe isungen, Zuschüssen, Gewährung von 
Dar lehen, Übernahme von Bürgschaf ten und Eingehen von Bete i l igungen. 

"Im Jahr 1996 hat der Gesetzgeber den Auftrag der InvestitionsBank des 
Landes Brandenburg deutlich erweitert. Neben der Bearbeitung der Förderpro­
gramme hat die InvestitionsBank zusätzlich den Auftrag, bei Bedarf ergänzende 
Kredite für Investitionsprojekte und Vorhaben, die mit Förderprogrammen in 
Zusammenhang stehen, zu gewähren. Damit werden durch die Bank insbeson­
dere Projekte unterstützt, die wirtschaftlichen und strukturellen Verhältnisse im 
Land Brandenburg verbessern beziehungsweise im besonderen Interesse des 
Landes oder seiner Gebietskörperschaften liegen." ( Invest i t ionsBank des 
Landes Brandenburg 1998: 6) 

Im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik ist die Invest i t ionsBank 
Brandenburg für die technische Abwick lung der oben dargestel l ten Programme 
(KONSI , LISI , Gründungs- und Wachstumsf inanz ierung) zuständ ig . Sie ist zum 
einen für die Antragsbearbei tung und für die Abrechnung der Fördermaßnah­
men einschl ießl ich der Verwendungsnachweisprü fung zuständig. Z u m anderen 
verwaltet das Landesförderinst i tut t reuhänder isch die für das Konsol id ierungs­
dar lehen zur Ver fügung s tehenden Mittel (vgl. ebd.) . 

5.2.2.3 Das Rational isierungs- und Innovat ionszentrum der Deutschen 
Wirtschaft e.V. - Landesgruppe Brandenburg ( R K W Branden­
burg) 

Das RKW verfügt in j edem Bundesland über Nieder lassungen. Sein Hauptsi tz 
ist in Eschborn. Die jewei l igen Landesverbände dienen als Ansprechpar tner für 
die ansässigen kleinen und mitt leren Unternehmen. Es wird vom Bundesamt für 
W i r t s c h a f t 2 0 7 institutionell gefördert . Schwerpunkt der Arbei t der Landesver­
bände sind Unternehmensberatungen, innerbetr iebl iche Wei terb i ldung und 
Betreuung von Arbei tsgemeinschaf ten. Alle Landesverbände haben einen 
sogenannten Beraterpool eingerichtet. Aus d iesem Pool werden den ratsu­
chenden Unternehmen geeignete Berater für ihre spezi f ischen Probleme 
genannt und vermittelt (vgl. HOCHMUTH/Z IEGLER 1999c: A116) . 

Das RKW in Brandenburg ist mit versch iedenen Projekt t rägerschaften vom 
Wirtschaftsminister ium des Landes Brandenburg und des Arbei tsminister iums 
betraut worden. U.a. ist es v o m Wirtschaftsminister ium beauftragt wo rden , im 
Rahmen des "Projektes zur Förderung des Aufbaus und der Fest igung kleiner 

Das Bundesamt für Wirtschaft ist eine Bundesbehörde im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie. "Es spielt insbesondere bei der Ma­
nagementberatung für Krisenunternehmen eine wichtige Rolle. Das Bundesamt ist u.a. mit 
der technischen Abwicklung der (auf Bundesebene angebotenen, d.V.) Beratungspro­
gramme "Förderung der Unternehmensberatung für kleine und mittlere Unternehmen" und 
"Förderung von Unternehmensberatungen, Informations- und Schulungsveranstaltungen" 
beauftragt. Zudem führt das Bundesamt für Wirtschaft im Bereich der Wirtschaftsförderung 
im Auftrag des BMFT ausgewählte Förderprogramme durch" (HOCHMUTH/ZIEGLER 
1999c: 36). 
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und mitt lerer Un te rnehmen im Land Brandenburg" (vgl. Kapitel 5.2.1.3) 
besonders kr i t ischen Fäl le, die aus d e m KONSI bzw. L ISI -Programm finanzielle 
Unterstützungen erhal ten, e inen geeigneten Berater oder Coacher zu vermit­
te ln . Diese Personen sol len den Managementdef iz i ten in den Kr isenunterneh­
m e n entgegenwi rken (vgl. ebd . : A129) . 

5.2.2.4 Bürgschaf tsbank Brandenburg G m b H 

Wie in al len Bundes ländern gibt es auch in Brandenburg eine Bürgschaftsbank, 
d ie Ausfa l lbürgschaf ten vergibt (vgl . Aus führungen in Kapitel 5.2.1.5). Sie ist 
1990 in Potsdam als Gesel lschaft mit beschränkter Haftung gegründet worden. 
Sie hat insbesondere die Au fgabe , Existenzgründer und -g ründer innen oder 
auch bestehende mit te lständische Unternehmen sowie Angehör ige Freier 
Berufe auch bei feh lenden Sicherhei ten Kredi t f inanzierungen durch die 
jewei l ige Hausbank zu ermögl ichen. 

Es ist festzuhal ten, "dass die finanziellen Leistungen der Bürgschaftsbanken 
allenfalls im Rahmen von Konsolidierungen in Anspruch genommen werden 
können, v.a. über Betriebsmittelkredite und Umschuldungskredite. Eine darüber 
hinausgehende Verbürgung von Krediten zur 'Sanierung maroder Betriebe' ist 
ausgeschlossen." ( B R U C H - K R U M B E I N / H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999a: 44) 

Wei l s ich die Bürgschaf tsbanken in al len Bundesländern ähnl iche Aufgaben 
w idmen , wird an dieser Stel le auf nähere Ausführungen verzichtet und auf die 
Aussagen des Kapitels 4.2.2.5 Bürgschaf tsbank Sachsen-Anhal t GmbH 
verwiesen. 

5.2.2.5 Sonst ige an der Sanierungs- und Konsolidierungspoli t ik 
beteil igte Institutionen 

Es gibt in Brandenburg zwei Betei l igungsgesel lschaften. Das ist einerseits 
die Mit te lständische Betei l igungsgesel lschaft Ber l in-Brandenburg G m b H und 
anderersei ts die Kapi ta lbetei l igungsgesel lschaft für das Land Brandenburg 
m b H . 

Die Mit te lständische Betei l igungsgesel lschaft ist 1993 mit Sitz in Potsdam 
einger ichtet wo rden . Ihre Au fgabe ist es , k leineren und mitt leren Unternehmen 
der gewerb l ichen Wir tschaf t Eigenkapi ta l zur Ver fügung zu stel len. Sie gewährt 
dabei in der Regel stille Bete i l igungen, n immt also keinen Einf luss auf die 
Geschäf ts führung des Unternehmens. Sie geht Betei l igungen bis zu einer 
max ima len Höhe von 2 Mio . D M ein (vgl. H O C H M U T H / Z I E G L E R 1999c: A127) . 

Die Kapi ta lbetei l igungsgesel lschaft ist 1996 von der Landesregierung gegründet 
worden . S ie hat die Au fgabe übe rnommen , den Betei l igungsfonds des Landes 
Brandenburg zu bet reuen. Im Rahmen d ieses Fonds stellt sie brandenburgi ­
schen kle inen und mit t leren Unte rnehmen Risikokapital zur Ver fügung. 

Be iden Gesel lschaf ten weis t der Vertreter des Wir tschaf tsminister iums für die 
San ierungs- und Konsol id ierungspol i t ik des Landes eine untergeordnete Rolle 
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zu. Risikokapital komme - jedenfal ls in Brandenburg - generel l für Kr isenunter­
nehmen nicht in Frage. Es werde eher für Wachstumsbet r iebe mit Invest i t ions­
absichten, aber nicht genügend Eigenkapital , eingesetzt (Interview, Referat 33, 
Landesebene Brandenburg 2000). 

Die Rolle der Kapitalbetei l igungsgesel lschaft, die mit der Abwick lung des im 
Rahmen des Konsol id ierungsfonds III aufgelegten DUO-Programms betraut 
worden ist, wird dagegen in absehbarer Zeit größer werden . Aber bisher ist 
noch kein Krisenfall über den Konsol id ierungsfonds III gefördert wo rden , da die 
Fördermodal i täten zwischen Land und der gbb noch nicht abschl ießend geklärt 
sind (vgl. Kapitel 3.2.1.2 und 5.2.1.4). 

Die sechs Service- und Beratungs-Centers des Landes Brandenburg (SBC) 
wurden eingerichtet, um die Wettbewerbsfähigkei t von kleinen und mitt leren 
Unternehmen zu verbessern. Als Trägerinst i tut ionen des S B C fungieren die 
Industrie- und Hande lskammern sowie die H a n d w e r k s k a m m e r n . 2 0 8 

Die SBC dienen den kleinen und mitt leren Unternehmen als Ansprechpar tner 
zu verschiedenen Belangen: Insbesondere vermitteln sie ihrem Klientel für die 
jewei l igen spezi f ischen Probleme geeignete Beratungs- bzw. Dienst le istungsin­
stitutionen oder stellen Kontakte zwischen ihnen und den regionalen w issen­
schaft l ichen Einr ichtungen her. Außerdem führen sie Beratungen und Seminare 
zu spezi f ischen betr iebswirtschaft l ichen Themen durch, "die bislang noch nicht 
von anderen Institutionen abgedeckt werden. 

Die SBC realisieren also im wesentlichen vier Aufgabenkomplexe: Identifikation 
der Unternehmen einschließlich Schwachstellenanalyse, Nutzung vorhandener 
Netzwerke, Implementation von Strategien/Maßnahmepaketen durch Experten­
begleitung, Schulungs- und Trainingsangebote einschließlich Erfahrungsaus­
tausch." (Service- und Beratungs-Zentren im Land Brandenburg o. J . : 1) 

Die SBC arbeiten im Rahmen der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik des 
Landes eng mit den Kammern zusammen. Nach Auskunf t e ines Vertreters 
eines SBCs führen sie für Kr isenunternehmen, die sich an sie wenden , e ine 
kostenlosen Kurzcheck der Problemlage im Unternehmen durch . Meist 
verweisen sie die Unternehmen dann an die Kammer, die für das jewei l ige S B C 
die Trägerschaft übernommen hat. Die Kammer entscheidet auf Grundlage 

8 1. Das SBC Cottbus nahm in Trägerschaft der Industrie- und Handelskammer 
Cottbus am 1. Juli 1996 seine Arbeit auf. 

2. Das SBC Lübbenau wurde in Trägerschaft der Handwerkskammer Cottbus am 18. 
März 1997 gegründet. 

3. Das SBC Frankfurt/Oder begann seine Arbeit unter der Trägerschaft der Industrie- und 
Handelskammer Frankfurt im Dezember 1996. 

4. Das SBC Schwedt nahm in Trägerschaft der Kommunalgemeinschaft POMERANIA 
e.V. am 27.4.1998 seine Arbeit auf. 

5. Das SBC Potsdam wurde in Trägerschaft der Industrie- und Handelskammer Potsdam 
am 13. Mai 1997 eröffnet. 

6. Das SBC Wittenberge wurde in Trägerschaft der Handwerkskammer Potsdam am 19. 
Juni 1996 tätig. 

207 



dieses Erstchecks und mit Hilfe zusätzl icher, e igens gesammel te r Informationen 
über das Kr isenunternehmen, welche Hi l fsmögl ichkei ten in Betracht kommen. 
Je nach Prob lemlage wird ggf. ein DtA- Runder T isch (vgl. Kapitel 3.2.1.5) 
eingerichtet. Ode r der Vertreter der Kammer berät den Betr ieb über die zur 
Ver fügung s tehenden f inanziel len Unterstützungsmögl ichkei ten auf Bundes­
und Landesebene (Interview SBC, Brandenburg 2000) . 

Der befragte Vertreter des Wir tschaf tsminister iums steht der Arbei t der SBC im 
Rahmen von Konsol id ierung und Sanierung eher skept isch gegenüber. Für ihn 
bewält ige das S B C zu viele Au fgaben, als dass sie sich auch d e m Problem der 
Kr isenbewäl t igung von Unternehmen noch ausre ichend w idmen könnten 
(Interview, Referat 33 , Landesebene Brandenburg 2000). 

5.2.3 Förderergebnisse der Sanierungs- und Konsolidierungspoli t ik 

Die Förderergebnisse der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik in Branden­
burg werden anhand von Daten über die Fördervolumina, die Anzahl der 
gewähr ten Kredi te und der dami t gesicherten Arbeitsplätze der oben ausge­
breiteten Instrumentenpalet te des Poli t ikfeldes Sanierungs- und Konsol idie­
rungspol i t ik diskutiert . Insbesondere mit der Dar legung dieser Kennzif fern auf 
Landkre isebene und d e m daraus resul t ierenden räuml ichen Verte i lungsmuster 
der gewähr ten Hil fen lassen sich Aussagen über die räumlich differenzierten 
Dimens ionen der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik treffen. Aufgrund des 
vorhandenen sehr dünnen Datenmater ia ls des Polit ikfeldes können hier 
al lerdings nur e ingeschränkte Aussagen darüber getroffen werden , wie dieses 
Muster zu begründen ist und ob es e inen Zusammenhang zwischen den 
Förderergebnissen des Polit ikfelds der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik 
und der regionalen Entwicklung g i b t . 2 0 9 

Die Tabel le 5-11 gibt Auskunf t über die Anzah l der bewil l igten Anträge, über die 
Fördervolumina sowie die gesicherten Arbei tsplätze der beiden wicht igsten 
Förderprogrammen - L iquid i tätss icherungsprogramm (LISI) und Konsol idie­
rungsfonds (KONSI) - im Beobachtungszei t raum zwischen 1997 und 2 0 0 0 . 2 1 0 

209 D j e investitionsBank, die Bürgschaftsbank Brandenburg und der Senior-Experten Service 
stellten mir kleinräumige Daten für die entsprechenden Programme zur Verfügung (vgl. 
Kap. 5.2.1). Das RKW-Brandenburg, das zuständig für das Beratungsprogramm (vgl. Kap. 
5.2.1.3) ist, lehnte meine Anfragen nach kleinräumigen Daten aufgrund eines für die Insti­
tution nicht zu bewältigenden technischen und personellen Aufwands ab. Sowohl die 
Mittelständische Beteiligungsgesellschaft als auch die Kapitalbeteiligungsgesellschaft 
konnten mir keine Angaben über die vergebenen Beteiligungen liefern, weil sie die von mir 
gewünschten Daten nicht sammeln. Alle angefragten Institutionen haben mir aufgrund von 
datenschutzrechtlichen Gründen keine unternehmensbezogenen bzw. standortbezogenen 
Angaben machen können. 

2 1 0 Alle folgende Angaben zu den Programmen LISI und KONSI basieren auf Auskünften bzw. 
auf Informationen aus der Datenbank der InvestitionsBank Brandenburg. 
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Tab . 5 -11:Anzahl d e r b e w i l l i g t e n A n t r ä g e , F ö r d e r v o l u m i n a u n d g e s i c h e r t e 
A r b e i t s p l ä t z e de r b e i d e n K o n s o l i d i e r u n g s p r o g r a m m e L i q i d i t ä t s -
s i c h e r u n g s f o n d s u n d K o n s o l i d i e r u n g s f o n d s in B r a n d e n b u r g 

Programm Anzahl 
der 
Zusagen 

bewilligtes 
Fördervolumen 
in DM 

durchschnittl . 
Darlehens­
summe in DM 

Anzahl der 
gesicherten 
Arbeitsplätze 

durchschnitt l . 
gesicherte 
Arbeitsplätze 

LISI 115 49.989.000 434.687 3 836 33 

KONSI 48 63.779.000 1 328.729 4427 92 

Gesamt 163 113.768.000 697.963 8.263 51 

Quelle: Datenbank der InvestitionsBank Brandenburg und eigene Berechnungen 

Es zeigt sich, dass das Land Brandenburg im Beobachtungszei t raum 1997 bis 
2000 mehr als 113 Mio. DM für Kr isenunternehmen zur Ver fügung stellte und 
damit im Land Brandenburg insgesamt 8.263 Arbeitsplätze sichern konnte. 
Darüber hinaus ist festzuhal ten, dass im Rahmen des Liquidi tätssicherungspro-
g ramms mehr Anträge mit einer eher ger ingen Dar lehenssumme bewill igt 
wurden als beim Konsol id ierungsfonds. Über den Konsol id ierungsfonds erhal­
ten eher größere Betr iebe mit e inem entsprechend höheren Finanzbedarf 
Unterstützung. 

Nachstehende Tabel le 5-12 schlüsselt die oben dargelegte Fördersumme der 
beiden Konsol id ierungsprogramme LISI und KONSI für die e inzelnen Jahre und 
für die einzelnen Wir tschaftsbereiche, zu denen die gestützten Krisenunter­
nehmen zählen, auf. 

Es ist zu konstat ieren, dass die Fördervolumina des LISI-Programms über den 
Beobachtungszei t raum etwa gleichbleibend hoch sind. Dagegen hat sich das 
Fördervolumen des KONSl -Programms zwischen den Jahren 1997 und 2000 
um fast 4 0 % verringert. Es steht zu vermuten, dass auch im Polit ikfeld der 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik - u.a. wegen der a l lgemein ange­
spannten Haushalts lage der Bundesländer - immer weniger Fördermit tel für 
Kr isenunternehmen von der Landesregierung bereitgestel l t werden (können). 

Tabel le 5-12 zeigt zudem, dass über das LISI -Programm hauptsächl ich 
Krisenbetriebe des Baugewerbes vom Land Brandenburg gestützt werden . Der 
Schwerpunkt der geförderten Unternehmen im Rahmen des KONSl -P rog ramms 
liegt dagegen eindeut ig beim Verarbei tenden Gewerbe. Eine verschwindend 
geringe Rolle spielen Kr isenunternehmen der Land- und Forstwirtschaft. Auch 
Dienst leistungsbetr iebe werden über das LISI- und KONSI -Programm verhält­
n ismäßig selten gefördert. Dies liegt u.a. darin begründet, dass laut Richtl inien 
des KONSI - und LISI -Programms sowohl Förderungen an Betr iebe des 
pr imären Sektors als auch Förderungen an Unternehmen des tert iären Sektors 
nur In Ausnahmefä l len gewähr t werden soll ten (vgl. Aus führungen in Kapitel 
5.1). 

Bemerkenswert sind auch die Angaben zur durchschnit t l ichen Dar lehenssum­
me pro gesicherten Arbei tsplatz und deren Entwicklung über die Jahre im 
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Beobachtungsze i t raum. Betrug die gewähr te Kred i tsumme der gesicherten 
Arbei tsplätze in Kr isenunternehmen des Baugewerbes im Rahmen des LISI-
P rogramms 1997 noch ca . 24 .000 D M , so verr ingerte sich der Betrag dieser 
Kennzi f fer über den Zei tablauf auf ca . 10.000 D M . Die Sicherung von Arbei ts­
plätzen in Kr isenunternehmen des Verarbei tenden Gewerbes waren im Jahr 
2000 besonders "teuer". Der Betrag liegt bei 29.000 D M pro gesicherten 
Arbei tsplatz. 
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Unter regionalwissenschaft l icher Perspekt ive interessiert u.a., ob sich Unter­
sch iede bspw. in Bezug auf die Fördervolumina innerhalb des Landes zeigen. 
Daher we rden im Fo lgenden ausgewähl te Kennzif fern auf Landkreisebene 
betrachtet . 

Abb i ldung 5-13 veranschaul icht zunächst , dass die Anzah l der Förderanträge 
nicht unbedingt mit der gewähr ten Fördersumme korrespondiert . So wurden 
bspw. in der kreisfreien Stadt Brandenburg/Havel im Beobachtungszei t raum nur 
drei Ant räge mit e iner Fördersumme von insgesamt 7 Mio. D M gewährt . Für 
den Landkreis Prignitz ist dagegen festzuhal ten, dass dort verhäl tn ismäßig viele 
Ant räge mit e iner insgesamt doch relativ ger ingen Fördersumme bewill igt 
wu rden : Hier entsprach das Land Brandenburg 12 Ant rägen mit einer Kredit­
s u m m e von insgesamt 5,4 Mio. D M . 

Insgesamt wird in der Abb i ldung 5-13 kein klares Muster erkennbar. Vielmehr 
s ind d ie Förderungen völ l ig wil lkürl ich über das Land verteilt. Nur bei den 
kreisfreien Städten ist e ine Zwei te i lung zu erkennen: So f lössen nach Cottbus 
und nach Frankfur t /Oder erhebl ich ger ingere Fördersummen als zu den 
kreisfreien Städten Potsdam und Brandenburg/Havel (vgl. auch genaue 
Angaben in Tabel le A 1 4 im Anhang) . Die niedrigsten Fördersummen beim 
L iquid i tä tss icherungsprogramm und Konsol id ierungsfonds sind insgesamt im 
Landkreis Oberspreewald-Laus i tz und in den kreisfreien Städten Cottbus und 
Frankfurt /Oder auszumachen . 
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A b b . 5-13: F ö r d e r v o l u m i n a v o n L i q u i d i t ä t s s i c h e r u n g s f o n d s u n d K o n s o ­
l i d i e r u n g s f o n d s u n d A n z a h l de r b e w i l l i g t e n A n t r ä g e i n B r a n ­
d e n b u r g ( 1 9 9 7 - 2 0 0 0 ) 

Quelle. Eigene Darstellung nach Angaben der InvestitionsBank Brandenburg 
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Ein Blick auf d ie Abb i ldung 5-14 und Abbi ldung 5-15 ergänzen die bisher 
dargelegten Informat ionen. Dort ist u.a. zu erkennen, we lche Wir tschaftszweige 
im Rahmen des L iquid i tä tss icherungsprogramms und des Konsol id ierungsfonds 
unterstützt wu rden . Zunächst fällt auf, dass in al len Landkre isen das Bauge­
werbe Sanierungs- und Konsol id ierungshi l fen gewähr t b e k o m m e n hat. Nur in 
den kreisfreien Städten Cot tbus und Frankfurt /Oder waren unter den geförder­
ten Unternehmen keine Baubetr iebe. 

In den Landkre isen Uckermark, Dahme-Spreewald , Oberspreewald-Lausi tz, 
Te l tow-Fläming und in der kreisfreien Stadt Brandenburg/Havel spielen die 
Förderungen des Baugewerbes e ine besonders große Rol le. In diesen 
Landkreisen/kreisfre ien Städten f lössen mehr als 5 0 % der bewil l igten Förder­
s u m m e n ins a l lgemein angesch lagene Baugewerbe. Im Landkreis Dahme-
Spreewald bspw. wurde ein Betr ieb 1997 mit insgesamt 1,5 Mio. DM von der 
Landesreg ierung gestützt . Diese S u m m e entspricht 6 2 , 1 % der gesamten 
Fördersumme, die im Beobachtungsze i t raum 1997 bis 2000 in den Landkreis 
gef lossen ist. Dami t wurden 104 Arbei tsplätze gesichert (vgl. auch die genauen 
Angaben zur Fördersumme und zu den einzelnen Branchen in der Tabel le A14 
im Anhang) . Neben d e m Baugewerbe spielt in al len Landkreisen und kreisfreien 
Städten die Förderung des Verarbe i tenden Gewerbes eine gewicht ige Rolle. Im 
Landkreis Barn im erhielt bspw. die Masch inenbaubranche besonders hohe 
Förderungen: Sowoh l 1997 als auch 2000 erhielt ein Maschinenbaubetr ieb je 5 
Mio. D M . Wei l jewei ls e ine ident ische Anzah l von 238 Arbei tsplätze mit dieser 
Fördersumme gesichert wurden , l iegt die Vermutung nahe, dass ein und der 
selbe Maschinenbaubetr ieb sowohl im Jahr 1997 als auch im Jahr 2000 vom 
Land Unterstützung b e n ö t i g t e 2 1 1 (vgl . auch die genauen Angaben zur Förder­
s u m m e und zu den einzelnen Branchen der Tabel le A14 im Anhang) . 

Beispielhaft ist der Landkreis Elbe-Elster. Hier wurden im Beobachtungszei t ­
raum vor al lem Kr isenunternehmen des Verarbei tenden Gewerbes gefördert. 
Betrachtet man sich die detai l l ierten Angaben der Tabel le A14 im Anhang dazu, 
so fällt dabe i eine breite Branchenst reuung innerhalb des Verarbei tenden 
Gewerbes auf. Mit e inem F inanzvo lumen von "nur" 9,3 Mio. DM konnten im 
Landkreis Elbe-Elster mit die höchste Anzah l von Arbei tsplätzen (886) gesichert 
werden (vgl. Angaben in Tabel le A 1 4 im Anhang) . 

Nur in der kreisfreien Stadt Po tsdam wurde im Beobachtungszei t raum kein 
Unternehmen des Verarbe i tenden Gewerbes gestützt. Dagegen f lössen dort 
verhäl tn ismäßig hohe Fördersummen in den Dienst le istungssektor (vgl. auch 
Angaben in der Tabel le A14 im Anhang) . Im Landkreis Havel land wurden mit 
956 insgesamt die meisten Arbei tsplätze gesichert . Al lein mit der Fördersumme 
von 2,2 Mio. D M , die der Chemischen Industrie des Landkre ises gewährt 
wurden , konnten 490 Arbei tsplätze gesichert werden . 

Nach Auflage der neuen EU-Richtlinien für Unternehmen in Schwierigkeiten ist eine 
mehrmalige Förderung ein und des selben Betriebes nicht mehr möglich (one time, last 
time) (vgl. Ausführungen in Kapitel 3.1). 
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A b b . 5-14: F ö r d e r v o l u m i n a v o n L i q u i d i t ä t s s i c h e r u n g s f o n d s u n d K o n s o ­
l i d i e r u n g s f o n d s s o w i e A n t e i l d e r e i nze lnen W i r t s c h a f t s z w e i g e 
a m G e s a m t f ö r d e r v o l u m e n in B r a n d e n b u r g (1997 - 2 0 0 0 ) 

Quelle. Eigene Darstellung nach Angaben der InvestitionsBank Brandenburg 
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A b b . 5-15: A n z a h l d e r g e f ö r d e r t e n A r b e i t s p l ä t z e im R a h m e n v o m 
L i q u i d i t ä t s s i c h e r u n g s p r o g r a m m u n d v o m K o n s o l d i e r u n g s -
f o n d s in B r a n d e n b u r g (1997 - 2000) 

Anzahl der gesicherten/neuen 
Arbeitsplätze 

:::;::::'« 
400 
200 
100 

Quelle. Eigene Darstellung nach Angaben der InvestitionsBank Brandenburg 

Für den Landkreis Prignitz ist zu konstat ieren, dass 2000 ein Betr ieb des 
Ernährungsgewerbes 2 Mio. DM Unterstützung erhielt (vgl. Angaben in Tabel le 
A14 im Anhang) . Bedenkt man die hohe Dominanz des pr imären Sektors im 
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Landkreis Prignitz und die Abhängigkei t der ansässigen Landwir te als Zul ieferer 
zum Ernährungsgewerbe, ist d iese verhäl tn ismäßig hohe Fördersumme bei 
einer gleichzeit ig nur sehr ger ingen Arbei tsplatzsicherung von 38 durchaus zu 
rechtfert igen. 

Mit großer Vorsicht kann man aus den letzten Ausführungen e inen Z u s a m m e n ­
hang zwischen den im Landkreis bedeutenden Wir tschaf tsbranchen (Dienst lei­
stung in Potsdam, Masch inenbau im Landkreis Barn im, Chemie im Landkreis 
Havel land etc.) und der in d iesen Wir tschaftszweig gef lossenen Fördersumme 
im Rahmen des Liquid i tätss icherungsprogramms und des Konsol id ierungsfonds 
herleiten. 

Zur Abrundung der obigen Aussagen t ragen noch Informat ionen zu den 
Ausfäl len bei . Das Wir tschaftsminister ium gibt 1999 Informat ionen über die 
Ausfäl le im Rahmen des Liquid i tätss icherungsprogramms und des Konsol id ie­
rungsfonds bekannt. So heißt es im Jahreswirtschaftsbericht: "Die Kredite von 
85 Unternehmen mussten indes gekündigt werden, weil zwischenzeitlich 
Konkursverfahren eröffnet wurden oder weil sich die wirtschaftliche Situation 
der Unternehmen verschlechtert hatte und eine Gesamtfinanzierung nicht mehr 
darstellbar war. Dadurch ist ein Kreditvolumen in Höhe von 39 Mio. DM vom 
Ausfall bedroht." (Wirtschaftsminister ium des Landes Brandenburg 1999: 91) 
Dies könnte zum einen darauf h inweisen, dass die vom Kr isenunternehmen zu 
erfül lenden Voraussetzungen für eine Bewil l igung von f inanziel len Mittel nicht 
ausreichen, um abschätzen zu können, ob sich das Kr isenunternehmen wieder 
am Markt etabl ieren kann. Z u m anderen könnte dies ein Indiz dafür sein, dass 
die Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik nicht effizient genug gestaltet ist und 
das Instrumentar ium eventuel l überdacht werden soll te. Wei tere Recherchen 
führten aber zu der Erkenntnis, dass die Landesregierung an dem bestehenden 
Instrumentarium weiter festhält und eine konzept ionel le und strategische 
Neuausr ichtung der angewendeten Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik 
nicht erfolgen soll ( Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 2000). 

Die Bürgschaftsbank Brandenburg stellte ebenfal ls für den Beobachtungszei t ­
raum 1997 bis 2000 Daten auf Landkreisebene zur Ver fügung, al lerdings 
schlüsselt sie ihre Daten nicht nach Branchen sondern nach Wir tschaf tszwei­
gen auf, so dass eine direkte Vergleichbarkei t mit den Daten der Investi t ions-
Bank nicht besteht . Darüber hinaus ist anzumerken, dass Bürgschaf ten nicht 
ausschl ießl ich an Kr isenunternehmen vergeben werden , sondern bspw. an 
Wachstumsbetr iebe mit L iquidi tätsengpässen oder auch an Ex is tenzgründun­
gen. Die Bürgschaf tsbank Brandenburg differenziert in ihren Geschäf tsber ich­
ten (1998 bis 2000) nach Vorhaben wie z.B. Existenzfest igung, Betr iebsver lage­
rung, Betr iebserweiterung, Ex is tenzgründungen etc. Auf Landkre isebene stellte 
die Bürgschaftsbank nur Daten für alle Vorhaben zur Ver fügung. Dabei ist zu 
beachten, dass Bürgschaf ten an Unternehmen zu e inem überwiegenden Tei l 
nicht an Kr isenunternehmen im hier def inierten Sinne vergeben werden . Daher 
geben die Daten auf Landkre isebenen nur e ingeschränkt Auskunf t über das 
Politikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik in Brandenburg . Aus 

217 



d iesem Grund werden die Daten der Bürgschaf tsbank Brandenburg nicht mit 
den Daten v o m Liquid i tätss icherungsprogramm und d e m Konsol id ierungsfonds, 
P rogramme die laut Auskunf t des befragten Vertreters des Wirtschaftsminister i ­
ums vor al lem Kr isenunternehmen unterstützen, kumuliert . 2 1 2 

Das Fördervo lumen sowie die Anzahl der vergebenen Bürgschaf ten über die 
Bürgschaf tsbank Brandenburg ist in nachstehender Tabel le 5-16 aufgezeigt. 

Tab. 5-16: Fördervolumen und Anzahl der vergebenen Bürgschaften über 

1998 1999 2000 

Anzahl Bürgschaf­
ten/ 
Garantien 
(TDM) 

Anzahl Bürgschaf­
ten/ 
Garantien 
(TDM) 

Anzahl Bürgschaf­
ten/ 
Garantien 
(TDM) 

Bürgschaften 
(insg.) 

261 118.596 310 119.997 245 98.666 

davon Existenz­
festigungen 

68 35.698 82 39.656 73 40.518 

differenziert nach Wirtschaftszweigen 

Handwerk 81 33.072 81 29.435 59 18.638 

Groß-
/Einzelhandel 

40 14.352 64 18.829 53 14.804 

Industrie 44 33.734 50 32.032 41 28.441 

übriges Gewerbe 54 26.775 54 25.919 38 20.643 

Freie Berufe 22 4.554 32 5.349 30 7.018 

Gastgewerbe, 
Verkehr, 
Gartenbau 

20 6.109 29 8.433 24 9.122 

Quelle: Bürgschaftsbank, Geschäftsbericht 1998, 1999 und 2000 

Bei Betrachtung von Abb i ldung 5-17 fällt auf, dass sich die höchsten Fördervo­
lumen in den südwest l ichen Landkreisen konzentr ieren, während die nordöstl i ­
chen Landkre ise eher ger inge Fördervo lumen bei Bürgschaf ten zu verzeichnen 
haben. Z u d e m zeigt die Abbi ldung, dass Bürgschaf ten überwiegend in 
Unternehmen der Industr ie, des Handwerks und des sonst igen Gewerbes 
übe rnommen werden . Dagegen spielt der Handel und die übr igen Wirtschafts­
zweige eher e ine kleine Rol le. 

2 1 2 Daten über die Vergabe von Bürgschaften, die über das Land bzw. vom Bund und Land 
ausgereicht werden, sind bisher nicht zugänglich, so dass hier keine Aussagen getroffen 
werden können. 
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A b b . 5-17: F ö r d e r v o l u m i n a d e r B ü r g s c h a f t e n s o w i e A n t e i l d e r e i n z e l n e n 
W i r t s c h a f t s z w e i g e a m G e s a m t f ö r d e r v o l u m e n in B r a n d e n b u r g 
(1997 b i s 2000) 
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Bezieht m a n Abbi ldung 5-18 in die Betrachtung mit e in , so ist zu konstat ieren, 
dass die Fördervo lumen der Bürgschaf ten eindeut ig mit der Anzah l der 
gesicher ten Arbei tsplätze im Landkreis korrespondiert . Bspw. hat der Landkreis 
Elbe-Elster ein Fördervo lumen von 36 Mio. DM bei Bürgschaf ten zu vermelden. 
Dami t konnte mit die höchste Anzah l von Arbei tsplätzen von 2.214 gesichert 
bzw. neu geschaf fen werden (vgl. auch die detail l ierten Angaben in Tabel le A17 
im Anhang) . Bei e inem Vergle ich des räuml ichen Verte i lungsmusters vom 
Liquid i tä tss icherungsprogramm bzw. Konsol id ierungsfonds und d e m Muster für 
Bürgschaf ten fällt keine Gemeinsamkei t , aber auch keine Ergänzung auf. 
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A b b . 5-18: A n z a h l de r g e f ö r d e r t e n A r b e i t s p l ä t z e u n d F ö r d e r v o l u m i n a 
d e r B ü r g s c h a f t e n in B r a n d e n b u r g (1997 - 2000) 
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Z u den we ichen Instrumenten (z.B. Bera tungsprogramme) konnte nur äußerst 
dünnes Datenmater ia l gesammel t werden . Das Rat ional is ierungs- und 
Innovat ionszentrum der Deutschen Wirtschaft e.V.- Landesgruppe Brandenburg 
(RKW) stel l te mir keine detai l l ierten Daten auf Landkre isebene über das über 
sie abgewickel te Bera tungsprogramm zur Ver fügung. 

Ger ingfügige Angaben gibt es im Jahreswir tschaftsber icht über die f inanziel len 
Zuwendungen der Landesregierungen für das RKW-Bera tungsprogramm zum 
Au fbau und zur Fest igung kleiner und mitt lerer Unternehmen (vgl. Kapitel 
5.2.1.3): Sowoh l 1997 als auch 1998 stellte die Landesregierung 500.000 DM 
für d ieses Programm zur Ver fügung (vgl. Minister ium für Wir tschaft des Landes 
Brandenburg 1999: 92) "Im Jahr 1999 nahmen 49 Unternehmen diese 
Beratungsleistungen in Anspruch. Der Aufwand war mit durchschnittlich 10.200 
DM je Unternehmen relativ gering. Für die Jahre 2000 und 2001 stehen wie 
bisher jeweils 500.000 DM zur Verfügung." (Minister ium für Wir tschaft des 
Landes Brandenburg 2000 : 77) 

Dagegen stellte der Senior-Experten-Service (SES) Daten über ihre Beratungen 
auf Landkre isebene zur Ver fügung. Al lerdings spielen die Beratungen des SES 
im Verhäl tn is z u m Bera tungsprogramm des R K W eine relativ kleine Rol le. So 
unterstützt die Landesregierung dieses weiche Instrument ledigl ich mit 100.000 
D M pro Jahr (Minister ium für Wir tschaft des Landes Brandenburg 2000: 77). 
Der SES stellt seine Beratungsle istungen nicht nur Kr isenunternehmen zur 
Ver fügung . Andere Unternehmen, etwa Ex is tenzgründungen, werden ebenfal ls 
beraten. Eine Zusammenfassung der Angaben des SES mit ob igen Angaben 
z u m Liquid i tä tss icherungsprogramm, Konsol id ierungsfonds und zu den 
Bürgschaf ten wäre daher statist isch unsauber. 
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A b b . 5-19: D u r c h g e f ü h r t e B e r a t u n g e n des S e n i o r - E x p e r t e n - S e r v i c e in 
B r a n d e n b u r g (1997 - 2000) 

Insgesamt wurden in den Jahren 1997 bis 2000 83 Beratungsprojekte vom SES 
in Brandenburg durchgeführt . Ein Muster ist nicht identif izierbar. Al lenfal ls ist 
eine gewisse Konzentrat ion der Beratungen in den west l ichen Landkreisen und 
in den kreisfreien Städten nahe Berl ins zu konstat ieren. Des wei teren ist zu 
konstat ieren, dass im Landkreis Dahme-Spreewald mit insgesamt 9 Beratungen 
im Beobachtungszei t raum von 1997 bis 2000 die meisten Beratungen durch­
geführt wurden . Die Beratungen des SES ergänzen die Fördervo lumen vom 
Liquidi tätssicherungsprogramm und vom Konsol id ierungsfonds in Tei len 
insofern, als diejenigen Landkre ise, in denen nur unterdurchschnit t l iche 

223 



Fördervo lumen von LISI und KONSI f lössen, relativ viele Beratungen des SES 
durchgeführ t wu rden . A ls Beispiel lässt sich hier der Landkreis Dahme-
Spreewald anführen. 

Die Angaben der Tabe l len A19 im Anhang ergänzen die bisher gegebenen 
Informat ionen über die SES-Bera tungen. Sie schlüsselt die im Jahr 2000 
durchgeführ ten Bera tungen nach Beratungsart und nach der Branche des 
beratenen Unternehmens auf: Nur eine Sanierungsberatungen wurde 2000 
durchgeführt , al le anderen Beratungen sind nicht explizit als Sanierungsbera­
tungen beantragt wo rden . Al lerdings erläuterte der Senior-Experten-Service, 
dass auch bspw. e ine Beratung der Art "Betr iebsorganisat ion" durchaus in 
e inem Unte rnehmen durchgeführ t we rden könne, das in Liquidi tätsschwier ig­
kei ten s tecke. Die meis ten (6 der 10) der im Jahr 2000 beratenen Unternehmen 
gehör ten d e m Dienst le is tungsgewerbe an . Die restl ichen Unternehmen zählen 
z u m Verarbe i tenden Gewerbe . Die Sanierungsberatung wurde in der Branche 
Wir tschaf ts- und Berufsorganisat ion in Potsdam (Stadt) durchgeführt (vgl. 
Angaben in Tabel le A 1 9 im Anhang) . 

Der Vol lständigkei t halber werden noch Daten der Mit telständischen Betei l i­
gungsgesel lschaf t Ber l in-Brandenburg angefügt . 

Ein Blick auf d ie fo lgende Tabel le 5-20 zeigt, dass die Anzahl der e ingegange­
nen Betei l igungen und auch das Bete i l igungsvolumen zwischen 1993 und 1997 
stark s c h w a n k t . 2 1 3 Im Jahr 1994 sind insgesamt 26 Betei l igungen e ingegangen 
worden ; 1995 dagegen nur 9. Z u d e m wird deut l ich, dass die durchschnit t l iche 
Bete i l igungssumme mit ca. 880.000 D M im Jahr 1997 im Verhäl tnis zu den 
vorangegangenen Jahren eher ger ing ausfäll t . In den anderen Jahren liegt sie 
nahe der 1 Mi l l ionen-Grenze. Außerdem ist festzuhal ten, dass sich die Gesel l ­
schaft hauptsächl ich an Betr ieben mit max imal 60 Beschäft igten beteil igt hat. 

Tab . 5-20: Betei l igungen der Mit telständischen Betei l igungsgesel lschaft in 
Brandenburg (1993 - 1 9 9 7 ) 

Jahr Bewill igte 
Vorhaben 

Anzahl 

Beteil igungs­
volumen 

in Mio. DM 

Durchschnitt!. 
Beteil igungs­

volumen 

Gesicherte 
Arbeitsplätze 

Durchschnitt. 
BetriebsgröBe 
n. Beschäftig­

ten 

1993 8 7,60 0,95 411 51 

1994 26 27,07 1,0 1.546 59 

1995 CO
 

8,35 0,93 345 38 

1996 8 7,78 0,97 312 39 

1997 15 13,24 0,88 872 58 

Quelle: Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie, Jahreswirtschaftsbericht 1999 
und eigene Berechnungen 

2 1 3 Auch hier ist anzumerken, dass nicht alle Beteiligungen an Krisenunternehmen vergeben 
werden. Die Zielgruppe setzt sich vielmehr ähnlich wie der Adressatenkreis der Bürg­
schaften zusammen. 
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Für die Jahre 1998 bis 2000 werden in den Geschäf tsber ichten der Mit te lstän­
dischen Betei l igungsgesel lschaft Ber l in-Brandenburg e twas dif ferenziertere 
Daten veröffentl icht, die in der Tabel le 5-21 zusammengefass t werden . 

Tab . 5 -21 :Be te i l i gungen d e r M i t t e l s t ä n d i s c h e n B e t e i l i g u n g s g e s e l l s c h a f t i n 
B r a n d e n b u r g (1998 - 2000) 

1998 1999 2000 

An­
zahl 

Beteiligungen 
(TDM) 

An­
zahl 

Beteiligungen 
(TDM) 

A n ­
zahl 

Beteiligungen 
(TDM) 

Beteiligungen (insg.) 20 16.584 13 13.392 19 18.305 

differenziert nach Wirtschaftszweigen 

Handwerk 1 1 000 2 1.600 3 1.220 

GrolWEinzelhandel 1.850 0 275 0 0 

Industrie 6 6.651 4 5.619 8 7.897 

übriges Gewerbe 8 6.433 7 5.898 8 9.188 

Freie Berufe 1 150 0 0 0 0 

Gastgewerbe, Verkehr, 
Gartenbau 

1 500 0 0 0 0 

differenziert nach Kammerbezirken 

Berlin 12 7.300 10 8.675 

CO
 7.700 

Cottbus 3 3.551 1 2.319 2 1.665 

Potsdam 4 4.733 2 2 398 6 5 772 

Frankfurt/O. 1 1.000 0 0 3 3.168 

Quelle: Mittelstandische Beteiligungsgesellschaft Berlin - Brandenburg 1998, 1999 und 2000 

Das ausgereichte Betei l igungsentgelt blieb über den Beobachtungsraum 1997 
bis 2000 fast gleich. Es lag durchschnit t l ich bei etwa 15 Mio. D M . Auch die 
durchschnitt l iche Bete i l igungssumme mit 1 Mio. DM veränderte sich über den 
Zei t raum nicht grav ierend. Obige Tabel le zeigt auch , dass insbesondere in den 
Wirtschaftszweigen "Industr ie" und "übriges Gewerbe" Betei l igungen von der 
Gesel lschaft e ingegangen werden. Dabei spielt der Kammerbez i rk Berl in über 
alle drei Jahre h inweg die dominierende Rolle: Ledigl ich die Hälfte aller 
e ingegangenen Betei l igungen der Mit telständischen Betei l igungsgesel lschaft 
Ber l in-Brandenburg sind im Land Brandenburg zu veror ten. Dabei wurden die 
meisten Betei l igungen im Kammerbezi rk Potsdam e ingegangen und die 
wenigsten im Kammerbez i rk Frankfurt/Oder. In d iesem Zusammenhang steht 
zu vermuten, dass wegen der ger ingen Betr iebsdichte in Frankfur t /Oder auch 
verhältnismäßig wenige Ant räge auf Betei l igungen an die Mit te lständische 
Betei l igungsgesel lschaft Ber l in -Brandenburg gestell t wurden . 

Um erste Hinweise über die Wi rkungen der Sanierungs- und Konsol id ierungs­
politik auf die regionale Entwicklung des Landes zu bekommen, ist es wicht ig, 
den Stel lenwert der Fördervolumina der gegebenen Hilfen für die regionale 
Entwicklung zu eruieren. Dafür bietet sich ein Vergle ich mit dem Invest i t ionsvo-
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l umen der Regional förderung (bestehend aus 1. Gemeinschaf tsaufgabe "Ver­
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW), 2. Gemeinschaf tswerk 
Au fschwung Ost und 3. EFRE (Europäischer Fonds für regionale Entwicklung) 
an . Das Invest i t ionsvolumen der Regional förderung beziffert das Wirtschafts­
minister ium von Brandenburg für das Jahr 1999 auf 42 .790 Mio. D M . Das 
entsprechende Fördervo lumen des Liquid i tätss icherungsprogramms (LISI) und 
des Konsol id ierungsfonds (KONSI) beträgt dagegen ledigl ich 118,1 Mio. DM 
(vgl. Minister ium für Wir tschaf t des Landes Brandenburg 2000 : 120). Die beiden 
wicht igsten Förderprogramme des hier untersuchten Poli t ikfeldes entsprechen 
somi t e inem Antei l von ca. 0 ,3% der Regional förderung. Zähl t man das 
Fördervo lumen der Bürgschaf ten (Vorhaben "Existenzfest igung") noch zu der 
v o m Wir tschaf tsminis ter ium angegebenen Fördersumme des LISI - und KONSI -
Prog ramms h inzu, so kommt m a n für das Jahr 1999 zu einer Gesamt­
fö rde rsumme von 157,8 Mio. D M , was e inem Antei l von knapp 0 ,4% an der 
Regional förderung entspricht. Die auf Landkreisebene dargelegten Förderpro­
g ramme Liquid i tä tss icherungsprogramm, Konsol id ierungsfonds und Bürg­
schaf ten (Vorhaben "Existenzfest igung") spielen in Brandenburg für die 
landeswei te und auch für die regionale Entwicklung rein quanti tat iv betrachtet -
ähnl ich wie bereits für Sachsen-Anhal t konstatiert wurde (vgl. Ausführungen in 
Kapi te l 4.2.3) - e ine verhäl tn ismäßig geringe Rolle. 

We lche konkreten Impulse von der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik auf 
die regionale Entwick lung ausgehen , lässt sich auch hier nur sehr schwer 
beurte i len. Zwar sind laut Angaben der Invest i t ionsBank Brandenburg zwischen 
den Jahren 1997 und 2000 insgesamt im Land 8.263 Arbei tsplätze gesichert 
wo rden . W i rd diese Zahl al lerdings in Bezug zu den 223.637 in Brandenburg 
gemelde ten Arbei ts losen gesetzt , so lässt sich auch in Brandenburg nur ein 
äußers t ger inger Arbei tsmarktef fekt feststel len. Wären die geförderten Unter­
nehmen insolvent geworden und hätten sich damit d ie Beschäft igten arbeitslos 
gemeldet , so hätte sich die Arbei ts losenquote im Land noch nicht e inmal um 
0 ,05% jähr l ich erhöht. Auf Landkre isebenen sind die Arbeitsmarkteffekte 
tei lweise kaum nachzuweisen. So sind bspw. im Landkreis Havel land mit einer 
relativ hohen Fördersumme von 12,7 Mio. DM 956 Arbei tsplätze gesichert 
wo rden . Bezieht man d ieses Zahl auf die 12.128 im Landkreis gemeldeten 
Arbei ts losen, so handel t es sich rein rechnerisch um eine verschwindend 
ger inge Ent lastung des Arbei tsmarktes von knapp 0 , 1 % . 

Trotz d ieser Erkenntnisse ist ein posit iver Effekt der Sanierungs- und Konsol i ­
dierungspol i t ik nicht völl ig auszuschl ießen. Denn ohne die Förderungen hätten 
viele Betr iebe schl ießen müssen und zahlreiche Arbe i tnehmer und Arbei tneh­
mer innen wären arbeits los geworden . Daraus hätten sich erhebl iche Folgewir­
kungen für die betrof fenen Gemeinden (Einbußen in der Gewerbesteuer, 
Kaufkraftver lust etc.) e rgeben, die u.U. weitere "Unternehmensple i ten" nach 
sich z iehen könnten. Man kann daher davon ausgehen, dass die Förderungen 
des Pol i t ikfeldes ein Faktor unter vielen ist, der die regionale Entwicklung 
beeinf lusst hat. 
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Genau wie in Sachsen-Anhal t geht aus den Förderr icht l inien der beiden 
brandenburgischen Sanierungs- und Konsol id ierungsprogramme LISI und 
KONSI hervor, dass regionale Entwicklungskennzi f fern wie bspw. die Arbei ts lo­
senquote des Landkreises in der das Kr isenunternehmen ansäss ig ist, bei der 
Vergabe bzw. der Bewil l igung der Unterstützungsleistungen nicht berücksicht igt 
werden. Für die Landesregierung ist aHein das vorgelegte Sanierungs- und 
Konsol id ierungskonzept dafür aussch laggebend, ob ein Kr isenunternehmen 
gefördert wird oder nicht. 

Um festzustel len, ob eventuel l auch regionale Entwick lungskennwerte mit in die 
Fördervergabe mit e inf l ießen, wird genau wie bei Sachsen-Anhal t die Arbei ts lo­
senquote der Landkreise den jewei l igen Fördervolumen von LISI und KONSI 
gegenübergestel l t . Auch in Brandenburg wird damit bestät igt, dass die 
Richtl inien die Förderpraxis bes t immen. Es lässt sich kein signif ikanter 
Zusammenhang zwischen den beiden Kennzif fern feststel len. Landkre ise mit 
niedriger Arbei ts losenquote erhalten genau so hohe Förderungen wie Landkre i ­
se mit hoher Arbei ts losenquote. 

Abb 5-22: Gegenüberstel lung von Arbei ts losenquote 2000 und Fördervo­
lumen der Programme LISI und KONSI von 
1997 bis 2000 
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Erklärung: Punkte symbolisieren Residuen der Regression. 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben der InvestitionsBank Brandenburg und des Stat. 
Landesamtes Brandenburg 

Damit scheint sich zu bestät igen, dass auch in Brandenburg keine strukturpol i t i ­
schen Gesichtspunkte bei der Gewährung von Sanierungs- und Konsol id ie­
rungsmitteln e inbezogen werden . Ähnl ich wie in Sachsen-Anhal t wäre hier zu 
über legen, ob die Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik für d ie regionale 
Entwicklung nicht impulsgebender eingesetzt werden könnte, w e n n neben 
betr iebswirtschaft l ichen auch strukturpol i t ische Bed ingungen berücksicht igt 
würden. Bisher f l ießen strukturpol i t ische Momente bei der Vergabeprax is nur 
dadurch ein, dass nach Aussagen eines befragen Vertreters des Wir tschaf tsmi­
nisteriums regional bedeutsame Unternehmen als besonders förderungswürd ig 
angesehen werden. Dies ist al lerdings nicht in den Richtl inien festgeschr ieben 
und erscheint zudem äußerst subjekt iv und je nach Bedarf auslegbar. Die 
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Landesreg ierung verschenkt hier m.E. zu viel Gesta l tungsspie l raum, den man 
effekt iver und gewinnbr ingender für eine posit ive und ausgle ichende Regional­
entwick lung nutzen könnte. 

5.3 Verfahrensschritte und Strukturmerkmale der Sanierungs­
und Konsolidierungspolitik 

Parallel zur Dar legung der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik von Sach­
sen-Anhal t soll nun in d iesem Kapitel die Entscheidungsarena der Implemen­
tat ionsphase von Brandenburg analysiert werden (vgl. insbesondere die 
Aus führungen in Kapitel 4.3) . Um u.a. den jewei ls spezi f ischen Implementat i ­
onsmethoden und Bez iehungen der betei l igten Akteure gerecht zu werden , wird 
d ie Entsche idungsarena in e inzelne Verfahrensschr i t te unterteilt. In j edem 
Verfahrensschr i t t we rden neben d e m Wir tschaftsminister ium auch andere 
Akteure mit in den Prozess e inbezogen, die mit zum Teil di f ferenten Eingriffs­
mögl ichkei ten arbei ten. Z u d e m werden sie einer unterschiedl ichen Art und 
We ise in den Prozess m i t e i n b e z o g e n . 2 1 4 

Es wird in den e inzelnen Verfahrensschr i t ten - analog zur Analyse der 
Entscheidungsarena von Sachsen-Anhal t - hinterfragt: We lche Akteure 
bes t immen den Verfahrensschr i t t? We lche Eingri f fsmögl ichkeiten und Imple­
menta t ionsmethoden werden von ihnen verwendet? Sind in den einzelnen 
Verfahrensschr i t ten Ansä tze von Issue-Netzwerken zu erkennen und sind 
kooperat ive Verhand lungs formen zwischen den Akteuren feststel lbar? Oder 
s tehen sie eher in e inem hierarchischen Verhäl tn is? Aus d iesen Antworten 
lassen sich dann Aussagen zu den zentra len steuerungstheoret ischen 
Frageste l lungen der vor l iegenden Arbei t treffen. 

In der Entsche idungsarena - als institutioneller In terakt ionszusammenhang -
kommen Akteure z u s a m m e n , die sich der Aufgabe w idmen , eine Entscheidung 
über eine Unternehmensförderung herbeizuführen. Sie kann analog zu 
Sachsen-Anhal t in sechs Verfahrensschr i t te (vgl. in Kapitel 4.3) aufgeschlüsselt 
werden . 

Zu den Verfahrensschr i t ten im Einzelnen: 

1. Verfahrensschritt: Erstkontakt 

Ein Kr isenunternehmen kontakt iert grundsätzl ich von sich aus die Landesregie­
rung bzw. das Wir tschaf tsmin is ter ium. Die h i l fesuchenden Unternehmen, die 
s ich an die Landesreg ierung wenden , sind in der Regel in Liquidi tätsengpässen 
und suchen nach Finanzierungsmögl ichkei ten. Al le Anf ragen von Krisenunter-

2 1 4 In diesem Kapitel werden die gleichen Fragestellungen wie in Kapitel 4.3 behandelt. Auch 
die Abgrenzungskriterien der einzelnen Verfahrensschritte sind analog zu Kapitel 4.3 
gewählt worden (vgl. zur detaillierten Herleitung des diesem Kapitel zugrundeliegenden 
Analyserasters die Ausführungen in Kapitel 4.3). 
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nehmen an das im Land für Konsol idierungsfäl le zuständige Wir tschaf tsministe­
rium werden an das Referat 33 weitergeleitet. Andere Referate s ind für 
betr iebswirtschaft l iche Sanierungs- und Konsol idierungsfäl le nicht zuständig. 
Der Erstkontakt zwischen d e m Kr isenunternehmen und dem Referat 33 f indet 
meist telefonisch statt. Das in wirtschaft l icher Bedrängnis bef indl iche Unter­
nehmen schildert e inem Sachbearbei ter des Referats grob das betr iebswirt­
schaftl iche Problem. Aus dieser Schi lderung wird für die Sachbearbei ter und -
bearbeiter innen des Referates deut l ich, ob die Geschäf ts führung die Schwier ig­
keiten und deren Ursachen benennen kann, oder ob das Management 
grundlegende betr iebswirtschaft l iche Defizite hat und die Ursachen für die 
Schwier igkeiten noch nicht erkannt hat. Anhand von einigen geziel ten Fragen 
nach betr iebswirtschaft l ichen Kennzi f fern, bekommt der Sachbearbei ter des 
Referates einen ersten Eindruck über die Situation des ra tsuchenden Betr iebes. 

In der Regel fordert der Sachbearbei ter den Geschäftsführer des Unterneh­
mens auf, einige Grunddaten wie Name, Sitz, Gründung, Branchenzugehör ig­
keit, Beschäft igtenanzahl etc. dem Wirtschaftsminister ium schrift l ich e inzurei ­
chen. Außerdem muss das Unternehmen dem Wir tschaf tsminister ium (Referat 
33) schrift l ich dar legen, we lche Probleme im Unternehmen bestehen und 
welche Mögl ichkeiten die Geschäf ts führung sieht, d iese Schwier igkei ten zu 
beheben. Diese Kurzbeschre ibung ist formlos an das Wir tschaf tsminister ium, 
Referat 33, zu richten (Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 
2 0 0 0 ) . 2 1 5 

Auf Grundlage dieser Beschre ibung der betr iebswirtschaft l ichen Krisensituat ion 
analysiert das Wir tschaf tsminister ium, ob und welche Mögl ichkei ten das Land 
hat, dem Unternehmen zu hel fen. Es wird im Referat zunächst ein geeigneter 
Sachbearbeiter für den spezi f ischen Fall ausgesucht . Entscheidungskr i ter ium 
ist z.B. welcher Branche der Betr ieb angehört oder welche Probleme zu lösen 
sind; eher betr iebswirtschaft l iche oder eher produktabhängige Schwier igkei ten. 
Wird das Unternehmen v o m Referat als regional bedeutsam eingeschätzt , ist in 
der Regel der Referatsleiter für die weitere Betreuung des Unternehmens 
zuständig. Mit Benennung der Zuständigkei t innerhalb des Referat teams ist 
sichergestellt, dass das Unternehmen im gesamten Prozess e inen Ansprech ­
partner hat und es sich nicht al leine gelassen fühlt (ebd.). 

Mit Hilfe der vom Kr isenunternehmen eingereichten Grunddaten informiert s ich 
der Sachbearbei ter nun über den Betr ieb. Hierzu kontaktiert er in erster Linie 
andere Referate im Wir tschaf tsminister ium, um festzustel len, ob das Kr isenun­
ternehmen bereits eine Förderung der öffentl ichen Hand erhal ten hat - w ie z .B. 
eine Existenzgründungs- bzw. Technologieförderung. Nach Aussagen des 
Wirtschaftsminister iums kommt es häufig vor, dass der Betr ieb bereits e ine 
andere Förderung bezogen hat. Dies birgt für den nun anlaufenden ersten -

2 1 5 N A C N Auskunft des Wirtschaftsministeriums erhält das Referat in der Regel diese 
Kennziffern am gleichen Tag, an dem auch der telefonische Erstkontakt stattgefunden hat. 
Ein Zeitverlust ist hier jedenfalls bisher nicht auszumachen (Interview, Referat 33, Landes­
ebene Brandenburg 2000). 
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eher oberf lächl ichen - Prüfprozess den Vortei l , dass eine Reihe von grundle­
genden Informat ionen über das Kr isenunternehmen im Wirtschaftsminister ium 
vorhanden s ind, auf d ie nun zurückgegri f fen werden kann (Interview, Referat 
33 , Landesebene Brandenburg 2000). Andere außeradministrat ive Akteure 
werden in d iesem Schritt v o m Vertreter des Wir tschaf tsminister iums nicht 
kontakt iert . 

Das Wir tschaf tsminis ter ium handelt rein reaktiv und ra tgebend. Akt iver Akteur 
ist das Un te rnehmen. Formen von "bürokrat ischem out reach" (vgl. HUCKE 
1983: 91f) , in der die administrat ive Durchführungsinstanz an die Adressaten 
herantrit t , u m so die Pol i t ik- Implementat ion zu opt imieren, werden in Branden­
burg nicht angewandt . 

In Brandenburg gibt es für die Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik der 
Landesreg ierung e ine eindeut ige Zuständigkei t : Nur ein Referat n immt s ich den 
Kr isenfäl len an . Innerhalb des Referates besteht ebenfal ls eine eindeutige 
Zuständigkei t , d ie sich vor a l lem nach dem Kriterium der Branchenzugehör igkei t 
r ichtet. Nach Auskunf t des Referates 33 haben alle Sachbearbei ter (10 
Personen incl. Referatsleiter) in erster Linie eine betr iebswirtschaft l iche 
Ausb i ldung, ver fügen darüber h inaus aber auch über unterschiedl iche Bran­
chenkenntn isse. Bei spezi f ischen Prob lemen des Unternehmens, die den 
Produkt ions- oder den technischen Bereich b e t r e f f e n , 2 1 6 tauschen sich die 
Zuständ igen mit anderen Sachbearbei tern des Referates intensiv aus und 
z iehen e inen Sachbearbei ter des Referats heran, der über grundlegende 
technische Kenntnisse verfügt. In der Regel können in derart igen Fällen 
zusätzl ich auch Sachbearbei ter/Referats lei ter der Technologieförderung zu 
einer Meinungsb i ldung herangezogen werden (Interview, Referat 33, Landes­
ebene Brandenburg 1999 und 2000). Im Referat 33 wird neben der Arbeitstei­
lung, d ie d e m Kri ter ium der Branchenzugehör igkei t folgt, des wei teren eine für 
die Implementat ion von Finanzhi l feprogrammen gängige Methode angewendet : 
Größere , regional bedeutsame Unternehmen - unabhängig von der Branche -
werden v o m Referatslei ter betreut; für kleinere Unternehmen ist die Sachbear­
bei terebene zuständig. Damit ist eine klare Arbeitsauftei lung im Referat zu 
konstat ieren, d ie die wei tere Implementat ion der Sanierungs- und Konsol id ie­
rungspol i t ik erhebl ich vereinfacht. Außerdem ist in d iesem Verfahrensschr i t t ein 
reger Aus tausch zwischen administrat iven Akteuren des Wirtschaftsminister i ­
ums zu konstat ieren. 

2. Verfahrensschritt: Analyse der Problemursache (Schwachstellenanalyse) 

U m die genauen Prob lemursachen festzustel len, werden zunächst betr iebswirt­
schaft l iche Kenndaten des Kr isenunternehmens seitens des Wir tschaftsministe-

2 1 6 Nach wie vor gibt es in den neuen Bundesländern Unternehmen, die ausschließlich wegen 
veralteten Maschinen und einem nicht stringent organisierten Produktionsablauf nicht mehr 
konkurrenz- und wettbewerbsfähig sind (Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 
1999). 
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r iums angefordert . Das Kr isenunternehmen hat u.a. mindestens die Jahresb i ­
lanzen der letzten beiden Jahre, Kosten/Nutzenrechnungen, Gew inn - und 
Ver lustrechnungen sowie die per Gesetz vorgeschr iebene und von e inem 
Steuerberater durchgeführte betr iebswirtschaft l iche Auswer tung ( B W A ) der 
letzten zwei bis drei Jahre e inzureichen. Anhand dieser Unter lagen kann sich 
der zuständige Sachbearbei ter des Referates 33 vorberei ten und sich in die 
Spezif ika des Unternehmens einarbei ten. 

Nach Sichtung und Prüfung des Materials wird das Un te rnehmen zu e inem 
ersten persönl ichen Gespräch e ingeladen, wei l nach Auskunf t des Wir tschaf ts­
ministeriums allein auf Grundlage der stat ist ischen Kennzi f fern kein völl ig 
abgerundetes und schlüssiges Bild über den Krisenbetr ieb entsteht. Diese 
Daten gäben z.B. keine Auskunf t über die Kompetenz des Geschäf ts führers 
und seinen Zukunftsperspekt iven für den Betr ieb (Interview, Referat 33, 
Landesebene Brandenburg 1999 und 2000). Innerhalb d ieses Gespräches wird 
aber nicht nur abgeklärt , inwieweit das Management des Kr isenunternehmens 
kompetent ist, sondern es kristallisiert sich für den Vertreter des Wi r tschansmi ­
nisteriums heraus, ob es überhaupt Mögl ichkei ten gibt, dem Unte rnehmen zu 
helfen, bzw. ob es eventuel l besser für den Betr ieb ist, Insolvenz anzumelden . 
Daneben diskutiert der Mitarbeiter des Referates gemeinsam mit d e m Unter­
nehmen alle Hi l fen, die in Frage kommen könnten und erörtert geme insam mit 
ihm Vor- und Nachtei le der jewei l igen Programme im Hinblick auf das spezif i ­
sche Problem des Kr isenunternehmens. Dem Unternehmen werden alle 
Einzelheiten der unterschiedl ichen Konsol id ierungshi l fen, die auf Bundes- und 
Landesebene bestehen, näher beschr ieben. Diese Palette kann von klassi­
schen Landesprogrammen zur Konsol id ierung (KONSI oder LISI) über 
Technologieberatung und Projektförderung bis hin zur Bürgschaf t der DtA 
reichen (Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 1999 und 2000) . 

Das Wirtschaftsminister ium misst dem ersten persönl ichen Gespräch eine hohe 
Bedeutung bei : Z u m einen kann im Falle von offensicht l ichen Managementde f i ­
ziten dem Geschäftsführer bzw. der Geschäf ts führung nahegelegt werden , sich 
einer externen Beratung oder e inem Coaching zu unterz iehen. Hierzu bietet das 
Wirtschaftsminister ium eine Förderung über das in Kapitel 5.2.1.3 dargelegte 
Beratungsprogramm an . Z u m anderen wird aber auch das wei tere Vorgehen 
gemeinsam mit dem Kr isenunternehmen detail l iert besprochen. Nur in e inem 
persönl ichen Gespräch zwischen Unternehmen und dem Sachbearbei ter des 
Referates 33 können nach Aussagen des Interviewpartners v o m Wir tschaf tsmi­
nisterium Unklarheiten sofort ausgeräumt werden . Z u m dri t ten macht der 
Sachbearbeiter dem Kr isenunternehmen in d iesem Gespräch deut l ich, dass die 
Kr isenbewält igung allein in der Verantwor tung des Unternehmens liegt und 
auch verbleibt. Das Wir tschaftsminister ium sieht seine wesent l iche Aufgabe 
eher in der Moderat ion des Prozesses. W e n n der Prozess der Kr isenbewäl t i ­
gung nicht vorankommt, so kann das Wir tschaf tsminister ium d e n wei teren 
Ablauf anstoßen und ggf. forcieren (ebd.). 

In d iesem Verfahrensschri t t werden demnach Vorverhandlungen (vgl. M A Y N T Z 
1978) von der Durchführungsinstanz mit dem Adressaten geführt , d ie einerseits 
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dazu d ienen, die Kr isenunternehmen über die Finanzierungsmögl ichkei ten zu 
informieren, anderersei ts der Durchführungsinstanz einen Einblick in die 
Verhäl tn isse des Unternehmens zu geben. Diese Implementat ionsmethode 
dient nach M A Y N T Z (1978) insbesondere dafür, dass die Durchführungsinstanz 
die Genehmigungsfäh igke i t e ines Vorhabens schon vor der eigent l ichen 
Antragste l lung prüfen kann. So dürfen Kr isenunternehmen, die die notwendigen 
Voraussetzungen für eine Förderung nicht erfül len, erst gar keinen formel len 
Ant rag stel len. Dami t wird die Zahl der Ant ragsablehnungen so gering wie 
mögl ich gehal ten (ebd. : 35). 

In d iesem ersten Gespräch legt das Wir tschaftsminister ium aber auch gemein­
s a m mit d e m Kr isenunternehmen fest, ob und welche wei teren Akteure zur 
Bewäl t igung der Krise h inzugezogen w e r d e n . 2 1 7 Unter der Federführung des 
Wir tschaf tsminister iums werden neben der Geschäf ts führung des Krisenunter­
nehmens alle oder ein Tei l der Geschäftspartner bzw. Gläubiger des Unter­
nehmens , w ie z .B. Hausbank oder Hausbanken, Zulieferer, Abnehmer , zu 
e inem runden Tisch e inberufen. Außerdem nimmt in der Regel die Investit ions-
Bank Brandenburg an d iesen Gesprächsrunden tei l . Nur in Ausnahmefäl len 
kann die Geschäf ts führung des Kr isenunternehmens Aussagen zu den 
bisher igen F inanzierungskonzepten und den Interessen der Hausbank äußern, 
so dass bei d iesem Tref fen zunächst die jewei l igen Posit ionen der einzelnen 
Gläubiger geklärt werden müssen . Ziel d ieser Zusammenkünf te ist für das 
Wir tschaf tsminister ium zum e inen, zusätzl iche Informat ionen zu erhal ten, die 
Aufsch luss über die Ursachen und die Entwicklung der betr iebswirtschaft l ichen 
Krise des Unternehmens geben . Zum anderen soll in d iesen Gesprächsrunden 
nach einer geme insamen Lösung gesucht werden , w ie dem Kr isenunternehmen 
gehol fen werden kann. Den Akteuren werden dabei einzelne Beiträge abver­
langt, d ie in das zu erstel lende Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept mit 
e i n f l i e ß e n . 2 1 8 Diese Beiträge sind in der Regel f inanziel ler A r t 2 1 9 : Entweder 
kann der Betr ieb mit Hilfe von Stundungen einzelner f inanziel ler Forderungen, 
mit Hilfe von Forderungsverz ichten, mit zusätzl ichen Investit ionen oder mit Hilfe 
von wei teren Bankkredi ten, die auch gekoppel t an ein f inanziel les Engagement 
der Landesreg ierung sein können, konsolidiert werden . Zeichnet sich in diesen 

2 1 7 Ein derartiger runder Tisch wird vom Wirtschaftsministerium nur dann einberufen, wenn es 
dem Unternehmen noch Chancen beimisst, sich zu konsolidieren bzw. zu sanieren. Ist 
dagegen die Überschuldung soweit fortgeschritten, dass auch mit Hilfe der Sanierungs­
und Konsolidierungshilfen keine Besserung zu erwarten ist, so legt das Wirtschaftsministe­
rium dem Krisenunternehmen nahe, sich an einen Anwalt zu wenden, der die Insolvenz für 
das Unternehmen anmeldet (Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 2000). 

2 1 8 Hier zeigt sich, dass die einzelnen Verfahrensschritte in der Praxis nicht völlig voneinander 
abzugrenzen, sondern ihre Grenzen eher fließend sind. In den Gesprächsrunden, die im 
Verfahrensschritt 2 durchgeführt werden, werden selbstverständlich sowohl Aspekte des 
noch zu erstellenden Sanierungs- und Konsolidierungskonzept (Verfahrensschritt 3) ais 
auch Aspekte des finanziellen Lösungskonzeptes (Verfahrensschritt 4) erörtert und fest­
gelegt 

2 1 9 In einigen Fällen erhält das Krisenunternehmen lediglich beratende Unterstützung von 
einem oder mehreren Geschäftspartnern (Interview, Referat 33, Landesebene Branden­
burg 2000). 
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Fällen kein Konsens oder eine geme insame Lösung zwischen den Akteuren ab, 
so hat das Wir tschaftsminister ium zwar die Möglichkeit, z .B. ohne die Haus­
bank, KONSI - oder LISI-Mittel (vgl. Kapitel 5.2.1.1 bzw. 5.2.1.2) zu vergeben. 
Allerdings versucht das Wir tschaf tsminister ium generel l trotz d ieser Opt ion eine 
Interessensübereinst immung zwischen den beteil igten Akteuren - insbesondere 
zwischen den Gläubigern - herbeizuführen, um andere oder zusätzl iche (und 
dadurch für die Landesregierung f inanziel l günst igere) Lösungsmögl ichkei ten 
auszuschöpfen. An derart igen Zusammenkünf ten kommen nach Auskunf t des 
Wirtschaftsminister iums sehr verschiedene Personen mit unterschiedl ichster 
Fachkompetenzen und Er fahrungen zusammen , die bei e in igen Prob lemen u.U. 
schnelle und pragmat ische Lösungswege für das Kr isenunternehmen aufzeigen 
können (Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 2000) . Hierzu ist 
aber eine "kompromissberei te Mitarbeit" von al len Gläubigern und Ge ­
schäftspartnern des Kr isenunternehmens notwendig. Dass Vertreter der 
Arbei tnehmersei te (Mitarbeiter, Betr iebsräte oder Gewerkschaf ten) ebenfal ls an 
diesen runden Tischen te i lnehmen, wurde von dem Vertreter des Wir tschaf ts­
ministeriums nicht explizit erwähnt . Prinzipiell ausgeschlossen sind sie aber 
nicht. 220 

Der Vertreter des Wir tschaf tsminister iums konstatiert, dass für alle Ge­
schäftspartner die Bemühungen des Landes, dem Kr isenunternehmen zu 
helfen, nach wie vor eine gewisse Signalwirkung haben: Sie treten bei einer 
Beteil igung der Landesregierung - auch wenn es zunächst nicht über eine 
Koordination der Treffen hinaus geht - immer "etwas kompromissberei ter" in 
den Verhandlungen auf. Diese Verhandlungsstrukturen sind eher informell , 
offen und relativ instabil; sie können als issue-spezif ische Netzwerke im Sinne 
von HECLO (1978) bezeichnet werden . Al lerdings weisen sie in der Regel trotz 
der auf Verständigung ausger ichteten Verhandlungen nicht das zentrale 
Kennzeichen auf, dass B E N Z (1994) an kooperat ives Verwal tungshandeln 
anlegt. Denn hier werden v o m Wirtschaftsminister ium privaten Akteuren und 
Organisat ionen zwar Betei l igungsrechte e ingeräumt und es wird mit ihnen im 
Vorfeld eine Entscheidung verhandel t , aber letztlich n immt das Wir tschaf tsmin i ­
sterium die Entscheidungen und Vol lzugshandlungen in e igener Zuständigkei t 
vor (vgl. ebd . 39). 

In diesen Runden sind dagegen die Kredit institute die entscheidenden Akteure, 
wenn es um einen Betr ieb mit erhebl ichen Schulden geht. Das ist in der Regel 
ein größeres Unternehmen mit mindestens 100 Beschäft igte. Hal ten die Banken 
nicht zunächst für eine best immte Zeit ihre Kredit l inien aufrecht, so kann das 
Unternehmen Insolvenz anme lden . Zudem müssen sie meist zusätzl iche, 
f inanzielle Mittel berei tstel len, dami t der Betr ieb weiter exist ieren kann . Mit 

Diese runden Tische sind im Prinzip vergleichbar mit dem DtA-Projekt Runde Tische, das 
mit Hilfe der örtlichen Kammern umgesetzt wird (vgl. Ausführungen in Kapitel 3.2.1.5). Eine 
Zusammenarbeit zwischen dem Wirtschaftsministerium und dem DtA-Projekt konnte nur 
insofern festgestellt werden, als in manchen Fällen das Wirtschaftsministerium zu den 
runden Tischen der Kammern in Brandenburg eingeladen werden (Interview, Service- und 
Beratungscentrum Brandenburg, 2000). 
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wachsender Größe und regionaler Bedeutsamkei t des Unternehmens steigt 
nach Aussagen des Wir tschaf tsminister iums die Anzahl der Gläubiger, die 
e inbezogen werden sol l ten, w a s die Herbei führung eines Kompromisses oder 
e ines Konsens erhebl ich erschwert (SCHARPF [1993b: 66] bezeichnet dieses 
Prob lem der g roßen Zahl als e inen wesent l ichen Faktor, der Verhandlungen 
schei tern lassen kann , vg l . Aus führungen in Kapitel 2.3.2). Gleichzeit ig steigt 
aber auch die Höhe der e inzelnen Forderungen, auf die die Gläubiger in den 
sogenannten Bankenrunden verzichten werden müssen , was ebenfal ls die 
Erre ichung eines Konsens nicht gerade vereinfacht. W e n n in solchen "br isan­
ten" Fäl len innerhalb der Verhandlungsrunde ein Konsens über die f inanzielle 
Betei l igung von Banken und Landesregierung und damit über die Rettungs­
mögl ichkei t des Kr isenunternehmens erzielt worden ist, fungiert die administra­
t ive Verwa l tungsebene tatsächl ich nurmehr als vol lz iehende Instanz, die die 
Entscheidung des Gremiums formal ratifiziert. Dieses Ver fahren wird nach 
Aussage des Wir tschaf tsminister iums aber ausschl ießl ich dann angewandt , 
w e n n die f inanziel le Betei l igung der Banken e inen erhebl ichen Umfang im 
Rahmen des Ar rangements ann immt. In derart igen Ausnahmefä l len sind in 
Brandenburg die Kennze ichen kooperat iven Verwal tungshandeln im Sinne von 
B E N Z (1994: 39) erfüllt. W e n n dagegen kein Konsens zwischen den Gläubigern 
ge funden wi rd , wei l bspw. ein oder mehrere Gläubiger nicht auf die ausstehen­
den Forderungen verz ichten wol len, so kann dem Unternehmen nicht geholfen 
werden . Die Landesreg ierung sieht in derart igen Fällen keine Möglichkeit , das 
Kr isenunternehmen zu unterstützen (Interview, Referat 33, Landesebene 
Brandenburg 2000) . 

Nach Aussagen des Vertreters des Wir tschaftsminister iums wird vom Modera­
tor d ieser Zusammenkün f te - a lso von den Vertretern des Referates 33 - in 
al len Fäl len ein besonderes Einfüh lungsvermögen abverlangt. Der Moderator ist 
auf e iner "Gra twanderung" : Er muss sowohl die Interessen des Krisenunter­
nehmens als auch die Interessen der Gläubiger und Geschäftspartner berück­
sicht igen und e inen Kompromiss erzielen (ebd.). 

In d iesem Verfahrensschr i t t ist der Vertreter des Wir tschaftsminister iums bzw. 
der Mitarbeiter des Referates 33 feder führend: Er übt eine Moderatorenfunkt ion 
aus. Wei terer Schlüsselakteur ist hier der Adressat der F inanzhi l feprogramme. 
Der Vert reter des Referats entscheidet zwar über die Notwendigkei t , weitere 
Akteure mit in den Prozess e inzubeziehen. Al lerdings berücksicht igt er dabei 
die Bedürfn isse des Kr isenunternehmens. In Brandenburg ist die Einrichtung 
e ines runden T isches in d iesem Verfahrensschr i t t die Regel . Diese Verhand­
lungsform wird a lso systemat isch als Strategie angewendet . Zwar hängt - wie 
oben dargelegt - das wei tere Vorgehen bei kleineren und kleinen Betr ieben 
nicht zw ingend von e inem Konsens der betei l igten Akteure ab. Das weitere 
Vorgehen wird aber durch die Herbei führung eines Interessensausgleichs 
zwischen den unterschiedl ichen Akteuren maßgebl ich beeinf lusst. Werden 
kleinere Kred i tsummen benöt igt , die über die in Kapitel 5.2.1 dargelegten 
F inanz ierungsprogramme im Rahmen des Konsol id ierungsfonds nicht h inaus­
gehen , l iegt d ie Entsche idungskompetenz bzw. das Entscheidungszentrum bei 
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den administrat iven Akteuren (Wirtschaftsminister ium bzw. Invest i t ionsBank 
Brandenburg, vgl . Ausführungen weiter unten). Bei größeren Betr ieben wird die 
Entscheidung über eine wei tere Hilfestel lung dagegen im wesent l ichen von den 
kredi tgebenden Banken bzw. Hausbanken getroffen. 

Insgesamt ist für d iesen Verfahrensschr i t t zu konstat ieren, dass das Unterneh­
men in Brandenburg nicht hauptsächl ich auf Grundlage harter Kennzi f fern, wie 
Jahresbi lanzen etc., e ingeschätzt wird. Das erste persönl iche Gespräch 
zwischen Kr isenunternehmen und Wirtschaftsminister ium ist für die b randen­
burgische Landesregierung eher entscheidend und ergänzt d ie bis dahin 
gesammel ten Informationen maßgebl ich. Im Verfahrensschr i t t der Ana lyse der 
Problemursache werden in Brandenburg verschiedene W e g e zur Informat ions­
beschaffung und verschiedene Lösungsmögl ichkei ten kombiniert . Die Struktu­
ren weisen sowohl zwischen dem Adressaten der Politik und der Durchfüh­
rungsinstanz als auch zwischen Durchführungsinstanz und den anderen 
beteil igten Akteuren tei lweise konsensorient ierte und in Ausnahmefä l len sogar 
kooperat ive Strukturen a u f . 2 2 1 We iche Eingri f fsmöglichkeiten und Steuerungs­
instrumente wie Beratung und Verhandlungen spielen in d iesem Ver fahrens­
schritt eine gewicht ige Rolle und werden prinzipiell e rgänzend benutzt , um so 
die Entscheidungsbasis der Lösungsopt ionen zu vergrößern. 

3. Verfahrensschritt: Erstellung des Sanierungs- und Konsolidierungskon­
zeptes 

Für die Erstel lung des Sanierungs- und Konsol id ierungskonzeptes ist das 
Unternehmen selbst verantwort l ich. Das Wir tschaf tsminister ium steht dem 
Kr isenunternehmen aber beratend zur Seite. Der Betr ieb erhält z .B. vom 
Wirtschaftsminister ium genaue Informationen darüber, wie ein so lches Konzept 
aufgebaut sein sollte und we lche Inhalte aufgegrif fen werden müssen . W e n n 
das Wirtschaftsminister ium den Eindruck hat, dass das Kr isenunternehmen mit 
der Erstel lung des Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept überfordert ist, so 
legt es ihm nahe, sich externe Hilfe zu suchen (Interview, Referat 33, Landes­
ebene Brandenburg 1999 und 2000). Das Wir tschaf tsminister ium verweist 
dabei auf Insti tut ionen, die externe Berater vermit te ln, z .B. den SES oder das 
RKW. Das Wir tschaftsminister ium spricht aber keine Empfeh lung aus . In der 
Regel wendet sich das Kr isenunternehmen an das RKW. Der Grund dafür 
dürfte sein, dass eine externe Beratung über das RKW-Bera tungsprogramm 
(vgl. Kapitel 5.2.1.3) gefördert werden kann (Interview, Referat 33, Landesebe­
ne Brandenburg 1999 und 2000 und RKW, Landesebene Brandenburg 2000) . 

2 2 1 Ich möchte an dieser Stelle daran erinnern, dass beim Verfahrensschritt der Schwachstel­
lenanalyse in Sachsen-Anhalt die Moderatorenfunktion von Task Force nicht systematisch 
ausgeübt wurde. Generell lag die Entscheidungskompetenz bei den administrativen Akteu­
ren. In Brandenburg wird eher auf Grundlage von harten Kennziffern und zusätzlichen 
Gesprächen entschieden, welche Problemursachen das Krisenunternehmen hat und 
welche Lösungsmöglichkeiten angestrebt werden können. 
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In d iesem Verfahrensschr i t t tritt das Wir tschaftsminister ium in den Hintergrund. 
Schlüsselakteure sind der Adressat und die Unternehmensberatungsgesel l ­
schaft. Das Wir tschaf tsminister ium hat die Überprüfung der Fördervorausset­
zung und die Durchführung der Beratung dem RKW übert ragen. Das branden­
burgische Wir tschaftsminister ium nutzt also externes Know-how, um eine 
ökonomische Eff iz ienzsteigerung der Pol i t ik- Implementat ion zu erreichen. 

4. Verfahrensschritt: Erarbeitung des finanziellen Lösungskonzeptes auf 
Grundlage des vom Unternehmen erstellten Sanierungs­
und Konsolidierungskonzeptes 

Das f inanziel le Lösungskonzept muss das Kr isenunternehmen ebenfal ls selbst 
erarbei ten. In dem Konzept soll der Betrieb dar legen, wie das Ziel der Unter­
nehmenskonsol id ierung bzw. -Sanierung mit Hilfe der angebotenen Förder­
m a ß n a h m e n erreicht werden kann. Das Wir tschaftsminister ium berät das 
Kr isenunternehmen. Es unterr ichtet das Unternehmen e ingehend über die 
neben dem Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept wei teren Fördervoraus­
setzungen für das LISI - oder KONSI -Programm sowie die anderen in Frage 
kommenden Konsol id ierungshi l fen. Je nach spezif ischer Problemlage des 
Kr isenunternehmens wird das f inanziel le Lösungskonzept aus e inem oder 
mehreren Programmen bestehen. Es werden darüber hinaus Forderungsver­
zichte oder Beiträge von privaten Institut ionen ausgewiesen. Die formgebunde­
nen Ant räge bzw. der Antrag muss v o m Unternehmen selbst ausgefül l t werden 
(Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 1999 und 2000). 

Hat das Unternehmen Schwier igkei ten, das f inanziel le Lösungskonzept zu 
erstel len, kann es aber nicht nur das Wir tschaftsminister ium kontakt ieren, 
sondern kann - und sollte auch - die Invest i t ionsBank ansprechen. Wei l die 
Invest i t ionsBank Brandenburg spezi f ische Kenntnisse über die Förderregularien 
hat und z u d e m letztendlich für die Prüfung der eingereichten Antragsunter lagen 
zuständig ist, kommt es in der Regel in d iesem Verfahrensschr i t t häufiger zu 
e inem Gespräch zwischen Management des Kr isenunternehmens und 
Invest i t ionsBank, als zwischen Wir tschaftsminister ium und Kr isenunternehmen 
(ebd.). W e n n zur Konsol id ierung oder Sanierung des Betr iebes erhebliche 
Forderungsverz ichte der verschiedenen Gläubiger - insbesondere der Banken -
notwendig s ind, kann es nochmals zu Gesprächsrunden mit Unternehmens­
partnern und dem Kr isenunternehmen kommen. Dies sei aber eher der 
Ausnahmefa l l , wei l bereits vor der Erstel lung des f inanziel len Lösungskonzep­
tes geklärt ist, we lche Beiträge die einzelnen Gläubiger leisten (Interview, 
Referat 33, Landesebene Brandenburg 2000). Sol l ten derart ige Fälle trotzdem 
notwendig erscheinen, übern immt das Wir tschaf tsminister ium wieder die 
Moderat ion der Tref fen. 

Sowoh l das Wir tschaf tsminister ium als auch die Invest i t ionsBank Brandenburg 
s tehen d e m Unternehmen beratend zur Seite, übernehmen aber nicht die 
Verantwor tung für die Bewäl t igung dieser Aufgabe. Das Unternehmen hat die 
Mögl ichkei t - ähnl ich wie im drit ten Verfahrensschr i t t - externe Berater 
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hinzuzuziehen. Eine explizite Fördermögl ichkei t zur Erstel lung des Lösungs­
konzeptes gibt es seitens der Landesregierung n i ch t Aber im Rahmen des 
bereits im dritten Verfahrensschr i t t angesprochenen RKW-
Beratungsprogramms - das maximal 30 Beratungstage bezuschusst - kann 
neben der Erarbeitung eines Sanierungs- und Konsol id ierungskonzept auch ein 
finanzielles Lösungskonzept vom Berater erstellt werden (vgl. Aus führungen im 
Kapitel 5.2.1.3). 

Das brandenburgische Wir tschaftsminister ium belässt die Verantwor tung der 
Erstellung des f inanziel len Lösungskonzeptes im U n t e r n e h m e n 2 2 2 , um zu 
prüfen, ob es diese Aufgabe bewält igen kann. Das eigenständige Meistern wird 
vom Wirtschaftsminister ium als wicht iger Hinweis dafür gewertet , dass 
wesentl iche Voraussetzungen im Unternehmen gegeben seien, eine Konsol i ­
dierung oder Sanierung zu bewerkstel l igen (Interview, Referat 33, Landesebene 
Brandenburg 1999). 

Neben das Wirtschaftsminister ium tritt in d iesem Verfahrensschri t t die von ihm 
beauftragte Investi t ionsBank Brandenburg als wesent l icher Akteur auf. Das 
Wirtschaftsminister ium beruft - wenn es nötig erscheint - abermals Gesprächs­
runden mit den beteil igten Akteuren ein und zeigt sich insgesamt adressa­
tenorientiert. Der Handlungsspie l raum, den die Sachbearbei ter des Referates 
33 in d iesem Verfahrensschri t t zur Ver fügung haben, kann spezif isch verändert 
werden. Je nach Fall werden die vorgegebenen Handlungsregular ien vom 
jewei l igen Sachbearbei ter angepasst . Sie können hier ggf. mit weichen 
Steuerungsinstrumenten, wie Beratungen, ergänzt werden. 

Im bisher dargestel l ten informellen Ver fahren liegt die Hauptverantwortung beim 
Kr isenunternehmen selbst. Damit hat es erhebl ichen Einfluss auf den Erfolg 
bzw. Mißerfolg der Pol i t ik- Implementat ion. Mit d iesem Verfahrensschr i t t ist das 
informelle Bewi l l igungsverfahren abgesch lossen. 

5. Verfahrensschritt: Antragseinreichung, -bearbeitung und -bewilligung 

Das Wirtschaftsminister ium hat die Überprüfung und die technische Abwick lung 
der formgebundenen Anträge an die Invest i t ionsBank Brandenburg über t ragen. 

Die Anträge werden generel l über die Hausbank an die Invest i t ionsBank 
Brandenburg weitergeleitet. Die Hausbanken müssen zunächst eine Stel lung­
nahme zum Antrag erarbei ten, unabhängig davon, ob sie an dem f inanziel len 
Lösungskonzept beteil igt sind oder nicht. Zwar gibt es keine Aussagen über die 
Notwendigkeit weiterer Ste l lungnahmen von unabhängigen Prüfern in den 
Richtl inien. Aber nach Aussagen des Wirtschaftsminister iums holt d ie Investit i­
onsBank Brandenburg allein zu ihrer Abs icherung mindestens eine weitere 
Stel lungnahme zu den jewei l igen Ant rägen ein und prüft auch selbst die 

2 2 2 Es ist für Sachsen-Anhalt dargelegt worden, dass das finanzielle Lösungskonzept unter 
Federführung der Task Force in Koordination mit anderen administrativen Akteuren erstellt 
wird. 
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Anträge auf Plausibi l i tät und Nachvol lz iehbarkei t (Interview, Referat 33, 
Landesebene Brandenburg 2000) . 

Da die Verantwor tung für d ie Erstel lung des Sanierungs- und Konsol id ierungs­
konzeptes und auch für d ie Entwicklung e ines f inanziel len Lösungskonzeptes 
im Unternehmen selbst l iegt, kommt es - bevor der Antrag dem Bewil l igungs­
ausschuss (auch Konsol id ierungsausschuss genannt) vorgelegt wird - seitens 
der Invest i t ionsBank Brandenburg zu einigen Nachfragen an das Unternehmen. 

Zur Konkret is ierung des Ant rages f indet im Regelfal l nun ein Gespräch statt, 
das von der Invest i t ionsBank Brandenburg einberufen wi rd. An d iesem 
sogenannten "K lärungsgespräch" n immt generel l neben der Investi t ionsBank 
Brandenburg und d e m Kr isenunternehmen, das Wir tschaftsminister ium teil. Bei 
d iesem Klärungsgespräch können zwar auch die Geschäftspartner des 
Kr isenunternehmens h inzugezogen werden , die e inen f inanziel len Beitrag zur 
Betr iebskonsol id ierung oder -Sanierung leisten. Dies wird aber im Unterschied 
zum zwei ten Verfahrensschr i t t nur in Ausnahmefä l len praktiziert, bspw. dann, 
wenn die f inanziel len Bei t räge einzelner Gläubiger besonders hoch sind. 
Außerdem werden zu d iesem Klärungsgespräch auch Vertreter der Bürg­
schaf tsbank e inge laden, fal ls ein Tei l der Finanzierungshi l fen verbürgt werden 
sol len (Interview, Referat 33 , Landesebene Brandenburg 1999 und 2000). 

Die Invest i t ionsBank Brandenburg erarbeitet auf Grundlage der Ergebnisse 
d ieses K lärungsgespräches eine Ste l lungnahme und eine Vor lage für den 
Bewi l l igungsausschuss. Diese Vor lage gilt als Basis für die Entscheidung, ob 
die öffentl iche Hand den Betr ieb finanziell u n t e r s t ü t z t . 2 2 3 Der Bewi l l igungsaus­
schuss steht unter der Feder führung des Referatsleiters 33. Wei tere Beteil igte 
des Ausschusses sind ein st immberecht igter Vertreter des Finanzminister iums 
und ein n icht-st immberecht igter Vertreter der Invest i t ionsBank Brandenburg. 

In der Regel werden im Ausschuss die Auf lagen, die das Unternehmen erfüllen 
muss, festgelegt. Häuf igste Auf lage ist, dass das Management sich einer 
Beratung oder e ines Coach ings zu unterz iehen hat. Diese Beratung kann über 
das RKW-Bera tungsprogramm oder den Senior-Experten Service (vgl. Kapitel 
5.2.1.3 und Kapitel 5.2.1.4) gefördert werden. Die Förderhöchstdauer von 30 
Tagewerken darf nur e inmal ig gewähr t werden . W e n n das Unternehmen bereits 
im Vorfeld das Bera tungsprogramm in Anspruch genommen hat, so werden die 
bereits absolv ier ten Tagewerke von der Förderhöchstsumme abgezogen. Legt 
der Ausschuss fest, dass ein Coach ing über die Förderhöchstgrenze notwendig 
sei , so müssen die Kosten v o m Unternehmen getragen werden. Generel l 
werden Beratungskosten berei ts im f inanziel len Lösungskonzept berücksichtigt 
(Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 2000). 

Der Ausschuss entscheide in der Regel, was die InvestitionsBank empfiehlt. Aber es sei 
auch schon vorgekommen, dass die InvestitionsBank dem Wirtschaftsministerium nahe­
gelegt hat, den Antrag nicht zu fördern und das Wirtschaftsministerium trotzdem Finanzie­
rungsmittel bewilligt habe (Interview, Referat 33, Landesebene Brandenburg 2000). 
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Das WirtschaftsmJnisterium hat die Möglichkeit, ein weiches Steuerungsinst ru­
ment - Beratung oder Coaching des Managements - an eine (harte) f inanziel le 
Unterstützung zu koppeln. Es bezweckt damit , dass die finanzielle Förderung 
möglichst effektiv eingesetzt und dass das Risiko eines Ausfal ls der Finanzmit­
tel so gering wie mögl ich gehal ten wird. 

Zwar steht in d iesem Verfahrensschri t t der rein bürokrat ische Akt der Ant rags­
überprüfung und die technische Abwick lung der Anträge im Mittelpunkt. Dieser 
innerbürokrat ische Verfahrensablauf wird aber durch die Betei l igung anderer 
Akteure und durch das obl igator ische Klärungsgespräch ansatzweise aufge­
weicht. Es werden je nach Krisenfall f lexible Handhabungen notwendig. Die 
Koppelung der f inanziel len Förderung an einen weichen Faktor kann ledigl ich 
als Ergänzung zum bürokrat ischen Verfahrensablauf bezeichnet werden . 

6. Verfahrensschritt: Umsetzung 

Das Unternehmen wird von der Investi t ionsBank über die Bewi l l igung der 
Fördergelder und über die Auf lagen unterrichtet. Falls das Unternehmen die 
Auf lage erhalten hat, sich beraten oder coachen zu lassen, kontakt iert es das 
RKW. Das RKW Brandenburg schlägt dem Unternehmen einen geeigneten 
Berater aus seinem Beraterpool vor. Die Kosten des vom Unternehmen 
akzeptierten Berater trägt zum überwiegenden Teil das RKW, das sich selbst 
über Bundesmit tel refinanziert. 

Das Wirtschaftsminister ium erkundigt sich nach dem Verlauf der Beratung und 
tauscht auch mit dem zuständigen Berater des RKW Erfahrungen oder 
Einschätzungen über das Kr isenunternehmen aus (Interview, Referat 33, 
Landesebene Brandenburg 2000). Das heißt, dass das Wir tschaf tsminister ium 
eine Kontrol l- und ferner eine Moderatorenfunkt ion in den Fällen e ingenommen 
hat, die mit einer externen Beratung oder e inem Coaching beauf lagt wurden . 

Nachdem die Fördergelder an das Unternehmen ausgereicht s ind, führt die 
Investi t ionsBank Brandenburg eine Mit te lverwendungskontrol le durch . Die 
Vorstel lungen des Wirtschaftsminister iums gehen derzeit in die Richtung, dass 
Abweichungen von dem ursprüngl ichen Konzept automat isch zu e inem 
Gespräch mit dem Unternehmen führen sol len, um mögl iche Schwier igkei ten 
auszuräumen. Die Invest i t ionsBank Brandenburg greift im Extremfal l ein und 
fordert die ausgereichten Mittel zurück (Interview, Referat 33, Landesebene 
Brandenburg 1999). 

Mit d iesem Verfahrensschri t t hat die Landesregierung die Invest i t ionsBank 
Brandenburg beauftragt. Nach Aussagen des Wir tschaftsminister iums erkundigt 
es sich regelmäßig bei der Invest i t ionsBank nach den Unternehmen, die eine 
Konsol idierungshi l fe erhalten haben (Interview, Referat 33, Landesebene 
Brandenburg 2000) . 

Zwar bietet Brandenburg für Unternehmen, die kurz vor der Insolvenz s tehen 
oder bereits Insolvenz angemeldet haben, explizit keine f inanziel len Unterstüt­
zungsmögl ichkei ten an . Aber nach Aussagen des Wir tschaf tsminister iums träte 
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das Wir tschaf tsminis ter ium bei insolventen Unternehmen, die als regional 
bedeutsam gel ten, generel l in Kontakt mit dem Insolvenzverwalter. Es werde 
sei tens des Wir tschaf tsminister iums versucht, die Startmögl ichkei ten für die 
Einr ichtung einer Auf fanglösung (vgl. Kapitel 4.2.1.3) zu verbessern . So werden 
die bes tehenden Kontakte in andere Referate - wie zum Beispiel in das Referat 
für Ex is tenzgründungen - genutzt (Interview, Referat 33, Landesebene 
Brandenburg 2000) . Ein spezif isches Ver fahren oder spezi f ische Institut ionen, 
die sich mit Insolvenzfäl len befassen, gibt es in Brandenburg nicht. 

Zwischenresümee 

Für die Entsche idungsarena der Implementat ionsphase in Brandenburg lassen 
sich aus der Darstel lung und Analyse der e inzelnen Verfahrensschri t te 
fo lgenden Sch lüsse z iehen: Auch in Brandenburg kann das Wirtschaftsministe­
r ium als die wicht igste gestal ter isch tätige Kraft bezeichnet werden. Seine 
domin ierende Rol le übt es im erhebl ichen Maße als Moderator des Kr isenbe­
wäl t igungsprozesses aus. Andere Akteure - insbesondere die Gläubiger des 
Kr isenunternehmens - werden in die Implementat ionsphase mite inbezogen. 
Daher wird die insgesamt weiterhin als hierarchisch zu beze ichnende Form der 
Pol i t ik- Implementat ion durch netzwerkart ige Strukturen ergänzt und aufge­
weicht ; d ie vorsicht ige Titul ierung als "netzwerkart ig" soll andeuten, dass es 
sich nur (partiell) um informelle, offene und instabile Issue-Netzwerke im Sinne 
von H E C L O (1978) handelt , nicht aber um die recht anspruchvol len Formen 
kooperat iven Verwal tungshandeln im Sinne von BENZ (1994). 

Im Lichte der in Kapitel 1 aufgestel l ten übergeordneten These bleibt als 
zusammenfassender Eindruck für die Landesebene von Brandenburg festzu­
hal ten, dass im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik netzwer­
kartige Strukturen in Ansätzen zu erkennen s ind, die al lerdings dem bestehen­
den , tradit ionel len und hierarchisch aufgebauten Verfahrensablauf nur beige­
ordnet we rden . Nach wie vor versucht die Verwal tung in Brandenburg die 
Problemat ik der Kr isenbewäl t igung wei testgehend innerhalb der vorhandenen 
pol i t ischen, administrat iven Rout inen zu bewäl t igen. 

Posit iv hervorzuheben ist für Brandenburg, dass die Förder landschaft und auch 
die gewähl ten Ver fahren relativ unkompl iz iert s ind. Besonders zu betonen ist, 
dass das Kr isenunternehmen eine eindeut ige erste Anlaufstel le bei betr iebs­
wir tschaft l ichen Prob lemen hat. Ein re ibungsloses Ver fahren wird damit 
erleichtert. 
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6 SCHLUSSBETRACHTUNG: RESÜMEE 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik ist ein Polit ikfeld, das man in doppel ter 
Hinsicht mit dem Attribut "neu" versehen kann. Es handelt sich erstens in dem 
Sinne um ein "neues" Poli t ikfeld, als es zu e inem nur kurz zurück l iegenden 
Zeitpunkt entstanden ist und e inem speziel len Zweck dient, näml ich der 
Bewält igung von Folgeproblemen der deutschen Verein igung. Neu ist zwei tens 
aber auch die Beschaffenheit dieses Polit ikfeldes, das in seiner Implementat i ­
onsphase einige Charakterist ika aufweist, die "neu" s ind, mindestens aber 
wissenschaft l ich noch kaum aufgearbeitet worden sind. In d iesem Schlusska­
pitel sollen die wicht igsten Charakterist ika der Implementat ionsphase des 
Polit ikfeldes Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik resümierend dargestel l t 
und beurteilt werden. 

Richtet man zunächst den Blickwinkel auf die supranat ionale Ebene, so ist 
festzuhalten, dass die Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik str ikten Regul ie­
rungen unterworfen ist. Die Europäische Union hat sich dem Grundsatz einer 
offenen Marktwirtschaft mit f reiem Wet tbewerb verpfl ichtet und kontroll iert daher 
in ganz entschiedener Weise im Rahmen ihrer Beihilfenpolit ik, dass keine 
Unterstützungen von den Mitgl iedstaaten gewährt werden , die d iesen Grund­
satz beeinträcht igen. Die EU beeinf lusst damit die Sanierungs- und Konsol id ie­
rungspolit ik des Bundes und der ostdeutschen Länder mit ihren gesetz l ichen 
Rahmenbedingungen erhebl ich. Die im Zeitverlauf nach der Wiedervere in igung 
immer restriktiver werdende EU-Beihi l fenpoli t ik hat die Vergabe von f inanziel len 
Unterstützungen an Unternehmen in Schwier igkei ten stark e ingeschränkt und 
damit den Handlungsspiel raum sowohl des Bundes als auch der Länder seit der 
Wiedervereinigung erhebl ich verengt. 

Die EU hat im Rahmen ihrer 1999 neu aufgelegten Leit l inien für Unternehmen 
in Schwierigkeiten die Adressatengruppe, auf die dieses Polit ikfeld z i e l t 2 2 4 , 
genauestens best immt. Nach Gesetzeslage dürfen nur kleine und mitt lere 
Unternehmen unterstützt werden. Jegl iche Hil festel lungen an Großunterneh­
men schätzt die Europäische Union als wet tbewerbsverzerrend ein und werden 
von ihr nur in äußerst sel tenen Ausnahmefä l len genehmigt . 

Richtet man seinen Bl ickwinkel auf den zweiten untersuchten Einf lussfaktor des 
Implementat ionssystems - Merkmale des Programmtyps und der Inst rumen­
te - so ist veral lgemeinernd zu konstat ieren, dass sowohl die Bundes- als auch 
die Länderebene im Polit ikfeld der Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik den 
Programmtyp des Finanzhi l feprogramms gewähl t haben, der überwiegend mit 
dem Instrument der Direktsubvent ionen umgesetzt wi rd. Damit bes t immen harte 
Steuerungsinstrumente das Polit ikfeld Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik. 
Diese harten Steuerungsinstrumente werden mit weichen Steuerungsinstru-

2 2 4 Ich greife hier eine Ausdifferenzierung auf, die MAYNTZ (1983: 236) in Bezug auf 
Implementationssysteme vorgenommen hat. Sie unterscheidet für ein Implementationssy­
stem folgende drei Einflussgrößen: "Charakteristika der Zielgruppe", "Merkmale der aus­
gewählten Programme und Instrumente" und "Kennzeichen der Durchführungsinstanz und 
dessen Verhalten". 
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menten , w ie die der Managementbera tung, kombiniert , um die Politik-
Implementat ion zu opt imieren. Die weichen Steuerungsinst rumente werden als 
Auf lage für die Vergabe der Direktsubvent ionen eingesetzt ; sie stellen daher 
nur eine Ergänzung zu den harten Steuerungsmedien dar. 

Bei der Ana lyse der St rukturmerkmale der Entscheidungsarena konnten für die 
Landesebene in Sachsen-Anhal t und Brandenburg im Detai l einige Lücken im 
Inst rumentenangebot aufgedeckt werden : Zunächst ist festzuhal ten, dass die 
befragten Experten übere inst immend dem Sanierungs- und Konsol idierungs­
konzept ein erhebl iches Gewicht be imessen und es als ausschlaggebend für 
die Vergabe aller zur Ver fügung stehenden Konsol id ierungs- und Sanierungs­
hilfen beze ichnen. Trotz d ieser hohen Bedeutung gibt es in Sachsen-Anhal t und 
in Brandenburg kein P rog ramm, das die Erstel lung eines derart igen Konzepts 
mit angemessener S u m m e und Förderdauer unterstützt. Sowohl in Sachsen-
Anhal t als auch in Brandenburg existiert zwar die Mögl ichkeit , im Rahmen der 
länderspezi f ischen Bera tungsprogramme einen Teil der Kosten für eine 
Erarbei tung e ines Unternehmenskonzeptes zu erhal ten. Der Löwenantei l dieser 
Kosten muss al lerdings v o m Kr isenunternehmen selbst getragen werden, was 
bei e inem schon durch eine Liquiditätskrise belasteten Unternehmensbudget 
schwer wiegt. Eine Aufs tockung der Finanzmittel für Beratungsprogramme wäre 
äußerst erst rebenswert und könnte die Leistungsfähigkeit der Politik verbes­
sern. 

Aber nicht nur diese Programmlücke ist offensichtl ich geworden. Außerdem 
zeigt sich bei den Landes- aber auch bei den Bundesprogrammen, dass die 
Umsetzung des Sanierungs- und Konsol id ierungskonzepts nach Antragsbewil l i ­
gung nicht instrumenten oder strategisch begleitet wird. Obwoh l das Politikfeld 
in Ostdeutsch land erst jüngst eingerichtet worden ist, wurde nicht nach 
adäquaten Lösungsmögl ichke i ten oder Instrumenten gesucht, die dem 
typischen und al lgemein bekannten Problem des fehlenden Kontrol l- und 
Sankt ionsmechan ismus bei F inanzhi l feprogrammen begegnen (vgl. BENZ 
1994: 57). Denkbar wäre hier zumindest , dass "Koordinatorenstel len" auf 
Landesebene eingerichtet we rden , die sich der Aufgabe w idmen, die Umset­
zung des Sanierungs- und Konsol id ierungskonzepts bei Kr isenunternehmen 
systemat isch und langfrist ig zu beglei ten. Auftretende betriebswirtschaft l iche 
Schwier igkei ten werden so erkannt und ggf. können Gegenmaßnahmen 
eingeleitet werden . Gleichzeit ig könnten "die Koordinatoren" kontrol l ieren, ob 
die v o m Staat ausgere ichten Mittel entsprechend des Antrages eingesetzt 
werden . Das Risiko des Mi t te lmissbrauchs, das bei Finanzhi l feprogrammen 
generel l besteht, könnte sich dami t erhebl ich reduzieren. Mit e inem verhältnis­
mäßig ger ingen Aufwand wäre es mögl ich, die Sanierungs- und Konsol idie­
rungspoli t ik deut l ich effektiver auszugesta l ten. 

Bei der Betrachtung aller auf Bundes- und Landesebene identif izierten 
Sanierungs- und Konso l id ierungsprogramme wird kein insgesamt konzeptionell 
aufe inander abgest immtes Gesamtb i ld deut l ich. Ledigl ich einzelne Programme 
sind untere inander kombinierbar. Aber eine ineinandergrei fende und aufeinan­
der aufbauende Programmstruktur und Inst rumentenverwendung ist nicht 
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herauszufi l tern, so dass es häufig zu Unst immigkei ten zwischen den betei l igten 
Akteuren und den jewei ls von Ihnen angewandten Programmen bzw. Instru­
menten kommt. Ein Beispiel verdeutl icht die geringe konzept ionel le Abs t im­
mung der gesamten Instrumentenpalet te des Polit ikfeldes der Sanierungs- und 
Konsolidierungspoli t ik: Als eine instrumentel le Ausnahme auf der Bundesebene 
kann das von der Deutschen Ausgle ichsbank initiierte Projekt der Runden 
Tische gelten, das mit Hilfe von we ichen Steuerungsinstrumenten (Vermit t lung, 
Beratung, Überzeugung) den Ursachen für die Krise des Unternehmens 
nachgehen soll und ggf. gemeinsam mit allen wesent l ichen Partnern des 
Betriebes dialogorientiert Lösungswege erarbeitet. Durchgeführt wird dieses 
Instrument unter der Federführung der für das Kr isenunternehmen zuständigen 
Kammer. Sowohl in Brandenburg als auch in Sachsen-Anhal t wird d ieses 
Projekt nicht systemat isch von der Landesregierung in der Implementat i ­
onsphase berücksichtigt. V ie lmehr messen beide Wirtschaftsminister ien d iesem 
Instrument eine ger inge und daher zu vernachlässigende Bedeutung zu . 
Prinzipiell wird es dem Zufal l über lassen, ob sich das Unternehmen an die 
zuständige Kammer wendet und damit vom Runden Tisch im Rahmen des DtA-
Projektes betreut wird oder ob es seinen Hilferuf an die Wirtschaftsminister ien 
richtet und infolgedessen über die auf Landes- und Bundesebene zur Ver fü­
gung stehenden Förderprogramme unterstützt wird. Eine konzept ionel le 
Zusammenarbei t oder ein Erfahrungsaustausch ist in d iesem Zusammenhang 
nicht erkennbar und wird von der Landesregierung auch nicht angestrebt . Hier 
sind sowohl für die Kammern als auch für die Wirtschaftsminister ien Momente 
eines "Ki rchturmdenkens" erkennbar, die Kooperat ionen bzw. instrumentei le 
Abst immungsprozesse behindern. 

Unter den das Polit ikfeld Sanierungs- und Konsol idierungspoli t ik kennze ichnen­
den Faktoren gilt in dieser Arbei t das vielleicht größte Interesse der D u r c h f ü h ­
r u n g s i n s t a n z u n d i h r e m V e r h a l t e n in der Implementat ionsphase. 

Es kann general is ierend festgehalten werden, dass die pol i t isch-administrat iven 
Institutionen (genauer: die zuständigen Landesminister ien) die wicht igsten 
Steuerungsinstanzen im hier interessierenden Politikfeld s ind. Die zentrale 
Implementat ionsfunkt ion hat somit der Staat übernommen (vgl. M E S S N E R 
1995: 323). Ledigl ich einzelne Implementat ionsaufgaben hat der Staat an 
andere private Akteure übert ragen, um eine ökonomische Effekt ivi tätssteige­
rung im Politikfeld zu erre ichen: Auf Bundesebene sind hier insbesondere die 
beiden Bundeskredit inst i tute zu nennen. Die Kreditanstalt für Wiederau fbau und 
die Deutsche Ausgle ichsbank bieten in ihrem Rahmen Programme an und sind 
für die entsprechenden Anträge zuständig. Darüber hinaus hat neuerdings die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau die Aufgabe des Ver t ragsmanagement der 
Bundesanstal t für verein igungsbedingte Sonderaufgaben übe rnommen, und die 
Deutsche Ausgle ichsbank ist mit der Umsetzung des Konsol id ierungsfonds III 
betraut worden. In Sachsen-Anhal t obl iegen einzelne Implementat ionsaufgaben 
dem Landesförderinst i tut, der Prognos G m b H und der Grundstücksfonds 
Sachsen-Anhal t G m b H . In Brandenburg hat das Wir tschaf tsminister ium die 
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Invest i t ionsBank Brandenburg mit der Antragsüberprüfung betraut und für die 
Abwick lung des Bera tungsprogramms ist das RKW zuständig. 

Aber nicht nur die Implementat ionsfunkt ion wird wei testgehend v o m Staat 
ausgeübt , sondern auch die Konzept ionierungs- und Real is ierungsarbei t f indet 
b isher überwiegend im Bereich der Administrat ion statt. So ist das wesent l iche 
Inst rumentar ium - die Konsol id ierungsfonds I bis III - maßgebl ich von admini ­
strat iven Akteuren entwickel t und umgesetzt worden . 

Im Detai l s ind auf Bundesebene und in Sachsen-Anhal t neben d e m Staat keine 
wei teren Entscheidungszentren auszumachen. In Brandenburg l iegen die 
Entsche idungskompetenzen zwar auch überwiegend be im Wirtschaftsminister i ­
u m ; d iese administrat ive Entscheidungsbefugnis wird al lerdings gelockert , wenn 
Betr iebe nur mit e inem hohen f inanziel len Engagement saniert bzw. konsolidiert 
werden können. In solchen Fäl len nehmen die Banken und andere kreditge­
bende Inst i tut ionen bzw. Gläubiger die entscheidende Rolle e in. Das Motiv für 
d iese Ver lagerung der Entsche idungskompetenz ist in dem hohen Risiko eines 
FinanzmittelausfaUs zu sehen , das die Landesregierung für sich als nicht 
t ragbar einschätzt . Herauszuste l len ist dabei gleichzeit ig, dass den Banken im 
Polit ikfeld insgesamt eine gewicht ige Rolle zukommt . Die Wirtschaftsminister ien 
verknüpfen of tmals ihre Förderzusage an eine f inanziel le Betei l igung der 
Hausbanken des Kr isenunternehmens. 

Insgesamt ist die Frage, welche Akteursgruppe im Implementat ionsfeld der 
Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik best immend ist, e indeut ig beantwortbar: 
Die Adminis t rat ion. Diese Antwor t ist aber noch nicht g le ichbedeutend mit der 
Klärung der Anschlussf rage nach den Handlungsformen der Administrat ion. 
Hier lautete die Ausgangsthese der Arbeit , dass klassisch-hierarchische 
Handlungsst rukturen durch netzwerkart ige Strukturen wesent l ich ergänzt 
werden . Diese These knüpfte nicht nur an empir ischen Untersuchungen im 
Bereich der Polit ik- und Verwal tungswissenschaf t an , sondern stützte sich auch 
auf die theoret ische Debat te, die viel fach der Steuerungsform "Netzwerk" einen 
hohen Stel lenwert beimisst (vgl. M E S S N E R 1995; kritisch H E L L M E R u.a. 
1999). Die empir ischen Ergebnissen konnten jedoch die Ausgangsthese nicht 
bzw. nur äußerst partiell erhär ten. Umfassende Pol i t iknetzwerke im Sinne eines 
stabi len und ha lbwegs gle ichberecht igten Miteinanders der für ein Problemge­
biet maßgeb l i chen Akteure s ind nicht anzutref fen. 

Auch die v o m Anspruch her niedriger e inzustufenden Issue-Netzwerke f inden 
sich nur in vereinzel ten Verfahrensschr i t ten, wobei zwischen Sachsen-Anhal t 
und Brandenburg deut l ich dif ferenziert werden muss. Merkmale von Issue-
Netzwerken nach H E C L O (1978) sind in der Entscheidungsarena in Sachsen-
Anhal t al lenfal ls partiell und unsystemat isch auszumachen . Diese Ansätze 
werden in den bes tehenden, eher als tradit ionell zu charakter is ierenden 
Ver fahrensablauf integriert und den hierarchischen Steuerungsformen allenfalls 
beigeordnet . Sie haben insgesamt keine eigenständige Bedeutung und nehmen 
nur vereinzelt e inen s teuernden Einf luss auf den wei teren Implementat ionspro­
zess. Andere nicht-staat l iche Akteure werden nicht systemat isch in die 
Implementat ion involviert. Die Verwal tung in Sachsen-Anhal t s ieht keinen 
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Anlass, das übl iche Zusammensp ie l zwischen administrat iven Ak teuren für 
dieses Polit ikfeld netzwerkart ig zu ändern bzw. aufzuweichen, d.h. durch 
andere nicht-administrat ive Akteure zu erweitern und dadurch zu besseren 
Lösungswegen für alle betei l igten Parteien zu ge langen. In Brandenburg 
hingegen werden auf Initiative des Wir tschaftsminister iums verschiedene 
Akteure am Prozess beteil igt und nehmen ansatzweise auf die Art und We ise 
der Bewält igung der betr iebswirtschaft l ichen Krise eines Unternehmens 
Einfluss. Auch in Brandenburg kann jedoch allenfalls von einer Ergänzungs­
funktion gesprochen werden, die Issue-Netzwerke bekommen : Diese treten 
nicht systemat isch (z.B. in al len Verfahrensschri t ten und mit re levantem 
Einfluss auf die Entscheidungsbi ldung) den klassisch-hierarchischen Verha l ­
tensweisen der Administrat ion zur Seite, sondern bleiben partiell angewandte 
Hilfsmittel der entscheidenden Akteursgruppe, die u.a. E insatzdauer und 
Kompetenzumfang der vorübergehend exist ierenden Netzwerke festzulegen in 
der Lage ist. Zusammenfassend kann man im untersuchten Polit ikfeld davon 
sprechen, dass Issue-Netzwerke partielle und untergeordnete Zusatz instru­
mente der Administrat ion darstel len. Eine zusätzl iche Expl ikat ion dieser Formel 
soll im Folgenden dadurch erreicht werden, dass die vielfält igen Attr ibute 
hinterfragt werden, die in der aktuel len Debatte den (administrat iven) Hand­
lungsformen zugeordnet werden. 

Auch wenn klassisch-hierarchische Handlungsformen domin ieren und Netzwer­
ke keine hohe Bedeutung bekommen, kann doch nicht schl ichtweg jegl iches 
innovatives Verwaltungshandeln verneint werden. Speziel l in Brandenburg 
werden offene informelle Verfahren verwandt, die den Handlungsspie l raum der 
Administrat ion in spezif ischen Problemsituat ion erhöhen. Dieses Bundesland 
setzt zur Analyse der Problemursache nicht allein auf harte Fakten, wie 
Kosten/Nutzenrechnung, Jahresbi lanzen etc. der letzten Jahre, sondern legt 
großen Wer t auf das erste face-to- face-Gespräch mit dem Geschäf ts führer des 
Kr isenunternehmens. In Brandenburg werden derart ige "weiche Hil fsmittel" 
ergänzend eingesetzt, damit ein abgerundetes Bild über das Kr isenunterneh-
men entsteht. Zudem sind in Brandenburg den ausführenden administrat iven 
Akteuren vor al lem im informellen Verfahren Handlungsspie l räume eingeräumt 
worden, die sie je nach spezi f ischem Fall ausgestal ten. Es ergeben sich bei 
allen Krisenfäl len spezif ische Anpassungsbedar fe des von der Landesregierung 
konzipierten Instrumentar iums, die durch ein als f lexibel und innovat ives zu 
charakter is ierendes Verhal ten der betei l igten administrat iven Akteure ausgegl i ­
chen werden: So bezieht die brandenburgische Administrat ion immer unter­
schiedl iche Akteure mit in den Prozess ein und je nach Bedarf werden mehrere 
oder auch nur eine Gesprächrunde einberufen. Demzufo lge ist das Ver fahren in 
Brandenburg im Gegensatz zu Sachsen-Anhal t als offener zu charakter is ieren 
und insgesamt werden mehr weiche Steuerungsinstrumente (Dialogorient ie­
rung, Beratung, Verhandlungen) ergänzend benutzt. 

Die für die Brandenburger Administrat ion festzustel lende Flexibil i tät des 
Handelns und Öffnung nach außen ist jedoch begrenzt. Zwar m a g man mit 
MEISEL (1998) eine spezif ische Anpassungsle is tung der Administrat ion 
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dadurch festste l len, dass programmat ische Defizite durch die Erweiterung der 
vorhandenen Palette des Förder instrumentar iums ausgegl ichen werden: Vom 
Wir tschaf tsminister ium werden nicht nur Dar lehen (Fremdkapitalcharakter) 
vergeben, sondern auch Betei l igungen (Eigenkapitalcharakter) können 
e ingegangen werden . Derart ige spezi f ische, auf den konkreten Fall zuge­
schni t tene Anpassungs le is tungen wären mit der Formel "aus der Verwaltung 
hinausgreifendes Handeln" al lerdings überzogen interpretiert. Mit dem Begriff 
"h inausgrei fendes Handeln" suggeriert MEISEL (ebd.) zu stark, dass sich die 
Akt iv i täten der administrat iven Akteure jensei ts von tradit ionellen bürokrat ischen 
Pfaden bewegten . Die für das Polit ikfeld herauskristal l is ierten Anpassungsle i ­
s tungen ver lassen m.E. jedoch nicht grundsätzl ich das Spekt rum von traditio­
nel len bürokrat ischen Handlungsformen. Sie weichen allenfalls die vorhande­
nen tradit ionel len Handlungsformen auf und werden als zusätzl iche Hilfsmittel 
für die Stärkung der e igenen Handlungsmögl ichkei ten und die Bewerkstel i igung 
einer er fo lgreichen Pol i t ik- Implementat ion benutzt. 

Dass das Verwal tungshandeln im untersuchten Polit ikfeld zwar nicht grundsätz­
lich tradit ionelle bürokrat ische Pfade verlässt, sich zugleich aber flexibilisiert 
und ausdif ferenziert, kann mit einer wei teren Formel verdeutl icht werden. Die 
entscheidende Akteursgruppe, die Ministerialbürokrat ie, handelt eingeschränkt 
uadressatenorientiert'\ Die Verwal tung bemüht sich u.a. auch durch face-to-
face-Kontakte, d ie Interessen der Kr isenunternehmen kennen zu lernen und 
auch so weit wie mögl ich zu berücksicht igen. Diesem Eingehen auf die 
Interessen der Adressaten (im Ver fahrensablauf nicht nur den Kr isenunterneh­
men , sondern u.a. auch den Gläubigern) sind jedoch Grenzen gesetzt, die sich 
in den beiden untersuchten Bundes ländern unterschiedl ich darstel len. So 
belässt das Wir tschaf tsminister ium Brandenburg die Verantwor tung der 
Erstel lung des Sanierungs- und Konsol id ierungs- und des f inanziel len Lösungs­
konzeptes be im Unternehmen selbst, steht dem Kr isenunternehmen aber bei 
al len auf t retenden Schwier igkei ten beratend zur Seite. Dagegen übernehmen 
die Vertreter des Wir tschaf tsminister iums in Sachsen-Anhal t die Erarbeitung 
des z.T. sehr komplexen f inanziel len Lösungskonzeptes. Nur bei Unklarheiten 
wird das Unternehmen in d iesen Verfahrensschr i t ten kontaktiert und involviert. 
Im letzt l ichen Entscheidungsprozess jedoch zeigt sich dann in beiden Bundes­
ländern, dass genaue Regular ien es nur in recht begrenztem A u sm aß ermögl i ­
chen, Vorschr i f ten im Sinne der Adressaten "weich" auszulegen und z.T. auch 
umzuinterpret ieren. Bemerkenswer t ist hier auch, dass die in einzelnen 
Verfahrensschr i t ten verfolgte Strategie, nichtbürokrat ische Organisat ionen wie 
Kredit insti tute und Beratungseinr ichtungen in den Entscheidungsprozess zu 
involvieren, nicht zu einer Vers tärkung der Adressatenor ient ierung, sondern 
insofern zu ihrer Schwächung beiträgt, als die Kr isenunternehmen sich 
nunmehr einer Front von mehreren sie prüfenden und über sie entscheidenden 
Organisat ionen gegenübers ieht . 

Ähnl ich verhäl t es sich auch mit Moderations- und Koordinationsfunktionen, die 
die Wir tschaftsminister ien in Sachsen-Anhal t und mehr noch in Brandenburg 
übe rnommen haben . FÜRST (1987), S C H U P P E R T (1989) und KRUMBEIN 
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(1991) weisen darauf h in, dass im Zuge des prognostizierten Bedeutungszu­
wachses von modernen Steuerungsformen wie die des Netzwerkes, sich auch 
das Aufgabenspekt rum des Staates verändern wird. Sie konstat ieren, dass der 
Staat bzw. die Administ rat ion wegen zunehmender Dominanz von Poli t iknetz­
werken mit mehr und mehr Koordinat ions-, Organisat ions- und Moderat ionsauf­
gaben betraut sei bzw. eine Vermit t lungsfunkt ion zwischen Konfl iktparteien 
übernehmen würde (vgl. FÜRST 1987: 280). Im Politikfeld der Sanierungs- und 
Konsolidierungspoli t ik lassen sich entsprechende Veränderungen des Verwa l ­
tungshandelns nur sehr e ingeschränkt bestät igen. Nur in einzelnen Ver fahrens­
schritten f indet eine Öffnung nach außen statt, in deren Zuge auch z.B. 
Koordinat ions- und Moderat ionsfunkt ionen übernommen werden . Nachdem 
jedoch deren Hauptaufgabe, die Verbesserung der Informationslage der 
Verwaltung und die Gewinnung von zusätzl ichen Entscheidungshi l fen, erfüllt ist, 
übernimmt die Verwal tung in den fo lgenden Verfahrensschr i t ten wieder 
verstärkt die al leinige Kontrol le. Auch hier ersetzen moderne Steuerungsformen 
keineswegs die tradit ionel len, sondern werden diesen im Gegentei l als 
zusätzl iches Hi l fs instrument beigeordnet. Der "Schat ten" (BENZ 1994: 354) der 
Hierarchie bzw. von hierarchischen Strukturen ist im Politikfeld Sanierungs- und 
Konsolidierungspoli t ik recht lang. 

Nach den bisherigen Erörterungen verschiedener Attr ibute, mit deren Hilfe 
heutiges Verwal tungshandeln charakterisiert werden kann, überrascht es kaum, 
dass auch ein "kooperatives Verwaltungshandeln" in dieser Untersuchung nicht 
oder nur sehr ausschni t tsweise festgestel l t werden konnte. Der Bezug auf die 
von BENZ (1994) vo rgenommene Definit ion kooperat iven Verwal tungshan­
delns, nach der bloße Betei l igungsrechte für außerbürokrat ische Akteure nicht 
ausreichen, sondern Interakt ions- und Kommunikat ionsprozesse auf eine 
allseits anerkannte gemeinsame Entscheidung zielen müssten, erwies sich für 
die Untersuchung des Polit ikfeldes Sanierungs- und Konsol idierungspol i t ik als 
wicht ig: Genau vor dem von BENZ (1994: 39) als zentral benannten Schritt, der 
Ver lagerung von Entscheidungsvorberei tung und Entscheidungsvornahme aus 
der Bürokratie heraus, schrecken die für das Implementat ionsverfahren 
verantwort l ichen Akteure im Polit ikfeld zurück. Schon Betei l igungsrechte für 
Adressaten und Verhandlungsprozesse mit diesen sind nur partiell festzuste l ­
len, erst recht aber gibt die Bürokrat ie das letztl iche Entscheidungsrecht nicht 
aus der Hand. Es gibt nur eine al lerdings bemerkenswerte Ausnahme. In 
Brandenburg tritt die Administrat ion nurmehr als ratif izierende Instanz auf, wenn 
die finanzielle Betei l igung der Banken bzw. Gläubiger e inen erhebl ichen 
Umfang des f inanziel len Arrangements ann immt (im 2. Verfahrensschri t t ) . Diese 
Ausnahme erklärt sich z u m einen daraus, dass die zusätzl ich in den Entschei -
dungsprozess involvierten Banken und Gläubiger in d iesem spezi f ischen Fall 
eine vergleichsweise hohe Machtstel lung innehaben und zum anderen daraus, 
dass die Verwal tung im Falle einer gewicht igen Nicht-Berücksicht igung von 
Interessen dieser Akteure eine im Umfang nicht vorhersehbare Beeinträcht i ­
gung der e igenen Entscheidungsmacht befürchtet. Da diese Ausnahme nur für 
einen einzelnen Verfahrensschr i t t eines Bundeslandes gilt, darf sie nicht 
übergewichtet werden . Bei Betrachtung des Gesamt-Ver fahrens, insbesondere 
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der Entsche idungsvornahme, ist e ine dem "kooperat iven Verwal tungshandeln" 
entgegengesetz te eindeut ige Dominanz klassischen bürokrat ischen Handelns 
f e s t z u s t e l l e n 2 2 5 . 

Der Rückgri f f auf hoheit l iches Handeln jenseits von innovat iven Kooperat ions­
ver fahren geschieht , obwoh l das Polit ikfeld erst jüngst eingerichtet worden ist. 
Obwoh l es durchaus sinnvol l erscheint, in der Liquiditätskrise betroffene 
Akteure mit in den Bewäl t igungsprozess e inzubeziehen und obwohl ein hoher 
Zei tdruck besteht, werden nicht f lexible, sondern eher starre Steuerungsformen 
gewähl t . Dies deutet auf die Existenz großer Beharrungskräf te h in. Insgesamt 
gesehen ist d ie Steuerungsform Hierarchie im Polit ikfeld der Sanierungs- und 
Konsol id ierungspol i t ik bisher ke inem generel len Wande l unterworfen. Bemü­
hungen, innovat ive Regul ierungsformen (z.B. Issue-Netzwerke) zu benutzen, 
sind zwar durchaus zu erkennen, sie spielen aber ledigl ich e ine ergänzende 
instrumentel le Hilfsrol le. 

Ke ineswegs zu übersehen ist auch, dass im Polit ikfeld der Sanierungs- und 
Konsol id ierungspol i t ik sogar einige Indizien exist ieren, die den Tendenzen einer 
Enthierarchis ierung entgegensprechen. So war 1995 die Task Force in 
Sachsen-Anhal t als Stabstel le im Wirtschaftsminister ium eingerichtet worden. 
1998 ist sie in eine Abte i lung des Wir tschaftsminister iums integriert worden, 
was erhebl iche E inschränkungen in ihrem Handlungsspie l raum mit sich 
gebracht hat und ke ineswegs als Tendenz zu Enthierarchis ierung zu deuten ist. 
Eine vor a l lem im Bereich der Wir tschaftsförderung zunehmend zu beobach­
tende Tendenz , die Zuständigkei ten und Aufgaben an von Ministerien gegrün­
dete Gesel lschaf ten zu ver lagern, die aufgrund ihres (halb-staatl ichen) Status' 
über vielfält igere Gestal tungsmögl ichkei ten als die Administrat ion ver fügen, 
wurde hier nicht verfolgt. Ein wei terer Hinweis, der zwar nur im entfernten Sinne 
Rückschlüsse auf e ine Hierarchisierung - eher auf eine Zentral is ierung -
zulässt, ist im Zusammenhang mit dem Konsol id ierungsfonds III zu sehen. Der 
Bund hat 1995 die Gesta l tung der im Rahmen des Konsol id ierungsfonds I 
aufgelegten Programme wei testgehend den Bundesländern über lassen. Bei der 
Neuauf lage des Konsol id ierungsfonds 1999 - dem gbb-Konsol id ierungs- und 
Wachs tumsfonds - übertrug er die Finanzmittel den neuen Bundesländern 
dagegen mit spezi f ischen Auf lagen (Beratung des Managements und Beteil i­
gung als Förderart) . Dies bedeutete für die Ost länder eine erhebl iche Be­
schneidung ihrer Kompetenzen und ihrer e igenen Gestal tungsmögl ichkei ten. 
Zudem werden d e m Kr isenunternehmen die Bundesf inanzmit te l nur in Verb in­
dung mit Landesmit te ln gegeben . Sowohl die Bundessei te als auch die 

Es ließen sich noch weitere Attribute diskutieren, mit denen Verwaltungshandeln 
gekennzeichnet werden kann. Jedoch gelten die für das "kooperative Verwaltungshan­
deln" gemachten Bemerkungen auch für ein "konsensorientiertes Verwaltungshandeln", ein 
verständigungsorientiertes Verwaltungshandeln" oder ein "kompromißorientiertes Verwal­
tungshandeln": Alle Formeln übersehen die engen Grenzen, die einer Öffnung der Ver­
waltungen nach außen, speziell der Herausverlagerung von Entscheidungskompetenzen 
gesetzt sind. Verwaltungshandeln im untersuchten Politikfeld mag im Vorfeld von Ent­
scheidungen nach einem Konsens suchen, sich verständigungsbereit zeigen oder Kom­
promisse andeuten - letztlich nimmt sie Entscheidungen in eigener Kompetenz vor. 
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Landesseite beurteilt, ob das Kr isenunternehmen sanierungs- und konsol idie­
rungsfähig ist. Die unterschiedl ichen, nicht aufeinander abgest immten Kriterien 
zwischen Bundes- und Landesebene führten zu einer Pol i t ikblockade. Bislang 
konnten noch keine Finanzmittel über den gbb-Konsol id ierungs- und Wachs ­
tumsfonds an Kr isenunternehmen vergeben werden. 

Abschl ießend muss betont werden, dass sich die vor l iegende Arbei t auf ein 
vergleichsweise enges Untersuchungsgebiet konzentriert: Ein neues kleines 
Politikfeld wird a m Beispiel der Implementat ionsverfahren in zwei ostdeutschen 
Bundesländern analysiert. Die hier feststel lbaren relativ ernüchternden 
Ergebnisse sind sicherl ich nicht auf andere Polit ikfelder oder gar auf Verwal ­
tungshandeln generel l übertragbar. Auf der anderen Seite lässt sich aber auch 
festhalten, dass die posit iveren Ergebnisse anderer Pol i t ikfeldanalysen, in 
denen " innovat ivere" Handlungsformen festgestellt wurden , nicht general isiert 
werden können. Verwal tungshandeln scheint heute in e inem derart igen Umfang 
ausdifferenziert zu se in, dass al lgemeine Trendaussagen zu eindimensional 
sind und stets Gefahr laufen, vorschnel l zu veral lgemeinern. 
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AktG Aktiengesetz 

Art. Artikel 
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BVK Bundesverband deutscher Kapitalbeteil igungsgesellschaften - G e r m a n 
Venture Capital Association e.V. 

BvS Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

D M Deutsche Mark 

DtA Deutsche Ausgleichsbank 

e.V. eingetragener Vere in 

E G Europäische Gemeinschaf ten 

E G V Europäischer Gemeinschaftsvertrag 

EKE Eigenkapitalergänzungsprogramm 

E K H Eigenkapitalhilfeprogramm 

E R P European Recovery Program (Europäisches Wiederaufbauprogramm) 

E U Europäische Union 

ff. folgende 

FuE Forschung und Entwicklung 

G A T T Genera l Agreement on Tariffs and T rade (Al lgemeine Zoll- und Handes lab­

kommen) 

gbb gbb Beteiligungs-Aktiengesellschaft 

G m b H Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

G m b H G G m b H - G e s e t z 

G S A Grundstücksfonds Sachsen-Anhalt G m b H 

G R W Gemeinschaftsaufgabe zur „Verbesserung der regionalen Wirtschafts­

struktur" 

H.v. Herstellung von 

IG Metall Industriegewerkschaft Metall 

I N S O Insolvenzordnung 

KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau 

K G Kommanditgesellschaft 
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K G G Kreditgarantiegemeinschaften 

K W F O Konsolidierungs- und Wachstumsfonds Ost 

LB Landesbank 

M B G Mittelständische Beteiligungsgesellschaft 

M B O M a n a g e m e n t by Out 

o.J. ohne Jahr 

o .O ohne Ort 

O E C D Organisation for Economic Co-operat ion and Development 

P W C Price Wate rhouse Cooper - Deutsche Revision 

RDEr l . Runder laß 

R K W Rationalisierungs- und Innovationszentrum der Deutschen Wirtschaft e.V. 

R K W Rationalisierungs- und Innovationszentrum der Deutschen Wirtschaft e.V. -

Landesgruppe Brandenburg 

S. Sei te 

s. s iehe 

S E S Senior Experten Service 

S G B Sozia lgesetzbuch 

sog. sogenannte 

S t W G Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 

T D M T a u s e n d Deutsche Mark 

u.a. unter anderem 

u.U. unter Umständen 

U B G G Unternehmensbetei l igungsgesetz 

vgl. vergleiche 

wir Wirtschafts-Initiativen für Deutschland e.V. 

W T O World T rade Organisation 

z .B. z u m Beispiel 

zzgl . zuzüglich 

264 



ANHANG 

265 



T a b . A 1 : E r w e r b s t ä t i g e n a c h W i r t s c h a f t s b e r e i c h e n u n d V e r w a l t u n g s b e -
z i r k e n 1 i n S a c h s e n - A n h a l t ( 1 9 9 9 ) 

Verwaltungs­
bezirk 

In
sg

es
am

t,
 i

n
 1

00
0 32 

w 
Davon Verwaltungs­

bezirk 
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am
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00
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sg
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Land- und 
Forstwirt­
schaft, 
Fischerei 

Produzieren­
des Gewerbe 

Handel, 
Gastgewerbe, 
Verkehr und 
Nachrichten­
übermittelung 

Sonstige 
Dienstlei­
stungen 

Verwaltungs­
bezirk 

In
sg

es
am

t,
 i

n
 1

00
0 

A
n

te
il 

an
 E

rw
er

b
 

ti
g

e 
in

sg
es
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In 1000 (7a? %j iniooo(7n%; In 10007/" %) In 1000 f/A? % ; 

Dessau 41,1 
(100%) 

3,8 0,3(0,8) 9,8 (23,8) 9,8(23,8) 21,2 (51,5) 

Anhalt-Zerbst 27,8 
(100%) 

2,6 1,7 (6,2) 10,4(37,5) 6,2 (22,3) 9,4(34,0) 

Bernburg 26,4 
(100%) 

2,4 0,9 (3,2) 9,5(35,8) 6,1 (23,1) 10,0(37,8) 

Bitterfeld 41 , 1 
(100%) 

3,8 I ß (3,9) 14,2 (34,6) 9,5 (23,1) 15,8(38,4) 

Kothen 22,3 
(100%) 

2,1 1,0 (4,6) 7,7 (34,5) 4,9 (22,0) 8,7 (38,8) 

Wittenberg 49,9 
(100%) 

4,6 3,4(6,9) 17,6(35,3) 10,3(20,7) 18,5(37,1) 

Halle (Saale) 135,8 
(100%) 

12,6 1,0(0,7) 31,1 (22,9) 28,4 (20,9) 75,3 (55,4) 

Burgenland­
kreis 

56,2 
(100%) 

5,2 2,5(4,4) 18,1 (32,2) 13,4(23,8) 22,2(39,6) 

Mansfelder 
Land 

35,6 
(100%) 

3,3 1,0(2,8) 11,8(33,1) 8,5 (24,0) 14,2 (40,0) 

Merseburg-
Querfurt 

62,1 
(100%) 

5,8 3,0(4,9) 23,0 (37,0) 13,8(22,2) 22,3(35,9) 

Saalkreis 30,0 
(100%) 

2,8 1,1 (3,6) 12,8(42,8) 9,3 (31,0) 6,8(22,7) 

Sanger­
hausen 

25,1 
(100%) 

2,3 2,2 (8,6) 8,4 (33,4) 5,7 (22,6) 8,9 (35,4) 

Weißenfels 28,5 
(100%) 

2,6 1,2(4,2) 8,0 (28,1) 7,2 (25,2) 12,1 (42,5) 

Magdeburg 135,9 
(100%) 

12,6 0,4(0,3) 30,6 (22,5) 31,0 (22,8) 73,9 (54,4) 

Aschersleben 
Straßfurt 

37,4 
(100%) 

3,5 1,8(4,9) 12,4 (33,3) 7,5(20,1) 15,6(41,7) 

Bördekreis 27,6 
(100%) 

2,6 U(6,1) 9,6(34,8) 1,4(26,7) 9,0(32,5) 

Halberstadt 30,3 
(100%) 

2,8 1,4(4,7) 7,7 (25,5) 8,6 (28,5) 12,6 (41,4) 

Jerichower 
Land 

40,2 
(100%) 

3,7 1,9(4,7) 13,8(34,3) 9,0 (22,4) 15,5(38,7) 

Ohrekreis 43,1 
(100%) 

4,0 2,0(4,7) 15,1 (35,0) 11,8(27,3) 14,2(33,0) 

Stendal 53,4 
(100%) 

4,9 3,4 (6,3) 15,6(29,2) 11,9(22,2) 22,5 (42,2) 
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V e r w a l t u n g s ­
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L a n d - u n d 
F o r s t w i r t ­
s c h a f t , 
F i s c h e r e i 

P r o d u z i e r e n ­
d e s G e w e r b e 

H a n d e l , 
G a s t g e w e r b e , 
V e r k e h r u n d 
N a c h r i c h t e n ­
ü b e r m i t t e l u n g 

S o n s t i g e 
D i e n s t l e i ­
s t u n g e n 

V e r w a l t u n g s ­
b e z i r k 
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In 1000 0 / ) % ; In 1000 (In %) In 1000 (ln%) In 1000 (ln%) 

Quedlinburg 30,6 
(100%) 

2,8 1,3(4,2; 10,0(32,8; 6,9(22,5) 12,4 (40,5) 

Schönebeck 24,7 
(100%) 

2,3 0 ,7 (2 ,9 ; 8,4 (34,1) 5,5 (22,5) 10,0(40,5; 

Wernigerode 36,2 
(100%) 

3,4 1,7(4,6; 10,4(28,7; 9,8 (27,2) 14,3 (39,6) 

Altmarkkreis 
Salzwedel 

37,1 
(100%) 

3,4 3,0 (8,1) 12,4(33,5; 8,0(21,7) 13,6(36,8; 

S a c h s e n -
A n h a l t 

1 . 0 7 8 , 1 

(100%) 

1 0 0 , 0 4 0 , 1 (3,7) 3 2 8 , 5 (30,5) 2 5 0 , 6 (23,2) 4 5 9 , 0 (42,6) 

(...) = Angaben sind geschätzt, k. A. = es sind darüber keine Informationen verfügbar. 
1 = Vorläufige Berechnungen 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Landesamtes Sachsen-
Anhalt 

T a b . A 2 : E r w e r b s t ä t i g e n a c h k r e i s f r e i e n S t ä d t e n u n d L a n d k r e i s e n i n 
S a c h s e n - A n h a l t ( 1 9 9 5 - 1 9 9 9 ) 

P e r s o n e n i n T a u s e n d 1 9 9 5 1 9 9 7 1 9 9 9 

Veränderungen 

gegenüber 1993 

Veränderungen 

gegenüber 1995 
Veränderungen 

gegenüber 1997 

Dessau 43,9 +2,1 42,1 00
 41,1 -1,0 

Anhalt-Zerbst 27,2 +1,0 27,8 +0,6 27,8 k. V. 

Bernburg 27,9 +1,1 26,0 

C
T

) 

26,4 +0,4 

Bitterfeld 54,2 +1,0 43,6 -10,6 41,1 -2,5 

Kothen 23,4 +2,8 23,2 -0,2 22,3 -0,9 

Wittenberg 55,7 +5,1 52,7 -3,0 49,9 -2,8 

Halle (Saale) 147,3 -2,8 136,7 -10,6 135,8 -0,9 

Burgenlandkreis 56,8 -2,2 56,3 -0,5 56,2 -0,1 

Mansfelder Land 39,7 +1,2 35,5 -4,2 35,6 +0,1 

Merseburg-Querfurt 70,3 +7,8 64,2 -6,1 62,0 -2,1 

Saalkreis 25,9 +7,8 28,4 +2,5 30,0 +1,6 

Sangerhausen 25,0 -1,6 26,3 +1,3 25,1 -1,2 

Weißenfels 28,7 +2,2 28,4 -0,3 28,5 +0,1 

Magdeburg 148,0 +0,4 137,5 -10,5 135,9 -1,6 

Aschersleben-
Straßfurt 

39,6 -1,9 37,7 37,4 -0,3 

Bördekreis 25,2 +0,6 25,9 +0,4 27,6 +1,7 

Halberstadt 30,4 +1,9 31,2 +0,8 30,3 -0,9 

Jerichower Land 38,5 +3,4 39,7 +1,2 40,2 +0,5 

Ohrekreis 39,9 +4,0 40,2 +0,3 43,1 +2,9 

Stendal 56,6 -0,5 55,1 -1,5 53,4 -1,7 

Quedlinburg 31,8 +0,7 31,0 -0,8 30,6 -0,4 
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Personen in Tausend 1995 1997 1999 

Veränderungen 
gegenüber 1993 

Veränderungen 
gegenüber 1995 

Veränderungen 
gegenüber 1997 

Schönebeck 26,2 +0,3 26,0 -0,2 24,7 -1,3 
Wernigerode 36,7 +0,6 36,3 -0,1 36,2 -0,1 

Altmarkkreis 
Salzwedel 

37,0 +1,9 36,6 -0,4 37,1 +0,5 

Sachsen-Anhalt 1.136,0 +36,2 1.088,2 -22,5 1.078,1 -10,1 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Landesamtes Sachsen-
Anhalt 

T a b . A 3 : B e t r i e b e u n d U m s ä t z e d e s V e r a r b e i t e n d e n G e w e r b e s , B e r g b a u 
u n d d e r G e w i n n u n g v o n S t e i n e n u n d E r d e n n a c h V e r w a l t u n g s -
b e z i r k e n i n S a c h s e n - A n h a l t (2000) 

Anzahl 
der 

Betriebe 

Beschäftigte Gesamtumsatz Anzahl 
der 

Betriebe 
insgesamt 
im Monats­
durchschnitt 

Insgesamt in 
1000 

Anteil (in %) am 
Gesamtumsatz des 
Landes Sachsen-Anhalt 

Dessau 42 4.368 605.459 1,58 
Anhalt-Zerbst 43 3.282 958.911 2,51 
Bernburg 29 3.707 1.355.973 3,55 
Bitterfeld 69 5.274 1.563.215 4,09 
Kothen 36 3.187 745.718 1,95 
Wittenberg 89 6.099 2.255.698 5,90 

Halle (Saale) 64 6.574 1.464.679 3,83 
Burgenlandkreis 68 6.311 2.130.170 5,57 

Mansfelder Land 39 3.906 1.373.401 3,59 

Merseburg-Querfurt 86 8.711 10.049.597 26,28 

Saalkreis 57 3.811 893.021 2,33 
Sangerhausen 35 1.862 379.026 0,99 
Weißenfels 27 2.118 1.276.318 3,34 
Magdeburg 67 5.608 1.580.297 4,13 

Aschersleben-
Straßfurt 

67 4.407 1.770.951 4,63 

Bördekreis 49 3.334 839.623 2,20 

Halberstadt 41 2.844 373.323 0,98 
Jerichower Land 66 4.131 1.613.022 4,22 

Ohrekreis 72 6.388 2.306.559 6,03 
Stendal 45 3.380 821.378 2,15 
Quedlinburg 48 3.299 533.435 1,39 
Schönebeck 43 2.796 710.761 1,86 

Wernigerode 55 4.680 1.858.157 4,86 

Altmarkkreis 
Salzwedel 

44 3.408 782.053 2,04 

Sachsen-Anhalt 1.280 1 0 3 . 4 3 7 38 .240 .745 100,0 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Landesamtes Sachsen-
Anhalt 
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Tab . A 4 : U n t e r n e h m e n s i n s o l v e n z e n n a c h V e r w a l t u n g s b e z i r k e n i n 

2 0 0 0 1 . 1 . - 3 1 . 7 . 2 0 0 1 

K r e i s f r e i e S t ä d t e 

Dessau 70 31 
Anhalt-Zerbst 72 42 
Bernburg 47 17 
Bitterfeld 94 50 
Kothen 53 32 
Wittenberg 100 63 

L a n d k r e i s e 

Halle (Saale) 138 80 
Burgenlandkreis 89 43 
Mansfelder Land 69 41 
Merseburg-Querfurt 100 57 
Saalkreis 58 39 
Sangerhausen 33 32 
Weißenfels 27 26 
Magdeburg 203 110 
Aschersleben-
Staßfurt 

58 34 

Bördekreis 42 27 
Halberstadt 44 25 
Jerichower Land 60 62 
Ohrekreis 66 35 
Stendal 67 59 
Quedlinburg 34 28 
Schönebeck 34 29 
Wernigerode 43 13 
Altmarkkreis Salzwedel 43 38 

S a c h s e n - A n h a l t 1 . 6 4 4 1 . 0 1 3 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Landesamtes Sachsen-
Anhalt 
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T a b . A 6 : F ö r d e r v o l u m e n u n d A n t e i l e d e r F ö r d e r a r t d e s P r o g r a m m e s 
I M P U L S 2 0 0 0 

Volumen davon: Anteil an davon: Volumen Anteil an Förder­

gesamt in DM Volumen der Förder­ der bewilligten volumens des 
bewilligten volumens Beteiligungen in Landes in Prozent 

Darlehen in DM des Landes 

in Prozent 

DM 

Sachsen-Anhalt 134.835.750 72.989.750 54,1% 61.846.000 45,9% 

Kreisfreie Städte 

Dessau 5.780.000 3.280.000 56,7% 2.500.000 43,3% 
Halle (Saale) 6.413.000 3.250.000 50,7% 3.163.000 49,3% 
Magdeburg 12.098.250 9.598.250 79,3% 2.500.000 20,7% 

Landkreise 

Anhalt-Zerbst 990.000 840.000 84,8% 150.000 15,2% 
Aschersleben-
Staßfurter-LK 

8.450.000 3.950.000 46,7% 4.500.000 53,3% 

Bernburg 4.200.000 0 0,0% 4.200.000 100,0% 
Bitterfeld 3.084.893 1.084.893 35,2% 2.000.000 64,8% 
Bördekreis 4.380.000 2.380.000 54,3% 2.000.000 45,7% 
Burgenlandkreis 3.167.000 1.467.000 46,3% 1.700.000 53,7% 

Halberstadt 4.375.000 1.575.000 36,0% 2.800.000 64,0% 
Jerichower Land 7.760.000 3.960.000 51,0% 3.800.000 49,0% 
Kothen 5.896.000 2.626.000 44,5% 3.270.000 55,5% 
Mansfelder Land 5.030.000 1.530.000 30,4% 3.500.000 69,6% 
Merseburg-
Querfurt 

1.930.000 1.930.000 100,0% 0 0,0% 

Ohre-Kreis 11.308.000 2.950.000 26,1% 8.358.000 73,9% 
Stendal 11.121.000 8.521.000 76,6% 2.600.000 23,4% 
Quedlinburg 2.000.000 2.000.000 100,0% 0 0,0% 
Saalkreis 4.230.000 605.000 14,3% 3.625.000 85,7% 
Sangerhausen 5.150.000 5.150.000 100,0% 0 0,0% 
Schönebeck 461.600 461.600 100,0% 0 0,0% 
Weißenfels 0 0 0 
Wernigerode 5.964.007 3.964.007 66,5% 2.000.000 33,5% 
Salzwedel 8.152.000 5.152.000 63,2% 3.000.000 36,8% 
Wittenberg 12.895.000 6.715.000 52,1% 6.180.000 47,9% 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Landesförderinstitutes Sachsen-Anhalt 
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T a b . A 7 : A n z a h l d e r b e w i l l i g t e n A n t r ä g e , F ö r d e r s u m m e n u n d g e f ö r d e r t e 
A r b e i t s p l ä t z e d e r B ü r g s c h a f t e n v o n d e r B ü r g s c h a f t s b a n k S a c h ­
s e n - A n h a l t f ü r d i e J a h r e 1 9 9 7 b i s 2 0 0 0 

W i r t s c h a f t s b e r e i c h A n t r ä g e K r e d i t s u m m e i n 
D M 

F ö r d e r s u m m e 
i n D M 

G e f ö r d e r t e 
A r b e i t s p l ä t z e 

A l t m a r k - S a l z w e d e l 

2 - Handwerk 11 3.982.600,00 1.666.080,00 192 

3 - Handel 8 3.442.000,00 2.753.600,00 102 
4 - Gartenbau 1 204.000,00 163.200,00 33 
5 - Freie Berufe 1 1.875.000,00 1.500.000,00 19 
6 - Industrie 2 312.400,00 249.920,00 65 
8 - Gastgewerbe 3 274.000,00 219.200,00 13 
9 - Sonstiges Gewerbe 4 3.777.477,00 3.021.981,60 16 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 3 0 1 3 . 8 6 7 . 4 7 7 , 0 0 9 . 5 7 3 . 9 8 1 , 6 0 4 4 0 

A n h a l t - Z e r b s t 

2 - Handwerk 6 980.000,00 784.000,00 56 
3 - Handel 4 1.050.000,00 840.000,00 77 
4 - Gartenbau 1 200.000,00 160.000,00 20 
5 - Freie Berufe 1 200.000,00 160.000,00 7 
6 - Industrie 12 8.723.000,00 6.858.400,00 399 
8 - Gastgewerbe 2 342.000,00 273.600,00 30 
9 - Sonstiges Gewerbe 4 1.775.000,00 1.420.000,00 37 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 3 0 1 3 . 2 7 0 . 0 0 0 , 0 0 1 0 . 4 9 6 . 0 0 0 , 0 0 6 2 6 

A s c h e r s l e b e n - S t a ß f u r t 

2 - Handwerk 5 1.120.000,00 896.000,00 44 
3 - Handel 6 1.235.000,00 988.000,00 78 
5 - Freie Berufe 1 200.000,00 160.000,00 8 
6 - Industrie 14 14.420.000,00 9.136.000,00 802 
7 - Verkehr 1 550.000,00 440.000,00 57 
9 - Sonstiges Gewerbe 6 1.229.700,00 983.760,00 71 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 3 3 1 8 . 7 5 4 . 7 0 0 , 0 0 1 2 . 6 0 3 . 7 6 0 , 0 0 1 0 6 0 

B e r n b u r g 

2 - Handwerk 9 3.322.000,00 2.657.600,00 218 
3 - Handel 10 4.949.400,00 3.859.520,00 138 
5 - Freie Berufe 1 100.000,00 80.000,00 20 
6 - Industrie 9 8.780.000,00 3.664.000,00 471 
9 - Sonstiges Gewerbe 2 438.700,00 350.960,00 41 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 3 1 1 7 . 5 9 0 . 1 0 0 , 0 0 1 0 . 6 1 2 . 0 8 0 , 0 0 8 8 8 

B i t t e r f e l d 

2 - Handwerk 9 4.350.000,00 3.380.000,00 410 

3 - Handel 

CO
 1.389.200,00 1.111.360,00 67 

6 - Industrie 7 7.339.000,00 5.871.200,00 187 

7 -Verkehr 2 500.000,00 400.000,00 109 
8 - Gastgewerbe 1 544.800,00 435.840,00 0 

9 - Sonstiges Gewerbe 2 1.388.000,00 1.110.400,00 24 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 2 7 1 5 . 5 1 1 . 0 0 0 , 0 0 1 2 . 3 0 8 . 8 0 0 , 0 0 7 9 7 
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W i r t s c h a f t s b e r e i c h A n t r ä g e K r e d i t s u m m e i n F ö r d e r s u m m e G e f ö r d e r t e A n t r ä g e 
D M i n D M A r b e i t s p l ä t z e 

B ö r d e k r e i s 

2 - Handwerk 13 5.561.000,00 4.448.800,00 1736 
3 - Handel 9 5.655.000,00 3.784.800,00 111 
5 - Freie Berufe 1 700.000,00 560.000,00 22 
6 - Industrie 11 10.083.000,00 7.655.200,00 373 
7 - Verkehr 1 45.000,00 36.000,00 5 
9 - Sonstiges Gewerbe 4 3.736.000,00 1.388.800,00 85 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 3 9 2 5 . 7 8 0 . 0 0 0 , 0 0 1 7 . 8 7 3 . 6 0 0 , 0 0 2 3 3 2 

B u r g e n l a n d k r e i s 

2 - Handwerk 6 2.970.000,00 2.316.000,00 280 
3 - Handel 6 1.913.000,00 1.530.400,00 69 
5 - Freie Berufe 3 550.000,00 440.000,00 12 
6 - Industrie 8 6.086.000,00 2.858.800,00 494 
8 - Gastgewerbe 1 200.000,00 160.000,00 3 
9 - Sonstiges Gewerbe 1 250.000,00 200.000,00 13 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 2 5 1 1 . 9 6 9 . 0 0 0 , 0 0 7 . 5 0 5 . 2 0 0 , 0 0 8 7 1 

D e s s a u 

2 - Handwerk 7 1.798.150,00 1.464.520,00 171 

3 - Handel 5 1.999.950,00 1.599.960,00 62 
5 - Freie Berufe 1 614.000,00 491.200,00 7 
6 - Industrie 11 10.833.000,00 4.146.400,00 953 
8 - Gastgewerbe 1 1.041.000,00 832.800,00 10 
9 - Sonstiges Gewerbe 6 1.744.000,00 1.395.200,00 30 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 31 1 8 . 0 3 0 . 1 0 0 , 0 0 9 . 9 3 0 . 0 8 0 , 0 0 1 2 3 3 

H a l b e r s t a d t 

2 - Handwerk 18 4.468.000,00 3.494.400,00 359 
3 - Handel i»

 3.197.000,00 1.917.600,00 108 
5 - Freie Berufe 2 800.000,00 640.000,00 15 
6 - Industrie 7 5.025.000,00 4.420.000,00 163 
7 - Verkehr 2 330.000,00 264.000,00 37 
8 - Gastgewerbe 3 2.392.000,00 1.893.600,00 14 
9 - Sonstiges Gewerbe 4 1.812.800,00 1.450.240,00 70 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 4 5 1 8 . 0 2 4 . 8 0 0 , 0 0 1 4 . 0 7 9 . 8 4 0 , 0 0 7 6 6 

H a l l e 

2 - Handwerk 30 12.294.600,00 9.107.280,00 859 

3 - Handel 22 7.882.480,00 6.305.980,00 308 

4 - Gartenbau 3 2.400.000,00 1.360.000,00 161 

5 - Freie Berufe 3 3.155.000,00 2.524.000,00 44 

6 - Industrie 12 5.828.000,00 4.462.400,00 560 

7-Verkehr 3 1.200.000,00 960.000,00 104 

8 - Gastgewerbe 2 360.000,00 288.000,00 10 

9 - Sonstiges Gewerbe 10 4.407.500,00 3.394.000,00 496 

A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 8 5 3 7 . 5 2 7 . 5 8 0 , 0 0 2 8 . 4 0 1 . 6 6 0 , 0 0 2 5 4 2 
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Wirtschafts bereich Anträge Kreditsumme in 
DM 

Fördersumme 
in DM 

Geförderte 
Arbeitsplätze 

Jerichower Land 
2 - Handwerk 10 3.605.000,00 2.324.000,00 177 
3 - Handel 7 2.308.800,00 1.847.040,00 57 
6 - Industrie 19 15.880.330,00 11.824.264,00 505 
9 - Sonstiges Gewerbe 5 4.090.000,00 1.672.000,00 174 
Alle Wirtschaftsbereiche 41 25.884.130,00 17.667.304,00 913 

Kothen 
2 - Handwerk 7 1.167.000,00 933.600,00 68 
3 - Handel 4 3.260:000,00 2.368.000,00 53 
4 - Gartenbau 1 188.600,00 150.880,00 11 
6 - Industrie 8 5.787.000,00 3.381.600,00 206 
7 - Verkehr 1 390.000,00 312.000,00 7 
9 - Sonstiges Gewerbe 1 1.500.000,00 1.200.000,00 10 
Alle Wirtschaftsbereiche 22 12.292.600,00 8.346.080,00 355 

Magdeburg 
2 - Handwerk 49 16.508.600,00 12.656.880,00 1421 
3 - Handel 43 11.856.395,00 9.085.116,00 475 
5 - Freie Berufe 8 4.019.000,00 2.795.200,00 241 
6 - Industrie 24 18.600.000,00 14.736.000,00 1300 
7 - Verkehr 6 2.349.000,00 1.879.200,00 158 
8 - Gastgewerbe 4 1.875.700,00 1.500.560,00 141 
9 - Sonstiges Gewerbe 19 5.943.700,00 4.834.960,00 245 
Alle Wirtschaftsbereiche 153 61.152.395,00 47.487.916,00 3981 
Mansfelder Land 
2 - Handwerk 13 4.429.534,00 3.023.627,20 428 
3 - Handel 13 4.394.000,00 3.515.200,00 212 
6 - Industrie 6 2.365.000,00 1.892.000,00 131 
7 - Verkehr 1 1.345.000,00 1.076.000,00 36 
8 - Gastgewerbe 1 850.000,00 0,00 6 
9 - Sonstiges Gewerbe 2 740.500,00 592.400,00 66 
Alle Wirtschaftsbereiche 36 14.124.034,00 10.099.227,20 879 

Merseburg-Querfurt 
2 - Handwerk 12 3.305.000,00 2.584.000,00 317 
3 - Handel 9 3.288.500,00 2.630.800,00 90 
4 - Gartenbau 1 150.000,00 120.000,00 15 
6 - Industrie 

co 4 .016.000,00 2.972.800,00 72 
8 - Gastgewerbe 1 24.500,00 19.600,00 2 
9 - Sonstiges Gewerbe 7 2.796.620,00 2.237.296,00 138 
Alle Wirtschaftsbereiche 38 13.580.620,00 10.564.496,00 634 
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W i r t s c h a f t s b e r e i c h A n t r ä g e K r e d i t s u m m e i n 
D M 

F ö r d e r s u m m e 
in D M 

G e f ö r d e r t e 
A r b e i t s p l ä t z e 

Ohrekreis 
2 - Handwerk 14 5.015.400,00 3.672.320,00 483 
3 - Handel 17 4.849.000,00 3.899.200,00 163 
4 - Gartenbau 1 350.000,00 280.000,00 15 
5 - Freie Berufe 1 200.000,00 160.000,00 5 
6 - Industrie 16 12.889.600,00 7.911.680,00 598 
7 - Verkehr 2 230.000,00 184.000,00 11 
9 - Sonstiges Gewerbe 5 1.625.600,00 1.275.480,00 30 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 5 6 2 5 . 1 5 9 . 6 0 0 , 0 0 1 7 . 3 8 2 . 6 8 0 , 0 0 1 3 0 5 

Q u e d l i n b u r g 

2 - Handwerk 8 4.489.000,00 3.591.200,00 302 
3 - Handel 8 2.535.000,00 2.028.000,00 87 
4 - Gartenbau 1 2.000.000,00 0,00 54 
5 - Freie Berufe 2 718.500,00 574.800,00 12 
6 - Industrie 9 4.203.700,00 3.362.960,00 396 
8 - Gastgewerbe 1 117.000,00 93.600,00 6 
9 - Sonstiges Gewerbe 2 846.000,00 676.800,00 32 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 3 1 1 4 . 9 0 9 . 2 0 0 , 0 0 1 0 . 3 2 7 . 3 6 0 , 0 0 8 8 9 

S a a l k r e i s 

2 - Handwerk 8 4.345.000,00 3.476.000,00 378 
3 - Handel 7 2.910.000,00 2.328.000,00 96 
6 - Industrie 11 9.807.000,00 5.425.600,00 329 
9 - Sonstiges Gewerbe 4 1.281.000,00 1.024.800,00 24 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 3 0 1 8 . 3 4 3 . 0 0 0 , 0 0 1 2 . 2 5 4 . 4 0 0 , 0 0 8 2 7 

S a n g e r h a u s e n 

2 - Handwerk 7 2.017.700,00 1.614.160,00 171 
3 - Handel 4 2.900.000,00 2.320.000,00 45 
6 - Industrie 4 2.778.200,00 2.222.560,00 109 
7 - Verkehr 1 350.000,00 280.000,00 10 
9 - Sonstiges Gewerbe 2 780.000,00 624.000,00 36 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 1 8 8 . 8 2 5 . 9 0 0 , 0 0 7 . 0 6 0 . 7 2 0 , 0 0 3 7 1 

S c h ö n e b e c k 

2 - Handwerk 8 2.363.000,00 1.890.400,00 151 
3 - Handel 4 1.248.348,00 998.678,40 39 
6 - Industrie 5 2.949.500,00 2.359.600,00 301 
8 - Gastgewerbe 1 830.000,00 664.000,00 7 
9 - Sonstiges Gewerbe 3 310.000,00 248.000,00 27 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 2 1 7 . 7 0 0 . 8 4 8 , 0 0 6 . 1 6 0 . 6 7 8 , 4 0 5 2 5 

S t e n d a l 

2 - Handwerk 14 5.307.000,00 4.245.600,00 387 
3 - Handel 11 5.962.000,00 4.289.600,00 214 
6 - Industrie 9 6.559.100,00 5.647.280,00 480 
7 - Verkehr 2 700.000,00 560.000,00 56 

8 - Gastgewerbe 

CM
 700.000,00 560.000,00 13 

9 - Sonstiges Gewerbe 3 960.000,00 768.000,00 62 
A l l e W i r t s c h a f t s b e r e i c h e 4 1 2 0 . 1 8 8 . 1 0 0 , 0 0 1 6 . 0 7 0 . 4 8 0 , 0 0 1 2 1 2 
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Wirtschaftsbereich Anträge Kreditsumme in 
DM 

Fördersumme 
in DM 

Geförderte 
Arbeitsplätze 

Weißenfels 
2 - Handwerk 3 1.811.000,00 1.448.800,00 77 
3 - Handel 1 600.000,00 480.000,00 39 
6 - Industrie 4 2.958.000,00 766.400,00 195 

9 - Sonstiges Gewerbe 1 400.000,00 320.000,00 7 

Alle Wirtschaftsbereiche 9 5.769.000,00 3.015.200,00 318 

Wernigerode 
2 - Handwerk CO

 

4.268.000,00 3.414.400,00 294 
3 - Handel 7 1.252.500,00 1.002.000,00 78 
5 - Freie Berufe 1 30.000,00 24.000,00 1 
6 - Industrie 9 6.472.000,00 3.417.600,00 321 
7 - Verkehr 1 632.500,00 506.000,00 17 
8 - Gastgewerbe 7 3.456.000,00 2.764.800,00 58 
9 - Sonstiges Gewerbe 5 2.101.000,00 1.680.800,00 95 
Alle Wirtschaftsbereiche 38 18.212.000,00 12.809.600,00 864 

Wittenberg 
2 - Handwerk 5 2.900.000,00 1.120.000,00 132 
3 - Handel 8 2.687.000,00 2.149.600,00 135 
6 - Industrie 17 11.650.000,00 8.776.000,00 700 
8 - Gastgewerbe 2 37.000,00 29.600,00 9 
9 - Sonstiges Gewerbe 3 1.051.000,00 840.800,00 36 
Alle Wirtschaftsbereiche 35 18.325.000,00 12.916.000,00 1012 

Sachsen-Anhalt 
2 - Handwerk 280 102377584 76209667,2 9111 
3 - Handel 228 82764573 63632454,4 2903 
4 - Gartenbau 9 5492600 2234080 309 
5 - Freie Berufe 26 13161500 10109200 413 
6 - Industrie 242 184344830 124018664 10110 
7 - Verkehr 23 8621500 6897200 607 
8 - Gastgewerbe 23 13.044.000,00 9.735.200,00 322 
9 - Sonstiges Gewerbe 105 44984597 32710677,6 1865 
Alle Wirtschaftsbereiche 945 454.791.184,00 325.547.143,20 25640 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben der Bürgschaftsbank Sachsen-Anhalt 
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T a b . A 8 : Ü b e r s i c h t ü b e r d i e i m T r e u h a n d a u f t r a g d e s L a n d e s S a c h s e n -
A n h a l t v o n d e r G S A G r u n d s t ü c k s f o n d s S a c h s e n - A n h a l t G m b H 
e r w o r b e n e n B e t r i e b s s t ä t t e n ( 1 9 9 8 - 2 0 0 0 ) 

Ort Firma Branche Grundstücks­
größe m 2 

Erhaltene 
Arbeitsplätze 

Aken Magnesitwerk Baumaterialher­
stellung 

442.000 -

Blankenburg Harzer Werke I Gießerei 158.136 180 
Blankenburg Harzer Werke II Gießerei 297.330 -
Genthin TUK Tief-und 

Kulturbau 
Tiefbau 16.213 45 

Graefenhai-
nichen 

ASTA Anlagenbau 305.112 113 

Haldensle­
ben 

Sägewerk Ohrdorf Sägewerk 27.713 29 

Halle ED'ST'AL Sägewerk 15.490 40 
Merseburg Folienwerke Alu-Verarbeitung - 107 
Oschersle-
ben 

Ackermann und 
Frühauf 

Fahrzeugbau 57.862 60 

Schönebeck DMS Maschinenbau 130.497 97 
Thale E H W I Eisenhütte 110.802 
Thale E H W I I Eisenhütte 9.875 
Weißenfels Weißenfelser 

Felsbräu 
Brauerei 111.765 26 

Schönebeck DMS Maschinenbau 129.514 97 
Groß Edelhoff Sondermaschi­ 12.846 

CM
 

Rosenbürg nenbau 
Krumpa ADDINOL Mineralöl 1.660.000 320 
Magdeburg Stahlgießerei 

Rothensee 
Stahlgießerei 151.885 95 

Roitzsch LMBV Automobil­
zulieferer 

208.651 350 

Schönebeck Stadt Maschinenbau 1.168 -
Cochstedt FE GmbH Flughafen 117.000 -
Magdeburg Magdeburger 

Stahlbau 
Stahlbau 32.952 63 

Elster Betonwerke Betonbau 258.779 90 
Cochstedt FE GmbH Flughafen 106.994 
Thalheim Bitterfeld-Wolfener 

Liegenshafts GmbH 
567.040 

Gesamt 4.801.985 1.536 

Quelle: Landesentwicklungsgesellschaft (LEG) Nordrhein-Westfalen GmbH 1998: 45 sowie Angaben 
der Grundstücksfonds Sachsen-Anhalt GmbH, Magdeburg 
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Tab. A 9 : Betr iebe und Beschäft igtengrößenklassen nach Verwal tungsbe­
z i rken in Brandenburg (September 2000) 

A n z a h l d e r 
B e t r i e b e 

D a v o n i n B e t r i e b e n m i t . . . B e s c h ä f t i g t e n A n z a h l d e r 
B e t r i e b e 

Unter 50 50 bis 99 100 bis 
199 

200 bis 
499 

mehr als 
500 

K r e i s f r e i e S t ä d t e 

Brandenburg 
an der Havel 

30 CO
 

4 4 1 3 

Cottbus 35 19 7 6 2 1 
Frankfurt 
(Oder) 

20 17 - 2 - 1 

Potsdam 26 19 3 3 - 1 
L a n d k r e i s e 

Barnim 64 43 12 5 3 1 
Dahme-
Spreewald 

89 57 23 4 5 -

Elbe-Elster 91 56 24 6 5 -
Havelland 70 45 12 7 5 1 
Märkisch-
Oderland 

71 48 16 7 2 -

Oberhavel 82 46 23 6 5 2 
Oberspree­
wald-Lausitz 

61 37 16 7 1 2 

Oder-Spree 89 58 18 8 3 2 
Ostprignitz-
Ruppin 

69 45 16 6 2 -

Potsdam-
Mittelmark 

106 74 21 10 1 -

Prignitz 52 35 9 4 3 1 
Spree-Neiße 67 46 10 6 2 3 
Teltow-
Fläming 

99 61 21 10 5 2 

Uckermark 54 27 20 4 2 1 

B r a n d e n b u r g 1 . 1 7 5 7 5 1 2 5 1 1 0 5 4 7 2 1 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Landesamtes Brandenburg 
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T a b . A 1 0 : B e t r i e b e u n d U m s ä t z e n a c h V e r w a l t u n g s b e z i r k e n i n B r a n d e n ­
b u r g ( 2 0 0 0 ) 

Anzahl der 
Betriebe 

Beschäftigte 
insgesamt im 
Monatsdurch­

schnitt 

Gesamtumsatz Anzahl der 
Betriebe 

Beschäftigte 
insgesamt im 
Monatsdurch­

schnitt 
Insgesamt in 

1000 DM 
Anteil (in %) am 

Gesamtumsatz des 
Landes Brandenburg 

Kreisfreie Städte 

Brandenburg 
an der Havel 

30 4.144 945.123 3,0 

Cottbus 35 3.616 666.119 2,1 
Frankfurt 
(Oder) 

20 1.163 274.864 0,9 

Potsdam 26 1.706 383.639 1,2 

Landkreise 

Barnim 63 4.130 959.098 3,1 
Dahme-
Spreewald 

87 4.696 1.332.069 4,2 

Elbe-Elster 91 5.320 1.514.100 4,9 
Havelland 71 5.180 1.654.436 5,3 
Märkisch-
Oderland 

70 3.740 1.110.758 3,5 

Oberhavel 80 8.333 2.923.580 9,4 
Oberspree­
wald-Lausitz 

60 6.386 1.720.525 5,5 

Oder-Spree 88 7.962 3.237.365 10,4 
Ostprignitz-
Ruppin 

68 3.378 1.206.848 3,9 

Potsdam-
Mittelmark 

107 4.678 1.466.860 4,7 

Prignitz 53 3.467 946.108 3,1 
Spree-Neiße 69 8.999 2.474.336 7,9 
Teltow-
Fläming 

97 8.572 3.256.387 10,5 

Uckermark 55 4976 4.932.801 15,9 

Brandenburg 1.169 90.445 31.005.015 100,0 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Landesamtes Brandenburg 
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Tab. A 1 1 : Erwerbstät ige nach Wirtschaftsbereichen und Verwal tungsbe-
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Land- und 
Forstwirt­
schaft, 
Fischerei 

Produzieren­
des Gewerbe 

Handel, 
Gastgewerbe 
und Verkehr 

Sonstige 
Dienstleistungen 
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zirk 
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In 1000 (ln%) In 1000 (ln%) In 1000 (ln%) In 1000 (ln%) 

Kreisfreie Städte 
Brandenburg 
an der Havel 

29,2 
(100%) 

2,5 k. A. 10,1 (34,6) (6,6) (22,6) 12,0(41,1) 

Cottbus 49,3 
(100%) 

4,3 k. A. 13,2 (26,8) 11,6(23,5) 23,3 (47,3) 

Frankfurt 
(Oder) 

34,4 
(100%) 

3,0 k. A. (7.4) (21,5) (9,0) (26,1) 17,4(50,6) 

Potsdam 59,7 
(100%) 

5,2 k. A. 11,2 (18,8) 12,2(20,4) 35,6 (59,6) 

Landkreise 
Barnim 72,5 

(100%) 
6,3 k. A. 21,2 (29,2) 15,5(21,4) 33,2 (45,8) 

Dahme-
Spreewald 

75,2 
(100%) 

6,6 k. A. 22,8 (30,3) 20,0 (26,6) 29,4(39,1) 

Elbe-Elster 55,2 
(100%) 

4,8 k.A. 19,7 (35,7) 13,7(24,8) 18,3(33,2) 

Havelland 64,2 
(100%) 

5,6 k. A. 18,5 (28,1) 16.1 (25,1) 27,3(42,5) 

Märkisch-
Oderland 

89,6 
(100%) 

7,8 k. A. 22,9 (25,6) 22.7 (25,3) 38,5 (42,9) 

Oberhavel 86,9 
(100%) 

7,6 k. A. 26,4 (30,4) 19,9(22,9) 37,9 (43,6) 

Oberspree­
wald-Lausitz 

53,1 
(100%) 

4,6 k. A. 19,4 (36,5) 13,2 (24,9) 19,3(36,3) 

Oder-Spree 88,7 
(100%) 

7,7 k. A. 27,9 (31,5) 23,0 (25,9) 34,9 (39,3) 

Ostprignitz-
Ruppin 

46,1 
(100%) 

4,0 k. A. 15,3(33,2) (9.9) (21,4) 17,7(38,4) 

Potsdam-
Mittelmark 

99,0 
(100%) 

8,6 k. A. 28,7 (29,0) 24,2 (24,4) 42,3(42,7) 

Prignitz 40,4 
(100%) 

3,5 k. A. 12,3(30,4) 10,6(26,2) 14.7 (36,4) 

Spree-Neiße 65,1 
(100%) 

5,7 k. A. 23,2 (35,6) 13,6 (20,9) 24,9 (38,2) 

Teltow-
Fläming 

76,1 
(100%) 

6,6 k. A. 19,1 (25,1) 21,3(28,0) 30,9 (40,6) 

Uckermark 59,2 
(100%) 

5,2 k. A. 18,6(31,4) 13,8 (23,3) 22,2 (37,5) 

Brandenburg 1.144,6 100% 49,4 337,5 277,3 480,4 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Landesamtes Brandenburg 
(...) = Angaben sind geschätzt, k. A. = es sind darüber keine Informationen verfügbar. 

282 



T a b . A 1 2 : U n t e r n e h m e n s i n s o l v e n z e n n a c h V e r w a l t u n g s r e g i o n e n i n 
B r a n d e n b u r g ( 2 0 0 0 ) 

I n s g e s a m t N a c h W i r t s c h a f t s b e r e i c h e n I n s g e s a m t 

V e r a r b e i ­
t e n d e s 
G e w e r b e 

B a u ­
g e w e r ­
b e 

H a n d e l d a r u n t e r : 

I n s g e s a m t 

V e r a r b e i ­
t e n d e s 
G e w e r b e 

B a u ­
g e w e r ­
b e 

H a n d e l 

G r o ß h a n d e l E i n z e l h a n d e l 

B r a n d e n b u r g 1 . 5 1 1 1 3 5 6 0 7 2 9 1 5 7 1 8 0 

K r e i s f r e i e S t ä d t e 2 0 5 2 2 6 6 3 9 9 2 4 

Brandenburg an 
der Havel 

31 6 10 4 1 2 

Cottbus 48 3 18 12 4 4 
Frankfurt (Oder) 38 3 9 11 1 10 
Potsdam 88 10 29 12 3 8 

L a n d k r e i s e 1 . 3 0 6 1 1 3 5 4 1 2 5 2 4 8 1 5 6 

Barnim 112 4 40 25 4 15 
Dahme-
Spreewald 

97 9 37 23 1 16 

Elbe-Elster 61 6 30 13 2 9 
Havelland 109 12 44 20 5 11 
Märkisch-
Oderland 

124 11 52 33 10 19 

Oberhavel 114 5 50 20 2 11 
Oberspreewald-
Lausitz 

59 7 24 12 2 9 

Oder-Spree 87 CD
 

41 13 1 CD
 

Ostprignitz-
Ruppin 

69 5 29 12 3 6 

Potsdam-
Mittelmark 

160 17 62 25 4 17 

Prignitz 36 4 15 4 1 3 
Spree-Neiße 101 11 41 21 6 9 
Teltow-Fläming 116 7 54 17 2 13 
Uckermark 61 6 22 14 5 9 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Landesamtes Brandenburg 

283 



T a b . A 1 3 : U n t e r n e h m e n s i n s o l v e n z e n n a c h V e r w a l t u n g s b e z i r k e n i n 
B r a n d e n b u r g ( 1 9 9 8 - 2 0 0 0 ) 

| 1 9 9 8 | 1 9 9 9 2 0 0 0 

K r e i s f r e i e S t ä d t e 

Brandenburg an der Havel 38 32 31 

Cottbus 47 52 48 

Frankfurt (Oder) 43 21 38 

Potsdam 73 80 88 

L a n d k r e i s e 

Barnim 101 87 112 

Dahme-Spreewald 90 104 97 

Elbe-Elster 57 49 61 

Havelland 91 73 109 

Märkisch-Oderland 112 99 124 

Oberhavel 126 116 114 

Oberspreewald-Lausitz 60 59 59 

Oder-Spree 125 84 87 

Ostprignitz-Ruppin 91 55 69 

Potsdam-Mittelmark 106 116 160 

Prignitz 51 31 36 

Spree-Neiße 82 85 101 

Teltow-Fläming 99 122 116 

Uckermark 67 62 61 

B r a n d e n b u r g 1 . 4 5 9 1 . 3 1 7 1 . 5 1 1 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des Statistischen Landesamtes Brandenburg 
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Tab. A14: Förderungen im Rahmen des Liquidi tätssicherungsprogramms 
und des Konsolidierungsfonds in Brandenburg (1997 - 2 0 0 0 ) 

L a n d ­
kreis / 
kreisfreie 
Stadt 

Jahr F ö r d e r s u m m e 
A u s z a h l u n g 
n D M 

Pro­
gramm 

Branche Anteil des 
Wirtschaftszw. 
am Fördervol. 
nsg. im Lk (1) 

Ges icher te 
Arbe i tsp lä tze 

Fördervol. Pro 
gesicherten 
Arbeitsplatz in 
DM 

Brandenburg a .d . Have l 

1997 5.000.000 KONSI Baugewerbe 72,9 211 

1998 1.700.000 LISI H.v. Metaller­
zeugnissen 

24,2 65 

1999 200.000 LISI Kraftfahrzeug-
handei 

2,9 

CO 

2000 112.000 LISI Baugewerbe 16 

Insgesamt 7.012.000 100,0 300 23.373,30 

Cot tbus 

1999 999.000 KONSI Ernährungs­
gewerbe 

100,0 161 

Insgesamt 999.000 100,0 161 6.205,00 

Frankfur t /Oder 

1997 300.000 LISI Nachrichten­
übermittlung 

16,7 72 

1999 1.500.000 KONSI Ernährungs­
gewerbe 

83.3 57 

Insgesamt 1.800.000 100,0 129 13.953,5 

Potsdam 

1997 500.000 LISI Baugewerbe 48,6 22 

1998 1.700.000 LISI Baugewerbe 103 

1998 500.000 LISI Kultur, Sport 14,4 53 

1998 1.500.000 KONSI Baugewerbe 210 

1999 275.000 LISI Baugewerbe 72 

1999 450.000 LISI Handelsver­
mittlung 

4.8 17 

1999 500.000 LISI Datenverar­
beitung 

26.5 14 

1999 550.000 LISI Erbr.von 
sonst. Dienst­
leistungen 

5.7 14 

1999 357.000 LISI Kultur, Sport co
 

1999 2.000.000 KONSI Datenverar­
beitung 

33 

1999 500.000 KONSI Kultur, Sport 12 

2000 615.000 KONSI Baugewerbe 70 

Insgesamt 9.447.000 100,0 628 15.043,0 
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Land­
kreis/kreis­
freie Stadt 

Jahr Fördersumme 
Auszahlung in 
DM 

Programm Branche Anteil des 
Wirtschaftszw. 
am Fördervol. 
nsg. im Lk (1 ) 

Gesicherte 
Arbe i tsp lä tze 

Fördervol. Pro 
gesicherten 
Arbeitsplatz 

Barnim 

1997 416.000 LISI Baugewerbe 12,4 25 

1997 2.000.000 KONSI Grundstücks-, 
Wohnungswe­
sen 

14,4 102 

1997 5.000.000 KONSI Maschinenbau 72,5 238 

1998 340.000* LISI Baugewerbe 50 

1998 85.000 LISI Recycling 0.6 9 

1998 950.000 KONSI Baugewerbe 116 

2000 5.000.000 KONSI Maschinenbau 238 

Insgesamt 13.791.000 100,0 778 17.726,20 

Dahme-Spreewald 

1997 150.000 LISI Maschinenbau 5,5 8 

1997 1.500.000 LISI Baugewerbe 62,1 104 

1997 35.000 LISI Einzelhandel 5,0 1 

1998 350.000 LISI Rundfunk etc. 12,8 22 

1998 100.000 LISI Einzelhandel 5 

1998 400.000 KONSI Handelsver­
mittlung 

14,6 70 

1999 200.000 LISI Baugewerbe 13 

Insgesamt 2.735.000 100,0 223 12.264,6 

Elbe Elster 

1997 150.000 LISI Maschinenbau 12,8 16 

1997 380.000 LISI Baugewerbe 28,3 56 

1997 567.000 LISI Handelsver­
mittlung 

13,7 14 

1997 200.000 LISI Hilfs- und 
Nebentätig­
keiten 

2,1 8 

1997 1.000.000 KONSI Holzgewerbe 10,7 40 

1998 1.700.000 LISI Ernährungs­
gewerbe 

18,4 115 

1998 640.000* LISI Baugewerbe 80 

1998 1.000.000 KONSI H.v. 
Metallerzeug­
nissen 

10,7 35 

1998 1.100.000 KONSI Baugewerbe 107 

1998 700.000 KONSI Handelsver­
mittlung 

20 

1999 320.000 LISI Glasgewerbe 3,4 22 

1999 500.000 LISI Baugewerbe 224 

2000 1.000.000 KONSI Maschinenbau 149 

Insgesamt 9.257.000 100,0 886 10.448,1 
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Land­
kreis/kreis­
freie Stadt 

Jahr rördersumme 
Auszahlung in 
DM 

Programm Branche t Anteil des 
/Virtschafts zw. 
am Fördervol. 
nsg. im Lk (1) 

[Besicherte • 
Arbeitsplätze < 

i 

=ördervol. pro 
gesicherten 
\rbeitsplatz 

Havelland 

1997 945.000 KONSI Sonst. Dienstl. 7,4 85 

1998 480.000* LISI Baugewerbe 25,7 20 

1998 250.000 KONSI Gummi- und 
Kunststoff 

2,0 20 

1999 50.000 LISI Holzgewerbe 0,4 0 
1999 1.076.000 LISI H.v. Metaller­

zeug n'tssen 
18,0 73 

1999 785.000 LISI Baugewerbe 103 

1999 4.900.000 KONSI Chemische 
Industrie 

46.5 240 

1999 1.200.000 KONSI H.v. Metaller­
zeugnissen 

36 

2000 2.000.000 LISI Baugewerbe 129 

2000 1.000.000 KONSI Chemische 
Industrie 

250 

Insgesamt 12.686.000 100,0 956 13.269,9 
Märkisch-Oderland 

1997 400.000 LISI Metallerzeugung 30,8 28 

1997 730.000 LISI Recycling 8.3 51 

1998 300.000 KONSI Rundfunk-, 
Fernsehtechnik 

3,4 45 

1999 275.000 LISI Landwirtschaft 3,1 14 

1999 300.000 LISI H.v. Metaller­
zeugnissen 

27 

1999 1.700.000 LISI Sonst. 
Fahrzeugbau 

19,4 27 

1999 530.000* USI Baugewerbe 20.5 50 

1999 325.000 LISI Handelsvermitt­
lung 

3.7 9 

1999 2.000.000 KONSI H.v. Metaller­
zeugnissen 

42 

2000 950.000 LISI Recycling 10.8 22 

2000 1.270.000* USI Baugewerbe 129 

Insgesamt 8.780.000 100,0 444 19.774,8 
Oberhavel 

1997 131.000 LISI Metallerzeugung 9.9 16 

1997 500.000 KONSI Metallerzeugung 210 

1998 500.000 USI Holzgewerbe 7.8 29 

1998 200.000 KONSI Landverkehr, 
Transport 

3.1 38 

1998 150.000 USI Handelsvermitt­
lung 

2.4 11 
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L a n d ­
kre is /k re is ­
f re ie S t a d t 

J a h r F ö r d e r s u m m e 
A u s z a h l u n g in 
DM 

P r o g r a m m B r a n c h e Anteil des 
Wirtschaftszw. 
am Fördervol. 
insg. im Lk(1) 

g e s . Arbe i ts ­
p lätze 

Fördervol. pro 
gesicherten 
Arbeitsplatz 

1999 1.700.000* LISI Baugewerbe 26,6 196 

2000 200.000 LISI Medizintechnik 3.1 8 

2000 3.000.000 KONS! Chemische 
Industrie 

47.0 180 

Insgesamt 6.381.000 100,0 688 9.274,70 

Oberspreewald-Lausitz 

1997 450.000 LISI Baugewerbe 46.7 41 

1998 295.000 LISI Baugewerbe 25 

1998 600.000 KONSI Landwirtschaft 37.5 50 

2000 252.000 LISI Verlagsgewerbe 15.8 12 

Insgesamt 1.597.000 100,0 128 12.476,60 

O d e r - S p r e e 

1997 126.000 LISI Baugewerbe 27.9 5 

1997 400.000 LISI Handelsvermitt­
lung 

6,0 38 

1998 1.600.000 LISI Holzgewerbe 24.2 32 

1998 500.000 LISI Metallerzeugung 7,6 20 

1998 80.000 LISI Landverkehr, 
Transport 

1.2 5 

1999 150.000 LISI Baugewerbe 21 

1999 90.000 LISI Hilfstätigkeiten 1,4 15 

1999 820.000 KONSI Baugewerbe 22 

2000 1.700.000 LISI Gummi- und 
Kunststofferzeu­
gung 

25,7 64 

2000 750.000 LISI Baugewerbe 149 

2000 400.000 KONSI H.v. Kraftwagen 6.0 47 

Insgesamt 6.616.000 100,0 418 15.827,80 

O s t p r i g n i t z - R u p p i n 

1997 60.000 LISI Maschinenbau 1,1 17 

1997 500.000 LISI Baugewerbe 17.0 61 

1998 2.000.000 KONSI Kraftwagener­
zeugung 

37,2 136 

1999 250.000 LISI Baugewerbe 53 

1999 2.000.000 LISI Einzelhandel 37.2 187 

2000 407.000 LISI H.v. Metaller­
zeugnissen 

7,6 28 

2000 165.000 LISI Baugewerbe 15 

Insgesamt 5.382.000 100,0 497 10.829,00 
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L a n d ­
kre is /kre is­
fre ie S tadt 

Jahr F ö r d e r s u m m e 
A u s z a h l u n g in 
D M 

3 r o g r a m m Branche Anteil des 
Wirtschaftszw. 
am Fördervol. 
nsg. im Lk(1) 

g e s . A r b e i t s ­
plätze 

Fördervol. pro 
gesicherten 
Arbeitsplatz 

Po tsdam-Mi t te lmark 

1997 400.000 USI Ernährungsge­
werbe 

6,1 57 

1997 701.000 LISI Baugewerbe 32,4 54 

1997 100.000 LISI Handelsvermitt­
lung 

1,5 15 

1998 200.000 LISI Baugewerbe 14 

1998 705.000 KONSI H.v. Metaller­
zeugnissen 

13,7 45 

1999 200.000 LISI H.v. Metaller­
zeugnissen 

17 

1999 460.000 LISI Rundfunk, 
Femsehen 

7,0 50 

1999 1.230.000 LISI Baugewerbe 164 

1999 1.100.000 KONSI Kraftfahrzeug­
handel 

16,7 58 

1999 480.000 KONSI Nachrichten­
übermittlung 

7,4 

2000 1.000.000 KONSI H.v. Geräten der 
Elektriz.-erzeugg 

15,2 50 

Insgesamt 6.576.000 100,0 532 12.360,90 

Prignitz 

1997 140.000 LISI Holzgewerbe 2,6 5 

1997 80.000 LISI H.v. Metaller­
zeugnissen 

10,8 7 

1997 200.000 KONSI H.v. Metaller­
zeugnissen 

22 

1998 760.000 KONSI Holzgewerbe 14.1 21 

1999 300.000 LISI H.v. Metaller­
zeugnissen 

29 

1999 330.000 LISI Maschinenbau 6.1 18 

1999 300.000 LISI Baugewerbe 16,4 15 

2000 2.000.000 LISI Ernährungsge­
werbe 

37.0 38 

2000 700.000 LISI Gummi- und 
Kunststoff 

13.0 40 

2000 590.000 LISI Baugewerbe 94 

Insgesamt 5.400.000 100,0 289 18.685,10 
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Land­
kreis/kreis­
freie Stadt 

Jahr Fördersumme 
Auszahlung in 
DM 

Programm Branche Anteil des 
Wirtschaftszw. 
am Fördervol. 
insg. im Lk(1) 

ges. Arbeits­
plätze 

Fördervol. pro 
gesicherten 
Arbeitsplatz 

S p r e e -
N e i ß e 

1997 1.000.000 LISI Textilgewerbe 40,9 25 

1997 150.000 LISI Holzgewerbe 1,5 26 

1997 3.000.000* KONSI Maschinenbau 30,7 159 

1997 400.000 KONSI Bekleidungsge­
werbe 

4.1 49 

1997 3.000.000 KONSI Textilgewerbe 108 

1999 2.000.000 KONSI Baugewerbe 22,8 245 

2000 210.000 KONSI Baugewerbe 15 

Insgesamt 9.760.000 100,0 627 15.566,20 

T e l t o w - F l ä m i n g 

1997 624.000 LISI Baugewerbe 74,0 72 

1997 200.000 KONSI Bekleidungsge­
werbe 

10,4 33 

1997 150.000 KONSI H.v. Möbel, 
Schmuck 

7,8 18 

1997 400.000 KONSI Baugewerbe 84 

1999 400.000 LISI Baugewerbe 48 

2000 150.000 LISI Handelsvermitt­
lung 

7,8 8 

Insgesamt 1.924.000 100,0 263 7.315,60 

U c k e r m a r k 

1997 900.000 LISI Baugewerbe 72,8 45 

1998 995.000 KONSI Baugewerbe 93 

1999 70.000 LISI H.v. Metaller­
zeugnissen 

2.5 8 

1999 700.000 LISI Recycling 24.7 54 

1999 160.000 LISI Baugewerbe 10 

Insgesamt 2.825.000 100,0 210 13.452,40 

Erläuterungen: *=mehrere Zusagen in der entsprechenden Branche ; (1) Anteil in der jeweiligen Branche aufsummiert, falls mehrere 
Zusagen in einer Branche im Beobachtungszeitraum 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben der Investitionsbank Brandenburg, Datenbank 
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Tab. A15: (Ausgewählte) Branchenzuordnung zu Dienst le istungsarten und 
Verarbei tendem Gewerbe entsprechend der Systemat ik der 
Klassif ikation der Wirtschaftszweige Ausgabe 1993 (WZ 93) v o m 
Statist ischen Bundesamt (zur Er läuterung der Tabel le A14 und 
Abbi ldungen in den Kapiteln 4.2.3 und 5.2.3) 

WZ 93 Abteilung nach Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93) 

Produktionsorientierte Dienstleistungen 

70 Grundstücks- und Wohnungswesen 

72 Datenverarbeitung und Datenbanken 

93 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 

Konsumorientierte Dienstleistungen 

92 | Kultur, Sport und Unterhaltung 

Distributive Dienstleistungen 

50 Kraftfahrzeughandel, Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen, Tankstellen 

51 Handelsvermittlung und Großhandel 

52 Einzelhandel, Reparatur von Gebrauchtgütern 

60 Landverkehr, Transport in Rohrfernleitungen, Schifffahrt 

63 Hilfs- und Nebentätigkeiten 

64 Nachrichtenübermittlung 

Verarbeitendes Gewerbe 

15 Ernährungsgewerbe 

DB Textil- und Bekleidungsgewerbe 

17 Textilgewerbe 

18 Bekleidungsgewerbe 

DD Holzgewerbe 

DE Verlags-, Druckgewerbe, Vervielfältigung 

DG chemische Industrie 

DH H.v. Gummi- und Kunststoffwaren 

DI Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung v. Steinen und Erden 

DJ Metallerzeugung u. -bearbeitung, H.v. Metallerzeugnissen 

27 Metallerzeugung u. -bearbeitung 

28 H.v. Metallerzeugnissen 

DK Maschinenbau 

31 H.v. Geräten der Elektriz.-erzeugung, -Verteilung 

32 Rundfunk, Fernseh- und Nachrichtentechnik 

33 Medizin-, Mess-, Steuer- u. Regelungstechnik, Optik 

DM Fahrzeugbau 

34 H.v. Kraftwagen und Kraftwagenteil 

35 sonst. Fahrzeugbau 

36 H.v. Möbeln, Schmuck, Musikinstrumente, Sportgeräten usw. 

37 Recycling 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Systematik für Wirtschaftszweige W Z 1993, Zuordnung der 
Dienstleistungsarten auf der Basis der W Z BA (Bundesanstalt für Arbeit) 1993 
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Tab. A16: Anzahl der Anträge und Fördervolumen des Liquiditätssiche-
rungsprogramms und des Konsol idierungsfonds in Branden-
burg (1997 - 2000) 

L a n d k r e i s / 
k r e i s f r e i e S t a d t 

A n z a h l d e r 
Z u s a g e n 

F ö r d e r s u m m e 
i n s g e s a m t i n D M 

D u r c h s c h n i t t l . 
F ö r d e r s u m m e i n D M 

Brandenburg 3 7.012.000 2.337.333 

Cottbus t 999.000 999.000 

Frankfurt/Oder 3 1.800.000 600.000 

Potsdam 12 9.447.000 787.250 

Barnim 9 13.791.000 1.532.333 

Dahme-Spreewald 7 2.735.000 390.714 

Elbe-Elster 16 9.257.000 578.563 

Havelland 16 12.686.000 792.875 

Märkisch-Oderland 14 8.780.000 627.143 

Oberhavel 10 6.381.000 638.100 

Oberspreewald-

Lausitz 

3 1.597.000 532.333 

Oder-Spree 11 6.616.000 601.455 

Ostprignitz-Ruppin 10 5.382.000 538.200 

Potsdam-Mittelmark 14 6.576.000 469.714 

Prignitz 12 5.400.000 450.000 

Spree-Neiße 7 9.760.000 1.394.286 

Teltow-Fläming 10 1.924.000 192.400 

Uckermark 4 2.825.000 706.250 

I n s g e s a m t 1 6 2 1 1 2 . 9 6 8 . 0 0 0 6 9 7 . 3 3 3 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben der InvestitionsBank Brandenburg, 
Datenbank 
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T a b . A 1 7 : G e n e h m i g u n g e n d e r B ü r g s c h a f t s b a n k B r a n d e n b u r g i n T a u s e n d 
D M ( 1 9 9 7 - 2 0 0 0 ) 

A n t r ä g e K r e d i t 
i n T D M 

B ü r g s c h a f t 
i n T D M 

g e s i c h e r t e / n e u e 
A r b e i t s p l ä t z e 

B r a n d e n b u r g a n d e r H a v e l 4 9 2 3 . 6 8 7 1 8 . 8 0 3 7 2 4 

Einzelhandel 6 1.707 1.241 

Freie Berufe 6 1.695 1.356 
Gartenbau 2 1.947 1.558 
Großhandel 4 1.507 1.183 
Handwerk 13 7.618 6.095 
Industrie 7 3.064 2.451 
übrige Gewerbe 10 5.044 4.035 
Verkehr 1 1.106 885 

C o t t b u s , S t a d t 4 2 2 5 . 3 4 6 2 0 . 0 2 0 7 1 2 

Einzelhandel 6 1.246 997 
Freie Berufe 13 3.458 2.766 
Großhandel 4 3.978 3.032 
Handwerk 8 5.262 4.209 
Industrie 5 6.992 5.567 
übrige Gewerbe 6 4.410 3.448 

F r a n k f u r t ( O d e r ) , S t a d t 2 4 1 7 . 8 7 1 1 3 . 6 0 4 5 8 1 

Einzelhandel 3 2.282 1.825 
Freie Berufe 4 2.851 1.755 
Großhandel 1 120 96 
Handwerk 11 6.275 5.020 
Industrie 1 1.678 1.175 
Übrige Gewerbe 4 4.666 3.733 

P o t s d a m , S t a d t 1 2 4 5 6 . 5 7 4 4 4 . 0 2 6 1 . 1 6 1 

Einzelhandel 26 5.362 4.208 
Freie Berufe 16 4.936 3.429 
Gartenbau 2 700 560 
Gastgewerbe 9 5.579 4.464 
Großhandel 5 3.941 3.153 
Handwerk 27 7.158 5.656 
Industrie 3 800 640 
übrige Gewerbe 33 25.498 19.936 
Verkehr 3 2.600 1.980 

B a r n i m 3 1 1 9 . 8 1 6 1 4 . 9 8 3 4 6 5 

Einzelhandel 6 2.195 1.756 
Freie Berufe CO

 

1.656 1.145 

Gartenbau 2 670 536 

Gastgewerbe 2 2.100 1.680 
Großhandel 1 1.175 823 
Handwerk 7 1.579 1.263 
Industrie 7 9.932 7.372 
übrige Gewerbe 3 510 408 
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Anträge Kredit 
in T D M 

Bürgschaft 
in T D M 

gesicherte/neue 
Arbeitsplätze 

Dahme-Spreewald 64 40.919 29.852 1.259 
Einzelhandel 14 4.510 3.608 
Freie Berufe 6 1.350 1.080 
Gastgewerbe 2 309 225 
Großhandel 1 761 609 
Handwerk 14 8.990 7.000 
Industrie 10 16.878 11.062 
übrige Gewerbe 16 7.720 5.948 
Verkehr 1 400 320 

Elbe-Elster 69 46.056 36.023 2.124 
Einzelhandel 7 2.533 1.826 
Freie Berufe 1 1.100 880 
Gartenbau 1 180 144 
Gastgewerbe 2 863 611 
Großhandel CO

 

4.815 3.852 
Handwerk 23 12.115 9.638 
Industrie 19 20.558 15.959 
übrige Gewerbe 6 3.611 2.889 
Verkehr 2 280 224 

Havelland 55 21.857 17.047 679 
Einzelhandel 9 2.458 1.966 
Freie Berufe 5 771 617 
Gartenbau 1 1.008 806 
Großhandel 2 1.213 971 
Handwerk 17 5.790 4.502 
Industrie 15 9.615 7.405 
übrige Gewerbe 4 683 546 
Verkehr 2 318 233 

Märkisch-Oderland 56 30.067 23.397 1.274 
Einzelhandel CO

 

4.833 3.574 
Freie Berufe 6 1.074 859 
Gastgewerbe 1 144 115 
Großhandel 9 7.887 6.164 
Handwerk 15 4.150 3.201 
Industrie 9 9.032 7.126 
übrige Gewerbe 7 2.775 2.220 
Verkehr 1 172 138 
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Anträge Kredit 
in TDM 

Bürgschaft 
in T D M 

gesicherte/neue 
Arbeitsplätze 

Oberhavel 76 37.581 29.411 835 
Einzelhandel 15 6.326 5.061 
Freie Berufe 10 2.283 1.826 
Gastgewerbe 3 843 674 
Großhandel 4 1.079 863 
Handwerk CO

 

9.424 6.889 
Industrie 8 4.361 3.489 
übrige Gewerbe 16 13.095 10.472 
Verkehr 1 170 136 

Oberspreewald-Lausitz 74 41.066 32.008 1.514 
Einzelhandel 10 5.640 4.350 
Freie Berufe 4 698 558 
Gastgewerbe 10 3.222 2.548 
Großhandel 2 1.500 1.100 
Handwerk 19 6.300 4.869 
Industrie 17 13.644 10.632 
übrige Gewerbe 9 9.017 7.114 
Verkehr 3 1.045 836 

Oder-Spree 50 24.242 19.041 1.047 
Einzelhandel 8 1.772 1.418 
Freie Berufe 5 1.096 849 
Gartenbau 2 210 168 
Gastgewerbe 2 653 522 
Großhandel 1 125 100 
Handwerk 15 7.389 5.715 
Industrie 7 5.841 4.550 
übrige Gewerbe 8 6.819 5.450 
Verkehr 2 337 270 

Ostprignitz-Ruppin 42 28.895 22.632 907 
Einzelhandel 

co 4.281 3.275 
Freie Berufe 2 509 407 
Gastgewerbe 2 432 324 
Großhandel 2 1.560 1.248 
Handwerk 5 2.086 1.669 
Industrie 13 12.897 10.173 
übrige Gewerbe 00

 

6.945 5.404 
Verkehr 2 184 132 

Potsdam-Mittlelmark 130 62.530 48.761 1.333 

Einzelhandel 26 9.511 7.532 
Freie Berufe 11 1.792 1.433 
Gartenbau 

CD
 2.775 2.220 

Gastgewerbe 4 3.899 2.956 
Großhandel 7 1.280 1.024 
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A n t r ä g e K r e d i t 
i n T D M 

B ü r g s c h a f t 
i n T D M 

g e s i c h e r t e / n e u e 
A r b e i t s p l ä t z e 

Handwerk 30 17.072 13.268 
Industrie 10 6.050 4.840 
übrige Gewerbe 32 19.265 14.779 
Verkehr 4 885 708 

P r i g n i t z 3 7 2 2 . 4 9 2 1 7 . 4 1 3 4 2 8 

Einzelhandel 3 820 656 
Freie Berufe 5 1.074 859 
Gartenbau 1 505 404 
Gastgewerbe 1 224 179 
Großhandel 1 515 412 
Handwerk 14 6.686 4.971 
Industrie 8 10.124 7.918 
übrige Gewerbe 3 2.395 1.916 
Verkehr 1 150 98 

S p r e e - N e i ß e 4 8 2 5 . 2 3 7 1 9 . 8 7 4 8 5 0 

Einzelhandel 6 2.337 1.869 
Freie Berufe 5 1.434 1.147 
Gartenbau 1 500 400 
Gastgewerbe 1 550 495 
Großhandel 3 746 597 
Handwerk 17 8.745 6.625 
Industrie 12 9.950 7.960 
übrige Gewerbe 3 976 781 

T e l t o w - F l ä m i n g 9 8 4 7 . 0 7 8 3 5 . 3 1 2 1 . 3 1 3 

Einzelhandel 8 1.463 1.170 
Freie Berufe 8 1.716 1.373 
Gartenbau 3 1.000 760 
Gastgewerbe 1 133 106 
Großhandel 2 440 352 
Handwerk 33 12.899 10.147 
Industrie 22 17.351 12.449 
übrige Gewerbe 19 11.155 8.217 
Verkehr 

CM
 922 738 

U c k e r m a r k 3 7 1 5 . 0 2 3 1 1 . 9 7 9 3 9 1 

Einzelhandel 6 1.605 1.284 

Freie Berufe 1 550 440 

Gastgewerbe 5 969 775 

Handwerk 11 3.895 3.116 

Industrie 00
 

5.526 4.381 
übrige Gewerbe 5 2.436 1.948 
Verkehr 1 44 35 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben der Bürgschaftsbank Brandenburg 
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Tab. A18: Einsatzorte von Senior-Experten-Service in Brandenburg (1997 
1999) 

Jahr Ort 

1997 Bernau Potsdam 

Eichwalde Wittenberge 

Altglietzen Wusterwitz 

Königswusterhausen Vehlow 

Mildenberg Wittstock 

Markendorf Tschnitz 

Forst Zeesen 

Dahme Freidorf 

Schönermark Rathenow 

Frankfurt/Oder Golzow 

1998 Herzberg Potsdam (2) 

Senftenberg Rathenow (2) 

Teltow Zossen 

Jüterborg Schönermark 

Königswusterhausen Blossin 

Wiesenburg Blankenburg 

Vehlow (2) Wittstock 

Groß Kreutz Lauchhammer 

Schenkendorf Passow 

Mildenberg Fehrbellin 

Prignitz 

1999 Potsdam (3) Schwedt (2) 

Calau Dabendorf 

Letschin (2) Hosena 

Henningsdorf Strausberg 

Frankfurt (Oder) (2) Brandenburg 

Rathnow (2) Blankenburg 

Burg Wittstock 

Wildau Nauen 

Luckenwalde Schmerkendorf 

Klein Gaglow Beizig 

Werneuchen Vehlow (2) 

Quelle: Senior-Experten-Service, Datenbank 
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Tab. A19 : Einsatzorte, Art der Beratungen und Branchenzugehörigkei t des 
beratenen Unternehmens der Projekte v o m Senior-Experten-
Service in Brandenburg (2000) 

Jahr Ort Art der 
Beratung 

Branchen­
zugehörig­
keit 

Ort Art der 
Beratung 

Branchen­
zugehörigkeit 

2000 Brandenburg Betrieb­
sorganisa­
tion 

Umwelt- und 
Abfallwirt­
schaft 

Perleberg Finanzwesen/ 

Marketing 

Textilgewerbe 

Teltow Vertrieb Dienstleistung Hennings­
dorf 

Organisation Dienstleistung 

Neu Fahrland Betrieb­
sorganisa­
tion 

Handel Potsdam Sanierung Wirtschafts- u. 
Berufsorganisa­
tion 

Nauen Betrieb­
sorganisa­
tion 

Dienstleistung Frankfurt 
(Oder) 

Ver­
trieb/Marketin 
9 

Holzgewerbe 

Potsdam Betrieb­
sorganisa­
tion 

Handel Velten Marketing Kunststoffver­
arbeitung 

Quelle: Senior-Experten-Service, Datenbank 
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BEISPIELE FÜR GESPRÄCHSLEITFÄDEN 
A) Gesprächsleitfaden für das Bundeswirtschaftsministerium (1996) 

1 . Einschätzung der wirtschaftlichen Lage in Ostdeutschland und in den einzelnen 
Bundesländern: 

• Engpässe(differenziert nach Bundesländern) 
• Entwicklungsperspektiven (differenziert nach Bundesländern) 

2 . Programme: 

=> Welche sind aus Ihrer Sicht und angesichts der festgestellten Engpässe die bedeutsam­
sten/wichtigsten Programme? 

• Konsolidierungsfonds (wichtiges Programm) 
• Beteiligungsfonds-Ost (wichtiges Programm) 
• Sonstige 
• Programme der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
• Programme der Deutsche Ausgleichsbank 

Merkposten: Bewertung aus strukturpolitischer Sicht 
=> Bewertung nach finanzieller Ausstattung 
=> Bewertung nach Inanspruchnahme 
=> (Erfolg) Messung? 

=> Warum ist der Konsolidierungsfonds entwickelt worden? Auf welche Initiative hin? Wie 
funktioniert er? Welche Mittel wurden bereitgestellt? 

=> Warum ist der Beteiligungsfonds Ost entwickelt worden? Auf welche Initiative hin? Wie 
funktioniert er? Welche Mittel wurden bereitgestellt? 

=> Gibt es Brüche in Adressatengruppen (Branchen, Betriebsgrößen, Funktionsgruppen), 
Strategieänderungen? 

=> Gibt es konkrete Planungen für neue Programme? Wenn ja, worauf zielen sie ab? Wenn 
nein: warum nicht? 

3. Zusammenarbeit Bund/ EU und Bund/ Land: 

=> Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit zwischen EU und Bund (Einschränkungen durch 
Beihilferegelungen)? 

=> Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern? 

=> Ist ein Rückzug des Bundes aus diesem Politikfeld zu konstatieren? 

4. Akteursebene: 

=> Welche Akteure sind an der Politik beteiligt? Mit welcher Funktion? 

=> Welche Rolle spielen die Bundeskreditinstitute? 

=> Welche Rolle spielt die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben? 
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5. Bewertung der Länderpolit iken: 

=> Gibt es wesentliche Unterschiede in Bezug auf die Länderkonzepte im Rahmen des 
Konsolidierungsfonds? Wenn ja: Inwiefern? 

=> Gibt es eine Politik, die sie als besonders innovativ einschätzen? 

=> Existiert eine Arbeitsteilung zwischen Bund und Ländern? Wenn ja: Inwiefern? 

=> Werden die Anforderungen an die Länder steigen? 

=> In einigen Ländern werden Bürgschaften über Kabinettsbeschlüsse vergeben: 

=> Wie sichern sich Länder gegen Risiken ab? 

=> Existiert beim Bund ähnliches? 

6. Beteil igungsgesellschaften: 

=> Managementbeteiligungsgesellschaften: Ist ihre Aufgabe allein auf Managementunterstüt­
zung oder auch auf Kapitalhilfen ausgerichtet? 

=> Ist die Existenz dieser Organisationen zeitlich befristet? 

=> Staatliche Kapitalbeteiligungsgesellschaften - wie funktionieren sie? 

7 . Auffanggesellschaften: 

=> Wie funktionieren sie? Welche Rolle spielt die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben dabei? 

Spezifische Fragen in Bezug auf Deutsche Ausgleichsbank und Kreditanstalt für 
Wiederaufbau 

1 . Erklärende Infos zu den einzelnen Programmen: Eigenkapitalergänzungsprogramm, 
wichtige Programme von der Kreditanstalt für Wiederaufbau) 

=> Was wird gefördert? (tatsächlich tragfähiges Konzept?) 

=> Was ist Bemessungsgrundlage? 

=> Was wird gefördert? Laufende oder geplante Investitionen 

2 . Inwieweit werden Existenzgründungsprogramme zur Konsolidierung genutzt? 

3. Zusammenarbei t zwischen den Bundeskreditinstituten: 

=> Gibt es eine Arbeitsteilung? Wenn ja: Inwiefern? Wenn nein: warum nicht? 

=> Wer legt fest, wer welches Programm betreut? 

=> Woher kommt das Geld für die einzelnen Programme? 
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4 . Deutsche Ausgleichsbank Projekt: Runde Tische: 

=> Wie funktionieren sie? (Erfolge, Probleme, Sind auch Gewerkschaften mitinbegriffen?) 

5. Beratungszentren: 

=> Was ist das? Wie funktionieren sie? Welche Aufgabe haben sie? 

B) Gesprächsleitfaden für die Länderministerien (1996) 

1 . Wirtschaftliche Lage des Bundeslandes: 

=> Wie würden Sie die wirtschaftliche Lage ihres Bundeslandes einschätzen? 

• Engpässe innerhalb der Wirtschaft 

• Dominanz von einzelnen Wirtschaftsbereichen 

• Entwicklungsperspektiven 

• Betriebsschließungen seit der Wiedervereinigung (Entwicklung, Veränderungen 
seit der Wiedervereinigung) 

2 . Programmebene: 

=> Einstiegsfrage: Was macht das Land, wenn ein Unternehmen in Schwierigkeiten 
gerät? 

=> Welche Programme stehen den Krisenunternehmen zur Verfügung? 

=> Welche sind aus Ihrer Sicht und angesichts der festgestellten Engpässe die bedeutsam­
sten/wichtigsten Programme?(begründen lassen) 

=> Welche Rolle spielen landeseigene Programme? 

• Bewertung der Programme nach finanzieller Ausstattung 

• Bewertung der Programme nach Inanspruchnahme 

• (Erfolg) Messung? 

=> Welche Rolle spielen Bundesprogramme? 

• Bewertung der Programme aus strukturpolitischer Sicht 

• Bewertung der Programme nach finanzieller Ausstattung 

• Bewertung der Programme nach Inanspruchnahme 

• (Erfolg) Messung? 

=> Bitte schildern sie kurz die Entwicklung und Entstehungsgeschichte der einzelnen 
Programme? 
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Merkposten: Die einzelnen für Krisenunternehmen bedeutsamen Programme nach 

• Förderart 

• Voraussetzungen 

• Fördermodalitäten 

• Auflagen 

• Besonderheiten 

• Bewilligungsverfahren 

• Ausstattung 

• Abrufquote 

• Erfolge 

• Zukunftsaussichten 

• Bewilligungsinstitutionen 

durchgehen. 

==> Bitte geben Sie uns Einschätzung des Programms? 

=> Ist die Förderung gebunden an ein Coaching-Programm oder ähnliches? 

=> Hat das Bundesland ein eigenes Beratungsprogramm? Ist es eventuell an die anderen 
Programme gekoppelt? 

=̂ > Gibt es ein Programm eines anderen Bundeslandes (West oder Ost), das sie für überneh-
menswert hielten, es aber aus welchen Gründen auch immer nicht möglich ist? Oder ist die 
„Übernahme" konkret geplant? 

=> Gibt es Brüche in Adressatengruppen (Branchen, Betriebsgrößen, Funktionsgruppen), 
Strategieänderungen? 

=> Gibt es konkrete Planungen für neue Programme? Wenn ja, worauf zielen sie ab? Wenn 
nein: warum nicht? 

=> Was würden Sie tun, wenn Sie jetzt in die glückliche Lage versetzt würden, auf die Höhe 
der Subventionierungen nicht schauen zu müssen? 

3. Akteursebene: 

=> Wer ist zuständig in Ihrem Haus für Krisenunternehmen? 

=> Was für Aufgaben obliegen den Referaten/Abteilungen? 

=> Wer ist konkret zuständig für Krisenunternehmen? 

=> Was wird für die Krisenunternehmen getan? 

=> Wie läuft das Prozedere genau ab? 

=> Welche Personen/Institutionen/Akteure werden in den gesamten Prozess miteinbezogen? 

=> Bitte bringen Sie etwas Licht in das Dickicht der verschiedenen Institutionen? 

• Landesförderinstitute 
• Landesbanken 
• Bürgschaftsbanken 
• Mittelst. Beteiligungsgesellschaften 
• C&L Treuarbeit Deutsche Revision 
• Gibt es noch weitere Institutionen die an der Sanierung und Konsolidierung von Krisen-

unternehmen beteiligt sind? 
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